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Editorial 

Budget, Betriebe und Beschäftigung 

Im Vergleich mit fast allen anderen Industriestaaten und ge­
messen durch Arbeitslosenquoten, die nach internationalen 
Regeln erhoben und errechnet werden, gibt es kaum Länder 
mit einer günstigeren Arbeitsmarktsituation als Österreich. 
Gemessen an den Beträgen, die die Österreicher und Österrei­
eherinnen zur Finanzierung von Arbeitslosigkeit und Nichter­
werbstätigkeit aufbringen müssen, sind Probleme, die mit 
dem Arbeitsmarkt in Zusammenhang stehen, offenbar so groß, 
daß daran eine Regierung gescheitert ist. 

Widersprüchliche und komplexe Sachverhalte am Arbeits­
markt werden in der tagespolitischen Diskussion auf Miß­
brauch in allen nur denkbaren Ausformungen reduziert. 
Demographische, strukturelle, wirtschaftliche und soziale 
Veränderungen werden viel weniger beachtet und kaum eine 
sachliche Auseinandersetzung findet mit den - oft unbeab­
sichtigten - Arbeitsmarktkonsequenzen von Wirtschafts- und 
sozialpolitischen Maßnahmen statt. Auswirkungen politischer 
Entscheidungen auf die Erwerbstätigkeit der Österreicher 
können zwar nicht säuberlich vom Einfluß anderer Faktoren 
getrennt werden, müssen in Zukunft aber sicher stärker als 
bisher in die Konzeption wirtschaftspolitischer Maßnahmen 
einfließen. Politisches Handeln verändert Arbeitsmarktchan­
cen von Menschen und deren Arbeitsmarktverhalten. Er­
wünschte Veränderungen sollten gefördert, unerwünschte 
nicht verstärkt werden. Eine Analyse ablaufender Prozesse 
und die Evaluierung von Ergebnissen könnte die Auseinan­
dersetzung über anzustrebende Ziele und geeignete Maßnah­
men objektivieren. 

Arbeitsmarktindikatoren für die hier angestellten Überle­
gungen sind: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, Nichterwerbs­
tätigkeit, Arbeitseinkommen und Transfereinkommen. Für 
die Analyse von Prozessen müssen Statusveränderungen 
(Übergänge) beschrieben und Verhaltensweisen klassifiziert 
werden, wobei willkürliche Abgrenzungen und Gruppenbil­
dungen manchmal unvermeidbar sind. Es muß daher in jedem 
Fall überprüft werden, welche Schlußfolgerungen ein Indika­
tor zuläßt und in welchen Bereichen er Politikern als Ent­
scheidungsgrundlage dienen kann. Ein Beispiel: Die Abgren­
zung zwischen erwerbstätig (beschäftigt und arbeitslos) und 
nichterwerbstätig bestimmt die Höhe der ausgewiesenen Ar­
beitslosigkeit. Gilt als beschäftigt, wer eine Stunde in der Er-
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hebungswache gearbeitet hat (ILO-Konvention), dann werden 
naturgemäß viel weniger Leute als arbeitslos gezählt als das 
Arbeitsmarktservice Arbeitslose registriert hat. Denn Arbeits­
lose dürfen ganz legal ein geringfügiges Arbeitseinkommen 
erzielen, welches wesentlich höher ist als das Entgelt für eine 
Stunde Arbeit. Für die Beurteilung der materiellen Lebens­
umstände von Menschen ist wichtiger zu wissen, ob das erziel­
te Arbeitseinkommen für eine angemessene Lebenshaltung 
ausreicht, was bei einer Wochenarbeitszeit von einer Stunde 
kaum je der Fall sein dürfte. 

Arbeitsmarktchancen ergeben sich aus der Nachfrage nach 
Arbeitskräften und das Arbeitsmarktverhalten bestimmt das 
Arbeitskräfteangebot. Angebot und Nachfrage am Arbeits­
markt sind nicht unabhängig voneinander, bei großer Nach­
frage werden zuvor Nichterwerbstätige mobilisiert, in der 
Krise schrumpft das Arbeitskräfteangebot. Auf Grund dieses 
Zusammenhanges wirkt sich politisches Handeln immer ange­
bots- und nachfrageseitig aus. Noch ein Beispiel: Es ist sehr 
schwer eindeutig festzustellen, ob jemand teilzeitbeschäftigt 
ist, weil sie familiäre Verpflichtungen und Berufstätigkeit in 
dieser Form verbinden will oder weil der Handel nur für die 
Stoßzeiten zusätzliche Verkäuferinnen beschäftigt. Ebenso 
kann jemand teilzeitbeschäftigt sein, weil es ihm unmöglich 
war Vollzeitarbeit zu finden oder aber, weil er als gesuchter 
Spezialist auch so ganz gut leben kann. 

Aus der Zahl der Beschäftigten und der jeweiligen Arbeits­
zeit resultiert ein bestimmtes Arbeitsvolumen. Beschäftigten­
zahl und Arbeitszeit wurden in den letzten Jahren nachhaltig 
durch Gesetze und politische Maßnahmen verändert. Früh­
pensionierungen reduzieren die Beschäftigtenzahl, gleichzei­
tig wird die Lebensarbeitszeit verkürzt .  Ein zusätzliches Ka­
renzjahr entzieht dem Arbeitsmarkt 50 .000 bis 60 .000 zumeist 
weibliche Arbeitskräfte und senkt deren Lebensarbeitszeit. 

Angesichts dieser Zusammenhänge ist es erklärungsbe­
dürftig, warum eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit zur 
Verringerung des Arbeitsvolumens wesentlich weniger Zu­
stimmung findet als eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit. 
Ein Argument gegen die Herabsetzung der wöchentlichen Ar­
beitszeit waren immer die Kosten einer solchen Maßnahme für 
die Betriebe. Vorgezogene Pensionierungen haben den Betrie­
ben zumeist keine zusätzlichen Kosten verursacht, sondern 
durch die Verringerung und Verjüngung des Personalstandes 
Kosten erspart. Bezahlt haben die Rechnung über die Pen­
sionsversicherung alle mit ihren Sozialversicherungsbeiträ­
gen und Steuern. Erleichtert wurde ein i11"11er früherer Rück­
zug ins Pensionistendasein - ohne finanziellen Beitrag der Be­
triebe wie in anderen Ländern - durch den schon seit Jahr-
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zehnten möglichen Pensionsantritt mit 60 bzw. 55 Jahren bei 
langer Versicherungsdauer. Bei ihrer Einführung war diese 
Regelung eine soziale Errungenschaft und es sollten noch vie­
le Jahre vergehen, bevor die meisten Leute in einer vollbe­
schäftigten Wirtschaft so lange Versicherungszeiten erwerben 
konnten. Vielen Frauen hat der Gesetzgeber durch die An­
rechnung von Kindererziehungszeiten dazu verholfen. Durch 
den Verlust vieler Arbeitsplätze in allen Wirtschaftsbereichen 
im Zusammenwirken mit der Demographie, konkret den ge­
burtenstarken Jahrgängen der frühen vierziger Jahre, ist nun­
mehr daraus eine große und wachsende Belastung öffentlicher 
Kassen entstanden. 

Es ist unbestritten, daß strukturelle Veränderungen des 
Pensionsversicherungssystems notwendig sind. Ein Anstieg 
der durchschnittlichen Lebenserwartung ist unvereinbar mit 
einem Rückgang des durchschnittlichen Pensionsanfallsal­
ters, will man nicht das gesamte System in Frage stellen. Im 
Gegensatz zum gesetzlichen Pensionsalter ist das tatsächliche 
Pensionsantrittsalter nicht einfach festsetzbar, weil es sich 
aus dem Verhalten von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, so­
wie aus der öffentlichen Förderung oder Duldung eines be­
stimmten Verhaltens ergibt. Bei unverändertem gesetzlichen 
Pensionsalter ist das durchschnittliche Pensionszugangsalter 
in den letzten zwanzig Jahren bei den Alterspensionen um 
zwei, bei den Pensionen wegen geminderter Erwerbsfähigkeit 
um vier Jahre gesunken. Der Zusammenhang mit einer sin­
kenden Nachfrage nach älteren Arbeitskräften ist unüberseh­
bar. Bis jetzt allerdings hat die Diskussion über das zu frühe 
Ausscheiden aus dem Arbeitsleben vor allem zu Verunsiche­
rungen geführt und den Bezug einer Frühpension in die Nähe 
des Mißbrauchs sozialer Leistungen gerückt. Die Unsicherheit 
über zukünftige Bedingungen für einen vorzeitigen Pensions­
antritt (Alter, Versicherungsdauer, Pensionshöhe), läßt es vie­
len geraten erscheinen, eine schon bestehende Möglichkeit 
zum Pensionsantritt auf jeden Fall auszunützen. Diese Vor­
zieheffekte werden im nächsten Jahr jeder Neuregelung viel 
von ihrer Wirksamkeit nehmen. 

Nicht alle Menschen planen ihre Berufstätigkeit zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu beenden. Allerdings wurden 
in den vergangeneu Jahren zusätzliche Anreize gesetzt und 
Druck ausgeübt, um ihr Arbeitsmarktverhalten in diese Rich­
tung zu lenken. Seit über 15 Jahren hat man überall dort , wo 
Nachfragerückgänge Produktionseinschränkungen erforder­
ten und Rationalisierungen zur Produktivitätssteigerung an­
gesagt waren, den Älteren nahegelegt, die nunmehr knappen 
Arbeitsplätze den Jüngeren zu überlassen. Und einmal ar­
beitslos geworden führte und führt für die meisten älteren 
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Menschen - wobei immer jüngere Menschen als älter gelten ­
kein Weg mehr zurück in den Arbeitsprozeß. Nach einem un­
ter wechselnden Bezeichnungen verlängerten Bezug von Ar­
beitslosenunterstützung wird letztlich eine Alterspension we­
gen Arbeitslosigkeit oder wegen verminderter Arbeitsfähig­
keit gewährt. Gesundheitliche Beeinträchtigungen, die kein 
Hindernis gewesen wären bis zur Erreichung des Pensionsal­
ters zu arbeiten, werden zur unüberwindbaren Hürde, wenn 
ein neuer Arbeitsplatz gesucht werden muß. Arbeitsplätze im 
öffentlichen Bereich sind am besten abgesichert und hier ist 
das durchschnittliche Pensionsantrittsalter am niedrigsten. 
Die vorgezogene Pensionierung ist hier offenbar auch ein Weg, 
notwendige Umstrukturierungen im Arbeitskräfteeinsatz 
durchzuführen. Nicht mehr benötigte Beamte werden pensio­
niert, für neue Aufgaben werden junge Arbeitskräfte neu ein­
gestellt. 

Es soll keineswegs behauptet werden, daß Frühpensionisten 
generell ihr Arbeitsleben nur widerwillig beendet haben. Vie­
le genießen die Befreiung von den Zwängen des Arbeitslebens 
oder verwenden die gewonnene Freizeit für gesellschaftlich 
nützliche, unbezahlte Tätigkeiten. Sie jetzt für die hohen Ko­
sten der Nichterwerbstätigkeit älterer Menschen verantwort­
lich zu machen und ihnen die Rechnung zu präsentieren, kann 
nicht akzeptiert werden, nachdem zuvor alles getan wurde, 
um sie zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu ermuntern. 
Fest steht, daß der mit Frühpensionierungen eingeschlagene 
Weg der Reduktion des Arbeitsvolumens nicht fortsetzbar ist. 
Daher muß durch die Schaffung von Arbeitsplätzen die Not­
wendigkeit zum Ausscheiden aus dem Arbeitsprozeß verrin­
gert oder eine finanzierbare Form für die Verringerung des 
Arbeitsvolumens gefunden werden. Um Verhaltensänderun­
gen in die erwünschte Richtung zu erleichtern, sollte weniger 
die im internationalen Vergleich überaus günstige Arbeitslo­
senquote, sondern die erschreckend niedrige Erwerbsquote 
älterer Menschen im Mittelpunkt der Diskussion stehen. Lei­
der ist es in Österreich üblich, aus Tatsachenfeststellungen so­
fort Schuldzuweisungen abzulesen, was vernünftigen Pra­
hlernlösungen nicht gerade zuträglich ist. Es muß daher aus­
drücklich betont werden, daß diese niedrigen Erwerbsquoten 
auch die Folge politischer Entscheidungen sind und das Er­
gebnis eines erwünschten und vom Staat und von vielen Un­
ternehmungen geförderten Rückzugs älterer Menschen aus 
dem Erwerbsleben. 

Die Einführung eines zweiten Karenzjahres im Jahre 1990 
hatte familienpolitische Zielsetzungen und soll die Betreuung 
kleiner Kinder durch ihre Eltern erleichtern. Die damit ver­
bundene Reduktion des faktischen Arbeitskräfteangebotes 
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war konjunkturell durchaus erwünscht. Schwierigkeiten zei­
gen sich dann, wenn die Betroffenen - in der überwiegenden 
Mehrzahl Frauen - wieder ins Berufsleben zurückkehren wol­
len. Einmal abgesehen davon, daß es nach wie vor zuwenig 
Kinderbetreuungseinrichtungen gibt, hat sich auch die Nach­
frage nach Arbeitskräften inzwischen nicht so belebt, daß es 
ein entsprechendes Stellenangebot gibt. Natürlich blieb den 
Frauen ihr Arbeitsplatz reserviert, allerdings läuft der Kündi­
gungsschutz vier Wochen nach Ende des Karenzurlaubes aus. 
Und manches Unternehmen ist überhaupt während des Ka­
renzurlaubes von der Bildfläche verschwunden. Außerdem 
waren viele Frauen vor dem Karenzurlaub arbeitslos oder 
hatten nur ein befristetes Arbeitsverhältnis. 

Für die Situation in Österreich sind die Ergebnisse eines in­
ternationalen Vergleiches der OECD bezeichnend. In den mei­
sten Ländern werden Elternurlaube umso mehr in Anspruch 
genommen, je höher die Lohnersatzquote durch ein gewährtes 
Karenzgeld ist. In Österreich ist das deutlich anders. Trotz 
niedriger Lohnersatzquote gehen viele Frauen auf Karenzur­
laub. Sowohl fehlende Kindergarten- als auch Arbeitsplätze 
können der Grund dafür sein. In beiden Fällen nichts, was im 
individuellen Entscheidungsbereich der Frauen liegt. Den­
noch kreiden manche den Bezug von Sondernotstandshilfe 
nach dem zweiten Geburtstag des Kindes Frauen als 
Mißbrauch sozialer Leistungen an. 

Gemessen an Arbeitskräfteangebot und Arbeitskraftreserve 
sind seit vielen Jahren zu wenig Arbeitsplätze geschaffen wor­
den. Steigende Beschäftigungszahlen schienen bis vor kurzem 
diese Aussage zu widerlegen, das gleichzeitige Ansteigen von 
Nichterwerbstätigkeit sowie hohe und steigende Arbeitslo­
senzahlen sprachen schon lange eine andere Sprache. Die mit­
telfristig für Österreich prognostizierten Wachstumsraten las­
sen keine Umkehr dieser Entwicklung erwarten. Die optimi­
stischeren Prognosen der EU gehen von nicht sehr realisti­
schen höheren Wachstumsraten und einem Ansteigen der Be­
schäftigungsintensität des Wirtschaftswachstums aus. 

Für eine solche Erhöhung der Beschäftigungsintensität 
wurden zwar in einem Weißbuch Pläne ausgearbeitet, es gibt 
aber nirgends Anzeichen, daß diese Pläne in die Tat umgesetzt 
werden. Alle Staaten sind für den Ausbau der europäischen 
Infrastruktur, aber kein einziger Staat und auch nicht die eu­
ropäische Staatengemeinschaft scheint den Ausbau finanzie­
ren zu können. Budgetdefizite im öffentlichen Bereich lassen 
die Bautätigkeit erlahmen und privaten Investoren dauert es 
offenbar zu lange, bevor sich diese Infrastrukturinvestitionen 
rentieren, wie sich gegenwärtig am Beispiel des Tunnels unter 
dem Ärmelkanal zeigt. 
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Sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene 
sprechen sich immer mehr Politiker für den Vorrang von Be­
schäftigungssicherung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
aus. Nach dem Abwandern von Arbeitskräften aus der Land­
wirtschaft, gehen schon seit geraumer Zeit Arbeitsplätze im 
Produktionsbereich verloren. Durch die großen Produkti­
vitätsfortschritte stellen immer weniger Arbeitskräfte die in 
den Industriestaaten nachgefragte Güterfülle her. Auch bisher 
geschützte Bereiche sind durch die fortschreitende Integration 
der Weltmärkte und den dadurch verstärkten Wettbewerb zu 
Ra tionalisierungen gezwungen, was Ar bei tspla tzverl uste 
auch im Dienstleistungsbereich bedeutet. Ersatzarbeitsplätze 
sind deswegen rar, weil die oft beschriebenen, sinnvollen neu­
en Tätigkeiten nur selten vermarktbar sind und im öffentli­
chen Bereich finanziert werden müßten. Eine aktive Rolle des 
Staates bei der direkten oder indirekten Schaffung von Ar­
beitsplätzen ist aber mit dem vielfach geforderten Rückzug 
des Staates unvereinbar. 

Die Leitlinien für erfolgreiches unternehmerisches Handeln 
haben sich ebenso geändert wie die vorherrschende Meinung 
über den zweckmäßigen Umfang staatlicher Aktivitäten. 
Schlanke Produktion (lean production) bedeutet nicht nur 
höhere Wettbewerbsfähigkeit, sondern auch ein Reduzieren 
von Belegschaften. Die Prinzipien der schlanken Produktion 
verschärften den Leistungsdruck für alle Beschäftigten. Mit 
Leerläufen werden Erholungszeiten beseitigt, mit dem Weg­
fall von Arbeitsplätzen mit geringerer Produktivität gehen 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer mit gesund­
heitlichen Beeinträchtigungen verloren. Das Leitbild des lei­
stungsstarken und voll belastbaren Arbeitnehmers unterstellt 
zum einen die exakte Meßbarkeit von Leistung und Belastung 
und ist zum anderen zutiefst inhuman, weil es für einen wach­
senden Teil des Arbeitskräftepotentials eine Erwerbstätigkeit 
zur Existenzsicherung ausschließt. 

Werden Berufsbildungs- und Weiterbildungsaktivitäten als 
nicht unmittelbar produktiv eingeschränkt, so kann aus kurz­
fristigen Kostenvorteilen sehr leicht ein zu geringes Qualifi­
kationsniveau in Zukunft entstehen. Es wird zwar schon seit 
einiger Zeit immer mehr berufliche Qualifikation in den schu­
lischen Bereich ausgelagert, aber letztlich wird eine erfolg­
reiche Eingliederung in den Arbeitsprozeß durch die Vermitt­
lung von betriebs- und arbeitsplatzspezifischen Qualifikatio­
nen wesentlich erleichtert. 

Durch die Privatisierung oder Ausgliederung von Bahn, 
Post, Gas- ,Wasser- und Elektrizitätsversorgung, mit dem Ziel 
der kastengünstigeren Erstellung der entsprechenden Lei­
stungen, werden in allen Ländern Arbeitskräfte überflüssig. 
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Kostensenkung und Produktivitätssteigerung durch Rationa­
lisierung ist die positive privatwirtschaftliche Seite dieser 
Entwicklung. Gesamtwirtschaftlich gesehen resultiert daraus 
solange kein Vorteil, als zusätzliche Arbeitsplätze nicht in 
Sicht sind und kein ungedeckter Bedarf an Arbeitskräften in 
anderen Bereichen besteht. 

Längerfristig gesehen bestehen durchaus Chancen auf zu­
sätzliche Arbeitsplätze, sei es in der Telekommunikation, im 
Umweltschutz oder im Pflegebereich, um nur einige Beispiele 
anzuführen. Allen diesen Arbeitsplätzen ist aber gemeinsam, 
daß sie nicht durch das ausschließliche Wirken von Markt­
kräften entstehen werden, sondern von der fördernden Mithil­
fe des Staates abhängen. Ein schon bestehendes, ausbaufähi­
ges Instrument dazu ist die aktive Arbeitsmarktpolitik. Weite­
re Instrumente müssen im europäischen Gleichklang ent­
wickelt werden. 

Mittelfristige Arbeitsmarktprognosen lassen zwar Verände­
rungen der Beschäftigtenstruktur, bis zur Jahrtausendwende 
aber keine nennenswerte Zunahme der Beschäftigung erwar­
ten. Benötigt man zusätzliche Arbeitsplätze, damit ältere Ar­
beitskräfte länger erwerbstätig sein können, so muß das vor­
handene Arbeitsvolumen auf mehr Köpfe verteilt werden, wo­
zu die Ausarbeitung neuer Modelle zur Verteilung der Lebens­
arbeitszeit ein Weg sein kann. Ebenso sind besondere Anstren­
gungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze erforderlich. Als 
erster Schritt sollten die Beschäftigungseffekte geplanter 
wirtschafts- und sozialpolitischer Maßnahmen deutlich ge­
macht und der Beschäftigungsausweitung absoluter Vorrang 
eingeräumt werden. Nur eine hohe Erwerbsbeteiligung und 
eine sinkende Arbeitslosigkeit können die materielle Existenz 
und soziale Sicherheit für alle Österreicher und Österreiche­
rinnen auch in Zukunft gewährleisten. 
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Die Bedeutung der nicht ausgeschüt­
teten Gewinne für die Koordination 

von Sparen und Investieren 

Wolfgang Scherf 

1. Problemstellung 

Zwischen 1990 und 1993 ging der Anteil der nicht ausgeschütteten 
Gewinne am Nettosozialprodukt der Bundesrepublik Deutschland um 
4 Prozentpunkte von 5,4 auf 1 ,4 vH zurück. Der Anteil der gesamten pri­
vaten Ersparnisse sank gleichzeitig und nahezu in gleichem Umfang um 
4 ,7  Prozentpunkte von 13 ,9  auf 9 ,2  vH des Nettosozialprodukts. Betrug 
der Anteil der nicht ausgeschütteten Gewinne an der gesamten privaten 
Ersparnis 1990 noch annähernd 39  vH, so waren es im Rezessionsjahr 
1993 nur noch etwas mehr als 15 vH. Derartige Entwicklungen können 
nicht mit Veränderungen des Sparverhaltens der privaten Wirtschafts­
subjekte erklärt werden. Sie deuten vielmehr darauf hin, daß die Ent­
wicklung des privaten Sparens in starkem Maße von den Veränderungen 
der nicht ausgeschütteten Gewinne abhängt. 

Die herrschende makroökonomische Theorie nimmt dieses Phänomen 
bislang kaum zur Kenntnis. Anpassungsprozesse beim Sparen werden 
überwiegend in der Tradition des IS-LM-Modells in Abhängigkeit von 
Zins- und Einkommensänderungen gesehen. Schon weil damit aufgrund 
der Vernachlässigung des Sparens der Unternehmen ein Teil der Vorgän­
ge in der Realität offenkundig nicht erfaßt werden kann, ist eine ent­
sprechende Erweiterung der gesamtwirtschaftlichen Theorie erforder­
lich. Die folgenden Überlegungen sollen dazu einen Beitrag leisten. Sie 
zeigen, daß sich aus der von N. Kaldor entwickelten Kreislauftheorie der 
Verteilung Ansatzpunkte für eine realitätsnähere Erklärung der ma-
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kroökonomischen Sparprozesse ergeben, die sich durchaus mit den tra­
ditionellen Erklärungsansätzen verbinden lassen. 

Ein zentrales Element der kaldorianischen Theorie ist die Abhängig­
keit der gesamtwirtschaftlichen Sparquote von der Einkommensvertei­
lung. Nach Kaldor sparen die Unternehmer im Vergleich zu den Arbeit­
nehmern einen größeren Teil ihres Einkommens, so daß eine Verteilungs­
umschichtung zugunsten der Unternehmer den Anteil der Ersparnisse 
am Sozialprodukt erhöht. Eine relativ höhere Unternehmersparquote 
dürfte insbesondere in der Marginalbetrachtung, das heißt bezogen auf 
Gewinnänderungen, gegeben sein, weil diese Änderungen primär die 
nicht ausgeschütteten Gewinne betreffen, die in vollem Umfang (zusätz­
lich) gespart werden. Der kaldorianische "Verteilungsmechanismus " 
bietet sich damit als Ausgangspunkt für eine Berücksichtigung der nicht 
ausgeschütteten Gewinne in der gesamtwirtschaftlichen Theorie an. 

Der vorliegende Beitrag befaßt sich zunächst mit den empirischen Zu­
sammenhängen zwischen Sparen und Einkommensverteilung unter be­
sonderer Berücksichtigung der nicht ausgeschütteten Gewinne. Sie wer­
den für die Bundesrepublik Deutschland zwischen 1970  und 1993 ge­
nauer dargestellt und interpretiert (Abschnitt 2). Den Hauptteil der Ar­
beit bildet die theoretische Analyse der Koordination von Sparen und 
Investieren (Abschnitt 3). Nach einer kurzen Darstellung der verschiede­
nen Anpassungsmechanismen steht die Anpassung über Änderungen in 
der Einkommensverteilung im Mittelpunkt der weiteren Überlegungen. 
Das ursprüngliche Kaldor-Modell, in dem keine Differenzierung nach 
ausgeschütteten und einbehaltenen Gewinnen erfolgt, wird zunächst 
entsprechend modifiziert. Danach geht es um die Bestimmungsfaktoren 
des Sparens der Unternehmen und die daraus resultierenden Konse­
quenzen für die Funktionsweise des Verteilungsmechanismus. Zum Ab­
schluß werden die Möglichkeiten einer Verknüpfung von Zins-, Einkom­
mens- und Verteilungsmechanismus diskutiert. 

2. Einkommensverteilung, private Ersparnis und nicht ausgeschüttete 
Gewinne aus empirischer Sicht 

Anhand der Entwicklung der privaten Vermögensbildung und der 
Einkommensverteilung in der Bundesrepublik Deutschland zwischen 
1970 und 1993 wird zunächst der Frage nachgegangen, ob empirische 
Anhaltspunkte für die eingangs aufgestellte These vorliegen, daß die pri­
vaten Ersparnisse gesamtwirtschaftlich entscheidend von den nicht aus­
geschütteten Gewinne beeinflußt werden. Dabei geht es vor allem um 
Überprüfung folgender Voraussetzungen, die für die Wirksamkeit des 
Verteilungsmechanismus von zentraler Bedeutung sind: (a) Die Einkom­
mensverteilung kann sich ebenso wie der Anteil des privaten Sparens am 
Sozialprodukt in beträchtlichem Umfang verändern. (b) Es besteht eine 
positive Beziehung zwischen dem Anteil der Unternehmereinkommen 
und dem Anteil der privaten Ersparnisse am Sozialprodukt. (c) Die An-
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passungsfähigkeit des privaten Sparens an Veränderungen der Nachfra-
ge nach investierbaren Mitteln beruht vor allem auf der besonderen Fle-
xibilität der nicht ausgeschütteten Gewinne. 

Die Tabellen 1 und 2 enthalten die statistischen Grundlagen für die 
Überlegungen zur empirischen Bedeutung des Verteilungsmechanismus. 
Um die Entwicklung der entscheidenden Faktoren im Zeitablauf zu ver-
deutlichen, wurden die Veränderungen der relativen Werte herangezo-
gen. Als Bezugsgröße dient das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

Tabelle 1: 
Einkommensverteilung 197 0-1993 (Westdeutschland) 

Indirekte Einkommen Einkommen aus Nachrichtl.: 
Netto- Steuern aus un- Unternehmer- Eink. der 

Jahr sozial- abzüglich selbständiger tätigkeit Produk-
produkt Subven- Arbeit und tionsunter-

tionen Vermögen nehmen 

brutto netto brutto netto brutto 

Mrd. DM Anteil am Nettosozialprodukt in vH 
1970 607,7 12,7 59,3 39,3 27,9 22,6 23,2 
1971 672,3 12,8 60,8 39,4 26,4 21,3 21,6 
1972 737,9 12,8 61,3 39,7 25,9 20,8 20,7 
1973 822,8 12,4 62,5 39,0 25,0 19,3 19,4 
1974 875,9 12,1 64,9 39,8 23,0 17,6 17,3 
1975 910,5 12,1 65,2 39,8 22,7 17,8 16,3 
1976 998,0 12,0 64,2 38,0 23,8 18,5 18,0 
1977 1.061,6 12,0 64,8 38,1 23,1 17,1 17,8 
1978 1.145,0 12,0 64,2 38,0 23,8 18,2 18,4 
1979 1.236,0 12,3 64,3 38,2 23,4 18,2 18,3 
1980 1.302,4 12,5 66,3 38,9 21,2 16,5 15,8 
1981 1.349,0 12,5 67,2 39,3 20,3 15,9 14,2 
1982 1.386,6 12,4 67,4 38,9 20,2 16,0 13,4 
1983 1.460,8 12,5 65,3 37,3 22,2 18,2 15,9 
1984 1.536,9 12,3 64,3 36,2 23,3 19,3 16,8 
1985 1.599,1 12,0 64,2 35,7 23,8 19,3 17,2 
1986 1.692,4 11,5 63,8 35,6 24,7 20,4 18,8 
1987 1.750,7 11,5 64,2 35,5 24,3 20,3 18,6 
1988 1.844,9 11,3 63,4 35,1 25,3 21,2 19,8 
1989 1.969,7 11,8 62,0 34,1 26,2 21,6 19,7 
1990 2.145,2 11,8 61,4 34,7 26,8 23,0 20,4 
1991 2.320,9 12,5 61,3 33,6 26,1 22,2 19,5 
1992 2.439,8 13,0 61,8 33,5 25,2 21,3 18,3 
1993 2.444,3 13,8 62,5 23,7 

Quelle: Statistisches Bundesamt. Eigene Berechnungen. 
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(und nicht das Volkseinkommen), da alle relevanten Größen als Teil die-
ses makroökonomischen Aggregats aufgefaßt werden können (1). 

Aus Tabelle 1 geht hervor, daß die Einkommensverteilung in der Ver-
gangenheit beträchtlichen Veränderungen unterworfen war. Der Anteil 
des Bruttoeinkommens aus Unternehmertätigkeit und Vermögen am 
Nettosozialprodukt ist von 27,9 vH Anfang der siebziger Jahre im Zuge 
der Rezession 1974/75 auf 22,7 vH und mithin um 5,2 Prozentpunkte 
gefalle�_. Nach einer mehrjährigen Stagnationsphase verursachte die 
zweite Olkrise Anfang der achtziger Jahre einen weiteren Rückgang auf 

Tabelle 2: 
Private Vermögensbildung 1970-1993 (Westdeutschland) 

Private Staatl. Lei- Nachrichtl.: 
Private Netto- Neu- stungs- Private Unter- Produktions-

Jahr Ersparnis investi- ver- bilanz- Haus- nehmen unter-
tionen schuldung saldo halte nehmen 

nach Verwendungsformen nach Sektoren 

Anteil am Nettosozialprodukt in vH 
1970 15,4 14,8 -0,2 0,8 9,0 6,4 3,8 
1971 14,3 13,7 0,2 0,3 8,9 5,3 2,2 
1972 14,3 13,2 0,6 0,6 9,4 4,9 2,0 
1973 13,0 12,8 -1,3 1,6 8,8 4,2 1,9 
1974 12,9 8,4 1,5 3,0 9,5 3,4 0,0 
1975 13,2 5,6 6,3 1,3 10,6 2,7 0,0 
1976 12,9 8,3 3,8 0,8 8,7 4,2 1,8 
1977 11,4 7,8 2,7 0,8 7,9 3,5 1,5 
1978 12,3 8,1 2,7 1,5 7,5 4,8 3,4 
1979 12,4 10,3 2,9 -0,8 8,0 4,5 3,1 
1980 10,7 9,6 3,3 -2,2 8,3 2,4 0,6 
1981 10,1 6,7 4,2 -0,9 9,0 1,1 -0,9 
1982 9,6 5,0 3,8 0,8 8,5 1,1 -1,1 
1983 10,2 6,5 2,9 0,8 7,0 3,2 1,5 
1984 10,1 6,5 2,2 1,4 7,2 2,9 1,0 
1985 9,6 5,7 1,3 2,6 7,1 2,5 0,8 
1986 12,1 5,8 1,5 4,7 7,6 4,5 2,3 
1987 12,4 5,7 2,2 4,6 7,6 4,8 2,2 
1988 13,8 6,7 2,5 4,7 7,7 6,0 2,8 
1989 12,7 7,5 -0,1 5,3 7,5 5,2 2,7 
1990 13,9 7,9 2,3 3,6 8,5 5,4 2,7 
1991 12,9 8,4 4,0 0,4 8,4 4,4 1,9 
1992 11,0 7,5 2,6 0,8 8,1 2,9 0,7 
1993 9,2 4,7 3,2 1,2 7,8 1,4 -0,3 

Quelle: Deutsche Bundesbank. Eigene Berechnungen. 
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20,2 vH. Von diesem Tiefpunkt ausgehend setzte dann eine kräftige Er­
holung der Bruttogewinnquote ein, die 1990 wieder einen Wert von 26,8 
vH erreicht hatte, also 6,6 Prozentpunkte höher lag als 1982. Infolge der 
Rezession war 1993 erneut ein deutlicher Gewinnquotenrückgang auf 
nur noch 23,7 vH zu verzeichnen. Einen weitgehend parallelen Verlauf 
nahm der Anteil des Nettoeinkommens aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen am Sozialprodukt. Die letzte Spalte der Tabelle weist auf den 
interessanten Tatbestand hin, daß die Schwankungen der (Brutto-)Ge­
winnquote nahezu ausschließlich auf Veränderungen der Gewinne der 
Produktionsunternehmen (2) beruhen. 

Diese beachtlichen Verschiebungen in der Einkommensverteilung 
wurden von ebenso gravierenden Variationen des Niveaus und vor allem 
der Struktur der privaten Vermögensbildung begleitet. Tabelle 2 zeigt, 
daß der Anteil der privaten Ersparnisse (3) am Nettosozialprodukt von 
15,4 vH im Jahr 1970 aufnur noch 9,6 vH im Jahr 1982 fiel. Ab 1985 kam 
es dann zu einem steilen Wachstum, so daß die private Sparquote 1990 
wieder bei 13,9 vH lag. In den Jahren 1991 bis 1993 war ein erneuter 
Rückgang auf 9,2 vH zu verzeichnen. Wie bei der Bruttogewinnquote 
lassen sich also Variationen in einer Größenordnung von etwa 5 Prozent­
punkten des Nettosozialprodukts innerhalb weniger Jahre beobachten; 
ein Volumen, das derzeit etwa 120 Mrd. DM ausmacht. Es ist mehr als 
unwahrscheinlich, daß derartige Entwicklungen auf Veränderungen des 
Sparverhaltens der privaten Wirtschaftssubjekte zurückgehen. 

Diese Vermutung läßt sich untermauern, wenn man die Struktur der 
privaten Vermögensbildung betrachtet. Makroökonomisch stimmen die 
privaten Ersparnisse überein mit der Summe aus den privaten (Netto-) 
Investitionen, der staatlichen Kreditaufnahme und der Vermögensbil­
dung gegenüber dem Ausland, die sich im Leistungsbilanzsaldo nieder­
schlägt (4). Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der privaten Vermögens­
bildung und ihrer verschiedenen Verwendungsformen. Anfang der sieb­
ziger Jahre entsprach das private Sparen weitgehend den Investitionen. 
Die Staatsverschuldung und die Vermögensbildung gegenüber dem Aus­
land fielen nicht ins Gewicht. Der konjunkturelle Einbruch 1974/75 
kommt in einem kräftigen Rückgang der Investitionsquote von etwa 13 
auf nur noch 5,6 vH zum Ausdruck - ein Absturz, der sich Anfang der 
achtziger Jahre in etwas gemilderter Form wiederholte. Nach einer 
mehrjährigen Stagnationsphase verlief die Entwicklung zwischen 1987 
und 1991 erkennbar positiv. Danach sank die Investitionsquote aller­
dings noch einmal kräftig von 8,4 vH auf den historischen Tiefststand 
von nur noch 4,7 vH im Jahr 1993. 

Daß der Anteil der staatlichen Neuverschuldung zwischen 1973 und 
1975 um 7,6 Prozentpunkte zunahm, war nicht Ursache der Verminde­
rung der Investitionsgüternachfrage, sondern Folge der konjunkturellen 
Entwicklung sowie der Versuche, den Rezessionstendenzen mit einer ex­
pansiven Finanzpolitik entgegenzuwirken. Wie die Jahre 1989 bis 1991 
belegen, kann ein deutlicher Anstieg der staatlichen Verschuldungsquo­
te durchaus mit einer Erhöhung des Anteils der privaten Investitionen 
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Abbildung 1: 
Private Vermögensbildung nach Verwendungsformen 
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am Nettosozialprodukt einhergehen. Dies war sogar bei rückläufiger 
Sparquote möglich, weil die Vermögensbildung gegenüber dem Ausland 
nach der deutschen Einheit um 5 Prozentpunkte abgenommen hat. Zwi­
schen 1980 und 1989 war der Leistungsbilanzsaldo dagegen um insge­
samt 7,5 Prozentpunkte gestiegen. Beides ist ein klarer Beleg für die 
quantitative Bedeutung der außenwirtschaftliehen Komponente der pri­
vaten Vermögensbildung. 

Abbildung 2 zeigt, wie sich die gesamte private Vermögensbildung auf 
die privaten Haushalte und die nicht ausgeschütteten Gewinne der Un­
ternehmen aufteilt. Das Sparen der privaten Haushalte war im Trend re­
lativ stabil. Nur in den Rezessionen kann man jeweils einen leichten An­
stieg dieser Größe relativ zum Sozialprodukt beobachten, der möglicher­
weise auf ein "Angstsparen" der privaten Haushalte zurückzuführen ist. 
Starken Schwankungen unterlagen dagegen die Ersparnisse der Unter­
nehmen, also die nicht ausgeschütteten Gewinne. So hat sich der Kon­
junktureinbruch Anfang der achtziger Jahre in einer Verminderung des 
Anteils der Unternehmensersparnisse von 4,8 vH im Jahr 1978 auf nur 
noch 1,1 vH im Jahr 1982 niedergeschlagen. Zwischen 1990 und 1993 
kam es zu einer Wiederholung dieser Entwicklung: Der Anteil der nicht 
ausgeschütteten Gewinne am Nettosozialprodukt ging von 5,4 vH auf 
1 ,4  vH zurück. Besonders betroffen waren jeweils die Produktionsunter-
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nehmen, die offensichtlich einen dominierenden Einfluß auf die Ent­
wicklung im Unternehmensbereich besitzen (5). Insgesamt gewinnt man 
den Eindruck, daß die Veränderungen der privaten Vermögensbildung in 
starkem Maße die Veränderungen der nicht ausgeschütteten Gewinne re­
flektieren (6). 

Anhand der Abbildungen 3 und 4 lassen sich einige der bereits ange­
deuteten Zusammenhänge verdeutlichen. Abbildung 3 zeigt einen nahe­
zu parallelen Verlauf von Spar- und Gewinnquote, der bereits auf einen 
engen Nexus beider Größen schließen läßt. Eine Regressionsrechnung 
ergab, daß der gesamte Anteil des privaten Sparens am Nettosozialpro­
dukt recht gut durch die (Brutto-)Gewinnquote geschätzt werden kann: 
Der Stichproben-Korrelationskoeffizient liegt bei r = 0,73. Ein noch 
deutlich besseres Resultat (r = 0,86) ergibt sich bei einer linearen Regres­
sion auf der Basis der nicht ausgeschütteten Gewinne. Abbildung 4 ent­
hält die tatsächlichen und geschätzten Verläufe des Anteils der privaten 
Vermögensbildung am Nettosozialprodukt, die auf bemerkenswerte Wei­
se die kaldorianische These einer engen Beziehung zwischen privater Er­
sparnis, nicht ausgeschütteten Gewinnen und Einkommensverteilung 
unterstützen. Insgesamt belegen die dargestellten statistischen Anhalts­
punkte eindeutig, daß gesamtwirtschaftliche Verteilungsaspekte im Zu­
sammenhang mit der Koordination von Sparen und Investieren stärkere 
Beachtung verdienen. 
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Abbildung 2: 
Sektorale Struktur der privaten Vermögensbildung 
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Abbildung 3: 
Einkommensverteilung und private Vermögensbildung 
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Abbildung 4: 
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3. Die Koordination von Sparen und Investieren unter Berück­
sichtigung der nicht ausgeschütteten Gewinne 

3.1 Grundformen der Koordination von Sparen und Investieren 

Makroökonomische Kontroversen basieren vielfach auf unterschiedli­
chen Auffassungen über die gesamtwirtschaftlichen Anpassungsmecha­
nismen, denen hinsichtlich der Koordination von Sparen und Investieren 
besondere Bedeutung beigemessen wird (7). (Neo-)Klassisch orientierte 
Ökonomen halten den Zinsmechanismus für die entscheidende Form der 
Anpassung von Kreditangebot und -nachfrage. Das Angebot an Erspar­
nissen steigt mit dem Zins, da dem Konsumverzicht der Sparer bei höhe­
rem Zins eine größere Belohnung gegenübersteht. Die Nachfrage nach 
Ersparnissen ist dagegen negativ mit dem Zins verbunden: Steigende Fi­
nanzierungskosten reduzieren die Anzahl der Investitionsprojekte, die 
noch einen positiven Ertrag versprechen (8). Im Kreditmarktgleichge­
wicht entsprechen sich die zinsabhängig geplanten Ersparnisse und In­
vestitionen, das heißt der Zins ist ein Gleichgewichtspreis, der Angebot 
und Nachfrage auf dem Kreditmarkt in Übereinstimmung bringt. 

Charakteristisch für die keynesianische Gegenposition zur klassischen 
Theorie ist die Auffassung, daß der Zinsmechanismus nicht so funktio­
nieren könne, wie es zur Aufrechterhaltung eines gesamtwirtschaftli­
chen Gleichgewichts bei voller Ausschöpfung der Produktionsmöglich­
keiten erforderlich wäre. Ein entscheidender Grund liegt darin, daß die 
Ersparnisse nicht vom Zins, sondern primär vom (Real-)Einkommen ab­
hängen. Daher wird beispielsweise eine Verminderung der Investitions­
güternachfrage nicht automatisch über Zinssenkungen beschäftigungs­
neutral in einen Konsumzuwachs umgesetzt. Vielmehr kommt es zu ei­
nem negativen Multiplikatorprozeß, in dessen Verlauf das Einkommen 
solange sinkt, bis die einkommensabhängig geplanten Ersparnisse dem 
reduzierten Investitionsvolumen entsprechen. " Gleichviel, wie man 
Keynes sonst interpretieren mag: Dieser über das Realeinkommen lau­
fende Anpassungsprozeß ist die Essenz der General Theory" (9). 

Wenn man die klassische These von der Zinsabhängigkeit der Investi­
tionen akzeptiert, resultiert aus der IS-Gleichgewichtsbedingung bei 
zinsabhängigen Investitionen und einkommensabhängigen Ersparnissen 
ein güterwirtschaftlich negativer Zusammenhang zwischen Zins und 
Sozialprodukt, die IS-Funktion. In der keynesianischen Theorie wird 
mit der LM-Funktion ein zweiter, positiver Zusammenhang zwischen 
beiden Größen aus dem Zusammenspiel eines gegebenen Geldangebots 
mit einer zins- und einkommensabhängigen Geldnachfrage (Spekulati­
onskasse und Transaktionskasse) abgeleitet. Das keynesianische IS-LM­
Modell zeichnet sich dadurch aus, daß ein allgemeines güter- und geld­
wirtschaftliches Gleichgewicht erst aus dem Zusammenwirken von 
Zins- und Einkommensmechanismus resultieren kann. Ein konjunktu­
reller Rückschlag, verursacht durch eine Verminderung der autonomen 
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Investitionen, geht tendenziell mit Zinssenkungen einher, die für sich ge­
nommen stimulierend auf die induzierte Investitionsgüternachfrage wir­
ken. Dies reduziert den (negativen) Einkommensmultiplikator. Der Zins­
mechanismus begrenzt folglich die Produktions- und Beschäftigungs­
verluste, die in einem negativen Multiplikatorprozeß zustande kommen. 
Er sorgt für eine partielle Anpassung der Nachfrage nach investierbaren 
Mitteln, während der Einkommensmechanismus für die Anpassung der 
Ersparnisse an die gegenüber der Ausgangslage dennoch verbleibende 
Investitionslücke zuständig ist. 

Zins- und Einkommensmechanismus spielen in der wissenschaftli­
chen Auseinandersetzung mit gesamtwirtschaftlichen Fragen eine domi­
nierende Rolle. Relativ wenig Berücksichtigung findet dagegen eine 
dritte Form der Anpassung von Sparen und Investieren, die sich über 
Änderungen in der Einkommensverteilung vollzieht und daher als Ver­
teilungsmechanismus bezeichnet werden soll (10). Theoretische Grund­
lage ist die von N. Kaldor entwickelte Kreislauftheorie der Verteilung 
(11), die auf der Keynesschen Verteilungsgleichung basiert. Danach er­
geben sich die Unternehmergewinne in einer geschlossenen Volkswirt­
schaft ohne Staat als Summe aus privaten Nettoinvestitionen und Kon­
sum der Unternehmer abzüglich des Sparens der Arbeitnehmer. Bei 
strenger ceteris-paribus-Argumentation folgt daraus unter Berücksich­
tigung der IS-Gleichgewichtsbedingung, daß eine autonome Ausweitung 
der Investitionsgüternachfrage das Unternehmereinkommen in glei­
chem Umfang erhöht. Über diesen Verteilungseffekt kommen die Er­
sparnisse zustande, die zur Finanzierung der zusätzlichen Investitionen 
benötigt werden (12). 

Charakteristisch für die nachfrageorientierte Verteilungstheorie ist 
die traditionellen Vorstellungen widersprechende Sicht des Sparens als 
elastischer Größe, die sich der Nachfrage nach investierbaren Mitteln 
über Verteilungsänderungen anpassen kann und nicht etwa die privaten 
Investitionen begrenzt. Die Anpassungsprozesse sollen unter der übli­
chen kaldorianischen Restriktion eines real gegebenen Sozialprodukts 
am Beispiel kreditfinanzierter autonomer Mehrinvestitionen erläutert 
werden. Bei ausreichender Elastizität des Geldangebots (13) führt eine 
zusätzliche Kreditnachfrage nicht zu Zinssteigerungen, so daß von die­
ser Seite her keine negativen Rückwirkungen auf die induzierten Inve­
stitionen ausgehen. Aufgrund der Mehrnachfrage der Unternehmen 
kommt es bei konstantem Sozialprodukt zu Preiserhöhungen (14), die 
auf eine Umverteilung zugunsten der Gewinnempfänger hinauslaufen. 
Da diese eine überdurchschnittliche Sparquote besitzen, paßt sich das 
private Sparen an die privaten Investitionen an. "Solange die zusätzli­
chen Gewinne nicht ausgeschüttet werden, stellen sie in voller Höhe Er­
sparnisse dar. Kommt es zu einer (Teil-)Ausschüttung, so werden im all­
gemeinen die Gewinneinkommensempfänger ihre Konsumgüternachfra­
ge ausdehnen. Der Preisanstieg wird dann höher ausfallen. Der Umfang 
der erforderlichen Umverteilung ist mithin abhängig von der Grenznei­
gung zum Verbrauch bei den Empfängern der erhöhten Gewinneinkom-
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men und dem Rückgang des Sparens bei den übrigen Einkommensbezie­
hern, die durch die Preissteigerungen real belastet werden" (15). 

Wenn Änderungen in der Einkommensverteilung den Umfang der pri­
vaten Ersparnisse beeinflussen, kommt neben dem keynesianischen 
(Real-)Einkommensmechanismus mit dem kaldorianischen Verteilungs­
mechanismus eine weitere Möglichkeit der zinsunabhängigen Anpas­
sung von Sparen und Investieren ins Spiel, die bei der Diskussion ge­
samtwirtschaftlicher Wirkungszusammenhänge beachtet werden muß. 
Kaldors Überlegungen, die in der Verteilungstheorie durchaus ein brei­
tes Echo gefunden haben (16), treten jedoch in der aktuellen wirtschafts­
und insbesondere stabilitätspolitischen Debatte gegenüber den traditio­
nellen klassischen und keynesianischen Argumentationsmustern in den 
Hintergrund (17). Die vorliegende Arbeit soll dazu beitragen, den Vertei­
lungsmechanismus - eine zu Unrecht vernachlässigte Form der Anpas­
sung des Sparens an Veränderungen der Nachfrage nach investierbaren 
Mitteln - stärker in die makroökonomische Theorie zu integrieren. 

3.2 Die nicht ausgeschütteten Gewinne im erweiterten Kaldor-Modell 

Der Grundgedanke der Kreislauftheorie der Verteilung liegt darin, 
daß gesamtwirtschaftlich die Verwendungsstruktur des Sozialprodukts 
und das Sparverhalten über die Anteile der Arbeitnehmer und Unter­
nehmer am Volkseinkommen entscheiden. Kaldor, dessen Modell als 
Prototyp der nachfrageorientierten Verteilungstheorie gelten kann, geht 
davon aus, daß das reale Sozialprodukt eine gegebene, kurzfristig kon­
stante Größe ist (18). Unter dieser Voraussetzung entwickelt er seine 
Verteilungsformel, nach der die Gewinnquote in einer geschlossenen 
Volkswirtschaft ohne Staat von der Investitionsquote sowie den grup­
penspezifischen Sparquoten der Lohn- und Gewinnempfänger abhängt. 
Dieser Zusammenhang resultiert aus dem Gleichungssystem: 

(1) Y = C +I 
(2) Y= L + G 
(3) s = SL L + SG G 
(4) S = I  

Das Gesamteinkommen (Y) wird in Gleichung (1) von der Verwen­
dungsseite her als Summe aus Konsum (C) und Investitionen (I) und in 
Gleichung (2) von der Verteilungsseite her als Summe aus Löhnen (L) 
und Gewinnen (G) definiert. Nach Gleichung (3) setzt sich die gesamte 
Ersparnis (S) aus den Ersparnissen der Lob:- bzw. Gewinnempfänger 
zusammen, die jeweils proportional mit dP "inkommen variieren. Kal­
dor sieht den wesentlichen Unterschied'- chen den beiden Einkom­
menskategorien in der marginalen Konsu1.. .zw. Sparneigung: Die Ge­
winnempfänger haben eine höhere Sparneigung als die Lohnempfänger 
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(Sc > sJ. In diesem Zusammenhang verweist Kaldor zwar auf die B€­
deutung der nicht ausgeschütteten Gewilme der Unternehmen, geht je­
dQch der Einfachheit halber von der Sparfunktion (3) aus, die aui eine 
Aufspaltung der Gewinne verzichtet. Gleichung (4) enthält die Gleichge­
wichtsbedingung für den Gütennarkt. Unter der "keynesianischen" An­
nahme, daß die realen Investitionen als unabhängige Größe gelten kön­
nen, ist bei konstantem realen Sozialprodukt die Investitionsquote exo­
gen fixiert. Aus den Gleichungen (1) bis (4) resultiert dann Kaldors be­
kannte Verteilungsformcl: 

Der Anteil der Gewinne am Sozialprodukt variiert demnach positiv 
mit der Investitionsquote und negativ mit den gruppenspezifischen 
Sparquoten. Am Beispiel einer Erhöhung der Investitionsquote sei der 
Zusammenhang zwischen Sparen und Einkommensverteilung erläutert. 
Aus Gleichung (5) folgt, daß ein Anstieg der Investitionsquote einen 
multiplikativen Anstieg der Gewinnquote nach sich zieht: 

(6) d (G!Y) = _1 _ 

d (I/Y) Sc;-S1• 

Kaldor bezeichnet den Verteilungsmultiplikator als " ... 'coefficient of 
sensitivit.y of income distribution', since it indicates the change in the 
share of profi ts in in come which follows upon a change in the share of in­
vestment in output" (19). Die Verteilungsumschichtung zugunsten der 
Unternehmer kommt dadurch zustande, daß der Nachfrageüberhang auf 
dem Gütermarkt, hervorgerufen durch die höheren Investitionen, bei ge­
gebenem realen Sozialprodukt über Pr�isstP.igerungen abgebaut wird. 
Eine Erhöhung der Gewinnquote läuft (wegen su > s,.) auf eine Zunahme 
der durchschnittlichen volkswirtschaftlichen Sparquote hinaus, c.l. h. die 
Ersparnisse passen sich den real höheren Investitionen im Zuge der Ver­
teilungsänderungen an. Der kaldorianische Verteilungsmechanismus 
kann also dafür sorgen, daß die Ersparnisse ohne Zins- oder Realein­
kommensänderungen mit den Investitionen in Übereinstimmung ge­
bracht werden. 

Mit dem Kaldor-Modell lassen sich die Vorgänge in der Realität nur 
ansatzweise erfassen. Vor allem bleiben die Bedeutung der starken Ver­
änderungen der nicht ausgeschütteten Gewinne und die Vel'änderungen 
der Verteilung bei Unterbeschäftigung unberücksichtigt. Zwar hat Kal­
dor selbst -in einer Fußnote versteckt- auf die nicht ausgeschütteten 
Gewinne als Ursache der relativ höheren marginalen Sparquote der Ge­
winnempfänger hingewiesen (20), doch spricht der beachtliche Einfluß 
der einbehaltenen Gewinne auf die Ersparnisse daiür, diese Größe auch 
explizit in das Verteilungsmodell einzubeziehen (21). Von B. Frey 
stammt der Vorschlag, die kaldorianische Sparfunktion entsprechend zu 
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modifizieren. Die Gesamtersparnis aus Gewinnen wird in annähernd 
einkommensproportionale Ersparnisse der Unternehmerhaushalte und 
nicht ausgeschüttete Gewinne (Ge) aufgeteilt (22) :  

(7) Sc =  Su (G - GJ + Ge 

mit Su für die Sparquote der Unternehmerhaushalte. Der durchschnittli­
che Anteil des Sparens an den Gewinnen ist nun: 

Die im ursprünglichen Kaldor-Modell enthaltene Sparquote wird al­
so nicht mehr als konstante Größe angesehen, sondern hängt von der 
Sparneigung der Unternehmerhaushalte sowie dem Anteil der nicht aus­
geschütteten an den gesamten Gewinnen ab. Dementsprechend erhält 
man die modifizierte Verteilungsformel: 

Daraus wird ersichtlich, daß der Anteil der Gewinne am Sozialpro­
dukt umso größer ist, je kleiner der Anteil der einbehaltenen an den ge­
samten Gewinnen ausfällt (23). Gleichung (9) enthält die einfache Kal­
dor-Formel als SpezialfalL Sie gilt aber nur unter der Voraussetzung, 
daß alle Gewinne oder ein konstanter Teil davon zur Ausschüttung ge­
langen. 

Wenn zwischen Gewinnquote und nicht ausgeschütteten Gewinnen 
ein Zusammenhang besteht, wird die Erklärung der Gewinnverteilung 
auf ausgeschüttete und einbehaltene Gewinne zu einem verteilungstheo­
retisch relevanten Problem. Als auch empirisch gehaltvolle Hypothese 
hat sich in diese

'
m Zusammenhang der Ansatz von J. Lintner (24) erwie­

sen. Danach haben die einbehaltenen Gewinne den Charakter einer 
Restgröße. Die ausgeschütteten Gewinne der laufenden Periode (G"_,) 
werden erklärt durch die gesamten Gewinne der laufenden (G,) und die 
ausgeschütteten Gewinne der Vorperiode (G.,,_1) : 

Wegen der Orientierung an Vergangenheitswerten sind die ausge­
schütteten Gewinne kurzfristig relativ stabil. Gewinnänderungen schla­
gen sich vorwiegend in den einbehaltenen Gewinnen nieder, das heißt 
ein Gewinnanstieg geht tendenziell mit einer Erhöhung des Anteils der 
einbehaltenen an den gesamten Gewinnen einher. 
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Lintner begründet die Gewinnverteilungsfunktion (10) vor allem da­
mit, daß die Unternehmen zu einer konservativen Ausschüttungspolitik 
neigen. Sie verändern den Ausschüttungssatz nur ungern und zögernd, 
weil sie unerwünschte Reaktionen der Aktionäre vermeiden wollen. So 
werden die Ausschüttungen im Falle eines Gewinnanstiegs nur erhöht, 
wenn das Management davon ausgehen kann, daß der neue Ausschüt­
tungssatz nicht schon bald wieder korrigiert werden muß. Andererseits 
ist eine Beteiligung der Aktionäre an nachhaltigen Gewinnveränderun­
gen nicht zu umgehen (25). 

Frey hat sein erweitertes Kaldor-Modell mit der Lintner-Hypothese 
verknüpft, indem er den Anteil der einbehaltenen an den gesamten Ge­
winnen als Funktion der Investitionsquote betrachtet: "Je höher die In­
vestitionen und damit (cet. par.) das Sozialprodukt, desto größer ist der 
Anteil der unverteilten Gewinne" (26). Diese Vorgehensweise kann je­
doch nicht überzeugen, da sie den Zusammenhang zwischen Ausschüt­
tungsverhalten und Gewinnquote nur sehl: indirekt herstellt. Nahelie­
gender erscheint die Überlegung, den Anteil der ausgeschütteten bzw. 
einbehaltenen Gewinne unmittelbar mit der Gewinnquote und nicht mit 
einem ihrer Bestimmungsfaktoren in Verbindung zu bringen. 

Dem beobachtbaren und der Lintner-Hypothese entsprechenden Tat­
bestand einer gleichgerichteten Entwicklung von Gewinnquote und An­
teil der f'in behaltenen an den gesamten Gewinnen kann man modell­
mäßig dadurch Rechnung tragen, daß die ausgeschütteten Gewinne rela­
tiv zum Sozialprodukt kurzfristig als annähernd stabil betrachtet wer­
den: 

(11) G. = g. Y 

Annahme (11) über das Ausschüttungsverhalten besagt nicht, daß ein 
Gewinnanstieg nur die einbehaltenen Gewinne erhöht. In diesem Fall 
wäre G. absolut konstant (27). Die modellmäßige Verknüpfung mit dem 
Gesamteinkommen läuft jedoch darauf hinaus, daß die ausgeschütteten 
Gewinne zunehmen, wenn die Gesamtgewinne und (damit} das nominel­
le Sozialprodukt steigen, allerdings bezogen auf die Gesamtgewinne ­
ganz im Sinne der Lintner-Hypothese - nur unterproportionaL Unter der 
üblichen kaldorianischen Voraussetzung eines gegebenen realen Sozial­
produkts impliziert Gleichung (11) im übrigen einen konstanten Real­
wert der ausgeschütteten Gewinne, während reale Gewinnzuwächse nur 
die einbehaltenen Gewinne erhöhen. 

Aus Gleichung (1 1) folgt für die Ausschüttungsquote und mithin für 
den Anteil der einbehaltenfln an den gesamten Gewinnen: 

(12) G. = � bzw. G, = 1 _ .J&_ G G!Y G G!Y 
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Daraus wird deutlich, daß G.JG positiv auf Veränderungen der Ce­
winnquote reagiert. Wie bereits gezeigt wurde, hängt diese wiederum 
vun der Relation zwischen einbehaltenen und gesamten Gewinnen nb. 
Die Gleichungen (9) und (12) führen zu einer modifizierten Gcwinnquo­
tenfonnel: 

(1 3) G = l!Y - ��--+ (1 - Sr;) g .. 
Y 1 - s,. 

Sie zeigt recht anschaulich, welche Konsequenzen das Ausschüttungs­
verhalten für die kurzfristige Entwicklung der Gewirmquote hat. Be­
trachtet man beispielsweise die Wirkungen eines Anstiegs der Investiti­
onsquote, so fällt auf, daß der Verteilungsmultiplikator gegenüber dem 
ursprünglichen Knldor-Modell deutlich gesunken ist: 

(14) d (G!Y) = _1_ 
d (1/Y) 1 - s!.. 

Offensichtlich überzeichnet die Kaldor-Formel den Verteilungseffekt, 
der kurzfristig für eine Anpassung des Sparens an Verändenmgen der 
Investitionen notwendig ist, weil sie nicht berücksichtigt, daß die nicht 
ausgeschütteten Gewinne eine Art Puffer darstellen. Die Stabilisie­
rungsfunktion der nicht ausgeschütteten Gewinne kommt beispielswei­
se darin zum Ausdruck, daß die Preiseffekte einer wachsenden Investiti­
onsquote nun geringer ausfallen als im einfachen Kaldor-Modell. Ob­
wohl hinter der Erhöhung des Anteils der nicht ausgeschütteten Gewin­
ne bei steigenden Gesamtgewinnen kein gezieltes Sparverhalten steht, 
kann man den Zusammenhang dahingehend charakterisieren, daß die 
marginale Sparquote der Gewinnempfänger (zumindest) kurzfristig 
über der durchschnittlichen liegt (28). 

Die Überlegungen zur Bedeutung der nicht ausgeschütteten Gewinne 
für die Funktionsweise des Verteilungsmechanismus sollen abschließend 
anband einer grafischen Darstellung zusammengefaßt werden (Abbil­
dung 5). Im ursprünglichen Kaldor-ModelJ erhält man die gleichgewich­
tige Gewinnquote im Semlittpunkt der Investitionsquote I[Y mit der 
Sparfunktion: 

(1 5) S/Y = s,, + (sG - sJ (G/Y) 

Dabei ist die durchschnittliche Sparquote der Gewinnempfänger (sJ 
vom Anteil der nicht ausgeschütteten Gewinne abhängig. Sollte die In­
vestitionsquote auf 1'/Y steigen, so kommt es zu einer Gewinnquotener­
höhung von G/Y auf G" /Y, die den erforderlichen Anstieg der Ersparnis­
se nach sich zieht. Kurzfristig gilt nun aber nicht die Sparfunktion (15), 

524 



21 .  Jahrgang (1 995) , Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

sondern infolge der relativ stabilen Gewinnausschüttungen (G. = g. Y) die 
Sparfunktion: 

(1 6) S'Y = SL - (1 - Su) 9a + (1 - sJ (G!Y) 

Daher muß die Gewinnquote nur auf G'/Y steigen, um die Anpassung 
der volkswirtschaftlichen Sparquote sicherzustellen. Den gegenüber der 
Kaldor-Lösung geringeren Verteilungseffekt kann man dahingehend in­
terpretieren, daß die Effizienz des Verteilungsmechanismus hinsichtlich 
der Anpassung des Sparens an Veränderungen der Investitionen unter 
Berücksichtigung der nicht ausgeschütteten Gewinne zunimmt. 

Es ist nicht ausgeschlossen, aber auch nicht zwingend, daß Gewinnän­
derungen mit zeitlicher Verzögerung doch noch zu einer Anpassung der 
Konsumausgaben führen. In diesem Fall ließe sich mit der Sparfunktion 
(1 6) nur der kurzfristige Übergangszustand, mit der Sparfunktion (1 5) 
hingegen der Endzustand des Systems nach einer Variation der Investi­
tionsquote ermitteln. Die empirischen Erfahrungen deuten jedoch dar­
auf hin, daß die einbehaltenen Gewinne nicht nur in der ganz kurzen 
Frist, sondern recht dauerhaft die in der Abbildung 5 zum Ausdruck 
kommende Pufferfunktion zwischen Angebot und Nachfrage nach inve­
stierbaren Mitteln übernehmen. 

Abbildung 5: 
Die Koordination von Sparen und Investieren UnterBerücksichtigung der 

nicht ausgeschütteten Gewinne 
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Die Annahme kurzfristig relativ stabiler Gewinnausschüttungen läuft 
darauf hinaus, daß der Konsum der Gewinnempfänger von Gewinn­
schwankungen kaum berührt wird (29) .  Dies ergibt sich, obwohl für den 
Unternehmerkonsum grundsätzlich eine Proportionalität zum verfügba­
ren Haushaltseinkommen unterstellt wurde, welches aber die einbehal­
tenen Gewinne nicht umfaßt. Interessanterweise kann man auch ohne 
Rückgriff auf das Ausschüttungsverhalten der Kapitalgesellschaften zu 
vergleichbaren Ergebnissen gelangen. Die kaldorianische Spar- bzw. 
Konsumfunktion muß dazu durch eine alternative Konsumhypothese er­
setzt werden, nach der die Unternehmer kurzfristig ihren Konsum real 
aufrechterhalten, auch wenn ihr (Real-)Einkommen Schwankungen un­
terliegt. 

Begründen ließe sich dies etwa mit dem Hinweis auf die permanente 
Einkommenshypothese von M. Friedman, die das Konsumverhalten der 
Selbständigen wohl eher beschreibt als das der Arbeitnehmer. Bei ten­
denziell konstantem Realkonsum der Unternehmer wäre das reale Spa­
ren aus zusätzlichen Gewinnen weitgehend identisch mit der Gewinnän­
derung. Diese Hypothese ist nicht unplausibel. Sie muß aber keineswegs 
in Konkurrenz zum Lintner-Ansatz gesehen werden. Vielmehr lassen 
sich beide Ansätze zur Erklärung der kurzfristig ausgeprägten Paralle­
lität von Gewinnentwicklung und Sparen in Form nicht ausgeschütteter 
Gewinne heranziehen - der eine bezogen auf die Personal-, der andere 
bezogen auf die Gesellschaftsunternehmen. 

3.3 Zur Verknüpfung von Zins-, Einkommens- und 
Verteilungsmechanismus (30) 

Der kaldorianische Verteilungsmechanismus basiert darauf, daß Dis­
krepanzen zwischen Güterangebot und -nachfrage in einer vollbeschäf­
tigten Wirtschaft über Preisänderungen abgebaut werden. Bei gegebe­
nem realen Sozialprodukt schlagen sich Preisvariationen jedoch voll in 
der Höhe des nominellen Sozialprodukts nieder, verändern also die 
Geldnachfrage zu Transaktionszwecken. Daher stellt sich zunächst die 
Frage, inwieweit monetäre Faktoren den für das Funktionieren des Ver­
teilungsmechanismus entscheidenden Preisanpassungsspielraum beein­
flussen. 

Aus monetärer Sicht ist davon auszugehen, daß ein Anstieg der Ge­
winnquote, der über Preissteigerungen erfolgt, bei begrenzter Elastizität 
des Geldangebots eine Erhöhung des Zinsniveaus impliziert. Infolgedes­
sen nimmt der kaldorianische Sensitivitätskoeffizient ab. Der Zinseffekt 
sorgt dafür, daß ein Anstieg der autonomen Investitionen durch eine ge­
genläufige Veränderung der zinsinduzierten Investitionen zum Teil aus­
geglichen wird. Der Zinsmechanismus übernimmt also durch partielle 
Anpassung der Nachfrage nach investierbaren Mitteln einen Teil der An­
passungslast, die im einfachen Kaldor-Modell allein dem Verteilungsme­
chanismus zufällt. Diesem kommt mit der erforderlichen Anpassung des 
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Angebots an investierbaren Mitteln jedoch weiterhin erhebliche Bedeu­
tung zu. Dem gegenüber der Ausgangslage verbleibenden Überhang der 
geplanten Investitionen passen sich die Ersparnisse durch Gewinnquo­
tenerhöhung an. Dabei fallen die erforderlichen Preissteigerungen ge­
genüber dem einfachen Kaldor-Modell geringer aus. 

Die nicht ausgeschütteten Gewinne können zumindest kurzfristig die 
Koordination von Sparen und Investieren erheblich erleichtern. Daher 
erscheint die Vermutung naheliegend, daß sie unter monetären Voraus­
setzungen, unter denen grundsätzlich mit zinsbedingten Rückwirkungen 
auf die Investitionen zu rechnen ist, das Ausmaß dieser Effekte begren­
zen. Die Flexibilität der nicht ausgeschütteten Gewinne reduziert den 
kaldorianischen Verteilungsmultiplikator. Mithin hat ein kreditfinan­
zierter Anstieg der autonomen Investitionen relativ geringere Zinsstei­
gerungen zur Folge. Dies läuft auf eine Reduktion des zinsbedingten 
crowding out der induzierten Investitionen hinaus. Wenn sich Ge­
winnänderungen vorwiegend in den nicht ausgeschütteten Gewinnen 
niederschlagen, nimmt die Effizienz des Verteilungsmechanismus hin­
sichtlich der Koordination von Sparen und Investieren also zu, während 
der Zinsmechanismus im Gegenzug an Bedeutung verliert. 

Der Erklärungswert der kaldorianischen Kreislauftheorie ist keines­
wegs auf in der Realität selten vorzufindende Vollbeschäftigungssitua­
tionen begrenzt. Zwar besitzt das Kaldor-Modell einen Freiheitsgrad, 
sobald man die Annahme der Konstanz des realen Sozialprodukts auf­
gibt. Diese Lücke kann aber durch Einbeziehung gesamtwirtschaftlicher 
Angebotsfunktionen geschlossen werden. Angebotsseitig läßt sich ein 
positiver Zusammenhang zwischen Gewinnquote und realem Sozialpro­
dukt herstellen: (a) Die Gewinnquote nimmt im Aufschwung zu, weil die 
Unternehmen ihre Absatzpreise bei wachsender Nachfrage in gewissem 
Umfang erhöhen dürften, auch wenn die Grenzkosten unterhalb der 
Normalauslastung noch tendenziell konstant sind. (b) Darüber hinaus 
kann ein Anstieg der Gewinnquote mit der Produktionsmenge über die 
Fixkostendegression begründet werden. Dabei ist insbesondere an fixe 
Löhne zu denken, die einerseits auf das kurzfristige Horten von Arbeits­
kräften, andererseits auf die nicht direkt in der Produktion beschäftig­
ten Arbeitnehmer zurückgehen. Der Fixkosteneffekt kommt auch bei 
stark eingeschränkter Preisflexibilität - also insbesondere in ausgepräg­
ten Rezessionsphasen - zum Tragen. 

Unter den skizzierten Angebotsbedingungen wirken der keynesiani­
sche (Real-)Einkommens- und der kaldorianische Verteilungsmechanis­
mus zusammen. Beispielsweise führt eine Erhöhung der autonomen In­
vestitionen zu einer Expansion von Produktion und Beschäftigung, ver­
bunden mit einer Erhöhung der Gewinnquote. Letzteres sorgt für eine 
überproportionale Zunahme der Ersparnisse im Multiplikatorprozeß 
und reduziert damit gegenüber dem einfachen keynesianischen Modell 
die Wirkungen auf das reale Sozialprodukt. In der verteilungsbedingten 
Verminderung des Realeinkommensmultiplikators liegt eine Analogie 
zum IS-LM-Modell. Allerdings ist dieser Effekt dort auf eine Verdrän-
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gung zinsabhängiger Nachfragekomponenten zurückzuführen, geht also 
vor allem zu Lasten der Investitionen, auch wenn deren autonomer Teil 
den Expansionsprozeß ausgelöst hat. Demgegenüber basiert die Ab­
schwächung der Einkommenseffekte durch den Kaldor-Mechanismus 
auf einer Erhöhung des Angebots an investierbaren Mitteln und beein­
trächtigt infolgedessen vorwiegend die reale Konsumgüternachfrage. 
Dahinter steht die Verteilungsumschichtung zugunsten der stärker spa­
renden Unternehmer. 

Dem Verteilungsmechanismus kommt also grundsätzlich eine Stabili­
satorfunktion zu, denn er macht die Wirtschaft resistenter gegenüber 
Nachfrageschwankungen. Unter Berücksichtigung der nicht ausge­
schütteten Gewinne, die im Konjunkturverlauf ausgeprägten Schwan­
kungen unterliegen, gewinnt der Verteilungsmechanismus in dieser Hin­
sicht noch an Gewicht. Die Flexibilität der nicht ausgeschütteten Ge­
winne läuft darauf hinaus, daß die privaten Ersparnisse stärker auf 
Realeinkommens- und damit einhergehende Verteilungsänderungen rea­
gieren. Folglich ist der Einkommensmultiplikator von dieser Seite her 
nochmals geringer zu veranschlagen als im keynesianischen Grundmo­
dell: Die konjunkturstabilisierende Wirkung des Verteilungsmechanis­
mus nimmt zu. 

Diese Überlegungen erlauben den Schluß, daß dem Verteilungsmecha­
nismus keineswegs nur bei Vollbeschäftigung, sondern auch in einer un­
terbeschäftigten Wirtschaft erhebliche Bedeutung für die Bewältigung 
von Diskrepanzen zwischen geplanten Investitionen und Ersparnissen 
zukommen dürfte. Die Erweiterung des Spektrums zinsunabhängiger 
Anpassungsmöglichkeiten schließt natürlich keineswegs aus, daß der im 
vorliegenden Zusammenhang vernachlässigte Zinsmechanismus zusätz­
lich ins Spiel kommen und einen Teil der Anpassungslast übernehmen 
kann. Allerdings liegt gerade bei Unterbeschäftigung in vielen Fällen ein 
relativ elastisches Geldangebot vor, so daß die Koordination von Sparen 
und Investieren weitgehend in der beschriebenen Weise über Realein­
kommens- und Verteilungsänderungen erfolgen dürfte. 

4. Zusammenfassung 

Die kaldorianische Kreislauftheorie der Verteilung hat darauf auf­
merksam gemacht, daß die Koordination von Sparen und Investieren 
nicht nur über den klassischen Zins- und/oder den keynesianischen 
(Real-)Einkommensmechanismus erfolgt. Bei gegebenem realen Sozial­
produkt besteht darüber hinaus die Möglichkeit einer Anpassung durch 
Änderungen in der makroökonomischen Einkommensverteilung. Da aus 
Gewinnen relativ mehr gespart wird, läuft eine Verteilungsumschich­
tung zugunsten der Unternehmer auf eine Erhöhung der durchschnittli­
chen Sparquote hinaus. Dieser Effekt basiert nicht zuletzt darauf, daß 
sich Gewinnänderungen - zumindest kurzfristig und bei den Gesell­
schaftsunternehmen - vorwiegend in den nicht ausgeschütteten Gewin-
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nen niederschlagen, die ex definitione in vollem Umfang gespart werden. 
Der vorliegende Beitrag zeigt zunächst, daß der empirische Befund die 
Relevanz der makroökonomischen Zusammenhänge zwischen Einkom­
mensverteilung, nicht ausgeschütteten Gewinnen und privaten Erspar­
nissen belegt. Anhand einer entsprechenden Erweiterung des Kaldor­
Modells wird dann theoretisch nachgewiesen, daß die nicht ausgeschüt­
teten Gewinne eine Art Pufferfunktion haben: Sie erhöhen die Effizienz 
des Verteilungsmechanismus hinsichtlich der Anpassung der geplanten 
Ersparnisse an die Investitionen und tragen damit zur Stabilisierung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bei. 

Anmerkungen 

(1) Üblicherweise verwendet man bei der Ermittlung von Maßzahlen der Einkommens­
verteilung als Bezugsgröße das Volkseinkommen (Nettosozialprodukt zu Faktorko­
sten). Als gesamtwirtschaftliches Einkommensaggregat ist das Nettosozialprodukt 
zu Marktpreisen aussagefähiger, da der Wert des Sozialprodukts unabhängig davon 
ermittelt wird, ob der Staat seinen Anteil durch direkte oder indirekte Steuern fi­
nanziert. Bezogen auf die Verteilungsquoten resultiert daraus im wesentlichen nur 
eine Niveauverschiebung. 

(2) Der Unternehmenssektor setzt sich zusammen aus Produktionsunternehmen, Woh­
nungswirtschaft und finanziellen Sektoren (Banken, Bausparkassen, Versicherun­
gen). 

(3) Das private Sparen insgesamt und seine sektoralen Komponenten enthalten den je­
weiligen Saldo der Vermögensübertragungen. 

(4) Die von der Deutschen Bundesbank erstellte Statistik zur privaten Vermögensbil­
dung und ihrer Finanzierung enthält den Finanzierungssaldo gegenüber dem Aus­
land, der dem Leistungsbilanzsaldo entspricht. 

(5) In den nicht ausgeschütteten Gewinnen sind die Ersparnisse der finanziellen Sekto­
ren und der Wohnungswirtschaft enthalten. Letztere könnte man mit einer gewissen 
Berechtigung auch den privaten Haushalten zurechnen. 

(6) Dies bestätigt auch eine empirische Untersuchung des Sparverhaltens für die Bun­
desrepublik Deutschland: Francke (1985) 1 17ff. 

(7) Ausschließlich zur Vereinfachung der theoretischen Überlegungen wird in diese Ar­
beit für eine geschlossene Volkswirtschaft ohne Staat argumentiert. In einer offenen 
Volkswirtschaft mit Staatsaktivität ist das Koordinationsproblem unter Berücksich­
tigung der Staatsverschuldung und des Leistungsbilanzsaldos zu diskutieren. Auch 
im Umfang dieser beiden Größen muß gesamtwirtschaftlich auf Konsum verzichtet 
werden. Staatsverschuldung und Leistungsbilanzsaldo dürfen schon aufgrund ihrer 
quantitativen Bedeutung nicht vernachlässigt werden. 

(8) Landmann (1981) 145. 
(9) Felderer, Hornburg (1991) 1 15 . 

( 10) Oberhauser (1983) 4. 
(11) Kaldor (1962). 
(12) Natürlich ist eine solche Argumentation unzulänglich, denn sie vernachlässigt funk­

tionale Abhängigkeiten zwischen den einzelnen Größen. Identitätsgleichungen kön­
nen nur den Ausgangspunkt einer theoretischen Analyse bilden, die Interdependen­
zen zwischen den gesamtwirtschaftlichen Bestimmungsfaktoren der Einkommens­
verteilung durch entsprechende Verhaltensannahmen berücksichtigen muß. Blümle 
(1975) 154. 

(13) Darunter ist zu verstehen, daß eine zusätzliche Geldnachfrage bei gegebenem Zins 
durch Geldschöpfung der Geschäftsbanken (oder eine Erhöhung der Umlaufsge­
schwindigkeit) befriedigt werden kann. In der Realität ist diese Voraussetzung bei-
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spielsweise erfüllt, wenn die Geschäftsbanken über Refinanzierungskredite oder 
über Devisenzuflüsse bei festen Wechselkursen jederzeit auf Zentralbankgeld 
zurückgreifen können. 

(14) Ein Anstieg der Gewinnquote muß nicht auf Preissteigerungen beruhen. Möglich ist 
auch, daß die Lohnerhöhungen in einer wachsenden Wirtschaft hinter dem Produk­
tivitätsfortschritt zurückbleiben. Die Anpassung erfolgt dann faktisch über un­
terbliebene Preissenkungen. 

(15) Oberhauser (1983) 6f. 
(16) Bornbach (1981). 
(17) Dies mag mit der Vollbeschäftigungsannahme zusammenhängen, welche den Ver­

dacht nahelegt, die Kreislauftheorie der Verteilung sei für den Fall einer unterbe­
schäftigten Wirtschaft nur von begrenztem Erklärungswert. Derartige Einwände 
greifen zu kurz. Der Verfasser hat sich an anderer Stelle ausführlich mit dem Zu­
sammenwirken der verschiedenen Anpassungsmechanismen bei Unterauslastung des 
Produktionspotentials beschäftigt: Scherf (1994) 143ff. 

(18) Kaldor (1962) 227ff. 
(19) Ebenda 230. 
(20) "This may be assumed independently of any skewness in the distribution of property, 

simply as a consequence of the fact that the bulk of profits accrues in the form of 
company profits and a high proportion of companies' marginal profits is put to re­
serve" .  Ebenda 229.  

(2 1) G. Bornbach hat die kaldorianische Verteilungstheorie schon frühzeitig kritisiert, 
weil sie einbehaltene Gewinne der Kapitalgesellschaften und Entnahmen der Selb­
ständigen zu einer Einkommenskategorie zusammenfaßt, aus der nach Maßgabe ei­
ner einheitlichen Sparneigung das gesamte Unternehmersparen abgeleitet wird. 
"Die unverteilten Gewinne aber haben nichts mit propensity-Sparen in diesem Sin­
ne zu tun. Sie sind im wesentlichen der Reflex eines bestimmten Entwicklungspro­
zesses, d. h. sie sind Überraschungseinkommen . . . .  Es bleibt unseres Erachtens nichts 
anderes übrig, als den Gesamtgewinn aufzuspalten in die Entnahmen der Selbstän­
digen und die unverteilten Gewinne, wobei letztere als Residuum zu behandeln sind, 
in dem sich die I/S-Ungleichgewichte letztlich niederschlagen" .  Bornbach (1959) 13 7 .  

(22) Frey ( 1966). Nach Auffassung von L. Kowalski (1967) 89ff ist die Unterscheidung 
zwischen einbehaltenen und ausgeschütteten Gewinnen nur für Kapitalgesellschaf­
ten sinnvoll, da man bei den Einzelunternehmen Haushalts- und Unternehmens­
sphäre weder theoretisch noch statistisch hinreichend voneinander trennen könne. 
Daher zerlegt er den Gesamtgewinn in Gewinne der Einzelunternehmen sowie ein­
behaltene und ausgeschüttete Gewinne der Gesellschaftsunternehmen. Geht man je­
doch davon aus, daß Unternehmerhaushalte ihren Konsum - im Sinne der perma­
nenten Einkommenshypothese von M. Friedman - tendenziell an einem mittelfristi­
gen Einkommensdurchschnitt ausrichten, so ergibt sich im Prinzip kein Unterschied 
zum Frey-Ansatz. Daher wird im folgenden auf die Berücksichtigung der von Ko­
walski vorgeschlagenen Modifikationen verzichtet. 

(23) B. Frey ( 1966) 508 sieht darin einen offensichtlichen Gegensatz zwischen dem Inter­
esse einzelner Unternehmen an einer hohen Selbstfinanzierungsquote und dem In­
teresse' des Unternehmen'ssektors als Ganzes an einer hohen Profitquote. 

(24) Lintner (1956) 98ff. 
(25) Eine empirische Untersuchung für die Bundesrepublik Deutschland bescheinigt dem 

Lintner-Ansatz mikro- und makroökonomische Aussagefähigkeit: Baumgarten 
(1971)  147.  Die begrenzte und verzögerte Anpassung der verteilten Gewinne an die 
Nettogewinnentwicklung bestätigt auch Zwiener (1989) 68. 

(26) Frey (1966) 507. 
(27) Kowalski diskutiert die Einkommensverteilung bei konstanter Summe der ausge­

schütteten Gewinne. Die Verhaltensannahme kann nach seiner Auffassung "als Be­
schreibung für eine Politik konstanter Dividendensätze gedeutet werden, wenn man 
von Kapitalerhöhungen absieht" :  Kowalski ( 1967) 98. 

(28) Dies läßt sich formal ausgehend von der Funktion für das gesamte Sparen aus den 
Gewinnen ableiten: S0 = G - (1 - su) gaY. Bei gegebenem realen Sozialprodukt ist 
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kurzfristig die Beschäftigung und damit bei konstantem Lohnsatz auch die 
Lohnsumme fixiert. Infolgedessen stimmen Gesamteinkommens- und Gewinn­
änderung überein: dG = dY. Mithin gilt dS0/dG = 1 - (1 - Su) ga für die marginale und 
S0/G = 1 - (1 - Su) ga!(G!Y) < dSufdG für die durchschnittliche Sparquote. 

(29) Eine empirische Untersuchung für die Bundesrepublik Deutschland stützt die These 
von der relativen Stabilität des Unternehmerkonsums: Francke ( 1985) 118 .  

(30) Vgl. zur modellmäßigen Verknüpfung der verschiedenen Anpassungsmechanismen 
Scherf (1993, 1994). 
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Zentralbankunabhängigkeit -
Diskussion auf falschen Wegen* 

Dieter Proske 

1. Einleitende Anmerkungen 

Unter der Überschrift "Internationales Lob für die Nationalbank" be­
richteten die Medien (1) kürzlich auf der Titelseite von einer Studie der 
New Yorker Beratungsfirma MMS International. Sie hatte eine Reihung 
der Zentralbanken nach dem Grad ihrer Unabhängigkeit vorgenommen 
und die Gesterreichische Nationalbank auf den dritten Platz, unmittelbar 
hinter den Zentralbanken Deutschlands und der Schweiz, gereiht. Hinge­
gen belegt nach dieser Studie das amerikanische Zentralbankensystem 
erst den fünften Platz. Der obige Aufmacher und das Lob für die Spitzen­
reiter resultieren aus der heute weit verbreiteten Gleichsetzung von No­
tenbankunabhängigkeit mit Preisstabilität und wirtschaftlichem Erfolg. 

Diese Auffassung ist Ausdruck einer Diskussion und Forschungsakti­
vität, die im letzten Jahrzehnt eine schier ungeahnte Inflation und Po­
pularität erlebt hat, die jedoch im Begriffe ist, falsche Wege zu gehen. 
Nachfolgend sei kurz zusammengefaßt, warum: 
- Zum einen ist der Überbegriff "Unabhängigkeit" ,  unter dem die Diskus­

sion abgewickelt wird, irreführend. Dieser Auffassung schließen sich im­
mer mehr Beobachter an. Die Diskussion weist nämlich eindeutig in die 
Richtung von Zielvorgaben für die Zentralbank und eine Rechtferti­
gungspflicht der Notenbank im Hinblick auf die Erreichung dieser Zie­
le und die von ihr gesetzten Maßnahmen. Im Limit schließen sich derar­
tige Regelungen und der Begriff der Unabhängigkeit jedoch aus (2). 

* Für wertvolle Anregungen und Hinweise danke ich Michael Belongia (Oxford Univer­
sity), Kurt Flexner (Memphis State University) und Patricia Pollard (Fed. Res. Bank of 
St. Louis). Herrn Dr. Rene Dell'mour (OeNB) gilt mein Dank für die Durchführung und 
Interpretation der Rangkorrelationen. 
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- Zum anderen sind die Ergebnisse der empirischen Studien, die zur 
Zeit als Hauptargument für die Unabhängigkeit von Zentralbanken 
herangezogen werden, zumindest dubios . Bei diesen Studien handelt 
es sich durchwegs um Korrelationen zwischen Näherungsgrößen für 
den Grad der Unabhängigkeit der Zentralbank und der Preisentwick­
lung bzw. anderen wirtschaftspolitischen Zielgrößen. Diese Vorgangs­
weise weist zumindest zwei methodische Schwachpunkte auf: Der of­
fensichtlich bedeutendere der beiden ist, daß die Ergebnisse der Kor­
relationen nicht automatisch als Kausalitäten interpretiert werden 
können. Es liegt nahe, daß eine dritte Kraft, nämlich die Inflations­
aversion der Bevölkerung, sowohl für die niedrigere Inflationsrate als 
auch für die inflationsaverse Ausgestaltung der relevanten Institutio­
nen verantwortlich zeichnet. Adam Posen ( 1993) bringt etwa diesen 
Einwand. Posens Argument wird u. a. durch die Aussagen von Wil­
helm Gaddum, Vizepräsident der Deutschen Bundesbank, gestützt (3).  
Der andere Schwachpunkt, der zu dem zu Beginn genannten Einwand 
in Bezug steht, liegt in der ergebnisbezogenen Definition der Zentral­
bankunabhängigkeit. Wenn bei dieser Definition das Schwergewicht 
auf der (gesetzlichen) Verpflichtung liegt, Preisstabilität über alle an­
deren Ziele der Wirtschaftspolitik zu stellen und die Nichterfüllung 
eventuell auch noch mit Sanktionen bestraft wird, ist das Korrelati­
onsergenis schon mehr oder weniger vorgegeben. Mit Unabhängigkeit 
hat eine solche Definition in ihrer Idealform allerdings nicht sehr viel 
zu tun, viel eher erinnert sie an das Konzept der Regelbindung. 

- Drittens, und dies ist der schwerwiegendste Einwand, behandelt die 
Diskussion die wirtschaftliche Wirklichkeit aus einem so engen Blick­
winkel, daß es nicht ungefährlich ist, die Ergebnisse 1 : 1  in die Politik 
zu übernehmen. Die Betrachtung wird auf die Preisstabilität und die 
Rolle der Zentralbank eingeschränkt, so als wäre diese die einzige 
wirtschaftspolitische Institution, als könne sie die Preise alleine be­
stimmen, als hätten ihre Maßnahmen zumindest auf längere Sicht kei­
ne realwirtschaftlichen Konsequenzen und als würden sich alle ande­
ren wirtschaftlichen Größen bzw. Verhaltensweisen in optimaler Wei­
se daran anpassen. Unberücksichtigt bleibt, daß Inflation nicht nur 
ein monetäres Phänomen ist, sondern auch etwas mit Verteilungs­
kampf zu tun hat, daß der Markt in der Realität nicht in der Lage ist, 
alle Konflikte auf die kostengünstigste Weise zu lösen und daher das 
wirtschaftliche Gesamtergebnis durch bewußte Kooperation sowohl 
der wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger als auch der wesentli­
chen Interessengruppen verbessert werden kann. Der moderne Ideal­
typus der unabhängige Zentralbank plant die Maßnahmen in der Re­
gel nicht in wechselseitiger Abstimmung mit der Regierung und den 
Wirtschaftspartnern, sondern setzt sie weitgehend isoliert im Hinblick 
auf die Maximierung des eigenen, auf Preisstabilität eingeschränkten 
Zieles. Die Unabhängigkeitsbestimmunbc:n in den Statuten des Eu­
ropäischen Systems der Zentralbanken sind ein hervorragendes Bei­
spiel dafür, wie zwischen Unabhängigkeit und Kooperation sogar for-
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mal ein Widerspruch etabliert werden kann. Im Gegensatz zur Deut­
schen Bundesbank oder zur Gesterreichischen Nationalbank, deren 
Unabhängigkeit sich auf den Status beschränkt und Kooperation zu­
mindestens zulassen würde, sprechen die Unabhängigkeitsbestim­
mungen des Europäischen Systems der Zentralbanken zusätzlich be­
stimmte Handlungen an, die dazu tendieren, die Kommunikation zwi­
schen den nationalen Notenbanken und den politischen Autoritäten 
in unnötiger Weise zu komplizieren. Da nach diesen Bestimmungen 
alle Aktionen, die das Element der Beeinflussung in sich bergen, un­
zulässig sind, müßte das ESZB im Extremfall bei Meinungsverschie­
denheiten mit den Regierungen oder den Gemeinschaftsinstitutionen 
alle Kommunikationskanäle abbrechen (4) . 
Für die nachfolgenden Ausführungen wurde folgender Aufbau ge­

wählt: Im Abschnitt 2 wird das vorherrschende Konzept der Zentral­
bankunabhängigkeit einschließlich des theoretischen Hintergrundes er­
läutert und auf die empirischen Untersuchungen eingegangen, die einen 
positiven Zusammenhang zwischen Zentralbankunabhängigkeit und 
Preisstabilität bzw. in Einzelfällen auch noch weiteren Zielvariablen der 
Wirtschaftspolitik zu finden suchen. 

Im Abschnitt 3 werden neuere spieltheoretische Modelle besprochen, 
die durchwegs darauf hinweisen, daß das wirtschaftliche Ergebnis für 
alle Beteiligten besser ist, wenn die wirtschaftspolitischen Instanzen ko­
operieren, d. h. versuchen, eine gemeinsame, durchschnittliche Zielfunk­
tion zu verwirklichen, anstatt die eigenen Ziele zu maximieren. 

In der Folge wird - meines Wissens erstmals - gezeigt, daß der Grad 
der Kooperation der gesellschaftlichen Kräfte, repräsentiert durch den 
gesellschaftlichen Korporatismusgrad eines Staates, zumindest ebenso 
gut mit stabilen Preisen korreliert wie die Unabhängigkeit der Zentral­
bank. Damit soll dem Unabhängigkeitsmodell aus empirischer Sicht ein 
konkurrierendes Kooperationsmodell gegenübergestellt und die Unab­
hängigkeitsdiskusion zumindest relativiert werden. Neben höherer 
Preisstabilität zeigen die korporatistischen Staaten im Durchschnitt 
auch ein höheres Niveau an sozialer Verantwortung, mehr Staat und 
mehr Arbeitsfrieden als die mehr pluralistisch organisierten. Das Wirt­
schaftswachstum weist keine signifikanten Unterschiede auf, was zu der 
Schlußfolgerung berechtigt, daß das Kooperationsmodell dem Konflikt­
modell per saldo sowohl aus sozialer als auch aus wirtschaftlicher Sicht 
überlegen ist. 

2. Zentralbankunabhängigkeit und Preisstabilität 

2.1 Barro-Gordon-Rogoff-Modell und Principal-agent-Ansatz 

Der Gedanke der Notenbankunabhängigkeit ist nicht neu. Neu ist die 
spezifische Art seiner Ausprägung und theoretischen Begründung. Ur­
sprünglich sah man in einer unabhängigen Zentralbank eine Möglich-
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keit, das Geldwesen vor den Ansprüchen des absoluten Herrschers zu 
schützen (5). In der Demokratie fällt dieses Argument weg. Das Volk 
kann zumindest theoretisch auf Basis seiner Präferenzstruktur die Vor­
und Nachteile von Maßnahmen abwägen und selbst entscheiden. Es 
benötigt im Idealfall kein "Über-Ich" in Form einer aus dem demokrati­
schen Entscheidungsbildungsprozeß herausgenommenen Zentralbank 
In der Praxis ist Politik allerdings nicht nur ein rationaler, sondern, be­
günstigt durch eingeschränkte Information der Öffentlichkeit, auch ein 
hoch emotionaler Vorgang. Beflügelt durch den Wunsch, wiedergewählt 
zu werden, tendieren die Politiker nach vorherrschender Auffassung da­
zu, Wünsche zu erfüllen, die das Bruttoinlandsprodukt überfordern 
("Gefälligkeitsdemokratie") .  Besonders ist dies vor Wahlen der Fall 
("Wahlzyklus") .  Indem sie die Geldpolitik an eine von der Politik und 
den Wahlterminen unabhängige Institution delegieren, schützen sie das 
Geldwesen vor derartigen Überforderungen. Der ehemalige Präsident 
der Deutschen Bundesbank, Karl Blessing, hat das Motiv für den prag­
matischen Ansatz zur Notenbankunabhängigkeit ehemals wie folgt be­
schrieben: Es braucht "ein parlamentarisch regierter Staat ein Gegenge­
wicht gegen die Forderungen, die immer von verschiedenen Seiten erho­
ben werden (6)".  

Das in der Literatur derzeit vorherrschende Verständnis von Noten­
bankunabhängigkeit hat seine Wurzeln in der Zeitinkonsistenzhypothe­
se, die im Rahmen des um Erwartungen erweiterten Phillips-Kurven­
Modells auf der Basis der neoklassischen Theorie entwickelt wurde. Die 
Argumentation ist auch unter dem Begriff Barro-Gordon-Rogoff-Argu­
ment (oder kurz B-G-R-Modell) bekanntgeworden. Vorarbeiten wurden 
von Kydland und Prescott (1977) durch ihre originäre Darstellung der 
Zeitinkonsistenz einer optimalen Politik geleistet. 

In einem persönlichen Gespräch hat der ehemalige volkswirtschaftli­
che Berater der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel, 
Horst Bockelmann, den Kern der Zeitinkonstenzhypothese in der einfa­
chen Feststellung zusammengefaßt, "daß die Politik die Menschen auf 
Dauer nicht täuschen könne" .  

Präziser dargestellt, baut die Hypothese auf der Überraschungsange­
botsfunktion von Robert Lucas - einem prominenten Vertreter und Mit­
begründer der Neuen Klassischen Makroökonomie - auf, nach der die 
Geldpolitik nur dann realwirtschaftliche Auswirkungen zeigen kann, 
wenn sie einen Überraschungseffekt erzielt. 

Die Funktion wird angeschrieben als : Yt = nt - nt + Et 
wobei: 
Yt = das Output-Niveau der Periode t 
nt = die tatsächliche Inflationsrate in der Periode t 
nte = die für die Periode t erwartete Inflationsrate 
Et = ein exogener Schock in der Periode t (mit unabhängig, identi­

scher Wahrscheinlichkeitsverteilung und einem Mittelwert von 0). 
Für die Festlegung der Variablen in einer Periode gilt folgende Rei­

henfolge: Die Inflationserwartungen (wie sie sich etwa in Lohnabschlüs-
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sen niederschlagen) werden zuerst gebildet, noch bevor der exogene 
Schock eintritt. Die Wirtschaftspolitik setzt ihre Maßnahmen am 
Schluß, unter Berücksichtigung der anderen beiden anderen Variablen. 
Für einen Wirtschaftspolitiker, der sowohl Preisstabilität als auch Wirt­
schaftswachstum in seiner Nutzenfunktion hat und dazu noch dem Wirt­
schaftswachstum ein hohes Gewicht beimißt, ist es aus der Sicht einer 
Periode optimal, eine höhere Inflationsrate anzupeilen, nachdem sich 
niedrige Inflationserwartungen gebildet haben. Das Wirtschaftswachs­
tum würde dann nämlich über das Gleichgewichtsniveau ansteigen. Die 
Wirtschaftssubjekte wissen jedoch um diese Versuchung und berück­
sichtigen sie in ihren Inflationserwartungen, so daß nicht nur der Spiel­
raum für eine expansive Politik wegfällt, sondern auch die Gleichge­
wichtsinflationsrate über dem optimalen Wert liegt. 

Der Wirtschaftspolitiker kann die Gleichgewichtsinflationsrate senken 
und so die Wohlfahrt erhöhen, wenn er die Geldpolitik einer unabhän­
gigen Institution, einem Agenten überträgt, der inflationsaverser ist als 
er selbst bzw. der Durchschnitt der Gesellschaft (Rogoff nennt das "kon­
servativ") .  Von Bedeutung ist dabei, daß der Agent unabhängig in dem 
Sinn ist, daß er nicht ex post abgesetzt werden kann, weil er sich zeit­
konsistent verhält und darauf verzichtet, die aufgrund der Lucas-An­
gebotsfunktion in der laufenden Periode gegebene Chance zu nützen - im 
Bewußtsein, daß die Ausnützung des Zusammenhanges in einer Periode 
die Chancen der Geldpolitik in den Folgeperioden verschlechtern würde. 

Im wesentlichen geht es bei diesem Konzept der Zentralbankunabhän­
gigkeit um die Glaubwürdigkeit einer stabilitätsorientierten Geldpolitik 
und deren dämpfende Auswirkungen auf die Inflationserwartungen in ei­
nem neuklassischen Gleichgewichtsmodell mit rationalen Erwartungen. 
Sie wird durch Ernennung eines konservativen Zentralbankiers, durch 
die gesetzlich oder gar verfassungsmäßig vorgeschriebene Priorität des 
Zieles der Preisstabilität, die Gefahr von Reputationsverlusten für die 
Zentralbank und gegebenenfalls auch von Sanktionen gegen deren Lei­
tung im Falle der Verfehlung des (Preis-)Stabilitätszieles verstärkt. 

Nach der in Notenbankkreisen zur Zeit vorherrschenden Auffassung 
würde die erzielte Preisstabilität (definiert als niedrige Inflationsrate 
und -Variabilität) nicht nur dem Wirtschaftswachstum nicht schaden, 
sondern dieses sogar fördern, weil Preisvariabilität Unsicherheit, Fehl­
entscheidungen und Effizienzverluste bedeutet. Selbst eine nicht varia­
ble, d. h. voraussehbare Inflation, bringe über erhöhte Anpassungsko­
sten Effizienzverluste mit sich, die durch stabile Preise vermieden wer­
den können (7). 

2.2 Kriterien der Unabhängigkeit 

Die vollständig unabhängige Zentralbank ist weder wünschenswert, 
noch ist sie ein Phänomen, das in der Realität zu beobachten ist. Zen­
tralhanken haben weder eine Art "hohepriesterliche" Funktion, noch 
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sind sie "nur Gott verantwortlich" , wie dies gelegentlich in den ameri­
kanischen Medien formuliert wird. Jedenfalls ist die Zentralbank der 
Öffentlichkeit verantwortlich und hat aus dieser Sicht auch eine politi­
sche Funktion. Charles Goodhart weist darauf hin, daß gerade eine un­
abhängige Zentralbank ständig gezwungen sei, ihre Politik gegenüber 
pressure-groups sowie in der öffentlichen Diskussion zu verteidigen und 
Koalitionen in der öffentlichen Arena zu suchen, während eine abhängi­
ge Zentralbank in dieser Hinsicht den Schutz der Regierung genießt (8) .  
Darüber hinaus wird Unabhängigkeit, wie schon erwähnt, in der vor­
herrschenden Diskussion im Sinne von Inflationsaversion interpretiert. 
Cukierman (9) sagt dies ganz deutlich: Die Unabhängigkeit, wie er sie 
versteht, ist "nicht die Unabhängigkeit, all das zu tun, was der Zentral­
bank gefällt. Es ist viel eher die Fähigkeit der Bank, am Preisstabilitäts­
ziel festzuhalten, sogar auf Kosten anderer, kurzfristiger realwirtschaft­
licher Zielsetzungen" .  (eig. Übers.) Aus dieser Sicht ist es nicht verwun­
derlich, daß der statutarisch festgelegte Vorrang des Preisstabilitätszie­
les als eines der bedeutendsten Merkmale der Unabhängigkeit in den 
empirischen Studien Verwendung findet. 

Art und Ausmaß der Zentralbankunabhängigkeit werden im wesentli­
chen danach beurteilt, welche der nachfolgenden 4 Kriterien bei einer 
Zentralbank vorliegen und in welcher Intensität sie zutreffen: 

politische Unabhängigkeit, 
personelle Unabhängigkeit, 
instrumentelle Unabhängigkeit, 
finanzielle Unabhängigkeit. 
Unter politischer Unabhängigkeit wird die Unabhängigkeit von Wei­

sungen der politischen Instanzen, namentlich der Regierung, in bezug 
auf die Formulierung und Ausführung der Währungspolitik verstanden. 
Der statutarische Vorrang des Preisstabilitätszieles könnte darunter 
subsumiert werden. Nach herrschender Auffassung hilft er der Noten­
bank, dem öffentlichen Druck in Richtung einer expansiven Geldpolitik 
zu widerstehen. 

Das Kriterium der personellen Unabhängigkeit bezieht sich auf die 
persönliche Unabhängigkeit der Mitglieder des Entscheidungsorganes 
der Notenbank von den politischen Instanzen oder von Interessengrup­
pen. Im wesentlichen soll durch die Auswahl der Entscheidungsträger 
und durch die Bestimmungen über ihre Amtszeit (nicht ident mit Wahl­
zyklus, Unabsetzbarkeit während der Amtszeit, in manchen Fällen kei­
ne Möglichkeit der Wiedernennung) sichergestellt werden, daß sie ihre 
Entscheidungen in voller persönlicher Unabhängigkeit treffen können. 

Unter instrumenteller Unabhängigkeit wird verstanden, daß die Zen­
tralbank über alle zur Durchsetzung ihrer Politik notwendigen Instru­
mente verfügt und diese auch einsetzen kann. Unter anderem wird das 
Verbot, den Staat direkt zu finanzieren, unter diesem Kriterium sub­
sumiert. Direkte Staatsfinanzierung würde die geldpolitische Hand­
lungsfähigkeit der Zentralbank nach herrschender Auffassung ein­
schränken. 
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Finanzielle Unabhängigkeit bedeutet, daß die Notenbank nach vorher 
festgelegten Kriterien ihr eigenes Budget erstellen kann und von den Re­
gierungen nicht evtl. über Budgetkürzungen (gegebenenfalls als Sankti­
on für nicht genehmes Verhalten) Einfluß auf ihre Politik ausgeübt wer­
den kann. 

Aus umfassenderer Sichtweise kann es als Mangel angesehen werden, 
daß die fachliche Qualifikation (Forschungskompetenz) keinen Eingang 
in die gängige Unabhängigkeitsdefinition gefunden hat, denn sie bildet 
eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß eine Zentralbank nicht von 
kurzlebigen intellektuellen Modeströmungen und ähnlichen, der Geld­
politik wenig zuträglichen Faktoren beeinflußt wird. Eine Zentralbank 
kann auch zum Sklaven des Zeitgeistes werden bzw. Opfer eines Vaku­
ums in der anwendbaren Geldtheorie. In letzterem Fall wäre es ihre Auf­
gabe, die Lücken, welche die akademische Forschung hinterlassen hat, 
zu füllen. 

Das Beispiel der italienischen Zentralbank und in geringerem Maße 
der Bank of England haben darüber hinaus gezeigt, daß selbst eine 
rechtlich von der Regierung abhängige Zentralbank auf der Basis fach­
licher Kompetenz wirtschaftspolitisches Leadership zeigen kann. Das 
Kriterium findet sich lediglich bei Penker/Proske (1993) und in ver­
wandtem Zusammenhang bei Erb (1 989) und Fischer {1994) hervorgeho­
ben. In dem unten vertretenen Kooperationsmodell wird ihm noch mehr 
Bedeutung zukommen, da dieses eine differenziertere ex-ante-Beurtei­
lung der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen geldpolitischer Maß­
nahmen und ein Hinauswachsen über den derzeitigen monetaristisch­
neoklassischen Konsens erfordert. 

Das Verständnis der aktuellen Unabhängigkeitsdiskussion wird fer­
ner durch die Unterscheidung in Zielunabhängigkeit und instrumentel­
le Unabhängigkeit, wie sie Fischer ( 1995) vornimmt, verbessert. Die Un­
terscheidung baut auf einer Alternative zum konservativen Zentralban­
kier-Ansatz von Kenneth Ragoff auf. Im Principal-agent-Ansatz, wie er 
von Carl Walsh {1995) und Perssan und Tabellini {1 993) entwickelt wur­
de, wird das Problem erhöhter inflationärer Erwartungen nicht durch 
die Ernennung eines konservativen Zentralbankiers, sondern durch ei­
nen Kontrakt gelöst, der dem Zentralbankier Sanktionen auferlegt, 
wenn die Inflationsrate von ihrem optimalen (Gleichgewichts-)Wert ab­
weicht. Dieser Kontrakt impliziert die Vorgabe von Zielen, die Zentral­
bank hat keine Zielunabhängigkeit mehr, ihre Unabhängigkeit ist auf 
die durch ihre Fachkenntnis gestützte Wahl des optimalen Instrumen­
teneinsatzes zur Erreichung des vorgegebenen Zieles eingeschränkt. Der 
Principal-agent-Ansatz findet sich in reinster Form in Neuseeland ver­
wirklicht, wo der Notenbankgouverneur mit dem Finanzminister eine 
Vereinbarung über die anzustrebende Inflationsrate trifft und sein Po­
sten bzw. sein Gehalt davon abhängt, inwieweit er dieses Ziel erreicht. 
Auch in Kanada und seit kurzem in Großbritannien existiert ein klar 
formulierter Vertrag zwischen Zentralbank und Regierung betreffend 
das InflationszieL Die Sanktion ist in den letztgenannten beiden Fällen 
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allerdings auf einen möglichen Reputationsverlust des Zentralbankchefs 
eingeschränkt. 

Nach Fischer (10) ist die bedeutendste Schlußfolgerung, die man so­
wohl aus der theoretischen wie auch aus der empirischen Literatur zie­
hen kann, die, daß den Zentralbanken instrumentelle Unabhängigkeit, 
nicht aber Zielunabhängigkeit gewährt werden sollte ( 1 1) .  Integrieren­
der Bestandteil des Principal-agent-Ansatzes ist ferner die Rechtferti­
gungspflicht der Zentralbank im Hinblick auf die von ihr gesetzten 
Maßnahmen und die Zielerreichung. Das Spektrum reicht von einer prä­
zise definierten Rechtfertigungspflicht gegenüber dem Finanzminister, 
wie im Falle Neuseelands, über eine eher allgemeine Rechtfertigungs­
pflicht gegenüber dem Kongreß (USA) bis zur noch allgemeineren, ge­
genüber der Öffentlichkeit (Deutschland) . 

2.3 Empirische Studien 

Die Zahl der empirischen Studien, die einen Zusammenhang zwischen 
Zentralbankunabhängigkeit und Preisstabilität (und gelegentlich auch 
anderen wirtschaftspolitischen Zielen) herzustellen suchen, ist im Laufe 
des letzten Jahrzehnts geradezu explodiert. Trotz nennenswerter Verbes­
serungen können sie allerdings angesichts verbliebener methodischer 
Schwächen und eingeschränkter Blickwinkel bis heute nicht voll über­
zeugen. 

Eine der ersten einschlägigen Studien wurde von Bade und Parkin 
(1985 bzw. 1987)  verfaßt. Die beiden Autoren untersuchten den Zusam­
menhang zwischen Zentralbankunabhängigkeit und Preisstabilität für 
12  OECD-Länder (12) .  Die Unabhängigkeit wird am Einfluß der Regie­
rung auf die Finanzen und auf die Politik der Zentralbank gemessen. 
Das Ausmaß des finanziellen Einflusses wird durch die Möglichkeiten 
der Regierung, die Gehälter der Entscheidungsträger sowie das Budget 
und die Gewinnausschüttung der Zentralbank zu bestimmen, abgebil­
det. Es wird davon ausgegangen, daß die Möglichkeit der finanziellen 
Einflußnahme eine latente Bedrohung für die Mitarbeiter der Zentral­
bank darstellt und deren Kooperationsbereitschaft erhöht. Darüber hin­
aus könnte die Zentralbank durch Entzug von finanziellen und perso­
nellen Ressourcen auch direkt geschwächt werden. Das Ausmaß des Ein­
flusses auf die Politik wird durch den Einfluß der Regierung auf die 
Nominierung der Zentralbankleitung, durch die Mitgliedschaft von Re­
gierungsvertretern im Entscheidungsgremium sowie dadurch appro­
ximiert, ob der Regierung oder der Zentralbank die letzte geldpolitische 
Entscheidungsmacht zukommt. Epstein und Schor (1986)  nahmen kurze 
Zeit nach Bade und Parkin eine Gliederung der Unabhängigkeit nach 
einer Dreipunkteskala und ebenfalls formalen Kriterien vor. Österreich 
fehlt in beiden Untersuchungen. Burdekin und Willett ( 1991) bauen auf 
den früheren Arbeiten von Epstein und Schor sowie Bade und Parkin 
auf. 
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Sie legen der Reihung folgende formale Kriterien zugrunde: 
- die statutarische Unabhängigkeit von Weisungen der Regierung hin­

sichtlich ihrer Politik (die Regierung kann Notenbankentscheidungen 
nicht durch ein Veto boykottieren); 

- den Grad der politischen Einflußnahme bei der Nominierung der Mit­
glieder des Entscheidungsgremiums der Notenbank. 
Diese formalen Kriterien geben allerdings noch keine Antwort auf die 

wichtige Frage, wie die Notenbank sich tatsächlich verhält. 
Die Reihung der Zentralbanken in den Studien von Bade und Parkin, 

Epstein und Schor sowie Burdekin und Willet ist aus nachfolgender Ta­
belle 1 ersichtlich. Da den Studien etwa die gleiche Philosophie zugrun­
de liegt, sind die Abweichungen nicht dramatisch. 

Tabelle 1: 
Beurteilung des Unabhängigkeitsgrades von Notenbanken 

Bewertung d. Unabhängigkeit1) 

Länder Statutarische Anteil Institutio- Bade Epstein Burdekin 
Unabhängig- der von nelle und Parkin und Schor und Willet 

keit in der der Regie- Faktoren (4-Punkte- (3-Punkte- (3-Punkte-
Politik rung er- Skala) Skala) Skala) 

nannten 
Personen im 

Entschei-
dungsgremium 

Australien Nein 1 P/X/E 1 1 
Österreich Ja 8/14 P/X 2 
Belgien Nein 1 2 1 1 
Kanada Nein 1 P/X/E 2 1 1 
Frankreich Nein 12/13 2 1 1 
Italien Nein 1 2 1 1 
Japan Nein 1 3 1 1 
Niederlande Nein 1 P/X 2 1 1 
Neuseeland Nein 1 p 1 
Schweden Nein 1 2 1 1 
Schweiz Ja 2/10 P/X/E 4 3 
Großbritannien Nein 1 2 1 , 5  1 
USA Ja 7/12 P/E/R 3 2 2 
BRD Ja 1 0/2 1 p 4 3 3 

') Je höher die Zahl, desto höher ist der Grad der Unabhängigkeit 
Zeichenerklärung: P = Preisstabilität, X =  Wechselkursziel, E = Vollbeschäftigungsziel, 

R = Zinssatzziel 
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Alle Studien, auch die späteren, ähneln sich darin, daß die deutsche 
und die schweizerische Zentralbank und mit Abstand dazu das amerika­
nische Federal Reserve System im Spitzenfeld liegen. In jenen Studien, 
in denen Österreich erfaßt wird, ist auch die Gesterreichische National­
bank im Spitzenfeld mit dabei. 

Burdekin und Willet führen die Untersuchung noch einen Schritt wei­
ter und erkunden den Zusammenhang zwischen Notenbankunabhängig­
keit und Inflation. Die Ergebnisse der Studie sind aus nachfolgender Ta­
belle 2 ersichtlich: 

Tabelle 2: 

Durchschnittliche jährliche Inflationsrate Inflations-
Land variabilität 

1960-69 1970-79 1980-89 1960-89 1960-89 

Australien 2 ,5 9 ,8  8 ,4 6 ,9  17 ,5  
Belgien 2 ,7  7 , 1  4 , 9  4 , 9  10 ,2 
Kanada 2 ,5  7 ,4 6 ,5  5 ,5  1 1 , 1  
Frankreich 3 ,9  8 ,9  7 ,3  6 ,7  13 ,5  
Italien 3 , 6  12 ,3  1 1 ,2 9 , 1  36 ,7 
Japan 5,4 9 , 1  2 ,5 5 ,7  19 ,8  
Niederlande 4 , 1  7 , 1  2 ,9 4 ,7  8 ,4 
Neuseeland 3 ,2  1 1 ,5 11 , 9  8 ,9 28 ,3 
Schweden 3 ,8  8 ,6  7 ,9  6 ,8  9 ,4 
Großbritannien 3 ,5  12 ,6  7 ,4 7 ,9  31 , 0  
Durchschnitt 
Kategorie 1 3, 5 9,4 7, 1 6, 7 1 8, 6  
Österreich 2 ,3  6 , 1  3 ,8  4 ,4  4 ,4  
USA 2 ,3  7 , 1  5 ,6  5 ,0  11 ,0  
Durchschnitt 
Kategorie 2 2, 8 6, 6 4, 7 4, 7 7, 7 
Schweiz 3 , 1  5 , 0  3 , 3  3 , 8  5 , 1  
BRD 2,4 4 ,9  2 ,9 3 ,4  3 ,6  
Durchschnitt 
Kategorie 3 2, 8 5,0 3, 1 3, 6 4,4 

') Gemessen am Verbraucherpreisindex (IMF: International Financial Statistics) 

Das Ergebnis scheint jedenfalls die intuitiv naheliegende Auffassung 
zu stützen, daß unabhängigere Zentralbanken besser in der Lage sind, 
relative Preisstabilität zu garantieren, als abhängigere Zentralbanken. 
Es weist weiters darauf hin, daß niedrigere Inflationsraten auch mit ge­
ringer Variabilität der Inflation verbunden sind (letzteres stellen auch 
Alesina und Summers, 1993 ,  fest). 

Alesina (1 988) verwendete ebenfalls den Bade- und Parkin-Index, 
fügte aber weitere vier Länder (Dänemark, Neuseeland, Norwegen, Spa-
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nien) der Untersuchung hinzu. Grilli, Masciandaro und Tabellini (1991) 
sowie Alesina und Summers (1993) benützten abgewandelte, aber eben­
falls auf formalen Kriterien aufbauende Indizes, in denen etwa auch die 
Kreditgewährung an den Staat und die verfügbaren Instrumente 
berücksichtigt sind. Die umfassendste Studie stammt von Cukierman 
(1992) .  Er bezieht nicht nur siebzig Länder in die Untersuchung ein, 
sondern verwendet neben den bisher üblichen formalen Kriterien auch 
praktische Meßgrößen für die Zentralbankunabhängigkeit, im besonde­
ren die " Umschlagshäufigkeit der Zentralbankgouverneure" und die Er­
gebnisse einer Befragung von qualifizierten Personen in den Zentral­
banken. Sowohl die Autoren der vorerwähnten Studien wie auch 
Cukierman schließen aus den Ergebnissen ihrer Untersuchungen, daß 
Zentralbankunabhängigkeit die Inflation in der erwarteten Richtung 
beeinflußt .  Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen Cukierman, Webb und 
Neyapti ( 1 992) in ihrem Forschungspapier, das vom Horawitz-Institut 
der Tel Aviv-Universität mit dem Preis für die beste Studie über Ent­
wicklungsfragen ausgezeichnet wurde. 

Bei genauerer Betrachtung dieser Ergebnisse zeigt sich allerdings, daß 
nicht alle Länder mit niedrigen Inflationsraten über unabhängige No­
tenbanken verfügen. So etwa lagen die Niederlande und Belgien bei der 
Preisstabilität ebenso günstig wie der Durchschnitt der Länder der Ka­
tegorie 2 ,  obwohl ihre Notenbanken keinen hohen Unabhängigkeitsgrad 
aufweisen. Die beiden erfolgreichsten Länder auf dem Gebiet der Preis­
stabilität, Deutschland und Japan, zeigen sehr große Unterschiede hin­
sichtlich der Unabhängigkeit ihrer Zentralbank (Japan weist jedoch ei­
ne korporatistische Gesellschaftsstruktur auf) . Es hat tatsächlich den 
Anschein, als hätte vielmehr ein drittes Kriterium, nämlich die Inflati­
onsmentalität der Bevölkerung, die Inflationsrate dieser Länder beein­
flußt. Zählt die Preisstabilität zu den vorrangigen gesellschaftlichen 
Werten und kann sie insbesondere durch friedliche Konfliktlösung er­
reicht werden, dann ist die unabhängige Notenbank jedoch von 
zweitrangiger Bedeutung. Im letzten Abschnitt dieses Beitrages wird 
diese Feststellung empirisch unterlegt. 

2. Kooperationsmodelle als überlegener Lösungsansatz 

2.1  Unabhängigkeit vs. Kooperation aus spieltheoretischer Sicht 

In der spieltheoretischen Behandlung der Zentralbankunabhängigkeit 
ist Unabhängigkeit explizit als Nicht-Kooperation definiert. Eine unab­
hängige Zentralbank ist eine solche, die ihre eigene Zielfunktion zu ma­
ximieren trachtet. Abhängig ist eine Zentralbank dann, wenn sie Kom­
promisse zugunsten der Zielfunktion der Regierung eingeht. 

Die nachfolgenden Erläuterungen der relevanten Diskussion stützen 
sich vor allem auf das einfache Modell von Andersen und Schneider 
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( 1986) .  Der Grundgedanke ist jedoch bei allen Modellen etwa der glei­
che. Außer Andersen/Schneider haben sich u.a. Pindyck (1976) ,  Sargent 
und Wallace (1981) ,  Alesina und Tabellini (1987) ,  Tabellini (1986 und 
1987) ,  Loewy (1988) ,  Blackburn und Christensen ( 1989) sowie Petit 
(1 989) mit einschlägigen Fragestellungen befaßt. 

Den Überlegungen liegt folgendes Konzept zugrunde: Die Regierung 
kontrolliert die Fiskalpolitik und die Zentralbank die Geldpolitik. Beide 
Parteien setzen Ziele für die Wirtschaft fest (üblicherweise Inflations­
und Outputziele) und gewichten jedes dieser Ziele. Die Prioritäten, die 
sie jedem dieser beiden Ziele beimessen, können bei Fiskal- und Geldpo­
litikern unterschiedlich sein. Jede Institution nützt die ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumente, um die von ihr gesetzte Zielfunktion zu maxi­
mieren. In den Modellen kontrolliert in der Regel die Zentralbank die 
Wachstumsrate der monetären Basis und die Regierung die Budgetaus­
gaben. Bei Andersen/Schneider werden die Wirkungsmechanismen der 
beiden Politiken auf der Basis von drei alternativen Wirtschaftsmodel­
len (Keynes, Keynes-Klassik, Neue Klassische Makroökonomie) model­
liert. Alle Modelle gehen davon aus, daß die Wirtschaft durch keine sto­
chastischen Schocks beeinflußt wird. 

Die Regierung und die Zentralbank haben die Möglichkeit, entweder 
bei der Implementierung ihrer Politiken zu kooperieren oder nicht zu 
kooperieren. Wenn sie nicht kooperieren, stehen ihnen wieder zwei Mög­
lichkeiten offen. Sie können ihre Politik simultan bestimmen (Nash­
Gleichgewicht) , oder eine der beiden Parteien kann ihre Politik zuerst 
festlegen, und die zweite Partei berücksichtigt diese zusätzliche Infor­
mation bei der optimalen Formulierung ihrer eigenen Politik (Stackel­
berg-Lösung) (13). 

Die Parteien haben die üblichen, nachfolgend dargestellten Verlust­
funktionen zu minimieren. 

Lf = af (y - Yf)2 + bf (n - 1tf)2 aC � bf 

Lm = am (y - Ym)2 + bm (n - 1tm)2 bm � am 

1tf � nm, Yf � Ym 

Lf bzw. Lm = Verlustfunktion der fiskalpolitischen bzw. der mone-
tären Autoritäten 

y = Produktionsvolumen 
n = Inflationsrate 
Yf bzw. Ym = jeweilige Produktionsziele der fiskalpolitischen bzw. 

monetären Autoritäten 
1tf bzw. 1tm = Inflationsziele der fiskalpolitischen bzw. monetären Au­

toritäten 
a und b = jeweiliges Gewicht, das die Parteien auf das Produk-

tions- bzw. Inflationsziel legen. 
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Die Kooperationslösung wird so modelliert , daß Regierung und Zen­
tralbank sich für jenen Instrumenteneinsatz (f und m) entscheiden, der 
den gewichteten Durchschnitt ihrer Verlustfunktionen minimiert. D. h. :  

min Lc = pLf + (1 - p)Lm 0 � p � 1 
f , m 

= p[af(Y - Yf)2 + bf (n - 7tf)] + (1 - p) [am(Y - Ym)2 + bm(7t - 7tm)2] 

Das Gewicht, mit dem die Verlustfunktion jeder der beiden Parteien in 
die Gleichung eingeht, wird von ihrer relativen Verhandlungsstärke ab­
hängen. Die Lösung des Minimierungsproblems ergibt die Gleichge­
wichtswerte für die Produktion und die Inflation. Diese können wieder 
in die Verlustfunktion jeder der beiden Parteien substituiert werden und 
bestimmen so den Verlust jeder Partei. 

Die spieltheoretischen Studien zeigen, daß unabhängig vom zugrun­
degelegten Wirtschaftsmodell und unabhängig davon, ob es sich im 
nicht-kooperativen Fall um eine Stackelberg- oder Nash-Lösung han­
delt, das Ergebnis bei Kooperation jenem bei Nichtkooperation pareto -
überlegen ist. Jede der beiden Parteien kann im Fall der Kooperation 
ihre Verluste geringer halten. Andersen und Schneider meinen daher 
wörtlich: "Wenn es zwei unabhängige wirtschaftspolitische Autoritäten 
gibt, die in ihrem eigenen selbstsüchtigen Interesse handeln, dann erle­
ben wir des öfteren einen Konflikt bezüglich der ,richtigen' Politik. Die­
ses Ergebnis sollte in Betracht gezogen werden, wenn die Forderung 
nach einer unabhängigen geldpolitischen Instanz aufgestellt wird . . .  
Zwei unabhängige Entscheidungsinstanzen garantieren nicht automa­
tisch ein Ergebnis , das jenem bei unterschiedlich institutionellen Gege­
benheiten überlegen ist (14) . "  

Aus der Sicht des Barro-Gordon-Rogoff-Ansatzes liegt die Schwäche 
des Modells vor allem darin, daß es einen wesentlichen Mitspieler, näm­
lich die Öffentlichkeit und ihre Erwartungen nicht berücksichtigt. Wenn 
eine unabhängige Zentralbankpolitik die Glaubwürdigkeit der Politik 
erhöht, könnte dies das nichtkooperative Ergebnis verbessern. Ob dieser 
Effekt allerdings die Nachteile der nichtkooperativen Lösung kompen­
sieren kann, wird durch die bisher erstellten empirischen Studien nicht 
in befriedigender Weise beantwortete. 

2.2 Korparatismus und Preisstabilität 

Die klassische Ökonomie räumt dem Faktor der Konfliktlösung außer­
halb des Marktes keinen Platz ein. Sie geht davon aus, daß Konflikte für 
den homo oeconomicus gar nicht erst entstehen, da sie automatisch 
durch den Preismechanismus gelöst werden. Wir wissen heute, daß dies 
eine sehr schwerwiegende Vernachlässigung bedeutender Faktoren der 
Wirklichkeit darstellt. In der Realität hängt das wirtschaftliche Ergeb­
nis sehr wohl davon ab, wie konstruktiv soziale Konflikte bewältigt wer­
den können (15) .  
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Die Österreichische Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft hat beson­
ders in der Stagnationsphase der siebziger Jahre als kreatives, koopera­
tives Konfliktlösungsmodell international Beachtung gefunden. In der 
vorherrschenden Österreichischen Meinung wird sie als wesentliche Mit­
ursache für die wirtschaftlichen Erfolge des Landes angesehen (16) .  In 
ihrer Gesamtheit ist sie nach herrschender Auffassung international 
nicht vergleichbar, einige ihrer tragenden Säulen sind allerdings Ele­
ment jener sozialen Organisationsform, welche die politikwissenschaft­
liche Literatur als Korparatismus bezeichnet. Eingeschränkt auf diese 
Faktoren erscheint ein internationaler Vergleich mit zumindestens der 
gleichen Präzision möglich wie im Falle der Zentralbankunabhängig­
keit. 

Bruno und Sachs (1 7) haben es unternommen, wichtige westliche In­
dustrieländer nach ihrem gesellschaftlichen (18)  Korporatismusgrad zu 
reihen. Den nachfolgend beschriebenen Versuchen, einen eventuellen 
Zusammenhang zwischen Korparatismus und Preisstabilität bzw. ande­
ren wirtschaftlichen und sozialen Größen auszuloten, wird diese Rei­
hung zugrundegelegt. 

Der von Bruno und Sachs erstellte Index baut auf einem Index von 
Crouch (1985) auf, der vor allem den Zentralisierungsgrad der Gewerk­
schaften, namentlich das Ausmaß der Verhandlungsautonomie auf Fir­
menbasis, und das Ausmaß der Koordination zwischen den Arbeitgebern 
berücksichtigt. Bruno und Sachs halten darüber hinaus auch den gewerk­
schaftlichen Organisationsgrad der Arbeitnehmer sowie das Ausmaß der 
Regierungsbeteiligung der Arbeitnehmervertreter für bedeutungsvoll. Ein 
weiterer Indikator für die Kooperation der Interessengruppen und Kon­
fliktlösung am grünen Tisch ist die Anzahl der Streiktage. 

Die wesentliche Grundlage des Korparatismus ist wohl, daß die In­
teressengruppen so groß und zentralisiert sind, daß die von ihnen getrof­
fenen Entscheidungen gesamtwirtschaftliche Effekte und damit Rückwir­
kungen auf sie selbst haben. Dies ist die Grundlage für die Übernahme ge­
samtwirtschaftlicher Verantwortung durch die Interessenvertretungen. 

Bruno und Sachs unterscheiden im Rahmen ihrer Reihung drei Grup­
pen von Ländern: Eine klar korporatistische Gruppe bestehend aus 
Österreich (an der Spitze) , Deutschland, Niederlande, Schweden und 
Norwegen; eine klar pluralistisch strukturierte Gruppe, der die USA, 
Kanada, Australien, Frankreich und Italien angehören; eine mittlere 
Gruppe, bestehend aus Dänemark, Belgien, Schweiz, Großbritannien, 
Japan und N euseeland, bei der die Abgrenzung nicht so klar ist. 

Sie kommen ähnlich wie auch andere Autoren zu dem Ergebnis, daß 
stärker korporatistisch organisierte Länder in der Stagnationsphase der 
siebziger Jahre den trade-off zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation 
besser lösen konnten als mehr pluralistisch strukturierte Volkswirt­
schaften. Hinsichtlich Wirtschaftswachstum waren ihnen jedoch die 
pluralistischen Länder überlegen. Ähnliche Resultate, die auch die Ent­
wicklung in den achtziger Jahren miteinschließen, erhält Schnabel 
(1992) .  
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In der selbst vorgenommenen Untersuchung konnten die erstgenann­
ten Ergebnisse, nicht jedoch jene für das Wirtschaftswachstum, bestätigt 
werden. Bezüglich Wachstum zeigte sich kein signifikanter Unterschied 
zwischen den Ländergruppen. Konkret erbrachten die eigenen, für die 
Perioden 1970  bis 1991  und 1950 bis 1991  durchgeführten Rangkorrela­
tionen zwischen Korporatismusindex und diversen wirtschaftspoliti­
schen Zielen und Indikatoren folgendes Ergebnis: 

Zwischen Korporatismusgrad und Preisstabilität besteht ein knapp 
signifikanter Zusammenhang. Korporatistische Länder waren somit auf 
dem Gebiet der Inflationsbekämpfung erfolgreicher (vgl. Tabelle 5 im 
Anhang) . Mit freiem Auge ist zu erkennen (Tabelle 3) ,  daß die Länder mit 
mittlerem Korporatismusgrad den Zusammenhang offensichtlich stören. 
Dies stützt die Theorie, daß "ein wenig Korporatismus" für die Preissta­
bilität nicht sehr günstig ist. Mittlerer Korporatismusgrad bewältigt of­
fensichtich das Lohn-und Preiskoordinierungsproblem außerhalb des 
Marktes nicht so gut wie ein hoher Korporatismusgrad, gleichzeitig hin­
dert er den Markt jedoch daran, diese Abstimmung so vorzunehmen, wie 
dies in reinen Marktwirtschaften möglich ist. 

Ein hochsignifikanter und kräftiger Zusammenhang besteht hingegen 
zwischen Korparatismus und Arbeitslosenquote (Tabelle 5) . Dies drückt 
sich auch im Zusammenhang zwischen Korparatismus und Misery-In­
dex aus (Tabelle 5) .  Korporatistische Länder sind damit offensichtlich 
viel eher in der Lage, Preisstabilität mit niedrigen realwirtschaftlichen 
Kosten zu erreichen, als rein marktwirtschaftlich orientierte Länder. Es 
ist anzunehmen, daß sie der Bevölkerung auch ein höheres Ausmaß an 
allgemeiner sozialer Sicherheit bieten können, denn die Ausgaben für 
Sozialtransfers liegen signifikant über jenen pluralistischer Staaten (Ta­
belle 6).  Hinsichtlich Wirtschaftswachstum konnte hingegen kein Ein­
fluß des Korporatismusgrades auf das Ergebnis festgestellt werden. In 
der Periode 1 950-1 991  sind die hochkorporatistischen Länder im 
Durchschitt rascher gewachsen als die beiden anderen Ländergruppen, 
in der Periode 1 970-1991 hingegen langsamer (Tabelle 3) .  Die Ergebnisse 
der Rangkorrelation sind in beiden Fällen jedoch nicht auf dem 95%­
Niveau signifikant verschieden von Null (Tabelle 6).  

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß in der Vergangenheit kor­
poratistisch organisierte Länder im Durchschnitt offensichtlich in der 
Lage waren, mehr Preisstabilität, soziale Sicherheit und sozialen Frie­
den zu schaffen als pluralistisch organisierte Länder. Dieses positive Er­
gebnis mußten sie mit keinen realwirtschaftlichen Nachteilen bezahlen. 
Vor allem scheint es ihren Zentralbanken gelungen zu sein, die Desinfla­
tionsperiode der späten siebziger und achtziger Jahre mit geringeren 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt durchzustehen. 

Am Rande sei erwähnt, daß die hochkorporatistischen Länder keines­
falls durchwegs statutarisch unabhängige Zentralbanken haben. Sie 
könnten sich diese jedoch sowohl aus demokratiepolitischen Gründen als 
auch aus wirtschaftlichen Gründen (wegen der höheren Lohn- und Preis­
flexibiltät) eher leisten als rein marktwirtschaftlich orientierte Länder. 
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4. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

In der vorliegenden Arbeit wird das Modell der unabhängigen Zen­
tralbank in der zur Zeit diskutierten Version als Konfliktmodell identi­
fiziert. In einem theoretischen und einem empirischen Abschnitt wird 
ihm ein konkurrierendes Kooperationsmodell gegenübergestellt, wie es 
etwa im gesellschaftlichen Korparatismus und im besonderen in der 
Österreichischen Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft einen Ausdruck 
in der wirtschaftlichen Wirklichkeit gefunden hat. Aus spieltheoreti­
scher Sicht ist das Kooperationsmodell dem Konfliktmodell überlegen. 
Im empirischen Teil wird gezeigt, daß das Korporatismusmodell die Un­
terschiede in den Inflationsraten wichtiger Länder genauso erklären 
kann wie das Modell der Zentralbankunabhängigkeit. Korporatistisch 
organisierte Länder zeigen jedoch nicht nur mehr Preisstabilität, son­
dern auch mehr Staat und höhere soziale Verantwortung, dies offen­
sichtlich ohne Kosten in Form vergebener Wachstumschancen. 

Für die derzeitige innerösterreichische Situation, die in Richtung ei­
nes Abbaues staatlicher und sozialer Verantwortung und einer 
Schwächung des Österreichischen Korparatismus zugunsten eines eu­
ropäischen Lobbyismus weist, sind die Ergebnisse nicht uninteressant. 
In einer europäischen Wirtschafts- und Währungsunion verbleibt - sieht 
man von strukturpolitischen Maßnahmen ab - die Wirtschafts- und So­
zialpartnerschaft im übrigen auch das einzige makroökonomische In­
strument, das für eine eigenständige Vollbeschäftigungspolitik einge­
setzt werden könnte. 

Im Bereich der Zentralbankendiskussion weisen die Ergebnisse in 
Richtung der Relativierung einer Sichtweise, die die Zentralbank als ge­
trennt vom Staat und den monetären Sektor als getrennt vom realen Sek­
tor beschreibt. Die statutarische Unabhängigkeit der Zentralbank ist 
nützlich, ihre Betonung als Einflußfaktor sollte jedoch nicht übertrieben 
werden. Wirtschaftspolitisch sinnvoller, als die Zentralbank als abgeho­
benes Bollwerk gegen überzogene Ansprüche an das Bruttosozialprodukt 
zu etablieren, wäre es, sie als Partner einer gemeinsamen, abgestimmten 
Wirtschaftspoltik zu verstehen, der schon zu einem frühen Zeitpunkt in 
die gesamte wirtschaftspolitische Entscheidungsfindung miteinbezogen 
ist. Dies macht es allerdings erforderlich, die Wechselwirkungen zwi­
schen den einzelnen Wirtschaftspolitiken und zwischen monetärem und 
realem Sektor differenzierter zu behandeln, als dies in der derzeitigen 
Diskussion in der Regel geschieht. Gegebenenfalls müßten auch Freiräu­
me, die die akademische Forschung läßt, durch einschlägige Aktivitäten 
in den wirtschaftspolitischen Institutionen selbst ausgefüllt werden. 

Ungeachtet ihres unabhängigen Status lagen die wesentlichen Lei­
stungen der Oesterreichischen Nationalbank nicht in der Nutzung ihrer 
Unabhängigkeit, sondern in ihrer klugen Einbindungen in die Wirt­
schafts- und Sozialpartnerschaft. Die Hartwährungspolitik mit den ihr 
zugeschriebenen Erfolgen wäre ohne diese Einbindung und die daraus 
resultierende Lohn- und Preisflexibilität nie möglich gewesen. 
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Anmerkungen 

{1) Vgl. etwa "Der Standard" (26. und 27 .  August 1995). 
(2) Chris Stals {1993) 54 hält den Begriff " Unabhängigkeit" angesichts der realen Gege­

benheiten für eine Fehlbezeichnung. Mike Belongia (1995) weist darauf hin, daß die 
Unabhängigkeitsdiskussion in den USA in zunehmendem Maße als sinnlos angese­
hen wird. Der Präsident der Deutschen Bundesbank Tietmeyer machte bei mehreren 
Anlässen unmißverständlich klar, daß eine Zentralbank inhaltlich nicht wirklich 
unabhängig ist, wenn ihr Zielzonen für gewisse Variablen vorgegeben werden und 
spielte damit vor allem auf die Wechselkurspolitik an, die in den Händen der deut­
schen Bundesregierung liegt. Fratianni/Hagen/Waller {1992) 201 betonen, daß eine 
Zentralbank, die nicht über das Wechselkursinstrument verfügt, nur in sehr einge­
schränktem Maße als unabhängig bezeichnet werden kann. Sie führen an, daß die 
Deutsche Bundesbank und die Regierung oft unterschiedlicher Auffassung über 
Wechselkursfragen waren und die Bundesbank gezwungen war, Abweichungen von 
ihrem Kurs zu tolerieren. 

{3) Auf dem Neujahrsempfang aus Anlaß des 40jährigen Bestehens des Klubs der 
Frankfurter Wirtschaftsjournalisten meinte er etwa: "Um eine tatsächlich unabhän­
gige Politik betreiben zu können, benötige die Bundesbank die Zustimmung der Öf­
fentlichkeit zu der Hauptaufgabe, für stabiles Geld zu sorgen. Er pflichtete dem Ar­
gument bei, wonach nicht die institutionelle Absicherung, sondern die Furcht der 
Deutschen vor Inflation die eigentliche Quelle der Unabhängigkeit der Deutschen 
Bundesbank ist. Eine Notenbank sei normalerweise vielseitigem Druck ausgesetzt. 
Von diesem Druck unabhängig zu entscheiden, sei sie aber auf Dauer nur dann in der 
Lage, wenn sie sich auf die breite Bevölkerung stützen kann. Am Beispiel der USA 
könne man verfolgen, daß auch politisch autonome Zentralbanken im Sinne der 
Theorie der Public Choice über längere Zeit erhebliche Inflationsraten zulassen, 
wenn die Öffentlichkeit eine solche Politik toleriert. "  Siehe: "Bundesbank braucht 
Öffentlichkeit - Gaddum vor dem Club Frankfurter Wirtschaftsjournalisten,"  in: 
Börsen-Zeitung (9. Februar 1994). 

(4) Die Unabhängigkeit der EZB ist textgleich in Artikel 7 der EZB-Statuten und in Ar­
tikel 107 des Maastrichter Vertrages angesprochen. Der Passus enthält die Wei­
sungsungebundenheit von der Regierung, ähnlich wie bei der Deutschen Bundes­
bank, jedoch zusätzlich noch die Verpflichtung für Notenbank und staatliche Stellen 
sich nicht beeinflussen zu lassen bzw. keinen Einfluß auszuüben. 

(5) Die OeNB wurde, wie einige andere Notenbanken auch, in Reaktion auf die finan­
zielle Überlastung im Zuge der Napoleonischen Kriege und deren negative Auswir­
kungen auf das Geldwesen errichtet. Seit ihrer Gründung im Jahr 1816 ist sie, mit 
Unterbrechungen, statutarisch unabhängig von der Politik (vgl. Pressburger 1966). 

(6) Zitiert nach Nowotny {1994) 20. 
(7) Eine tabellarische Übersicht über die Argumente, die für die Kosten der Inflation 

und damit ihre wachstumshemmenden Auswirkungen gebracht werden, findet sich 
bei Fischer (1984). Es darf allerdings nicht unerwähnt bleiben, daß das Argument 
von der wachstumsfördernden Wirkung einer ausschließlich auf Preisstabilität aus­
gerichteten Geldpolitik theoretisch und empirisch nicht ausreichend gestützt ist und 
darüber hinaus selbst Rogoff (1985) zu dem Schluß kommt, daß eine unabhängige 
Zentralbank, die der Preisstabilität vor allen anderen Zielen den Vorrang einräumt, 
vermutlich zu einer höheren Variabilität realwirtschaftlicher Größen beiträgt. Diese 
ist gesamtwirtschaftlich gesehen kostspieliger als die Variabilität der Preise. Ver­
drängt wird in der Regel auch eine weitere Feststellung Rogoff's, deren empirische 
Relevanz noch viel zu wenig untersucht ist: Eine unabhängige Zentralbank kann 
auch zu konservativ sein, d. h. der Preisstabilität ein zu hohes Gewicht beimessen. 

(8) Zit. n. Frattianni u. a. (1992) 199.  
(9) Cukierman (1992) 370. 

(10) Fischer ( 1995) 202.  
( 11 )  Damit würde auch einer der bedeutendsten Kritikpunkte an der Notenbank­

unabhängigkeit, die Tatsache, daß die Notenbank die einzige mächtige wirtschafts-
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politische Institution darstellt, die der demokratischen Kontrolle entzogen ist, ent­
schärfen. Nowotny (1994) 20 weist richtig darauf hin, daß die häufigen Legitimati­
onsversuche der (Anm. d. Verf.: nicht auf die instrumentale Unabhängigkeit be­
schränkten) Notenbankautonomie mit dem demokratischen Prinzip der Gewalten­
teilung und der Vergleich mit der Unabhängigkeit der Gerichte, nicht halten. Dies, 
weil für die Rechtsprechung eine strenge Bindung an parlamentarisch erstellte 
Regeln besteht, während die Notenbankautonomie keine entsprechende "Regelbin­
dung" enthält. 

(12) Australien, Belgien, Kanada, Frankreich, Deutschland, Italien, Japan, Niederlande, 
Schweden, Schweiz, Großbritannien, USA. 

(13) Bei der Nash-Lösung kann keine der beiden Parteien ihre Verlustfunktion aus eige­
ner Kraft, durch Setzung bestimmter Maßnahmen, vermindern. Im zweiten Fall, 
beim Stackelberg-Spiel, setzt der Stackelberg-Führer seine Politik, und der Stackel­
berg-Nachfolger setzt seine Politik in Reaktion zur Politik des Führers. Der Führer 
weiß, wenn er seine Politik auswählt, wie der Nachfolger reagieren wird. 

(14) Andersen, Schneider ( 1986) 188; eigene Übersetzung. 
(15) Vgl. u. a. Flexner, Proske ( 1993). 
(16) Diese Auffassung wurde soeben erneut durch eine wissenschaftlich-systematische 

Analyse von Felix Butschek (1995) gestützt. 
(17) Bruno, Sachs (1985) 22lff. 
( 18) Die Bezeichung gesellschaftlicher Korparatismus wurde aus Gründen der Unter­

scheidung zum Unternehmenskorporatismus gewählt, der in einer oligopolitisch 
strukturierten Wirtschaft, wie sie heute vorliegt, einen fruchtbaren Boden findet. 
Eine Reihe von Autoren ist der Meinung, daß zwischen gesellschaftlichem Korpara­
tismus und Unternehmenskorporatismus ein trade-off besteht. Oder prägnanter aus­
gedrückt: Wenn die Wirtschaftspartner nicht die Politik machen, dann machen sie 
die Unternehmen alleine; vgl. u. a. Flexner (1989). 
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Anhang 

Tabelle 3: 
Korporatismus und wirtschaftlicher Erfolg 

Durchschnittswert der ent­
sprechenden Ländergruppe 
in der Periode 1970-1991 ,  
wenn nicht anders angegeben 

Arbeitslosenquote 
Inflationsrate (VPI) 
Misery Index 
Streiktage pro 1000 
Beschäftigte und Jahr 
Reales 
Wirtschaftswachstum pro Kopf 
Reales 
Wirtschaftswachstum pro Kopf 
in der Periode 1950-1991  

Quelle: OECD Datenbank 

hoch 
A; D ,  

NL 
S, N 

3 ,3 
6 ,0  
9 ,3 

54 

2 ,3  

3 ,1  

Korporatismusgrad 

mittel 
DK, SF, B  

J 
NZ, UK 

4,6 
8 ,8  

13 ,3 
3 1 7  

2 , 8  

2 , 5  

gering 
F, I 

AUS 
CDN, USA 

7,3 
8 ,4 

15 ,7  
498 

3 , 1  

2 , 8  

Ländercodes: A = Österreich, AUS = Australien, B = Belgien, CND = Kanada, 
D = Deutschland, DK = Dänemark, F = Frankreic1 r;.B = Großbritannien, I = Italien, 
J = Japan, N = Norwegen. 
Erläuterungen: Arbeitslosenquote gern. OECD-Stat , c.tik. Anteil der Arbeitslosen an der 
gesamten Erwerbsbevölkerung. Misery Index: Summe aus Arbeitslosenquote und Infla­
tionsrate. 
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Tabelle 4: 
Korporatismus und soziale Verantwortung 

Durchschnittliche 
Ausgaben in % des 
BIP 1990 

Sozialtransfers 
Nichtmilitärische Staatsausgaben 

Quelle: OECD Economic Outlook 

Tabelle 5 :  

hoch 

A; D 
NL 
S, N 

17  
51  

Korporatismusgrad 

mittel gering 

DK, SF, B F, I  
J AUS 

NZ, UK CND, USA 

1 1  1 3  
43 42 

Rangkorrelation zwischen Korporatismusgrad, sozialem Frieden und 
wirtschaftlichem Erfolg 

Kendall-Korrelationskoeffizienten* 

Korp. 0 ,44 
(0 ,01)  

BIP (50-9 1) - 0,28 - 0,22 
(0 ,09) (0, 14) 

BIP (70-91) 0 , 18  0 , 26  0 , 37  
(0 , 1 6) (0 ,08) (0,04) 

Infl. 0 , 12  0 ,31  - 0,03 - 0, 1 3  
(0 ,26) (0 ,05) (0,44) (0,24) 

Misery 0 ,60  0 ,54 - 0 ,28 0 ,08  0 ,52  
(0 ,00) (0,00) (0,09) (0,33) (0,00) 

VArbt 0 ,4 0 ,69 - 0 ,26 0 , 1 1  0 ,54 0 ,68 
(0 , 01) (0,00) (0, 1 1) (0 ,29) (0,00) (0 ,00) 

Arbl. Korp. BIP (50-91) BIP (70-91) Infl. Misery 

* Der Kendall-Korrelationstest ist ein einseitiger Test und sehr strikt. Wenn die Zahl in 
Klammer, unter dem Koeffizienten, kleiner als 0,05 ist, dann ist der Koeffizient auf 
dem 95%-Niveau verschieden von Null. 
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Tabelle 6: 
Rangkorrelation zwischen Korporatismusgrad und Indikatoren für 

sozialstaatliche Verantwortung 

Kendall-Korrelationskoeffizienten 

VArbt. 0 ,69  
(0 ,00) 

SozS. - 0,33 - 0,26  
(0,04) (0 ,09) 

StA - 0,33 0 , 1 6  0 ,45 
(0 ,05)  (0 ,22)  (0 ,01)  

MilA 0 ,08 0 ,07 0 ,22 
(0,34) (0,37) (0 ,12)  

NMilA - 0,38 - 0 ,19  0 ,43 
(0,02) (0 , 18) (0 ,01)  

BIP (50-91) - 0,22 - 0,26  - 0,06 
(0, 14) (0 , 1 1) (0,39) 

BIP (70-91) 0,26 0 , 1 1  - 0, 13  
(0,08) (0,29) (0,24) 

Korp. VArbt. SozS. 

Korp. = Reihung gemäß Korporatismusgrad 
Arbl. = Arbeitslosenquote 
Infl. = Inflationsrate 
Misery = Inflationsrate plus Arbeitslosenquote 

0,05 
(0,40) 

0,93 
(0,00) 

- 0,24 
(0,12) 

- 0,53 
(0 ,00) 

StA 

VArbt. = Durch Streiks verlorene Arbeitstage pro 1000 Beschäftigte 
SozS. = Sozialtransfers der Zentralregierung in Prozent des BIP 
StA = Gesamtausgaben der Zentralregierung in % des BIP 
MilA = Militärausgaben in % des BIP 
NMilA = Nichtmilitärische Ausgaben in % des BIP 
BIP = Reales Wirtschaftswachstum ( 1950-1991 bzw. 1970-1991) 

554 

- 0,03 
(0,44) 

- 0 ,43 - 0 ,19  
(0,02) (0,18) 

- 0 ,28 - 0,45 
(0,06) (0,01) 

MilA NMilA 
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Europäische Währungsunion? 

Zur Diskussion um optimale 
Währungsräume<1> 

Teil 2 :  Inflationsrate, sozioökonomische 
Präferenzen und Institutionen 

Thomas Zotter 

1. Einleitung 

Im ersten Teil des Beitrages wurden in erster Linie die frühen Beiträge 
zur Theorie der optimalen Währungsräume diskutiert. Diese sind zu einer 
Zeit entstanden, als es im Bretton-Woods-System zu zunehmenden Span­
nungen kam. Daher waren sie von der Frage geprägt, wie ein Land die Zie­
le Vollbeschäftigung, externe und interne Stabilität optimal durch die 
Wahl des Wechselkursregimes verwirklichen kann oder, anders ausge­
drückt, gegen Schocks isolieren kann. Die drei wesentlichsten, heute noch 
auf die Diskussion einwirkenden Ansätze (Faktormobilität, Offenheitsgrad 
und Produktdiversifikation) waren vor allem dadurch gekennzeichnet, daß 
sie versuchten, ein Kriterium zu isolieren, anhand dessen die Wahl für ein 
Wechselkursregime oder eine Währungsunion getroffen werden kann. 

Allen drei Ansätzen zur Währungsgebietsdiskussion ist weiters die Art 
(nicht der Ursprung) der Schocks gemein, nämlich mikroökonomische 
Schocks, die sich auf die Angebots- und Nachfragefunktion einzelner 
Sektoren auswirken. 

Laufen die " Störungen" jedoch ihrer Entwicklung und Entstehung 
nach nicht wie Schocks ab, sondern sind sie Ausdruck sozioökonomi­
scher Präferenzen, werden sich fixe Wechselkurse viel schmerzlicher auf 
z. B. ein expansiver orientiertes Land mit Leistungsbilanzproblemen aus­
wirken. Gerade die Erfahrungen des EWS gaben daher Anlaß, die "Theo­
rie" optimaler Währungsräume, die in eine Sackgasse geraten zu sein 
schien, anzureichern und so zu einem umfassenderen Bild zu kommen. 

Dabei wird es nicht darum gehen können, zu einem neuen "single cri­
terion "-Ansatz zu kommen, der die früheren Beiträge ersetzen soll, son­
dern vielmehr darum, sie als wichtige und fruchtbare Ansätze eines all­
gemeineren Ansatzes zu würdigen. 
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2. Sozioökonomische Präferenzen und Abstimmungsprobleme 

Wenngleich das Konzept der Phillipskurve und mit ihm der Glaube an 
wirtschaftspolitisches "fine-tuning " heute als umstritten erscheint, be­
ziehen sich die Einwände doch vor allem auf die lange Frist, und die 
gänzlich vertikale Phillipskurve wurde ihrerseits wieder relativiert. Von 
seiten der Theorie waren es zunächst die Arbeiten von Friedman und 
Phelps, die durch das Argument der Lohnverhandlung auf Basis realer 
Variablen die langfristige Existenz des trade-offs in Frage stellten (ab­
hängig von der Dauer der Verträge und Informationskosten ließ dieses 
Konzept durchaus noch konvexe Verläufe in der kurzen Frist zu) . Lucas 
hingegen versuchte über das Ignorieren von Informationskosten, die An­
nahme perfekt flexibler Preise und Löhne sowie perfekter Antizipation 
die Wirkungslosigkeit auf reale Variablen nachzuweisen. Bestärkt wur­
den diese Modelle von der Empirie durch das Auftreten von Stagflati­
onserscheinungen Mitte der siebziger Jahre, wenngleich sich diese Er­
scheinungen auch über die cost-push-Inflation mittels weniger restrikti­
ver Annahmen erklären ließen. 

Doch selbst wenn man die langfristige Vertikalität der Phillipskurve 
als plausibel akzeptiert, kann sich keine Währungsunion des Abstim­
mungsproblems bei der Festlegung der Position auf eine kurzfristige 
Phillipskurve entziehen. Dies bezieht sich zwar ebenso wie die ersten 
drei Ansätze in erster Linie auf Schocks, doch gibt es einen dem Wesen 
nach doch entscheidenden Unterschied zu den obengenannten Ansätzen. 
Geht es in diesen vor allen um ökonomische (mechanische) Anpassungs­
prozesse, spiegeln sich im Abstimmungsproblem politische und gesell­
schaftliche Prozesse mit Rückwirkung auf die ökonomische Anpassung 
wider, die sich als weitaus persistenter erweisen können. 

Das in die Literatur als Nordhaus-Problern eingegangene Konzept der 
Stimmenmaximierung über eine gesellschaftlich akzeptierte Position 
auf der Phillipskurve (gekennzeichnet durch die Inflationsrate Pi und die 
Arbeitslosenrate U;) stellt Sell (2) in den Mittelpunkt seiner Betrachtun­
gen. In einem Zweiländermodell befinden sich die Nordhaus-Optima je­
weils am Tangentialpunkt der konkaven Isostimmenkurve und der kon­
vexen Phillipskurve. In Abhängigkeit von den Lohnsteigerungsraten (w;) 
bilden sich die nationalen Inflationsraten (p;), die solange nicht steigen, 
als die Lohnsteigerungsraten lediglich die Produktivitätssteigerung (qi) 
kompensieren (pi = wi - q;) . Die Lage der jeweiligen Optima (A, B) ist nun 
geprägt durch 1 .  die Isostimmenkurven, 2 .  die Lage und Neigung der 
Phillipskurven und 3 .  die Produktivitätsentwicklung, wobei 2 .  ganz 
wesentlich vom Lohnverhandlungssystem abhängt (siehe unten) . Je fle­
xibler das System auf makroökonomischer Ebene, desto steiler wird die 
kurzfristige Phillipskurve verlaufen, desto näher wird das kurzfristige 
am langfristigen Gleichgewicht liegen und desto geringer werden die 
Kosten auf seiten der Beschäftigung zur allfälligen Reduktion der Infla­
tion ausfallen. 
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Vor dem Eintritt in die Währungsunion sind die beiden Ökonomien 
über den Wechselkurs E miteinander verbunden, der es den Ländern er­
laubt, ihre präferierte Inflationsrate autonom zu bestimmen (der Wech­
selkurs sei also durch die relative Kaufkraftparitäten bestimmt) . Bei Eta­
blierung der Währungsunion wird die Wechselkursänderung e = 0, so daß 
in der Union nur mehr eine einheitliche Inflationsrate existieren kann. 

Die Festlegung der gemeinsamen Inflationsraten kann nunmehr ent­
weder auf symmetrische Weise (Kombination N. ,  B') - etwa auf Ver­
handlungsebene oder in supranationalen, gemeinsamen Institutionen ­
erfolgen oder aber auf Druck des "nominalen Ankers " (A, B

"
) (3).  In bei­

den Fällen ergeben sich die oben besprochenen Probleme des asymme­
trischen Schocks mit den bekannten Konsequenzen bei unterschiedli­
chen Voraussetzungen (siehe Kapitel 2 . 1) ,  wobei sich die Schocks in den 
beiden Systemen doch recht unterschiedlich - vor allem auf der Be­
schäftigungsseite - auswirken. 

Abbildung 1: 
Abstimmungsprobleme bei einer Währungsunion 

p = w - q  
w 

I 
I I - - - - - - - - - - - - � - - - -� - - - - -

B I I 
- - - - - - - - - - - - - - ,- - - B ' 

Darstellung in Anlehnung an: Sell (1 993) 

u 
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Im Falle des "nominalen Ankersystems" oder Hegemonialsystems -
ein Hegemonialsystem ist gekennzeichnet durch das hegemoniale An­
kerland und das Peripherieland, also die restlichen Länder, die ihren 
Wechselkurs an den Anker binden -, wie das EWS es darstellt, ergibt 
sich neben den höheren Kosten für das Peripherieland B (siehe A, B") zu­
sätzlich die Gefahr der Verstärkung regionaler Konjunkturzyklen (4). 
Verschlechtern sich die terms-of-trade für die periphere Region, sollte 
die regionale Geldpolitik eigentlich einen Expansionspfad fahren, die 
Teilnahme an der Währungsunion erlaubt dies aber nicht. Zusätzlich 
fällt durch den Rückgang der Einkommen die Geldnachfrage, mit ihr der 
Zins, was zu Kapitalexporten ins Hegemonialland führen wird. Dieses 
(zu keiner Expansion des Geldangebotes bereit, vgl. auch Fußnote 5 in 
Mundell [1961] )  wird den Zustrom neutralisieren und die Zinsen daher 
unverändert lassen. In der Folge reduziert sich das Geldangebot in der 
peripheren Region und verschärft derart den konjunkturellen Einbruch. 
Die Ähnlichkeit mit der Analyse Mundells und den Voraussetzungen, die 
McKinnon und Kenen für eine Währungsunion anführen, kommt nicht 
von ungefähr und könnte allgemein unter dem Problem des asymmetri­
schen Schocks (auf der Kostenseite) subsumiert werden, diesmal ent­
springt jedoch die Asymmetrie dem System selbst. 

2 . 1  Glaubwürdigkeit und Kosten der Disinflation 

Daß die Kosten und Übergangsprobleme einer Währungsunion nicht 
nur ökonomischer Natur sind, sondern auch gesellschaftlich geprägt und 
beeinflußbar sind, sollte das vorangegangene Kapitel angedeutet haben 
und soll auch in den folgenden Zeilen problematisiert werden, in denen 
Institutionen, die insbesondere den Arbeitsmarkt berühren, auf ihre 
mögliche Wirkung auf derartige Übergangsprobleme und asymmetrische 
Schocks diskutiert werden. 

Bevor wir aber näher darauf eingehen, sollte die gemeinsame Infla­
tionsrate als Anpassungsproblem noch einmal grundsätzlich andisku­
tiert werden. Stimmt man der langfristigen Vertikalität der Phillipskur­
ve zu (siehe oben), kann es auf lange Frist - aus Gründen der Informa­
tions- und Allokationseffizienz - nur wünschenswert sein, eine ver­
gleichsweise niedrige Inflationsrate zu erreichen. 

Die beschriebenen Abstimmungsprobleme legen prima facie den 
Schluß nahe, daß, wie es auch etwa Flemming (5) zeigte, ähnliche Infla­
tionsraten eine Bedingung für das Eingehen einer Währungsunion dar­
stellen, und unter anderem auch aus diesem Grunde in den Konvergenz­
kriterien von Maastricht ihren Niederschlag gefunden haben. 

Neuere Beiträge hingegen, die insbesondere das Problem der Zeitin­
konsistenz und der Glaubwürdigkeit der Geldpolitik aufgreifen, drehen 
dieses Argument um und machen die gemeinsame Inflationsrate nicht 
zur Bedingung, sondern zum angestrebten Ergebnis einer Währungs­
union (6) .  Von der Glaubwürdigkeit einer Währungsbehörde hängt es 
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(neben anderen Parametern) nämlich entscheidend ab, wie hoch die Ko­
sten der Disinflation in einer Ökonomie liegen. 

Definiert man etwa die Glaubwürdigkeit einer Währungsbehörde als 
möglichst geringe Wahrscheinlichkeit für die Lohnverhandler, die über 
reale Löhne verhandeln, von ihrer Währungsbehörde durch nicht antizi­
pierte Inflation via Geldmengenexpansion überrascht zu werden, so 
wird dies die Neigung der (kurzfristigen) Phillipskurve und mit ihr die 
Kosten der Disinflation beeinflussen. Kann sich die Lohnempfängersei­
te nämlich im Vertrauen auf geringe Geldentwertung mit vergleichswei­
se geringen nominalen Abschlüssen begnügen, kommt es (binnenwirt­
schaftlich) bei Vorliegen einer annähernd perfekten Wettbewerbssituati­
on der Anbieter zu einem "circulus virtuosus " ,  der die Ökonomie sicher­
lich näher an einem Gleichgewichtszustand halten kann, als eine durch 
stop-and-go-Politik von seiten der Währungsbehörde bedingte Absen­
kung der Kompromißfähigkeit und einen in die Forderungen einbezoge­
nen Risikoaufschlag in den Lohnverhandlungen. 

Ist nun die heimische Währungsbehörde durch ihr Verhalten in der 
Vergangenheit nicht in der Lage, diese Glaubwürdigkeit zu "liefern" ,  
werden die Kosten der Disinflation dadurch höher liegen, daß die höhe­
ren Nominalforderungen über die relativen Preise sich letztendlich zu 
höheren Kosten auf der Beschäftigungsseite niederschlagen. Diese ho­
hen Kosten der Disinflation in Form höherer Arbeitslosenraten lassen es 
aber als fraglich erscheinen, ob die Geldpolitik (auf Druck der Öffent­
lichkeit) in der Lage sein wird, ihren harten Kurs weiter zu fahren. Ein 
"circulus vitiosus" wurde in Gang gesetzt. 

Nun kann die heimische Währungsbehörde vor allem aus drei Grün­
den durch das Eingehen einer Währungsunion die Kosten der Preisstabi­
lisierung senken: 
1 .  Genießt die ausländische Währungsbehörde einen "besseren" Ruf, so 

kann die "schwächere" Behörde durch die Wechselkursbindung an die 
harte Währung in einen institutionellen Arrangement deren Ruf "im­
portieren" und so, 

2. ihre innenpolitische "Abhängigkeit" durch die Wechselkursbindung 
überwinden, was allerdings nicht eindeutig abschließend positiv oder 
negativ beurteilt werden kann (7) .  

3 .  Schließlich kann es im Sinne der Effektivität der Politikinstrumente 
"leichter" sein, den einfacher zu beobachtenden Wechselkurs als Ziel­
größe zu verfolgen, als die endogen bestimmte Geldmenge. Dieses Ar­
gument hat allerdings nur soweit Gültigkeit, als der Wechselkurs 
nicht ebenfalls eine endogene Variable darstellt (8) .  Letzterer Ein­
wand kann sich aber logischerweise nur auf Systeme fixer Wechsel­
kurse und nicht auf eine Währungsunion beziehen. 
Daß das EWS, also de facto die Bindung der europäischen Währungen 

an die Deutsche Mark, in den Inflationsraten doch recht deutliche Kon­
vergenz gebracht hat (wie aus nachstehender Abbildung ersichtlich ist), 
kann diese Thesen durchaus stützen. Gleichzeitig wird aber das ange­
sprochene Beschäftigungsproblem in der weiter unten stehenden Abbil-
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dung 3 recht deutlich. Monokausale Ansätze zur Begründung werden 
hier sicherlich zu kurz greifen. Das gleichzeitige deutliche Absinken der 
Inflationsraten und Ansteigen der Arbeitslosenrate sticht jedoch recht 
deutlich ins Auge und untermauert die theoretische Darstellung des Ab­
stimmungsproblems in einer hegemonialen Währungsunion in Abbil­
dung 1 (Kombination [A, B"]). 

Abbildung 2: 
Entwicklung der Inflationsrate für EU 15 ohne Griechenland: 
Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient 
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AV: Durchschnitt 
STD: Standardabweichung 
VC: Variationskoeffizient 
Quelle: OECD, Main Economlc lndicators; 
eigene Berechnungen 

.4.nmerkung: Zu den Daten einzelner LändcrkumbinationP.n siehe Tabellenanhang 

Wic·d jedenfalls eine Verringerung der Inflationsrate angestrebt, kann 
eine Bindung an eine stabilere Währung (Notenbank) durch den Gewinn 
an Glaubwürdigkeit die (Beschäftigungs-)Kostcn günstig beeinflussen ­
die Verluste hätten also ohne eine Ankerwährung durchaus auch höher 
ausfallen können. Dies gilt jedoch vor allem dann, wenn eine Zentral­
bank bereits eine bestimmte Reputation genießt. Bei einer neu zu eta­
blierenden Zentralbank besteht die Gefahr, daß sich diese "ihre" Glaub­
würdigkeit auch zu Losten der Beschäftigung aufzubauen versucht, 
sprich die zum Teil überschießenden Devisenmärkte in ihrer Reaktion 
noch zu überbieten versucht. Da aber zu erwarten ist, daß die Märkte ei­
ne neue Zentralbank abtesten werden, kann dies insbesondere in der 
Übergangsphase zu höheren Anpassungskosten führen. 
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Abbildung 3: 
Entwicklung der Arbeitslosenrate für EU 15; 

Durchschnitt� Standardabweichung und Variationskoeffizient 
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Anmerkung: Zu den Daten einzelner Länderkombinationen siehe Tabellenanhang 

3. Lohnflexibilität und Lohnverhandlungssysteme 

1994 

Bei eigentlich allen drei besprochenen Ansät7.en , die von mikroökono­
mischen Schocks ausgehen, sind rigidP. Preise und Löhne unterstellt, die  
davon ausgehend die bekannten Kriterien (Faktormobilität, Offenheits­
grad und Produktdiversifikation bzw. bedingt auch die Inflationsrate) 
als Voraussetzungen für das Eingehen einer Währungsunion thematisie­
ren. Würden nämlich perfekt flexible Löhne und Preise vorherrschen, 

könnte die berühmte unsichtbare Hand die Mengenanpasser zu Freisan­
passern machen w1d die Frage des Wechselkurses verlöre jegliche (ma­
kroökonomische) Relevanz. Beide idealtypischen Situationen werden in 
ihrer reinen Form kaum anzutreffen sein, was zwar die "reine Lehre" 
höchstens zu einer Fußnote veranlassen wird, eher praktisch orientierte 
Ökonomen und Wirtschaftspolitiker aber nicht zufriedenstellen sollte. 

Zu den wesentlichen Fragen für den ;:o;u erwartenden Erlolg (man 
könnte auch sagen die "Glaubwürdigkeit") einer Währungsunion zählt 
neben der Festlegung der Paritäten beim Eintritt sicherlich, wie sich die 
vorhandene Reallohnflexibilität (oder der Grad der Rigidität) verhält, 
bzw. wie diese zu beeinflussen sind. 
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Daß diese Rigidität nicht nur in ihrer Fähigkeit, Schocks zu absorbie­
ren, sondern auch in der Frage der längerfristigen Entwicklung der Ar­
beitslosenraten neben anderen Faktoren eine gewichtige Rolle spielen, 
läßt sich zumindest vermuten, wenn man die Reallohnflexibilitäten von 
Ländern mit den Anteil an Langzeitarbeitslosigkeit vergleicht (9). Hier 
fällt auf, daß Länder mit hoher Reallohnflexibilität geringere Zuwächse 
in der Arbeitslosigkeit in der Betrachtungsperiode aufwiesen (10) .  

Was an diesen Ergebnissen aber besonders interessant ist, ist der Um­
stand, daß die günstigsten Werte relativ unabhängig von sozialen Stan­
dards zu sein scheinen. Wenn man davon ausgeht, daß die (ehemaligen) 
EFTA-Staaten und die USA sicher eher entfernt voneinander auf der 
Skala für soziale Standards liegen, während Österreich und Deutsch­
land auf einer solchen Skala sich sicherlich in Nachbarschaft befinden. 
Forderungen, den Arbeitsmarkt rein angebotsseitig zu reformieren -
sprich über den Abbau sozialer Leistungen -, lassen sich aus diesen 
Gegenüberstellungen nicht begründen, ignorieren diese angebotsseitig 
orientierten Überlegungen zwei wesentliche Fakten, nämlich eher nach­
fragebedingte Krisen einerseits und (auch der Angebotsseite zuzurech­
nende) Institutionen der Lohnverhandlung, die die Reallohnflexibilität 
entscheidend bestimmen. 

Relativ eindeutig ist etwa, daß Österreich durch das "Durchschlagen­
lassen" automatischer Stabilisatoren im Rezessionsjahr 1993 trotz Fest­
haltens am "harten Schilling" relativ weniger betroffen war als andere 
westeuropäische Staaten und der private Konsum eine der Stützen die­
ser Entwicklung war. Der stabile Konsum bei Wachstumseinbrüchen ist 
aber nur über Erwartungsstabilisierung (und damit einer geringeren 
Vorsichtskasse) durch ein abfederndes Sozialsystem und die Transfers 
selbst (Y = C + I + G + [X - M]) plausibel zu erklären. Angesichts unaus­
gelasteter Kapazitäten müssen - zum Teil durchaus schlüssige - nur auf 
die Angebotsseite abzielende Politikansätze ins Leere greifen, ja sie kön­
nen sogar Krisen verstärken. 

Wenn also von flexibleren Arbeitsmärkten die Rede ist, ist sehr genau 
darauf zu achten, was genau mit dieser Flexibilität gemeint ist, und wie 
diese zu erreichen ist. So gibt es eine ganze Reihe von Vorschlägen und 
Programmen, die insbesondere Löhne (Abbau von Mindestlöhnen) , Ar­
beitslosenkompensationen und soziale Transfers betreffen. Hier reichen 
die Vorschläge von der Kürzung des Arbeitslosengeldes, um mehr Moti­
vation für die Arbeitsuche zu schaffen, über die Beschneidung von Ka­
renzgeldern und Familienbeihilfen bis zum Abbau des Kündigungs­
schutzes (z . B .  in Spanien) ( 1 1) ;  abgesehen von den Löhnen also Maß­
nahmen, die vor allem die Transfers betreffen, die den privaten Konsum 
in Rezessionen stützen. Bei den Löhnen scheint die Intention dahin zu 
gehen, durch (teilweise) Beseitigung der Mindestlöhne Lohndifferentiale 
zu vergrößern, um damit Sektoren mit niedriger Qualifikation und nied­
rigen Löhnen zu stützen. Argumente hierfür sind die Konkurrenz aus 
Niedriglohnländern einerseits und Lohnflexibilisierung andererseits. 
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Letzteres Argument sollte jedoch nicht ungeprüft im Raume stehen 
bleiben. 

Angesichts der Resultate von Elmeskov sollte man sich die Schock­
Überlegungen zum optimalen Währungsraum und die Abstimmungspro­
bleme in einer Währungsunion (Neigung der kurzfristigen Phillipskur­
ve) noch einmal in Erinnerung rufen (12) .  Bei fehlender Faktormobilität 
und bei Fehlen von Anpassungsmöglichkeiten via nominalen Wechsel­
kurs werden nunmehr reale Wechselkurse als wichtigste Variable zum 
Auffangen von Schocks übrig bleiben (13) ,  und zwar auf der Ebene, auf 
der das Instrument des nominalen Wechselkurses (sofern dies bisher 
nach "richtigen" ökonomischen Grenzen verlief) aufgegeben wurde, also 
auf nationaler Ebene; im übrigen das Instrument, bei der die Subsi­
diarität in der WWU noch voll zum Tragen kommt ( 14),  da auch die 
Haushaltspolitik - nicht zuletzt durch die Konvergenzkriterien - Ein­
schränkungen unterliegt. 

Wie gesagt, fällt besonders auf, daß die USA, Schweden und Öster­
reich etwa die gleich hohe Reallohnflexibilität aufweisen, während z. B .  
das Vereinigte Königreich und Deutschland als relativ rigide anzusehen 
sind. Dieses scheinbar sehr widersprüchliche Faktum wird einsichtiger, 
wenn man den Blick vom beliebten Angriffspunkt sozialer Standards 
vorbei auf die Verhandlungssysteme lenkt. Ein Ansatz, der das Zustan­
dekommen dieser Ergebnisse relativ plausibel erklärt, ist der der U-för­
migen Kurve der Rigidität in Abhängigkeit vom Zentralisierungsgrad 
der Lohnverhandlungen. Unter Zentralisierungsgrad ist hier jedoch 
nicht ein rein formal-institutioneller Ansatz zu verstehen, sondern auch 
und vor allem ein hohes Maß an Kooperation zwischen Gewerkschaften. 

Für den empirisch recht eindeutigen Zusammenhang bieten Moene 
und Wallerstein (15) eine äußerst schlüssige theoretische Erklärung. 
Ausgangspunkt der Überlegungen sind Gewerkschaften, die mit ihren 
Forderungen das Ergebnis der Verhandlungen bestimmen, d. h. die Ge­
werkschaften sind als Preisanpasser, die Unternehmen als Mengenan­
passer modelliert . Hier optimieren die Gewerkschaften ihren Nutzen 
(so sie den ihrer Mitglieder vertreten), indem sie zwischen Beschäfti­
gung-(swachstum) und Reallohnzuwächsen abwägen. Bei exogenen 
Preisen, d. h . ,  wenn die verhandelten Löhne keinen oder einen vernach­
lässigbaren Einfluß auf das Preisniveau haben, und bei homogener Ar­
beit, d. h. , wenn Finalgüter nur von einer Art von Arbeit (und folglich 
nur einer Gewerkschaft) abhängen, wird also eine Gewerkschaft ihre 
Lohnforderungen derart an Nachfrageschocks anpassen, daß ihr Be­
schäftigungsziel nicht verletzt wird. Dies würde etwa bedeuten, daß das 
Verhandlungsmandat auf Betriebsebene läge (wie dies z. B. in den USA 
zum Großteil der Fall ist), die Betriebsebene keinen Einfluß auf das 
Preisniveau hat (perfekte Konkurrenz) , und die Arbeiter und Angestell­
ten (verschiedener Berufe) nicht in unterschiedlichen Gewerkschaften 
organisiert sind. Lockert man diese beiden etwas rigiden Annahmen et­
was, ändern sich die Gleichgewichtsbedingungen für die zu verhandeln-
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den Löhne beträchtlich. Dabei sind zwei Dimensionen des Zentralisie­
rungsgrades zu unterscheiden: erstens Zentralisierung der Verhandlun­
gen von Betriebs- über Branchen- bis zur nationalen Ebene und zwei­
tens die Unterscheidung nach verschiedenen Typen von Arbeit, etwa Ar­
beiter und Angestellte. 

Zunächst zu Punkt 2 :  Folgt man der Überlegung, daß Arbeiter und 
Angestellte eines Unternehmens komplementäre Typen von Arbeit dar­
stellen, sprich die Beschäftigung einer Gruppe negativ von Lohnzu­
wächsen der jeweils anderen beeinflußt ist, ist mit zunehmender Zentra­
lisierung, also der "Zusammenbindung" komplementärer Gruppen in ei­
ner Dachorganisation mit einer monoton fallenden Kurve der Lohnrigi­
dität zu rechnen. 

Der U-förmige Verlauf der Kurve läßt sich hingegen bei Relativierung 
der Annahme exogener Preise (Punkt 1) erklären. Hierzu bedarf es 
zunächst der Unterscheidung zwischen Konsumreallohn, auf den die 
Forderungen der Gewerkschaften abzielen (und der durch das Preis­
niveau der Produkte bestimmt ist) und dem Produktreallohn, der die 
Nachfrage nach Arbeit beeinflußt und durch den Nominallohn und 
einen Deflator für die vom Betrieb erzeugten Produkte bestimmt ist. 

Da auf Ebene der Betriebsverhandlungen die Produktreallöhne als 
völlig exogen zu modellieren sind, ist an diesem Ende des Spektrums 
keine Wirkung auf den Trade-off zwischen Lohnsteigerung und Beschäf­
tigung zu erwarten. Am anderen Ende des Spektrums - bei zentral ge­
führten Verhandlungen - schlagen jedoch in einer geschlossenen Volks­
wirtschaft steigende Produktreallöhne auf die Beschäftigung durch. Ei­
ne zentral verhandelnde Gewerkschaft wird also, weil sie die Beschäfti­
gungsverluste nicht weiterwälzen kann, das Beschäftigungsziel ebenso 
verfolgen wie eine Gewerkschaft, die auf Betriebsebene verhandelt. An­
ders auf Branchenebene: hier können Beschäftigungsverluste insofern 
weiter gewälzt werden, als die eigenen Lohnzuwächse nicht in vollem 
Ausmaße auf die Produktreallöhne durchschlagen. Verfolgen jedoch alle 
Branchengewerkschaften dieses Ziel, kommt es zu stärker steigenden 
Produktreallöhnen und einer Hintanstellung des Beschäftigungszieles. 
Sind darüber hinaus auch komplementäre Typen von Arbeit (16) in den 
zentralen Verhandlungen vertreten - z. B. Arbeiter und Angestellte - ist 
zusätzlich zum U-förmigen Verlauf durch den Verlauf bei der Zusam­
menfassung komplementärer Gruppen (siehe oben) ein geringeres Maß 
an Rigidität als bei Verhandlungen auf Betriebsebene zu erwarten. 

Neben anderen Externalitäten, wie Kosten der Arbeitslosigkeit im 
Abgabensystem (17)  oder Informationsasymmetrien bei der Einschät­
zung der wirtschaftlichen Lage (18) ,  werden für die Theorie optimaler 
Währungsgebiete insbesondere die Frage der Lohndifferentiale sowie 
die Frage der Lockerung der Annahme geschlossener Volkswirtschaften 
eine Rolle spielen. 
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3 . 1  Lohnverhandlungssysteme und die Theorie des optimalen 
Währungsgebietes 

Bisher bezog sich die Analyse der Reallohnflexibilität ausschließlich 
auf geschlossene Volkswirtschaften, was zwar zur Modellbildung besser 
geeignet ist und auch die grundsätzliche Reaktionsweise recht deutlich 
vor Augen führt, aber im Lichte der europäischen Realität und in bezug 
auf Fragen der Wechselkursbindung ergänzungsbedürftig ist , da wir als 
ein Kriterium für den optimalen Währungsraum den Offenheitsgrad 
einer Volkswirtschaft gezeigt haben. 

Völlig eindeutig läßt sich die Frage der Rigidität in offenen Volkswirt­
schaften nicht beantworten. Bei Vorliegen perfekter Konkurrenz kann es 
nämlich - analog zu den Branchenverhandlungen - dazu kommen, daß 
bei gegebenen Weltmarktpreisen der gehandelten Güter wiederum ein 
Teil der Beschäftigungsverluste weitergewälzt werden kann und so zu 
höheren Lohnforderungen (und höherer Rigidität) führt ( 19) .  Lockert 
man jedoch die Annahme perfekter Konkurrenz etwas, sprich einige Fir­
men haben Einfluß auf den Marktpreis, wird der Lohnanstieg sich auf 
die Preise niederschlagen und das Beschäftigungsziel wieder mehr Ge­
wicht erhalten. Das Resultat ist also nicht mehr eindeutig. Insgesamt 
dürfte die Kurve in einer Volkswirtschaft mit handelbaren und nicht 
handelbaren Gütern aber einen ähnlichen, wenngleich flacheren Verlauf 
als in einer geschlossenen Volkswirtschaft aufweisen (20) .  

Der Einsatz fixer Wechselkurse ist in einer offenen Volkswirtschaft 
(mit unterstellten rigiden Löhnen) aber vor allem aus zwei Gründen 
empfehlenswerter als in einer geschlossenen. So beruhen zum einen die 
Effekte flexibler Wechselkurse zu einem guten Teil auf der Abwertungs­
geldillusion (sprich gegenüber dem Wechselkurs sind Löhne nominal, 
nicht real rigide). Diese Art der Geldillusion wird aber mit zunehmen­
dem Offenheitsgrad abnehmen (und mit ihr die Reallohnflexibilität), so 
daß Abwertungen nicht mehr ihre volle Wirkung entfalten können. Der 
zweite, wesentliche Punkt liegt aber in der Fähigkeit , relative Preise zu 
beeinflussen. McKinnon zeigt für den Fall offener Volkswirtschaften, 
daß der Einsatz von Fiskalpolitik zur Beeinflussung der relativen Preise 
wirkungsvoller und weniger kostspielig (auf seiten der Beschäftigung) 
ist, berücksichtigt jedoch nicht, daß die Wirksamkeit des fiskalischen 
Multiplikators bei zunehmendem Offenheitsgrad abnimmt und daher 
von seiten des Budgets Beschränkungen unterliegt (2 1) .  In dem Maße al­
lerdings, in dem Gewerkschaften über die Lohnverhandlungen die rela­
tiven Preise (der handelbaren zu den nicht handelbaren) beeinflussen 
(können) , wird die Lohnpolitik das wirkungsvollste Instrument, die be­
sprochenen Beschäftigungsverluste gering zu halten. Dies wird aller­
dings nur ein Lohnverhandlungssystem zuwege bringen, das diese Ex­
ternalität zu berücksichtigen in der Lage ist. Bei Verhandlungen auf Be­
triebs- oder Branchenebene sind für die einzelnen Gewerkschaften die 
Beschäftigungsverluste verglichen mit einer zentral verhandelnden Ge-
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werkschaft zu gering, um in ihrer "Nutzenfunktion" dem Beschäfti­
gungsziel gegenüber dem Ziel der Lohnsteigerung genügend Gewicht zu 
geben. 

Das Kriterium der Faktormobilität der Arbeit, das sich auch auf in­
tersektorale Mobilität beziehen kann, wenn wir uns nicht in einem 1-
Land-1-Gut-Modell befinden (siehe Teil 1),  kann - unabhängig von der 
Frage der Flexibilität der Löhne - ebenfalls entscheidend von der Lohn­
politik beeinflußt werden. Abstrahiert man von Humankapitalinvesti­
tionen (22) ,  so bleiben als größtes Hemmnis der intersektoralen Mobi­
lität Lohndifferentiale zwischen Sektoren über. Verhandeln Betriebs­
oder Branchengewerkschaften, so werden diese nicht nur im Hinblick 
auf Reallöhne verhandeln, sondern auch - um sich gegenüber Mitglie­
dern entsprechend zu profilieren - versuchen, relativ höhere Abschlüsse 
als andere Gewerkschaften zu erzielen, und werden diese bei unter­
schiedlicher Branchenkonjunktur (und unterschiedlichem Organisati­
onsgrad) auch in der Regel durchsetzen können. Eine derartige Lohn­
drift wird aber die im Falle einer Währungsunion erforderliche sektora­
le Mobilität der Arbeit verhindern, wenn etwa eine Hochlohnbranche 
von einem negativen Nachfrageschock betroffen ist. Der Einkommens­
verlust, zu dem ja noch die Kosten des "Umzugs" in einen anderen Sek­
tor in Form des Erwerbens neuer Qualifikationen hinzuzurechnen ist, 
wäre dann in durchaus vergleichbarem Maße zu modellieren wie die 
Hemmnisse der interregionalen Mobilität. 

Eng damit verbunden ist auch die Frage des Strukturwandels, der 
Einführung neuer Technologien, der Produktdiversifikation und einer 
Lohnpolitik, die Lohndifferentiale hintanhält. Da eine Eliminierung von 
Lohndifferentialen als Steuer für Betriebe mit alter Technologie und ge­
ringer Produktivität und eine Subvention für Betriebe mit neuer Tech­
nologie und hoher Produktivität darstellt, wird sie den Strukturwandel, 
den Eintritt und das Wachstum neuer Betriebe und Industrien - und da­
mit die Produktdiversifikation - fördern (23) .  Die Elimination von Lohn­
differentialen und die Flexibilisierung der Reallöhne werden aber nur 
einer zentral koordinierten Lohnpolitik gelingen. 

Damit ist auch die Frage der Glaubwürdigkeit neu zu stellen: Eine 
(isolierte) Institution in einem System kann nicht in der Lage sein, diese 
zu liefern. Die Glaubwürdigkeit kann also nicht mehr als das alleinige 
" asset" einer "harten" Notenbank gesehen werden, sondern muß als eine 
Eigenschaft eines Systems von Institutionen und deren Zusammenspiel 
definiert werden. Auch muß der Versuch, ein einzelnes Kriterium zu 
jenem des optimalen Währungsgebietes zu erheben, zurückgewiesen 
werden. Die einzelnen Kriterien, die vor allem darauf abzielen, die Ko­
sten einer Währungsunion möglichst gering zu halten, sollten vielmehr 
als Ansatz in einem Optimierungsprozeß gesehen werden, da keines der 
Kriterien je zur Gänze erfüllt sein wird ur · '  sie zum Teil in einem kon­
kurrierenden Verhältnis stehen. 

Recht deutlich läßt sich dies auch anhand der Inflationsrate vor Augen 
führen. Abgesehen von der Diskussion, ob eine einheitliche Inflationsra-
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te Bedingung oder gewünschtes Ergebnis sei, ist festzuhalten, daß für ei­
ne Währungsunion zwar eine Annäherung, nicht aber eine Angleichung 
angezeigt erscheint. Von seiten der Theorie steht zwar auf der einen Sei­
te das Anpassungsproblem (siehe Abb. 1) ,  andererseits wird beim Auf­
treten von (nicht nur asymmetrischen) (24) Schocks und einem nominal 
fixen Wechselkurs ein real flexibler Wechselkurs (oder relative Preise) 
innerhalb einer bestimmten Bandbreite erforderlich sein (25). Empirisch 
spricht hierfür etwa die wohl als erfolgreich zu bezeichnende Währungs­
union Österreichs mit der ERD , in der die Bedingung bzw. das ge­
wünschtes Ergebnis der einheitlichen Inflationsrate nicht immer zur 
Gänze erfüllt war (26) .  

Die im Anhang angeführten Tabellen unterstützen diese Feststellung 
und sollen auch gleichzeitig die Dimensionen zeigen, die an "Divergenz" 
für eine Währungsunion verkraftbar, ja zum Teil nötig sind, um Schocks 
aufzufangen. So kommt doch recht deutlich zum Ausdruck, daß der Va­
riationskoeffizient der Inflationsraten in der erfolgreich existierenden 
Währungsunion Deutschland-Niederlande-Österreich zwar deutlich 
unter dem anderer Kombinationen von Ländern liegt, aber eben durch­
aus von null verschieden sein kann. Die Auswahl der Länder ist hierbei 
aber keineswegs als Präjudiz für die "Beitrittskandidaten" zu sehen, 
sondern spiegelt grob und vereinfachend die in der Diskussion oft ver­
wendete Differenzierung in Hart- und Weichwährungsländer wider. Ei­
ne derartige Vorgangsweise kann natürlich nur ein erster Schritt sein, 
wenn man anhand eines Kriterienkataloges die Grenzen einer Wäh­
rungsunion ziehen will . So wird in einem weiteren Schritt für die be­
trachteten Variablen eine dynamische Vorgangsweise angezeigt sein, al­
so eine Zeitreihenanalyse, die paar- und gruppenweise Kovarianzen un­
tersucht. Vor allem aber sollte man sich nicht auf monetäre Variablen be­
schränken, wie auch die Diskussion im ersten Teil gezeigt hat. 

In den weiteren Tabellen des Anhangs werden daher in gleicher - lei­
der statischen - Betrachtung Arbeitslosenraten und Wachstum für die 
gleichen Ländergruppen dargestellt. Die Betrachtung für die Wachs­
tumsraten für die EU 15 ist in Abbildung 4 graphisch aufgelöst. 

Bei der Inflationsrate, die die stabilsten und niedrigsten Variationsko­
effizienten zeigt, liegen diese, abgesehen von Ausreißern, für Deutsch­
land, die Niederlande und Österreich über den gesamten Betrachtungs­
zeitraum zwischen 10 und 2 0  Prozent, für einen erweiterten Hart­
währungsblock zwischen 2 0  und 3 0  Prozent. Für eine Auswahl von Län­
dern, die meist als Weichwährungsländer bezeichnet werden, ist der Va­
riationskoeffizient instabiler und liegt signifikant höher; diese Gruppe 
ist also auch in sich inhomogener. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich, freilich mit höherem Grad an Diver­
genz, für Arbeitslosenraten und Wachstum. Im Betrachtungszeitraum 
scheint also die Dominanz in Europa eindeutig bei der Bekämpfung der 
Inflation und in der Konvergenz in den Inflationsraten, mit entsprechen­
den Konsequenzen für Wachstum und Beschäftigung, gelegen zu haben 
(siehe Tabellenanhang). 

567 



Wirtschaft 1111d Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 4 

Abbildung 4: 
Wachstumsrate für EU 15: 

Durchschuitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient 
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VC: Varialionakoeftizjenl; für 1981 ln:l1993 Werte nicht 
ausgewiesen. da Durchschnitt nahe null; 
Quelle: OECD, Eoonomic Outlook, eigene Berechnungen; 
E, GR. LUX. P ab 1981 

Anmerkung: Zu dt:>n Daten cinzt>lner T .änriP.rkombinationen siehe Tabellenanhang 

4. Kosten und Nutzen einer Währungsunion 

Nachdem die Diskussion gezeigt hat, daß die Suche nach einem ein­
zelnen Kriterium sowohl aus theorE-tischer als auch aus empirischer 
Sicht (27) nicht befriedigend ersr.h�int, soll im folgenden versucht wer­
den, durch eine Gegenüberstellung der wesentlichen Kosten und Nutzen 
die monetäre Integration im Sinne des maximalen Wohlfahrtsgewinnes 
zu behandeln (28). Doch kann kein Versuch, zu einer - wie auch immer 
gestalteten - Definition der Wohlfahrtsfunktion zu kommen, ohne die 
Einbeziehung der diskutierten Kriterien auskommen, da sie, wie wir ge­
sehen haben, insbesondere die Kostenseite dieser Funktion entscheidend 
prägen. 

Das am häufigsten in der Diskussion verwendete Argument stellt der 
Verlust der währungspolitischen Autonomie und - mit ihm verbunden ­
das Abstinunungsproblem dar. Die einzelnen Regionen sehen sich inso­
fern einem Wohlfahrtsverlust gegenüber, als sie die nunmehr gemeinsa­
me Position auf der Phillipskurve (oder die gemeinsame Inflationsrate) 
auch schon vorher hätten wählen können, und so ein Anpassungsdruck 
entsteht, der sie nicht mehr ihre gewünschte Position erreichen läßt. 
Weiters begibt sich die Wirtschaftspolitik eines Instrumentes, was als 
Wohlfahrtsverlust im Vergleich zur Situation vor Errichtung der 
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Währungsunion zu Buche schlägt. Ferner entfällt nunmehr der Anpas­
sungsdruck bei Schocks auf die Lohnpolitik (29) .  

Die Argumente, sofern sie sich auf Kriterien asymmetrischer Schocks 
oder heterogener Präferenzen beziehen (30),  beruhen jedoch auf zwei 
wesentlichen Voraussetzungen: erstens die Schocks treffen die Regionen 
der Union tatsächlich asymmetrisch, und zweitens ein flexibles Wechsel­
kurssystem ist tatsächlich in der Lage, die einzelnen Regionen effektiv 
von Schocks zu isolieren. Bezüglich des ersten Punktes sei auf die Dis­
kussion weiter oben bzw. auch in Teil l verwiesen, die die ökonomischen 
und sozioökonomischen Anpassungskosten im wesentlichen diskutieren. 
Anzumerken wäre noch, daß der Stabilisierungsnutzen einer Währung 
natürlich mit der Zahl der Regionen, die sich zu einer Union zusam­
menschließen, abnimmt (31) ,  da die Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
asymmetrischer Schocks (32) und die Wahrscheinlichkeit heterogener 
sozioökonomischer Präferenzen zunimmt. 

Der zweite der genannten Punkte erscheint jedoch keineswegs als 
a priori gegeben. Geht man von den Opportunitätskosten einer einheitli­
chen Währung gegenüber der Alternative "flexible Wechselkurse" aus, 
werden diese Kosten relativiert, wenn die flexiblen Wechselkurse sich 
nicht gemäß den relativen Kaufkraftparitäten verhalten. Zwar ist in der 
langen Frist von der Gültigkeit des Kaufkraftparitätentheorem ebenso 
wie von der Erfüllung der Marshall-Lerner-Bedingung auszugehen, die 
Festlegung der langen Frist ("how lang a run?") stößt jedoch auf einige 
Probleme, so daß die zutreffendste der Definitionen wahrscheinlich die 
tautologische Feststellung " . . .  die ,kurze' Periode unterscheidet sich von 
der ,langen' eben dadurch, daß in ihr das Theorem der Kaufkraftparität 
nicht erfüllt ist, während die lange Periode gerade mit der Gültigkeit des 
Kaufkrafttheorems beginnt" (33) ist. 

Einschränkungen sind zum einen aus der monetären Sphäre kommend 
mit den Determinanten der Bestimmung des Wechselkurses verbunden 
(etwa durch spekulative Attacken oder durch das Problem des Über­
schießens von Wechselkursen) , und zum anderen mit der Reaktion der 
Wirtschaftssubjekte auf Änderungen der Wechselkurse. 

Überschießende Wechselkurse ergeben sich vor allem aus unterschied­
lichen Reaktionsgeschwindigkeiten von Finanz- und Gütermärkten, die 
die Variabilität des Wechselkurses (= die Abweichung vom langfristigen 
Gleichgewichtsniveau) erhöht. Die durch die Zinsparität gegenüber der 
Kaufkraftparität erhöhte Abwertung (Aufwertung) führt zu einer Auf­
wertungserwartung (Abwertungserwartung), die auf dem Weg zum 
neuen Gleichgewicht über relative und direkte Preiseffekte das gleich­
zeitige Ansteigen (Sinken) des Preisniveaus und eine Aufwertung (Ab­
wertung) bewirken, womit für kleine offene Volkswirtschaften (= kein 
Effekt auf Weltzins und Weltpreise) sowohl die Effektivität des Wechsel­
kursinstrumentes als auch die Unabhängigkeit der Geldpolitik in Frage 
gestellt ist (34). 

Einen Ansatz zur Erklärung der unterschiedlichen Reaktionsge­
schwindigkeiten von Finanz- und Gütermärkten, die ihrerseits das Phä-
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nomen des Überschießens von Wechselkursen begründen, bietet Krug­
mann mit den versunkenen Kosten (35) .  In einem Markt mit Eintritts­
barrieren verursachen sowohl der Eintritt als auch das Verlassen des 
Marktes Kosten. Mit diesen Kosten werden die Produzenten handelbarer 
Güter ihr Verhalten nicht unmittelbar jeder Wechselkursbewegung an­
passen, auch wenn sie dadurch Verluste in der kurzen Frist in Kauf neh­
men müssen. Daraus folgt aber wiederum, daß flexible Wechselkurse 
zwar "funktionieren" ,  jedoch mit einigen und kaum im voraus zu be­
stimmenden Verzögerungen. 

Eher als Risiko denn als unmittelbare Kosten sind in einer dynami­
schen Betrachtung bei unterschiedlicher Produktivitätsentwicklung auf 
regionaler Ebene und Vereinheitlichung des europäischen Lohnniveaus 
die Probleme peripherer Regionen zu betrachten: Zwar müßten Regio­
nen mit Wachstumsrückstand in neoklassischen Modellen Kapital gera­
dezu sogartig anziehen (36) ,  da eben dieser Wachstumsrückstand höhere 
Renditen verspricht. Vernachlässigt wird hierbei allerdings das Problem 
fehlender materieller und immaterieller Infrastruktur. Beim Fehlen die­
ser Voraussetzungen ist aber ein Ansteigen der Investitionen nicht zu er­
warten, und bei gleichzeitigem Angleichen des Lohnniveaus auf euro­
päischer Ebene sind sogar Deinvestitionen aus peripheren Regionen zu 
befürchten, so daß in einem solchen Szenario eine Wirtschafts- und 
Währungsunion die regionalen Disparitäten eher noch verstärkt. Dies 
kann auch die Persistenz hoher Arbeitslosigkeit (und deren schnelleren 
Anstieg in Rezessionen) erklären, die Eichengreen (37) für englische und 
italienische Problemregionen feststellt. 

In einer Währungsunion können aber ganze Staaten zu solchen peri­
pheren Regionen werden, wenn es nicht zum einen zur Schaffung der 
nötigen Infrastruktur (materiell wie immateriell) verstärkt Mittel aus ei­
nem europäischen Finanzausgleich zur Verfügung stehen, zum anderen 
produktivitätsorientierte Lohnpolitik in den Staaten betrieben werden 
kann (was korporatistische Systeme voraussetzt), und nicht zuletzt im 
Falle von asymmetrischen Schocks fiskalische Stabilisatoren auf einer 
europäischen Ebene des Finanzausgleichs zur Verstärkung der national­
staatlichen Stabilisatoren zur Verfügung stehen (38) .  

Eng damit verbunden ist das Problem des Seigniorageverlustes jener 
Staaten, die sich bisher mehr als andere (zum Teil aufgrund eines ineffi­
zienten Steuersystems) auf die Inflationssteuer verlassen mußten (39).  
Auf der theoretischen Ebene spielen in diesem Falle wieder sozioökono­
mische Präferenzen und institutionelle Voraussetzungen eine größere 
Rolle als die engeren Schockkriterien. Für die Ausgestaltung der Wäh­
rungsunion wird es aber - vor allem unter dem Eindruck der bereits er­
wähnten größeren mittel- bis langfristigen Bedeutung dieser Kriterien ­
darauf ankommen, den Entfall der so verlorenen Einnahmen auf natio­
nalstaatlicher Ebene durch Reformen im Steuersystem und auf 
europäischer Ebene durch die Aufteilung der Seignioragegewinne des 
Europäischen Zentralbankensystems zu regeln. 
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Auf der fiskalischen Seite bestehen zwei weitere, gegenläufige Risken. 
Zum einen können die einzelnen Staaten die Kosten der Verschuldung in 
Form höherer Zinsen zum Teil auf die anderen Mitgliedsstaaten übertra­
gen; mit anderen Worten können also externe Effekte zu supraoptimalen 
Budgets führen, bis zum faktischen Zwang des "bailing out" im Falle 
der Zahlungsunfähigkeit einer Gebietskörperschaft zur Rettung der 
Glaubwürdigkeit der Union. Dem versuchen die Budgetkriterien von 
Maastricht Rechnung zu tragen; auch das Verbot der Monetarisierung 
von öffentlicher Schuld und das vertragliche Verbot des bailing out zie­
len auf dieses Problem des moral hazard ab (40) . So werden vor allem die 
Ausgestaltung der Budgetkriterien vielfach in der Literatur kritisiert. 
Insbesondere das Verschuldungskriterium ist offensichtlich rein will­
kürlich gewählt. Denn nur wenn die Volkswirtschaften eine nominale 
Wachstumsrate von fünf Prozent aufweisen, stellt die Quote von sechzig 
Prozent eine "sustainable " Quote dar (4 1) .  Ähnliches kann für die Netto­
defizitquote von drei Prozent gezeigt werden. Die Budgetkriterien sind 
aber vor allem nicht aus der Theorie optimaler Währungsräume ableit­
bar, sondern finden ihren Sinn nur in der Disziplinierung möglicher 
Kandidaten, um vor dem Eintritt in die Währungsunion die für notwen­
dig erachtete Glaubwürdigkeit zu erreichen. Damit würde man die 
Glaubwürdigkeitsdiskussion aber auf rein monetäre Größen und Bud­
getdisziplin beschränken. Dies ist ein Ansatz, den De Grauwe (1 994) 
empirisch widerlegt hat, und der auch aus theoretischer Sicht bedenk­
lich erscheint (42). 

Zum anderen besteht aber auch die Gefahr suboptimaler Budgets - ge­
rade auch zur Erfüllung der Kriterien -, da die Kosten der Reduktion der 
Budgetdefizite ebenfalls (hier in Form eines Nachfrageausfalls) bei ho­
hen (und steigenden) marginalen Importquoten zum Teil auf die Mit­
gliedsstaaten übertragen werden können bzw. der Nutzen der Erhöhung 
des Defizits "exportiert" wird. 

Gerade der letzte Punkt führt aber auch einen möglichen Nutzen einer 
Währungsunion vor Augen. Im gegenwärtigen System sind alle Mit­
gliedsstaaten des EWS als kleine, offene Volkswirtschaften (mit be­
schränkter Ausnahme Deutschlands) zu betrachten, deren wichtigste 
makroökonomische Instrumente in ihrer Wirksamkeit stark einge­
schränkt sind: die Geldpolitik, weil die einzelnen Staaten "klein" (also 
Zinsnehmer) sind und die Fiskalpolitik, weil die Multiplikatoren mit zu­
nehmendem Offenheitsgrad zwar nicht ihre Wirkung verlieren, - aber 
ein zunehmender Teil der Wirkung exportiert wird. Eine europäische 
Währungsunion wäre aber nicht mehr "klein" und auch nicht mehr in 
dem Grade "offen" wie ihre einzelnen Staaten, so daß Geld- und Fiskal­
politik auf der Ebene der Währungsunion wieder ihre volle (oder zumin­
dest deutlich höhere) Wirksamkeit entfalten könnten. Dies bringt aber 
einmal mehr die Notwendigkeit des Ausbaus auch der fiskalischen In­
strumente auf der Ebene der Währungsunion zum Ausdruck (43) .  

In der Geldpolitik und beim Geld sind auf der "Nutzenseite" noch 
weitere Punkte anzuführen. Hier ist zunächst an die "klassischen" mi-
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kroökonomischen Funktionen des Geldes zu denken (44) . Daß ein Trans­
aktionsmedium, das mehrere Staaten gemeinsam haben, die in intensi­
ven Handelsbeziehungen zueinander stehen, die Transaktionskosten (in 
Form von Konversionsverlusten und Wechselkursrisiken) verringern 
kann, ist unmittelbar einsichtig. Die Informations- und Allokations­
funktion des Geldes werden dadurch, daß sich die relativen Preise nicht 
durch Wechselkursänderungen ändern, ebenfalls verbessert. Schließlich 
stellt die Währung einer (ökonomisch und geographisch) größeren Regi­
on auch ein besseres Wertaufbewahrungsmittel dar, weil sie ein größeres 
Bündel an Gütern repräsentiert. 

Für die Geldpolitik können vergleichbare "Einspareffekte" in der Re­
servehaltung gezeigt werden. So entfällt für die Notenbanken erstens die 
Notwendigkeit der Reservehaltung zur Stabilisierung der bilateralen 
Wechselkurse. Zum anderen verringert sich die Erfordernis der Reserve­
haltung gegenüber Drittländern erstens durch liquidere (weil größere) 
Devisenmärkte, was per se zu geringerer Volatilität der Kurse führt. 
Zweitens stellt sich nun die Frage nach der Wahl des Wechselkurssy­
stems für die Union aus neuen Gesichtspunkten. Die nunmehr "größere" 
und weniger "offene" Volkswirtschaft der Währungsunion hat einen 
Freiheitsgrad in der Geldpolitik gewonnen, den die einzelnen Mitglieds­
staaten der EU in geringerem Maße hatten. Ein freies Wechselkurs­
system gegenüber Drittstaaten, die j a  noch weniger als die fünfzehn Mit­
gliedsstaaten die Optimalitätsbedingungen für eine Währungsunion er­
füllen, erfordert aber weniger Reserven (im Falle freier Wechselkurse 
nur so weit als man ein "dirty floating " betreibt), ohne die genannten 
Funktionen des Geldes in dem Maße zu beeinträchtigen, wie dies bei in­
tensiveren Handels- und Wirtschaftsbeziehungen der Fall ist. 

Faßt man also die wesentlichsten Kosten und Nutzen einer Währungs­
union unter der Berücksichtigung neuerer Beiträge zur Theorie optima­
ler Währungsräume zusammen, kann man mit Tavlas schließen "that 
there are somewhat fewer costs (in terms of loss of autonomy of domestic 
macro policies) , and somewhat more benefits . . .  associated with mone­
tary integration" (45), als dies frühere Beiträge vermuten ließen. Die An­
passungskosten sind aber sowohl auf einzelstaatlicher Ebene (vor allem 
durch erhöhte Reallohnflexibilität auf makroökonomischer Ebene) als 
auch auf Unionsebene (durch verstärkte Verlagerung fiskalischer Instru­
mente auf die Unionsebene) beeinflußbar. 

Für die Größe des Währungsgebietes bedeutet dies, daß zwar weder 
die Welt noch die gegenwärtige EU ein optimales Währungsgebiet dar­
stellen, in der EU eine Währungsunion der zwei Geschwindigkeiten im 
ersten Schritt aber durchaus nicht auf die "hard-core "-Länder be­
schränkt bleiben müßte. 

Der Theorie der zweitbesten Lösungen folgend, in der die Welt (wenn 
man den reinen mikroökonomischen Funktionen des Geldes folgt) das 
optimale Währungsgebiet wäre, sollten sowohl die direkten Anpas­
sungskosten als auch die Kosten zur Bewältigung der Anpassung insbe­
sondere auf der Beschäftigungsseite so genau als möglich für die einzel-
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nen Staaten analysiert und evaluiert werden. Diese ließen sich dann den 
zu erwartenden mikro- wie makroökonomischen Nutzen zur Bestim­
mung der optimalen Größe einer Währungsunion in Europa gegenüber­
stellen. 

Anmerkungen 

(1)  Die beiden Aufsätze basieren auf Auszügen aus meiner Diplomarbeit: Errichtung 
einer europäischen Währungsunion - Lehren aus der Theorie optimaler Währungs­
räume und den Erfahrungen der Errichtung des Federal Reserve System, die an der 
WU Wien am Institut VWL 1 - Öffentliche Wirtschaft, Geld- und Fiskalpolitik (Prof. 
Ewald Nowotny) approbiert wurde. Für Kritik und Anregungen möchte ich mich be­
sonders bei Markus Marterbauer bedanken. 

(2) Vgl. Sell (1993) 20 ff. 
(3) Vgl. Tavlas (1993) 670. 
(4) Vgl. Tavlas (1993) 671 f. 
(5) Vgl. Flemming (1971)  467 ff. 
(6) Vgl. Tavlas ( 1993) 673 f. 
(7) In einer Konfliktökonomie kann dies nämlich zu einer ordnungspolitisch problema­

tischen Situation führen, wie Hickel es ausdrückt: "Wer aber entscheidet im klassi­
schen Konfliktfall zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit? Die Bundesbank bestrei­
tet letztlich den Zielkonflikt, weil sie die Inflationsbekämpfung zur ordnungspoliti­
schen Regel erklärt, der sich die Tarif- und Beschäftigungspolitik unterzuordnen ha­
be. Die Entscheidung über die Zielkonflikte der Wirtschaftspolitik überschreitet je­
doch die Kompetenz der Bundesbank. Dazu fehlt ihr die verfassungsrechtliche Legi­
timation. " (Hickel [1994] 2 1). 

(8) Vgl. Tavlas (1993) 674 f. 
(9) Siehe Elmeskov (1993) 86 f. 

(10) Ein Ansatz, diesen Zusammenhang zu erklären, könnte entweder bei langfristigen, 
strukturellen Auswirkungen dieser Rigidität ansetzen, oder bei einer "Serie" von 
Schocks, und zwar unabhängig von der "Symmetrie" dieser Schocks. 

( 1 1) Vgl. The Economist, Nr. 7826, S. 25 f. 
(12) Zu den Anpassungsmechanismen bei relativ offenen Volkswirtschaften bzw. zur 

Fluktuation des Outputs vgl. Zotter ( 1995). 
(13) In einem Simulationsmodell zeigen Englander/Egebo ( 1993) die Reaktionsweisen auf 

Schocks bei unterschiedlichen Reallohnflexibilitäten und kommen zum wenig über­
raschenden Schluß, daß mit erhöhter Reallohnflexibilität die Anpassung nach 
Schocks einem wesentlich günstigeren und schnelleren Pfad folgt. 

( 14) Vgl. Breuss ( 1993) 13 .  
( 15) Vgl. Moene/Wallerstein ( 1993) 427 ff. ,  insbesondere auch für den formalen Ansatz. 
( 16) Bei zunehmendem Zentralisierungsgrad wird dies in zunehmendem Maße gegeben 

sein. 
( 17) Vgl. Moene/Wallerstein ( 1993) 434. 
(18) Vgl. Moene/Wallerstein (1993) 443 f. 
(19) Da ja der Anstieg der Produktpreise nicht voll auf den Verbraucherpreisindex durch-

schlägt. 
(20) Vgl. Mesch (1993) 452. 
(21)  Vgl. Zotter (1995) 414 ff. 
(22) Hier kann eine aktive Arbeitsmarktpolitik günstigere Voraussetzungen schaffen. 
(23) Vgl. Moene/Wallerstein ( 1993) 443. 
(24) Ein anfangs symmetrischer Schock kann sich bei unterschiedlichen Verhaltenspara­

metern durchaus auch in asymmetrischer Weise entwickeln. Siehe auch weiter oben. 
(25) Siehe auch weiter unten. 
(26) Vgl. Kocher (1991) 629. 
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(27) So erscheint zwar der Ansatz der sozioökonomischen Präferenzen und der institutio­
nellen Voraussetzungen als am umfassendsten, zugleich aber auch als am schwierig­
sten zu handhabendes Kriterium, wenn es um die Quantifizierbarkeit geht. Weitere 
Kriterien, wie etwa das des Konjunkturverbundes (vgl. dazu u. a. Revelas [1980]) 
wurden in der theoretischen Diskussion nicht berücksichtigt, da sie einerseits e con­
trario aus den Kriterien des asymmetrischen Schocks und andererseits aus den Prä­
ferenzen ableitbar sind. Die Vernachlässigung dieses realen Kriteriums (neben der 
Vernachlässigung des Kriteriums der Entwicklung der Arbeitslosenraten) gegenüber 
den rein monetären Variablen darf als einer der Hauptkritikpunkte an den Maas­
trichter Kriterien aber nicht unerwähnt bleiben. 

(28) Eine solche Vorgangsweise schlägt auch u. a. Ishiyama (1975) vor. 
(29) Vgl. dazu weiter oben, bzw. von einer kritischeren Seite Welzmüller (1990) 591 ff. 
(30) Der politische Wert einer eigenen Währung als eines der Privilegien eines Staates 

und als identitätsstiftendes Gut sollte hier auch nicht übersehen werden. 
(31) Vgl. Wolfrum (1994) 127 f. 
(32) Wenngleich dies angesichts der Diskussion um Produktdiversifikation und Offen­

heitsgrad, die einander unter bestimmten Bedingungen ausschließen (siehe Teil 1), 
nicht abschließend beantwortet werden kann, wenn man nicht lediglich die Wahr­
scheinlichkeit, sondern den Erwartungswert der Schocks, also ihre relative Häufig­
keit und ihre "Stärke" einbezieht. 

(33) Claassen (1980) 58 .  
(34) Vgl. Claassen (1980) 58 ff. 
(35) Krugmann nach Tavlas (1993) 679 f. 
(36) Vgl. Streißler/Neudeck (1994) 166.  
(37) Vgl. Eichengreen (1991) 9 ff. 
(38) Vgl. Eichengreen (1990) 129  ff. 
(39) Vgl. Dornbusch (1988) 14 ff. 
(40) Vgl. De Grauwe (1994) 170 .  
(41) Vgl. etwa ebd. 159 f .  
(42) Vgl. dazu obiges Kapitel. 
(43) Für die einzelnen Staaten, die bereits jetzt über fiskalische Beziehungen verbunden 

sind, ergibt sich noch eine weitere treibende Kraft, die die Wirtschaftspolitiker trotz 
des Verlustes an (vermeintlicher oder tatsächlicher) Autonomie an den Ausbau der 
Währungsunion "glauben" läßt: Das komplizierte und fragile Geflecht der Zuteilung 
von Fondsmitteln und z. B. auch der Agrarquoten gerät unter Druck, wenn es zu häu­
figen Wechselkursschwankungen kommt. Für Nettobezieher besteht darin zusätzlich 
ein Anreiz, die ihnen zugewiesenen Mittel, die auf ECU lauten, in Landeswährungen 
durch Abwertungen zu erhöhen. Auf dieses technische Argument, das die oben dar­
gestellte Argumentation umdreht, hat schon Kenen (1969) (46 f.) hingewiesen. 

(44) Vgl. dazu unter anderen Ishiyama (1975) 362 bzw. auch Dowd/Greenaway (1993), die 
in ihrem Modell diese Funktionen des Geldes zu eigenen Optimalitätskriterien erhe­
ben. 

(45) Tavlas (1993) 682.  
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� Tabelle A 1 a: Inflationsrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Österreich, :§ 
m Deutschland und Niederlande 1} 

1974 1 975 1 976 1977 1978 1979 1980 1 9 8 1  1982 1983 1 984 1985 1 986° 1987* 1988 1989 1990 1991  1 992 1993 1994 

AV 8,70 8,17 6,87 5,20 3,47 4,00 6 , 1 3  6,60 5,53 3,10 3,80 2,57 0,57 0,30 1 ,33  2 ,13  2 ,83  3 ,57  3 ,93  3,27 2,73 
STD 1 ,47 2 , 1 6  2 , 1 8  1 ,37 0,71 0,26 0,47 0,26 0,32 0,35 1 , 7 1  0,55 0,99 1 ,05 0,65 0 ,91  0,42 0 ,31  0,2 1 1 , 04 0,50 
vc 0,17  0 ,26  0,32 0,26 0,20 0,07 0,08 0,04 0,06 0 , 1 1  0,45 0,2 1 1 ,74 3 ,51  0,49 0,43 0 ,15  0,09 0,05 0,32 0 ,18  

AV = Durchschnitt, STD = Standardabweichung, VC = Variationskoeffizient 
o D: negative Inflationsrate; * NL: Negative Inflationsrate 
Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 

Tabelle A 1 b: Inflationsrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Österreich, 
Belgien, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Luxemburg und Niederlande 

1974 1975 1976 1977 1 978 1 979 1980 1981  1 982 1983 1984 1985 1986° 1987 * 1988 1989 1990 1991  1 992 1993 1994 

AV 1 1 ,04 9,90 8,31 7 , 14 5 ,31  5,90 8,16 8,50 7,94 6 , 1 6  5,29 3,89 1,37 1 ,36  1 ,99 3,04 3 , 1 0  3,26 3,24 2,77 2,46 
STD 2,90 2,26 1 ,87 2,47 3,00 2,93 3,27 2,83 2,60 2,97 1,78 1,37 1,40 1,72 1,32 1 , 1 3  0,46 0,46 0,77 1 , 04 0,43 
vc 0,26 0,23 0,22 0,35 0,56 0,50 0,40 0,33 0,33 0,48 0,34 0,35 1 ,02 1 ,27 0,66 0,37 0,15 0,14 0,24 0,38 0,18 

o D :  negative Inflationsrate; * NL: Negative Inflationsrate 
Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 

Tabelle A 1 c: Inflationsrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Spanien, Italien, 
Portugal, Schweden und Großbritannien 

1974 1 975 1976 1 977 1978 1979 1 980 1 98 1  1982 1983 1 984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991  1 992 1993 1994 

AV 15,00 14,70 1 3 ,43 16 ,23 1 2 , 1 3  12,43 14 ,17  12,73 1 1 ,82 10 ,92 1 0,62 8,42 5,73 4,58 5,03 6,70 7 ,70 6,50 4,35 3,43 3 ,18  
STD 7 , 10 5,32 3,48 6,34 6,25 5,90 2,84 3,56 5 ,90 7,68 9 ,31  5,42 3,44 2,22 2,08 2 , 6 1  2,97 2,46 2,49 1,77 1 , 13 
vc 0,47 0,36 0.26 0,39 0,52 0,47 0,20 0,28 0,50 0,70 0,88 0,64 0,60 0,48 0,41 0,39 0,39 0,38 0,57 0,52 0,36 

Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 
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Tabelle A 2 a: Arbeitslosenrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Österreich, 
Deutschland und Niederlande 

1974 1975 1976 1977 1 978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

AV 2 ,47 3,93 3 ,97 3,80 3,80 3,63 3.90 5,70 8,00 1 0,23 10,27 7,20 6,90 7,00 6 ,80 6 ,10  5,63 5,73 6,00 7 , 1 0  7 ,77  
STD 0,91 1 ,69 1 ,74 1 ,76 1 ,5 1  1 ,56  2 ,00 3 ,35  4,46 6 ,4 1  6 ,43 3 ,65 3 ,47 2 ,95 2 ,88 2 ,69 2 ,2 1  1 ,94 2 ,14  2 ,52 2 ,92 
vc 0,37 0,43 0,44 0,46 0,40 0,43 0 ,51  0,59 0,56 0,63 0,63 0,51 0,50 0,42 0,42 0,44 0,39 0,34 0,36 0,36 0,38 

AV = Durchschnitt, STD = Standardabweichung, VC = Variationskoeffizient 
Daten bis 1985 nach OECD-Definition rückgerechnet, davor nationale Definitionen 
Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 

Tabelle A 2 b: Arbeitslosenrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Österreich, 
Belgien, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Luxemburg und Niederlande 

1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1 983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991  1992 1993 1994 

AV 3 , 1 7  4,75 5,12 5 ,62 5,70 5 ,77  6,48 8,37 8,95 1 1 ,32 1 0 ,06 7 ,81  7 ,43 7 ,47 7 ,27 6 ,8 1  6,49 6 ,84 7 ,36  8,46 8,99 
STD 1 ,33 1,65 2,20 2,84 2,88 3 ,32 4,20 4,76 3,25 5,42 6 ,15  3,95 3,80 3,54 3,36 3,28 3 ,14  3 ,35 3,66 3 ,98 4,08 
vc 0,42 0,35 0,43 0,51 0 ,51  0 ,58  0,65 0,57 0,36 0,48 0,61 0,51 0,51 0,47 0,46 0,48 0,48 0,49 0,50 0,47 0,45 

LUX ab 1984; Daten bis 1985 nach OECD-Definition rückgerechnet, davor nationale Definitionen 
Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 

Tabelle A 2 c: Arbeitslosenrate: Durchschnitt, Standardabweichung und Variationskoeffizient für Spanien, 
Italien, Portugal, Schweden und Großbritannien 

1974 1975 1 976 1977 1978 1979 1980 1981 1 982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991  1992 1993 1994 

AV 7,54 8 ,72 9,80 10,56 10,34 10 ,14  
STD 4,68 5,09 5,43 6,54 6,78 6,78 
vc 0,62 0,58 0,55 0,62 0,66 0,67 

E ab 1976;  P ab 1 980; Daten bis 1985 nach OECD-Definition rückgerechnet, davor nationale Definitionen 
Quelle: OECD, Main Economic Indicators, eigene Berechnungen 

9,34 8,50 7 ,48 7,12 7,84 9,30 10,90 1 1 ,62  
6 ,87 6 ,61  5 ,92  5 ,50  5 ,25  5 ,60  6 ,83  7 ,18  
0 ,74  0 ,78  0 ,79  0,77 0,67 0,60 0,63 0,62 
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� Tabelle A 3 a: BIP: reale, .. perzentuelle Änderung gegenüber Vorjahr: Durchschnitt, Standardabweichung und $ 
co Variationskoeffizient für Osterreich, Deutschland und Niederlande iJ 

1974 1975" 1976 1977 1978 1979 1980 1981 '  1982° 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993* 1994 

AV 2,63 -1,07 5 ,13 3,30 2,03 3,77 1 ,77  -0,27 -0,43 1 ,67 2,47 2,37 2,07 1 ,47 3,47 4,03 4,67 3,27 1 ,73 -0,33 2,63 
STD 1 ,86 0,70 0,47 1 ,01  1,36 1,21 1 , 10  0,38 1 ,34 0,31 0,95 0,32 0,78 0,25 0,78 0,59 0,90 1,53 0,42 0,75 0,15 
vc 0 ,71  -0,66 0,09 0,31 0,67 0,32 0,62 -1,42 -3, 10  0 , 18  0,38 0,14 0,38 0 ,17  0,22 0 ,15  0 ,19  0,47 0,24 -2,25 0,06 

AV = Durchschnitt, STD = Standardabweichung, VC = Variationskoeffizient 
': A, NL negative Wachstumsraten; ": A, D, NL negative Wachstumsraten; 0: D, NL: negative Wachstumsraten; * :  A, D: negative Wachstumsraten 
Quelle: OECD, Economic Outlook, eigene Berechnungen 

Tabelle A 3 b: BIP: reale;, perzentuelle Änderung gegenüber Vorjahr: Durchschnitt, Standardabweichung und 
Variationskoeffizient für Osterreich, Belgien, Deutschland, Dänemark, Frankreich, Luxemburg und Niederlande 

1974 1975" 1976 1977 1978 1979 1980 198P 1982' 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993* 1994 

AV 2,45 -0,92 5,40 2,62 2,45 3,37 1 ,68 -0,29 0,97 1,67 3 ,10  2 ,43 2,64 1 ,70 3,81 3,89 3,47 2,46 1,60 -0 ,31 2,34 
STD 2 , 14 0,82 0,62 1,32 1 , 16  1 ,00  1,6 1 0,75 1 ,65 0,91 1,72 1 ,07 1 ,25 0,83 1 ,51  1 ,82 1 ,37 1 ,38 0,43 1 ,02 0,46 
vc 0,88 -0,90 0 , 11  0,50 0,48 0,30 0,96 -2,61 1 ,70 0,55 0,55 0,44 0,47 0,49 0,39 0,47 0,39 0,56 0,27 -3,23 0,20 

LUX ab 1981;  ": Negative Wachstumsraten außer F; 0: Negative Wachstumsraten außer D ,  F; ' : Negative Wachstumsraten: D ,  NL; *: Negative Wachstumsraten 
außer DK, LUX, NL 
Quelle: OECD, Economic Outlook, eigene Berechnungen 

Tabelle A 3 c: BIP: reale, perzentuelle Änderung gegenüber Vorjahr: Durchschnitt, Standardabweichung und 
Variationskoeffizient für Spanien, Italien, Portugal, Schweden und Großbritannien 

1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

AV 2,33 -0,63 3,57 0,43 2,70 3,63 1 ,10 0,17 1,05 1,35 1,48 2,28 2,80 3,65 3,42 2,90 1,98 0,40 0,03 -0,48 1 ,78 
STD 3,06 3,05 2,40 1,82 0,90 1 ,36 3,14 0,97 0,67 1,42 2 ,21  0,68 0,84 1 ,20 1 ,15 1,38 1 ,62 1,92 1 ,24 1,54 0,92 
vc 1 ,31  -4,82 0,67 4 ,19 0,33 0,37 2,86 5,80 0,63 1 ,05 1 ,49 0,30 0,30 0,33 0,34 0,47 0,82 4,80 37,33 -3,18 0,51 

E ,  P ab 1981 
Quelle: OECD, Economic Outlook, eigene Berechnungen 
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21 .  Jahrgang (1 995), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

Arbeitsmarktsegregation nach dem 
Geschlecht in Österreich 

Margareta Kreimer 

1. Einleitung 

Die Situation von Frauen am Arbeitsmarkt ist von ambivalenten Ent­
wicklungen geprägt. Zum einen steigt die Erwerbsbeteiligung von Frau­
en nach wie vor an, Frauen qualifizieren sich, wollen beruflich erfolg­
reich sein und sich weder mit einem Hausfrauendasein auf Lebenszeit 
noch mit einer Erwerbskarriere nach dem sogenannten "Drei-Phasen­
Modell" begnügen. Diese Tendenzen sind verbunden mit Forderungen 
nach Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, nach Gleichbehand­
lung und Frauenförderung - berufstätige Frauen stehen derzeit oft im 
Mittelpunkt gesellschafts- und wirtschaftspolitischer Diskussionen. 

Auf der anderen Seite erfährt ein Großteil der Frauen dauernde Be­
nachteiligungen am Arbeitsmarkt, die sich vor allem in folgenden Berei­
chen zeigen: 
- niedrigere Entlohnung von Frauenerwerbstätigkeit (1) ;  
- Konzentration der Frauenerwerbstätigkeit in Frauenbranchen bzw. 

-berufen (2); 
- geringere Aufstiegsmöglichkeiten und damit Ausschluß von Frauen 

von betrieblichen Leitungs- und Gestaltungsfunktionen und aus der 
betrieblichen Interessenvertretung (3); 

- höhere Arbeitsmarktrisken (Arbeitslosigkeit) und erhöhte soziale Ris­
ken (4) . 
Da Erwerbsarbeit eine wesentliche Quelle für die Lebenschancen und 

die Wohlfahrt der Individuen ist, weist die auf dem Arbeitsmarkt gezo­
gene Differenzierungslinie zwischen Männern und Frauen weit über die 
Erwerbssituation hinaus. Die sozialen Benachteiligungen am Arbeits­
markt reproduzieren Ungleichheiten im privaten Bereich, insbesondere 
wird dadurch das traditionelle Familienmodell mit der Rollenvertei­
lung Frau-Familienarbeit und Mann-Erwerbsarbeit laufend verstärkt. 
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Schlechte Bezahlung in Sackgassenberufen macht es beispielsweise 
leicht (und rational?), diese Erwerbstätigkeit für eine im Vergleich zu 
früheren Jahrzehnten zwar kürzere, aber doch mehrere Jahre dauernde 
Familienphase zu unterbrechen. Wiedereinsteigende Frauen erleben 
aber böse Überraschungen, wenn sie feststellen, daß die Berufsunterbre­
chung ihre Arbeitsmarktbedingungen weiter verschlechtert hat. Dane­
ben bildet die materielle Ungleichheit zwischen den Geschlechtern am 
Arbeitsmarkt die Basis für die Benachteiligung von Frauen in erwerbs­
bezogenen Sozialversicherungssystemen, sichtbar in niedrigeren und 
vor allem nicht existenzsichernden Arbeitslosengeldbezügen, Pensionen 
etc .  

Die angeführten Nachteile von Frauen am Arbeitsmarkt sind in der 
Art eines "Benachteiligungskreislaufes" miteinander verbunden, bei 
dem es schwierig ist, Ursachen und Folgen zu identifizieren. Die ge­
schlechtsspezifische Arbeitsmarktspaltung ist allerdings ein Faktor, der 
bei allen Aspekten der Diskriminierung von Frauen in Erscheinung tritt, 
daher wird Segregation vielfach nicht nur als Symptom, sondern als eine 
der wesentlichen Ursachen der Benachteiligungen, insbesondere für ge­
schlechtsspezifische Einkommensdifferenzen, gesehen (5).  Segregation 
bezeichnet allgemein "Teilung" ,  in der sozialwissenschaftliehen Ar­
beitsmarktanalyse beinhaltet der Begriff auch den Aspekt der "Hierar­
chisierung" (6), womit angezeigt wird, daß Frauen und Männer nicht nur 
einfach in verschiedenen Branchen oder Berufen tätig sind, sondern daß 
diese Segregation das Geschehen am Arbeitsmarkt im Sinne der oben 
genannten Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern wesentlich mit­
gestaltet. 

Aufgrund dieses Zusammenhangs ergibt sich ein offensichtlicher For­
schungsbedarf hinsichtlich Ausmaß, Dynamik und Erklärung von Se­
gregation. Die vorliegende Arbeit beginnt mit einer kurzen Darstellung 
wesentlicher Rahmenbedingungen weiblicher Erwerbstätigkeit in 
Österreich, anschließend erfolgt die empirische Analyse der Segregation. 
Untersucht wird das Ausmaß und die Entwicklung der horizontalen Se­
gregation anhand der Volkszählungsdaten über die Berufstätigkeit für 
die Jahre 1981  und 1991 .  Abschließend werden die Ergebnisse kurz zu­
sammengefaßt und weitere Forschungsperspektiven aufgezeigt. 

2. Aspekte der Frauenerwerbstätigkeit in Österreich 

Den anfangs erwähnten Veränderungen rund um die Situation von 
Frauen im Erwerbsleben steht eine bemerkenswerte Stabilität hinsicht­
lich der ebenfalls angeführten Benachteiligungen gegenüber. Im ersten 
Schritt soll daher die Dynamik anhand der Entwicklungen in jenen Be­
reichen, in denen mehr oder weniger deutliche Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen vorhanden sein dürften, für Österreich dargestellt 
werden: "Erwerbsbeteiligung" ,  "Ausbildung" und "Expansion des 
Dienstleistungssektors" .  
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2.1 Entwicklung der Erwerbsbeteiligung von Frauen 

Die Frauenenverbsquote (7) betrug 1991 in Österreich 62,7%, was ge­
genüber 1981 eine Steigerung um 4,8 Prozentpunkte bedeutet. Die Er­
werbsquote der Männer hat demgegenüber um 1,7 Prozentpunkte abge­
nommen und lag 1991 bei 86,3%. Dieser einfache Zeitvergleich kann die 
dahinterliegende Dynamik nicht aufzeigen, die bei beiden Geschlech­
tern tendenziell zu einer kürzeren Verweildauer im Beruf über längere 
Ausbildungszeiten einerseits und früheren Pensionsantritt andererseits 
führt .. Daß die Erwerbsquote der Frauen trotzdem netto ansteigt, zeigt 
das hie.r noch vorhandene Potential von Frauen, die berufstätig sein wol­
len. 

Aufschlußreicher ist eine Analyse der Erwerbsquoten nach dem Alter: 
Bei den Frauen ist die Erwerbsquote in den Altersgruppen zwischen 20 
und 55 Jahre im betrachteten Zeitraum deutlich gestiegen, die der Män­
ncr ist in allen Altersgruppen gesunken (B). Die Zuwächse bei den weib­
lichen Erwerbsquoten betragPn im Alter von 27 bis 48 Jahre rund 8 Pro­
zentpunkte. 

Abbildung 1: 
Erwerbsquoten nach Alter und Geschlecht 1981-1991 

100 
90 

"$ 80 
. ..: 70 
c: 60 .. 
ö 50 :I 
u 
(II 40 .a Ii 30 � 

l1l 20 
10 

0 
1$.20 20-25 ::IS-30 30 35 35·<40 40-46 45-50 50-(;(; 5&(30 W-65 > 65 

Altersgruppen 

�Mamer61 -a-Fr.umR1 --- MaiYIQI'91 � FraU1!nll1 

Qu�lle: Volkszählung 1981. 1991 

Ein beträchtlicher Teil dieser Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit 
betraf. nicht Vollzeit-, sondern Teilzeitarbeitsplätze mit einer wöchentli­
chen Arbeitszeit zwischen 12 und 35 Stunden, allerdings mit unter­
schiedlichen Zuwächsen im betrachteten Jahrzehnt: In der ersten Hälfte 
der achtziger Jahre waren die Zuwächse bei beiden Arbeitsformen in et­
wa gleich groß, in der zweiten Hälfte überwogen die Zunahmen bei der 
TP.ilzeitarbeit deutlich, anfang derneunziger haben sich die Untcrschie-
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de wieder verringert. Teilzeitarbeit ist eine Erwerbsform der Frauen: 
1992 arbeiteten 1 , 6 %  der Männer, aber 19 ,0% der Frauen in Teilzeit, an­
ders ausgedrückt, jede fünfte Frau, aber nur jeder 62 .  Mann ist teilzeit­
beschäftigt (9). 

2.2 Ausbildung und Qualifikation 

Mit der Wahl der Art und des Umfanges der Ausbildung werden Be­
rufsentscheidungen vorweggenommen, daher spiegeln sich auch ge­
schlechtsspezifische Unterschiede bei der Ausbildungsentscheidung 
später am Arbeitsmarkt wider. Die vergleichsweise geringere Qualifika­
tion von Frauen wurde als Legitimation für ihre Benachteiligung am Ar­
beitsmarkt angeführt. Damit stellt sich die Frage nach dem Ausmaß der 
Segregation des Ausbildungsbereichs, und zwar sowohl in horizontaler 
Hinsicht, d. h. nach Unterschieden bei der Wahl der Ausbildungsart, als 
auch in vertikaler Hinsicht, d. h. nach Niveauunterschieden zwischen 
Männern und Frauen. 

Die Volkszählungsdaten über die höchste abgeschlossene Ausbildung 
der Berufstätigen zeigen, daß Frauen zwar deutlich aufholen, was die 
allgemeine Höherqualifizierung betrifft, daß sie allerdings nach wie vor 
Niveauunterschiede zu den Männern aufweisen (10) .  3 5 , 1 %  der berufs­
tätigen Frauen verfügten 1991  nur über einen Pflichtschulabschluß, 
1981  hatten noch 48 ,9% dieses Bildungsniveau. Bei den männlichen Be­
rufstätigen sank der Anteil dieser Gruppe allerdings von 34 ,9% auf 
25 ,4%.  Die größten Differenzen sind beim Lehrabschluß festzustellen, 
über den rund die Hälfte der männlichen, aber mit 28% nicht einmal ein 
Drittel der weiblichen Berufstätigen verfügen. Der Niveauunterschied 
zwischen den Geschlechtern bleibt auch dann aufrecht, wenn man Leh­
re und Fachschulen bzw. Berufsbildende Mittlere Schulen, in denen 
Frauen überwiegen, zu einer mittleren Qualifikationsebene zusammen­
faßt: 57 ,6% der Männer, aber nur 47 ,7 % der Frauen verfügen über diese 
Qualifikation. Höhere Schulen und Hochschulen sind dagegen wieder 
ein Beispiel für den Aufholprozeß der Frauen: Bei beiden konnten sie mit 
den Männern gleichziehen, rund 10 % der Berufstätigen beider Ge­
schlechter haben die Matura absolviert und rund 7 %  verfügen über 
einen Hochschulabschluß ( 1 1) .  Der Anstieg des Bildungsniveaus der 
Frauen wird vor allem bei einer Gegenüberstellung verschiedener Al­
tersgruppen sichtbar: Von den 30- bis 39jährigen erwerbstätigen Frauen 
hatten 1991  7 %  eine Hochschulausbildung (ohne hochschulverwandte 
Einrichtungen), bei den 40- bis 49jährigen waren 4 % ,  bei den 50- bis 
59jährigen nur mehr 2 , 8 %  in dieser Bildungsstufe. 

Bei der Wahl der konkreten Ausbildungsrichtung zeigen sich nach wie 
vor deutliche geschlechtsspezifische Unterschiede, die bei der Verteilung 
der Lehrberufe besonders sichtbar werden (12) :  Mehr als zwei Drittel 
der weiblichen Lehrlinge konzentrieren sich auf 5 von 225  Lehrberufe. 
Im Vergleich dazu entscheiden sich 5 2 %  der Männer für immerhin 10  
Lehrberufe. 
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Tabelle 1 :  
Reihung der häufigsten Lehrberufe bei männlichen und weiblichen 

Lehrlingen in Österreich (Dezember 1991) 

Männer in % Frauen in % 

1. Kfz-Mechaniker 11,3 1. Einzelhandelskauffrau 30,5 
2.  Tischler 8,4 2. Friseurin 14,6 
3. Elektroinstallateur 8,3 3. Bürokauffrau 13,7 
4. Maurer 4,9 4. Kellnerin & Köchin 4,8 
5. Maschinenschlosser 4,5 5. Köchin 3,9 
6. Einzelhandelskaufmann 4,4 6. Kellnerin 3,0 
7 .  Gas-Wasserl.-Inst. ZR-Bauer 3,2 7. Industriekauffrau 2,5 
8. Schlosser 3,0 8. Konditorirr 2 ,4 
9. Koch 2,8 9. Großhandelskauffrau 2,3 

10.  Kellner & Koch 2 ,0 10. Damenkleidermacherin 2,1 

10 Lehrberufe gesamt 52,8% 10 Lehrberufe gesamt 79,6% 
männliche Lehrlinge insgesamt 94.484 weibliche Lehrlinge insgesamt 48.757 

Quelle: Hofstätter (1994) 761 

Diese enge Berufswahl der Frauen erhöht das Risiko, nach Abschluß 
der Lehre keinen entsprechenden Arbeitsplatz zu finden, zudem sind ge­
rade die Lehrberufe der Mädchen auch noch jene mit den geringeren Zu­
kunftschancen. Dementsprechend kommen drei Viertel aller arbeitslo­
sen Frauen mit Lehrabschluß aus nur fünf Berufen: Einzelhandelskauf­
frau, Bürokauffrau, Kellnerin, Köchin und Friseurin. 

Auch bei der konkreten Schul- bzw. Studienwahl zeigen sich ähnliche 
Muster: Frauen konzentrieren sich auf kaufmännische, frauenberufliche 
und sozialberufliche Schulen und besuchen kaum technische Bildungs­
wege. An den Österreichischen Universitäten wählen Frauen überpro­
portional traditionell "weibliche" Studienrichtungen. Während sie im 
WS 93/94 fast 4 5% der Studierenden ausmachten, fanden sich in der 
Übersetzer- und Dolmetscherausbildung 84% Frauen, in der Pharmazie 
7 5 % ,  7 4 %  in Kunstgeschichte, um die 8 0 %  in den meisten Sprachen, 
8 1 %  der Studierenden der Pädagogik sind Frauen. Traditionelle techni­
sche Studienrichtungen wie Elektrotechnik und Maschinenbau weisen 
Frauenanteile unter 1 0 %  auf, nur technische Naturwissenschaften, 
technische Kurzstudien und Architektur kommen auf deutlich höhere 
Frauenanteile (Technische Mathematik: 2 3 % ;  Technische Chemie: 3 0 % ;  
vgl. Hochschulbericht 1993/94). 

2.3 Expansion des Dienstleistungssektors 

Der ökonomische Strukturwandel ist seit geraumer Zeit von der Aus­
weitung der Beschäftigung im Dienstleistungssektor bei gleichzeitigem 
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Rückgang in der Land- und Forstwirtschaft und im Produktionsbereich 
geprägt. In Österreich holte der Dienstleistungssektor 197 1 mit 42% al­
ler Berufstätigen den Produktionssektor ein, überschritt 1981  die 50%­
Grenze und wies 1991  59% der Berufstätigen aus. Im Vergleich zu 1981  
arbeiteten 1991  23 , 7% mehr Männer und 26 ,7 % mehr Frauen im Dienst­
leistungssektor. 

Fast drei Viertel der berufstätigen Frauen (72 ,6%) ,  aber nur knapp die 
Hälfte der Männer (48 ,7%)  arbeiteten 1991  in Dienstleistungsbranchen. 
Diese Dienstleistungsdominanz der Frauen zeigt sich auch in der ge­
schlechtsspezifischen Zusammensetzung der Sektoren: Der Frauenan­
teil ist im Produktionssektor mit 24 ,6% deutlich unter dem Durchschnitt 
von 4 1 ,4% (1991) ,  im Dienstleistungssektor mit 5 1 , 3 %  deutlich darüber. 

Bei gerrauerer Betrachtung ergeben sich auch im Dienstleistungssek­
tor geschlechtsspezifische Differenzierungen, die hinsichtlich der Hier­
archien am Arbeitsmarkt bedeutsam sind: Frauen verzeichneten die 
höchsten Zuwächse in der Wirtschaftsabteilung "Persönliche, soziale 
und öffentliche Dienste inkl. Haushalte" ,  die Männer dagegen in der Ab­
teilung "Geld- und Kreditwesen, Privatversicherungen und Wirtschafts­
dienste" .  

2 . 4  Die Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit im europäischen 
Vergleich 

Im europäischen Vergleich liegt Österreich bezüglich der Frauener­
werbsquote im Mittelfeld. Die höchsten Quoten weisen die nordeuropäi­
schen Staaten wie z. B. Schweden mit 80% auf, die niedrigsten die süd­
europäischen Staaten wie z. B. Italien mit 46% (13) .  In allen Staaten er­
höhte sich die Frauenerwerbsquote in den achtziger Jahren. 

Die doch sehr großen Unterschiede im Ausmaß der Berufstätigkeit von 
Frauen spiegeln bestimmte kulturelle und politische Traditionen in den 
einzelnen Ländern wider. Charles (1987)  positioniert die Schweiz mit der 
BRD und Österreich in die Gruppe jener Länder, die der Frauenarbeit 
noch "traditionell" gegenüberstehen, im Gegensatz zu "progressiven" 
Ländern wie Schweden oder Dänemark. Schunter-Kleemann ( 1 992) ver­
gleicht 20 europäische Länder, indem sie diese einer Typologie patriar­
chalisch-kapitalistischer Länder zuordnet. Österreich ist mit der BRD , 
Luxemburg, den Niederlanden und der Schweiz in der Gruppe "Länder 
des ehebezogenen Patriarchalismus" eingeordnet. Diese Gruppe weist 
deutlich geringere Erwerbsquoten als die "patriarchalischen Länder mit 
Ansätzen zu egalitären Arbeits- und Sozialstrukturen" (Dänemark, 
Finnland, Norwegen, Schweden) auf ( 14).  

Der in Österreich sichtbare Trend, daß Frauen zwar offenbar immer 
mehr Wert auf eine eigene und gute Ausb: ·rz,g legen, aber andererseits 
wenig Anreize haben, typisch weibliche � . )ildungswege zu verlassen, 
gilt auch für die meisten EG-Staaten. Qu.v 'Maier (1994) stellen euro­
paweit folgende Trends fest: 
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- Junge Frauen erhalten mehrheitlich eine Berufsausbildung in klassi­
schen Frauenberufen und sind in der Ausbildung auf wenige Berufe 
konzentriert. Für viele Staaten gilt, daß der Ausbildungsbereich stär­
ker segregiert ist als das spätere Berufsleben. 

- Die Bemühungen um die Öffnung von Männerberufen für Frauen ha­
ben kaum Erfolge gebracht, was zum Teil daran liegt, daß Frauen in 
Männerberufen oft überdurchschnittlich gut sein müssen, um dann 
nach der Ausbildung doch nicht in den Betrieb übernommen zu wer­
den. Auch die Abschottung von Berufen durch die männlichen Berufs­
tätigen wird immer wieder beobachtet, die sich durch die Herstellung 
eines wenig frauenfreundlichen Arbeitsklimas äußert und dazu führt, 
daß Frauen nicht in den Männerberufen bleiben wollen. 

- Deutlich zugenommen hat der Frauenanteil an den Universitäten. Die 
Studienwahl ist zwar groBteils noch geschlechtsspezifisch sehr unter­
schiedlich, es gibt hier aber auch Beispiele für Veränderungen: In Por­
tugal beträgt der Frauenanteil in naturwissenschaftlichen Fächern 
zwischen 49% und 69% (15) .  
Die Expansion des Dienstleistungssektors und damit auch das Aus­

maß der dortigen Frauenbeschäftigung divergieren in den europäischen 
Staaten recht stark. Abgesehen von Staaten mit noch dominierenden 
Agrarstrukturen (Griechenland und Portugal) sind zwischen 68% und 
89% der Frauen 1990 im Dienstleistungssektor erwerbstätig (16) .  Öster­
reich liegt mit 72 ,6% deutlich am unteren Ende, dies gilt auch für die 
ERD. Nach Quack et. al. hängen die im internationalen Vergleich nied­
rige Erwerbsquote und die relativ geringe Expansion im Dienstlei­
stungsbereich ursächlich zusammen, da in der ERD wie auch in Öster­
reich aufgrund der gesellschaftlichen Einstellungen zur Frauenarbeit 
viele Dienstleistungen nach wie vor unbezahlt von Frauen gemacht wer­
den. " Thus, the relatively low labour force participation rate of women 
and the relatively weak expansion of the service sector are conditional 
on each other. " (1 7) 

2 .5  Schlußfolgerungen für die Segregation des Arbeitsmarktes 

Die vor allem durch Unterbrechungen verursachte geringere Erwerbs­
beteiligung von Frauen wird in der Regel neben Qualifikationsunter­
schieden als Begründung für die schlechtere Position am Arbeitsmarkt 
angeführt. Die offensichtlich deutlich steigende Erwerbsbeteiligung der 
letzten Jahrzehnte müßte demnach zu einer Reduktion der Segregation 
geführt haben. Ebenso wäre zu erwarten, daß Länder mit hoher Er­
werbsbeteiligung von Frauen eine geringere geschlechtsspezifische Se­
gregation aufweisen. Ein Vergleich der Erwerbsquoten einerseits und 
des Segregationsausmaßes andererseits zeigt in den EG-Staaten aller­
dings keinen eindeutigen Zusammenhang bzw. sogar widersprüchliche 
Tendenzen: Dänemark mit der höchsten Frauenerwerbsquote hat auch 
die höchste Segregation (18) .  Ähnliches gilt auch für die Analyse der 
Veränderung: Die steigende Erwerbsbeteiligung in allen EG-Staaten 
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war - wenn überhaupt - von nur geringfügigen Rückgängen der Segre­
gation begleitet, es läßt sich kein deutlicher Zusammenhang feststellen. 
Die Autorinnen einer vergleichenden Studie aller EG-Staaten kommen 
zum Ergebnis: "Die zunehmende Erwerbsbeteiligung der Frau hat noch 
nicht zu einem Integrationsprozeß geführt, so daß die Geschlechtertren­
nung auf allen europäischen Arbeitsmärkten weiterhin eine zentrale 
Rolle spielt. " ( 19) 

Eine der Ursachen für die Stabilität der Arbeitsmarktsegregation 
trotz steigender Erwerbsbeteiligung liegt in der Zunahme der Teilzeitar­
beit, da sich teilzeitarbeitende Frauen meist auf wenige, typisch weibli­
che Berufe konzentrieren, die sehr stark segregiert sind. Allerdings be­
stehen hier Unterschiede zwischen Österreich und anderen europäischen 
Staaten: In Österreich hat in den achtziger Jahren auch die Vollzeitbe­
schäftigung von Frauen noch deutlich zugenommen (20), während in der 
BRD, Großbritannien oder Frankreich die Zuwächse im Teilzeitsegment 
von Rückgängen bei der Vollzeitarbeit begleitet waren. 

Somit wäre zu erwarten, daß sich die gestiegene Frauenerwerbsbetei­
ligung in Österreich in einem Rückgang der Segregation bemerkbar 
macht. 

Solange sich an der Segregation des Ausbildungsbereichs nichts än­
dert, wird auch die Segregation im Berufsleben aufrecht bleiben. Präfe­
renzen der Auszubildenden, gesellschaftliche Vorstellungen ihrer Umge­
bung und betriebliche Strategien bewirken gemeinsam die Aufrechter­
haltung geschlechtsspezifischen Berufswahlverhaltens. Wo diese Ein­
flüsse weniger stark sind - an den Universitäten - gibt es auch größere 
Veränderungen, die sich allerdings erst mit Verzögerung (wenn über­
haupt) im Berufsleben niederschlagen werden. Sehr wohl müßte sich al­
lerdings die allgemeine Höherqualifizierung von Frauen hinsichtlich des 
Ausmaßes vertikaler Segregation auswirken. Über Frauen in Führungs­
positionen gibt es mittlerweile zwar schon eine Vielzahl von Publikatio­
nen, trotzdem kann nicht davon ausgegangen werden, daß Frauen ihre 
höhere Qualifikation entsprechend umsetzen konnten (2 1) .  Sie werden 
nach wie vor überproportional unter ihrer Qualifikation eingesetzt, ha­
ben Arbeitsplätze mit geringen Aufstiegschancen und flacheren Ein­
kommensprofilen. 

Da die Segregation des Ausbildungsbereichs nach wie vor hoch ist, ist 
von dieser Seite her für Österreich kaum eine Abnahme horizontaler Se­
gregation zu erwarten 

Die Expansion des Dienstleistungssektors hat die Beschäftigung von 
Frauen sicherlich positiv beeinflußt - man spricht von den " Gewinnerin­
nen des Tertiarisierungsprozesses" (22) .  Eine besondere Rolle spielt da­
bei der öffentliche Dienst, der den Frauen vor allem höherqualifizierte 
Arbeitsplätze im Bereich des Erziehungs-, Gesundheits- und Sozialwe­
sens zur Verfügung stellte. Durch Rationalisierung im Bereich der Rou­
tinetätigkeiten und durch Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst kön­
nen Frauen allerdings auch zu "Verliererinnen" werden, so daß im Hin­
blick auf die Segregation aus der Bedeutung des Dienstleistungssektors 
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für die Frauenbeschäftigung keine klare These abgeleitet werden kann. 
Die Ausweitung schafft zum einen neue Berufe bzw. wertet bestehende 
auf, zum anderen wird aber auch eine stärkere Differenzierung in der 
Struktur der Dienstleistungen betrieben, wenn beispielsweise Routi­
netätigkeiten infolge von Rationalisierung von den innerbetrieblichen 
Karriereleitern abgespalten und mit Frauen besetzt werden. Auch die 
Ausweitung der Dienstleistungen in den Semi-Professionen (Kranken­
pflege, Erziehung, Reinigung, Verpflegung) führt eher zur erhöhten hori­
zontalen Segregation, da dafür bevorzugt Frauen eingesetzt werden. 
Dies kann sich andererseits auf die vertikale Segregation positiv auswir­
ken, da Frauen in diesen stark verweiblichten Berufen öfters in Lei­
tungspositionen vordringen können. 

Für Österreich kann keine eindeutige Erwartung hinsichtlich der Se­
gregationsentwicklung gebildet werden, da die genannten Faktoren im 
Zuge der Expansion des Dienstleistungssektors auch hier in beide Rich­
tungen gewirkt haben dürften. 

3. Geschlechtsspezifische Arbeitsmarktsegregation in Österreich 

3 .1  Methodische Vorbemerkungen 

3 . 1 . 1  Zur Dimension von Segregation 

Segregation ist kein einfaches Phänomen, das eindeutig auf eine 
Dimension reduzierbar wäre, sondern spielt sich auf verschiedenen Ebe­
nen ab, z. B. Ausbildung, Berufe, Wirtschaftssektoren oder -branchen, 
Firmentypen und Art des Arbeitgebers, die letztlich alle wieder mitein­
ander verbunden sind. Im Grunde ist Segregation ein Merkmal von Ar­
beitsplätzen, eine Dimension, die datenmäßig allerdings schwer zugäng­
lich ist und nur über Fallstudien untersucht werden kann. Reskin führt 
eine Reihe von empirischen Studien zu den verschiedenen Ebenen 
an (23) .  

Die meisten empirischen Arbeiten zur Segregation beschränken sich 
allerdings auf die berufliche Ebene. Das kann damit begründet werden, 
daß Unterschiede zwischen Arbeitsstellen durch Berufskategorien bes­
ser erfaßbar sind als durch eine Branchenzuordnung, da Branchen sehr 
heterogen zusammengesetzt sein können (24). Die konkrete Arbeits­
markterfahrung ist wahrscheinlich durch die individuelle Berufsent­
scheidung stärker geprägt als durch die Branchenentscheidung, letztere 
ist auch leichter veränderbar (25). 

Allerdings spiegelt die Wahl der Dimension von Segregation auch die 
hauptsächlich untersuchte Erklärungsebene wider: Die Entscheidung 
für Berufe zielt wohl auf das Verhalten der Arbeitskräfte selbst ab, die 
sich für die Ausbildung in einem Beruf entscheiden - und damit auf eher 
angebotsseitige Erklärungen. Willms (1983) verfolgt demgegenüber ei-
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nen explizit nachfrageorientierten Ansatz, indem sie Segregation mit der 
Theorie des gespaltenen Arbeitsmarktes in Verbindung bringt und für 
die unterschiedliche Nutzung von Frauen- und Männerarbeit betriebli­
che Strategien verantwortlich macht. In diesem Kontext ist eine Analy­
se von Segregation auf Branchenebene sicherlich zielführend, da zu ver­
muten ist, daß die Gemeinsamkeiten von Betrieben auf Branchenebene 
sichtbar werden. Die in dieser Arbeit durchgeführte Analyse beruht auf 
Berufen, eine Ergänzung auf Branchenebene ist jedenfalls sinnvoll. 

Die zweite Frage, die sich neben der Dimension stellt, ist die nach der 
Aggregationstiefe. Mit jeder Aggregation gehen Informationen verloren, 
auf hoch aggregierten Ebenen (z. B .  Wirtschaftsabteilungen oder -sekto­
ren) entsteht durch die Kombination hochgradig segregierter Elemente 
eine "integrative" Mischung (26).  Andererseits sind für Vergleiche zwi­
schen Staaten oder über die Zeit meist nur recht hoch aggregierte Daten 
verfügbar (27) .  Somit muß hier wohl meist ein Kompromiß zwischen 
möglichst tiefem Aggregationsniveau und den vorhandenen Daten ge­
funden werden. 

3 . 1 . 2  Meßkonzepte 

Grundsätzlich können verschiedene konzeptionelle Ansätze zur Mes­
sung und damit Bestimmung von Segregation unterschieden werden: 
Zum einen kann festgestellt werden, wie Frauen im Vergleich zu Män­
nern über die Berufsstruktur verteilt sind bzw. inwieweit Frauen ge­
genüber Männern auf eine geringere Berufsanzahl beschränkt sind. Die­
ser Aspekt wird mit Konzentration bezeichnet. Andererseits kann die 
geschlechtsspezifische Zusammensetzung der Berufsstruktur diskutiert 
werden, womit Segregation im engeren Sinn definiert wird (28).  Segre­
gation und Konzentration auf beruflicher Ebene können sich durchaus 
unterschiedlich entwickeln, wenn sich beispielsweise der Frauenanteil 
in einem Beruf erhöht, die Bedeutung dieses Berufs innerhalb der Frau­
enbeschäftigung aber zurückgeht. Eine Analyse der Veränderungen in 
der Berufsstruktur bedarf daher sicherlich beider Aspekte. 

Die beiden wesentlichen Indikatoren, die die Grundlage aller Meßkon­
zepte bilden, sind 
- die Frauenanteile im spezifischen Beruf und 
- die Frauenanteile im Beruf, bezogen auf die Anzahl der berufstätigen 

Frauen insgesamt. 
Der erste mißt den Segregationsaspekt, der zweite die Konzentration. 
Mittels Segregationsindizes versucht man, die geschlechtsspezifische 

Arbeitsmarktspaltung mit einer einzigen Maßzahl abzubilden. Aufgrund 
der erwähnten, zumindest zweifachen Dimension von Segregation ist 
dieser Versuch natürlich problematisch, was sich in der Diskussion um 
den "richtigen" Index äußert (29).  Die Charakterisierung von Segregati­
on mittels einer Maßzahl ist insbesondere für internationale Vergleiche 
oder für längere Zeitvergleiche sinnvoll. Da in dieser Arbeit der öster-
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reichische Arbeitsmarkt analysiert wird und der Untersuchungszeit­
raum relativ kurz ist, werden nur die beiden am häufigsten verwendeten 
Indizes berechnet. 

3 . 1 . 3  Daten 

Die empirische Analyse basiert auf der von der Volkszählung ausge­
wiesenen beruflichen Zuordnung aller erwerbstätigen Personen. Die 
Grundlage liefert das "Systematische Verzeichnis der Berufe, Ausgabe 
197 1 " ,  kurz Österreichische Berufssystematik (ÖBS). Es werden die Da­
ten für 1981  und 1991  herangezogen, eine Einbeziehung der Volkszäh­
lung 1971  ist aufgrund von Änderungen der Berufszuordnungen nicht 
möglich. Da eine Vergleichbarkeit der Daten von 1981  und 1991  nur auf 
der Ebene der 57 Berufsklassen gegeben ist, wird dieses Aggregations­
niveau gewählt. 

International wird die ISCO-Berufssystematik verwendet (30),  für die 
es allerdings keinen Umrechnungsschlüssel zur Österreichischen Syste­
matik gibt. Ein Vergleich österreichischer Daten mit internationalen Er­
gebnissen ist daher zumindest auf disaggregierterem Niveau nicht mög­
lich. 

3 .2 Überblick über Berufsstruktur und -entwicklung anhand der 
Berufsabteilungen 

Vorerst soll ein grober Überblick über die Entwicklung der Berufs­
struktur in den Wirtschaftssektoren gegeben werden, wofür die 9 Be­
rufsabteilungen den Sektoren Produktion, Dienstleistungen und Land­
wirtschaft zugeordnet werden. Die Berufsabteilung 9 (Berufstätige und 
Hilfskräfte o. n. B.)  bleibt außer Betracht, die Berufsabteilung 0 (techni­
sche und naturwissenschaftliche Fachkräfte, Lehr- und Führungskräfte) 
wird getrennt analysiert. 

Tabelle 2: 
Berufstätige nach Wirtschaftssektoren (31) 

Produktionsberufe 
Qualifizierte Berufe 
Dienstleistungsberufe 
Land- u. forstwirt. Berufe 

Insgesamt 

Männer 1991 
absolut 
in 1.000 in% 

791  37,2 
349 16 ,4 
863 40,6 
123 5,8 

2 . 125 100,0 

Quelle: Volkszählung 1981, 1991  

Frauen 1991  Frauen- il zu 1981  Frauen­
absolut anteil in % anteil 

in 1.000 in % 1991 Männer Frauen 1981 

141 9,4 15 ,1  -2,4 -1 1,7  16,5 
240 16,0 40,8 +36,1 +44,0 39,4 

1 .023 68,0 54,2 +12,7 +15,5 53,6 
100 6 ,6 44,8 -22 ,9  -29 ,1  46 ,9  

1 .504 100,0 41 ,4 + 6,7 +11 ,2 40,4 
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In Produktionsberufen sind mit fast 800.000 37% aller Männer, aber 
nur 9% der Frauen berufstätig, der Männeranteil beträgt im Durch­
schnitt 85%.  Im Vergleich zu 1981 ging die Zahl der Frauen in Produkti­
onsberufen um rund 18 .000 zurück, das entspricht einer relativen Ab­
nahme von 1 1 ,7 % .  Bei den Männern betrug der Rückgang rund 20.000 
Personen oder 2 ,4%.  Aufgrund der extrem ungleichen Verteilung der Ge­
schlechter in diesem Bereich hat dadurch die Unterrepräsentanz von 
Frauen weiter zugenommen. Der einzige Frauenberuf im Produktions­
bereich ist der der Textilverarbeitung (Frauenanteil 80 ,7%) ,  überdurch­
schnittliche Frauenanteile weisen noch die damit verbundenen Textiler­
zeugungs- und -veredlungsberufe (50%) und die Pelz- und Lederverar­
beitungsberufe (58 ,6%) auf. In allen drei genannten Berufen gab es deut­
liche Rückgänge gegenüber 1981 ,  die durchaus dem allgemeinen Trend 
entsprechen (32) .  

Bei den qualifizierten Berufen (33) verzeichneten beide Geschlechter 
starke Zuwächse gegenüber 1981 :  36% bei den Männern und 44% bei 
den Frauen. Der durchschnittliche Frauenanteil hat sich von 39,4 auf 
40,8 leicht erhöht. Gerade bei den qualifizierten Dienstleistungsberei­
chen entstehen neue Berufsfelder, in den Frauen bessere Chancen zu 
partizipieren haben als in den traditionellen handwerklichen Berufen im 
Produktionsbereich, in die sie kaum eindringen können. Die ge­
schlechtsspezifische Ausrichtung innerhalb der Abteilung darf aber 
nicht übersehen werden: 44% der 240.000 Frauen in dieser Abteilung 
sind Lehrkräfte und Erzieherinnen und 26% medizinische Fachkräfte, 
von den 349.000 Männern arbeiten nur 16% im ersten und 8% im zwei­
ten Bereich, dafür sind 42% technische und naturwissenschaftliche 
Fachkräfte im Gegensatz zu 7 %  der Frauen. Die Erhöhung des durch­
schnittlichen Frauenanteils ist daher kein Ausdruck einer grundsätzli­
chen Änderung der geschlechtsspezifischen Ausrichtung, aber immerhin 
behaupten sich Frauen zunehmend in den höher qualifizierten Berufen. 

Dienstleistungsberufe werden von 68% der Frauen und 4 1 %  der Män­
ner ausgeübt. Sowohl für weibliche als auch männliche Berufstätige ist 
dieser Sektor im Vergleich zu 1981 gewachsen. Abgesehen von Berufen 
im Verkehrs- und Transportbereich und den Sicherheitsberufen inklusi­
ve dem Bundesheer befinden sich hier die typischen Frauenberufe. Aus­
genommen davon sind die höherqualifizierten Berufsklassen der Verwal­
tungsfachkräfte und der Handelsführungskräfte, die deutlich in Män­
nerhand liegen. Allerdings ist die Entwicklung nicht in allen Dienstlei­
stungsbereichen einheitlich, im Bürobereich und im Handel hat sowohl 
die Zahl der weiblichen Berufstätigen als auch der Frauenanteil zuge­
nommen, bei den Dienstleistungsberufen im Gastgewerbe, im Reini­
gungsbereich und im Gesundheitsbereich dagegen sinkt die weibliche 
Dominanz. 

5 ,8% der Männer und 6 ,6% der Frauen geben landwirtschaftliche Be­
rufe an. Gegenüber 1981  ging die Anzahl der in diesem Wirtschaftssek­
tor Berufstätigen bei beiden Geschlechtern stark zurück - ein Trend, der 
sich noch fortsetzen wird. Vom Segregationsgesichtspunkt aus handelt 
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es sich um einen der wenigen großen Frauenbereiche, die nicht segregiert 
sind, der Frauenanteil sank von 46,9% 1981  auf 44,8% 1991 .  Allerdings 
handelt es sich gerade bei landwirtschaftlichen Berufen um eine Kate­
gorie, über deren Inhalt keine eindeutigen Aussagen getroffen werden 
können (34). 

3.3 Segregation der Berufsstruktur 

Als nächstes wird untersucht, in welchem Ausmaß Berufe selbst segre­
giert sind: In der Volkszählung 1991  waren von 175  Berufsunterklassen 
45 oder 26% zu über 90% von Männern besetzt, 8 Berufsunterklassen 
(5%) waren entsprechend von Frauen dominiert. Weck-Hannemann 
(1993) kommt zu ähnlichen Ergebnissen für die BRD, hier waren 1987 
von 87 Berufskategorien 30 zu über 90% segregiert, wobei Segregation 
ebenfalls ein sehr männliches Phänomen ist: Nur 2 Berufe (3%) sind von 
Frauen dominiert, 28 (32 %) sind zu über 90% mit Männern besetzt. Für 
die Schweiz hat Charles (1987)  eine entsprechende Analyse durchgeführt 
und festgestellt, daß 1980 mit 301  von 541 Berufskategorien 56% der Be­
rufe zu über 90% segregiert waren, bei 42 Berufen (8 %) überwogen die 
Frauen, bei 259 (48 %) die Männer. 

Abbildung 2: 
Segregation der Berufsstruktur 1991 

Anteile der Berufsunterklassen mit .... % 

Männerantellen 

36% 

26% 

13% 

13% 13% 

. > 80 %  0 > 80 %  01 > 70 %  C > 80 %  0 < 80 %  

Quelle: Volkszählung 1991 

Anteile der Berufsunterklassen mit .... % 

Frauenanteilen 

12% 

Aus der Abbildung 2 ist ersichtlich, daß Frauen in fast zwei Drittel der 
Berufsunterklassen (63 %) unterdurchschnittlich vertreten sind, Männer 
dagegen weisen nur in gut einem Drittel (35 %) Anteile unter dem Durch­
schnitt, d. h. unter 60% auf. Gegenüber 1981  gab es in der Segregation 
der Berufsstruktur kaum Veränderungen. 
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3 .4  Segregation und Konzentration auf der Ebene der Berufsklassen 

Im folgenden wird die Segregation des Österreichischen Arbeitsmark­
tes entsprechend den zuvor angeführten Meßkonzepten (vgl. 3 . 1 .2) ana­
lysiert. 

3 .4 . 1  Segregationsindizes 

Der Dissimilaritätsindex (35) vergleicht die Verteilung von Männern 
und Frauen über alle Berufe und wird in der Regel folgendermaßen inter­
pretiert: Wieviel Prozent der Männer oder Frauen müßten ihren Beruf 
wechseln, um zu einer für beide Geschlechter proportional gleichmäßigen 
Verteilung über alle Berufe zu kommen. Der Index bewegt sich zwischen 
0 (keine Segregation) und 100 (maximale Segregation, volle Trennung der 
Geschlechter) . Da dieser Index allerdings sehr sensibel auf die Größe der 
einzelnen Berufe reagiert und dadurch bei Zeitvergleichen nicht ersicht­
lich ist, ob sich die Segregation verändert hat oder die Berufsstruktur, 
wird ein größenstandardisierter Index (36) berechnet. Auch die Aggrega­
tionstiefe beeinflußt den Index, so daß Vergleiche nur auf einem zumin­
dest ähnlichem Aggregationsniveau angestellt werden können. 

Der Sex-Ratio-Index oder Segregationsindex (37) vergleicht das Ge­
schlechterverhältnis innerhalb der Berufe mit dem Geschlechterverhält­
nis im gesamten Arbeitskräftepotential, indem die Differenz zwischen 
der Überrepräsentation von Frauen in Frauenberufen und der Unterre­
präsentation von Frauen in Männerberufen gebildet wird. Gibt es kei­
nerlei Über- bzw. Unterrepräsentation und damit keine Segregation, 
wäre der Index 0, somit deutet ein sinkender Index eine abnehmende Se­
gregation an. Der Vorteil dieser Maßzahl liegt vor allem darin, daß Ag­
gregationstiefe und Größe der Berufsklassen keinen Einfluß nehmen. 

Für die 57 Berufsklassen der Volkszählungen 1981  und 1991  ergeben 
sich folgende Werte: 

Tabelle 3 :  
Dissimilaritätsindex und Sex-Ratio-Index 

Dissimilari tätsindex 
Dissimilari tä tsindex standardisiert 
Sex-Ratio-Index 

Quelle: eigene Berechnungen 

1991  

56 ,62 
53 ,12  

1 ,37  

1981  

55 ,55  
55 ,33 

1 ,40 

Im einfachen Dissimilaritätsindex wiegt die Verweiblichung zahlen­
mäßig großer Berufe stärker als die kleinerer Berufe, und da es gerade 
bei den großen Frauenberufen weitere Steigerungen gab, resultiert der 
Anstieg des Index im Vergleich zu 1981 .  Mit dem standardisierten Index 
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bekommt jeder Beruf sein spezifisches Gewicht, damit wird der Effekt 
zum Teil kontrolliert und der Indexwert sinkt. Die Veränderungen insge­
samt sind allerdings ziemlich gering. Der Sex-Ratio-Index zeigt eben­
falls eine leichte Abnahme der Segregation in Österreich an und be­
stätigt damit das Ergebnis des standardisierten Dissimilaritätsindex. 

Die Werte des einfachen Dissimilaritätsindex für Österreich bewegen 
sich im international vergleichbaren Rahmen: Charles (1987)  kommt auf 
einer 7-Kategorien-Ebene für die Schweiz auf rund 36  (1 980) ,  bei über 
400 Berufsgruppen aus der schweizerischen Volkszählung beträgt der In­
dex 62 .  Weck-Hannemann ( 1993) zitiert ähnliche Ergebnisse für die ERD. 
Berechnungen im Rahmen eines EU-Projekts auf der Basis von rund 80  
Berufen ergeben für die 12 EU-Staaten Werte für den Dissimilaritätsin­
dex von 59 (Dänemark) bis 43 (Griechenland) (38) .  Längerfristige Analy­
sen zeigen für die USA unter Verwendung sehr detaillierter Berufskate­
gorien (mehr als 400) einen Rückgang von 67 ,6  (1970) auf 57 ,3  (1986) (39).  

Der Sex-Ratio-Index wird vor allem in Großbritannien verwendet und 
ausführlich untersucht. Langfristige Analysen beginnen hier bereits mit 
2 ,49 für das Jahr 1 9 0 1 ,  dann nimmt der Wert kontinuierlich ab, ausge­
nommen Ende der siebziger Jahre, als die Beschäftigung in Großbritan­
nien einen Tiefstand erreichte und der Index von 1 ,57  (1977)  auf 1 ,67  
(1979) wieder anstieg. Nach Hakim (1993) wurde für 1990 ein Wert von 
1 ,46 ausgewiesen. 

3 .4 .2 Segregation 

Im folgenden wird dargestellt, wieviele Männer bzw. Frauen in segre­
gierten Berufen tätig sind. Dazu wurden die Berufsklassen nach der 
Höhe des Frauenanteils gereiht und im ersten Schritt die Verteilung von 
Männern und Frauen nach Dezilen festgestellt: 

Tabelle 4: 
Frauen und Männer in segregierten Berufen 

vz 1991  v z  1981  
Frauen Männer Frauen Männer 

Anteil der Berufstätigen, die 90%+ 0 0 4 , 1  0,3 
in Berufsklassen mit . . . % oder 80%+ 20,1  3,0 31 ,6 4,4 
mehr Frauen arbeiten (in %) 60%+ 67,5 17,5 63,5 15 ,7 

40%+ 82,3 27,3 83,3 27,8 

Anteil der Berufstätigen, die 90%+ 2 , 7  42 ,0 2 ,6  41 ,2  
in Berufsklassen mit . . .  % oder 80%+ 5 ,3  52 ,2  6 ,0  55 ,0  
mehr Männern arbeiten (in %) 70%+ 1 0 ,7  63 ,2  10 ,8  65 ,0  

60%+ 17 ,7  72 ,7  16 ,7  72 ,2 

0 Frauenanteil 4 1 ,4 40,4 

Quelle: Volkszählung 1981 ,  1 991 
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Der Großteil der berufstätigen Frauen und Männer arbeitet in Beru­
fen, die von ihrem Geschlecht dominiert werden. Bei den hohen Konzen­
trationen gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern: 
Über 40% der Männer sind in Berufen tätig, in denen Frauen im Ver­
hältnis 1 : 9 völlig in der Minderheit sind, umgekehrt gibt es in der Klas­
sifikation nach Berufsklassen 1991  keine entsprechend hoch segregier­
ten Frauenberufe. 20% der Frauen, aber mehr als 50% der Männer fin­
den das eigene Geschlecht in ihrem Beruf immerhin noch im Verhältnis 
8 : 2 vor. Damit trifft mehr als die Hälfte der männlichen Berufstätigen 
kaum auf Frauen, die denselben Beruf ausüben wie sie selbst, männliche 
Kollegen sind für Frauen eine deutlich üblichere Erfahrung im Beruf als 
umgekehrt. 

Hinsichtlich der hohen Männeranteile hat sich an der geschlechtsspe­
zifischen Segregation im betrachteten Jahrzehnt wenig geändert. Bei 
den hoch segregierten Frauenberufen sank der Frauenanteil in zwei Fäl­
len: bei den Gastgewerbe- und HaushaltshUfsberufen von 90,4% auf 
82,2 % und bei den sonstigen Büro- und Verwaltungskräften von 80,5% 
auf 78,4%. Letzteres erklärt den deutlichen Rückgang beim Frauenan­
teil in der Gruppe der Berufe mit über 80% (40) . 

Mit diesen Koeffizienten wird jeweils das gesamte Berufsspektrum 
dargestellt. Für eine anschaulichere Darstellung der Segregation ist es 
sinnvoll, Berufe zu interpretierbaren Gruppen zusammenzufassen, an­
ders ausgedrückt, Trennlinien anzunehmen, ab wann beispielsweise ein 
Beruf frauendominiert ist. Dies wird in der Literatur unterschiedlich ge­
handhabt, es gibt keine theoretisch begründbaren Einteilungen. In die­
ser Arbeit wird der Segregationsaspekt folgendermaßen dargestellt: 

Tabelle 5 :  
Segregation und Berufstypen 

Gruppe Berufstyp 

I "Frauenberuf" - Beruf mit überdurchschn. Frauenanteil 
Ia stark segregierter Frauenberuf 
Ib segregierter Frauenberuf 

Frauenanteil 
im Beruf 

> 50% 
> 80% 

50%-80% 

II "integrierter " Beruf - Beruf mit durchschn. Frauenanteil 30%-50% 

III "Männerberuf" - Beruf mit unterdurchschn. Frauenanteil 
IIIa segregierter Männerberuf 
IIIb stark segregierter Männerberuf 

< 30% 
10%-30% 

< 10% 

Der Frauenanteil an allen Erwerbstätigen betrug 1991 rund 4 1 % ,  der 
Bereich integrierter Berufe ergibt sich durch die Spannweite von ca. 
±10% .  Eine ähnliche Einteilung machen Hakim (1992) für Großbritan-
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nien und England {1992) für die USA, die allerdings keine weitere Tren­
nung im segregierten Bereich durchführen. 

Faßt man die Berufsklassen entsprechend diesem Segregationsschema 
zusammen, ergibt sich folgendes Bild: 

Abbildung 3: 
Anteile der berufstätigen Frauen und Mi:tnner in segregierten Rerufen 

� 60 
c: 
(1J 50 E 
Q) 40 c: 
c: 
:(lj ::::: 30 
� 20 

I 
r::: 10 Q) 
:::1 

e! 0 1L 
Frauen 91 Frauen 61 Männer 91 Männer81 

II Gl\4)pe Ia 0 Gl'\.qle lb m Gruppe II • Gruppe lila D Gruppe lllb 
Quelle: Volkszählung l!lHl, 1991 
Erklärung siehe Tabelle 5 

Auch in dieser Darstellung sind die Unterschiede im jeweils hoch se­
gregierten Bereich deutlich sichtbar: Von den 63% Männern in Männer­
berufP.n arbeitet der überwiegende Teil in hoch segregierten Berufen, 
während Frauen in ihren Frauenberufen weit häufiger auch männliche 
Kollegen erleben. Insgesamt arbeiten 1 1 %  der Frauen in Männerberu­
fen, aber 22% cler Männer in Frauenberufen. Der Bereich integrierter 
Berufe ist eher klein, er umfaßt 13% der Frauen und 15% der Männer. 
Außer den bereits env;:ihnten leichten Rückgängen des Frauenanteils in 
zwei großen Frauenberuf�n. die die Verschiebungen bei den Gruppen Ia 
und Ib bewirkten, hat sich an der Segregation der Berufe kaum etwas 
verändert. 

Der im folgenden Abschnitt dargestellte Konzentrationsaspekt wird 
auch hier sichtbar, wenn die Anzahl der Beruie in der jeweiligen Gruppe 
betrachtet wird: Es gibt 17 Frauenberufe, 9 integrierte und 3 1  Männer­
bcrufe. 

3.4.3 Konzentration 

Der Konzentrationsaspekt drückt aus, in welchem engen oder weiten 
Berufsspektrum Frauen bzw. Männer konzentriert sind, anders gesagt, 
was absolut große Frauen- oder Männerberufe sind. Auch hier ist die 
Wahl der Trennlinie nicht aus objektiven Kriterien ableitbar, sie wird im 
folgenden bei 75% gezogen, d. h. absolut große Frauen/Männerberufe 
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sind jene, in denen sich insgesamt drei Viertel der Frauen/Männer befin­
den. Diese Trennlinie wird in den folgenden Abbildungen durch den 
Pfeil dargestellt: die Berufsklassen links vom Pfeil beinhalten 7 5 %  der 
männlichen bzw. weiblichen Berufstätigen, in den Berufsklassen rechts 
vom Pfeil befinden sich dementsprechend die restlichen 25%.  

Abbildung 4a: 
Verteilung der Männer auf die Berufsklassen, 1991 

Berufsklassen, geordnet nach der Anzahl der berufstätigen Männer 

Abbildung 4b: 
Verteilung der Frauen auf die Berufsklassen, 1991 

14% 

12% 

10% 

... 

6% 

4% r 

rtnmll l l l  
2% 

0% 
Berufsklassen, geordnet nach der Anzahl der berufstätigen Frauen 

Quelle: Volkszählung 1981 ,  1991 

In der Abbildung 4b sind die Berufe nach der Bedeutung für die Frau­
enbeschäftigung angeführt. Drei Viertel aller berufstätigen Frauen kon­
zentrieren sich auf nur zwölf von 57 Berufsklassen, die mit Ausnahme 
der land- und forstwirtschaftliehen Berufe alle stark verweiblicht sind. 
Ein Drittel der Frauen findet sich in drei Berufsklassen. Als Folge dieser 
hohen Konzentration in Frauenberufen gibt es natürlich auch viele Be­
rufe, die von sehr wenigen Frauen ausgeübt werden: In elf Berufen sind 
weniger als 1 .000 Frauen vertreten, eine Größenordnung, die bei Män­
nern gar nicht vorkommt, der kleinste "Männerberuf" wird immer noch 
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von 3 .900 Männern gewählt. Männer sind deutlich weniger konzentriert: 
75% verteilen sich auf 23 Berufsklassen, ein Drittel auf 6 Berufsklassen 
(vgl. Abbildung 4a) . Gegenüber 1981 hat sich kaum etwas verändert, bei­
de Geschlechter waren in einem ähnlichem Ausmaß in denselben Berufs­
klassen konzentriert, nur die Reihenfolge der Berufe hat sich leicht verän­
dert. Was jeweils die großen Frauen- bzw. Männerberufe sind, wird im fol­
genden Abschnitt gemeinsam mit der Segregationsdimension dargestellt. 

Bei der Konzentrationsbetrachtung muß allerdings beachtet werden, 
daß die Bestimmung des Konzentrationsgrades wesentlich vom Klassifi­
kationssystem abhängt. Wären die Frauenberufe im Dienstleistungsbe­
reich auch nur annähernd so differenziert erfaßt wie die Produktionsbe­
rufe, wäre das Ausmaß an Konzentration vermutlich gering. Die Berufs­
klassifikationen sind zu einer Zeit entstanden, als die traditionell von 
Männern ausgeübten Tätigkeiten im Vordergrund standen. Warum es bei 
den jüngeren Frauenberufen nicht zu ähnlichen Abgrenzungen verschie­
dener Berufe kam, kann nur zum Teil mit den weniger spezifischen An­
forderungen in diesen Berufen erklärt werden - offenbar ist die auf Ab­
grenzung und hierarchische Arbeitsteilung beruhende Berufsidentität in 
typischen Frauenberufen nie so stark ausgeprägt gewesen wie in den 
traditionellen Männerberufen (41) .  Wie immer man die geschlechtsspezi­
fische Verzerrung des derzeitigen Klassifikationssystems begründen 
mag, es zeigt sich jedenfalls deutlich der Bedarf nach Anpassung. 

3 .4 .4  Konzentration und Segregation 

In diesem Abschnitt werden die beiden Dimensionen zusammengeführt, 
indem die Berufsklassen entsprechend dem Segregationsschema genauer 
untersucht werden. Eine Darstellungsmöglichkeit für Frauenberufe liefert 
das auf Seite 598 abgebildete Schema nach Lassnig et. al. (1993): 

In dem dargestellten Teil des Berufsspektrums sind mit Ausnahme der 
Körperpflegeberufe (rund 33 .000 Frauen) alle hoch segregierten Frauen­
berufe und der Großteil der Berufe der Gruppe Ib enthalten. Lassnig 
et al . (1993) bezeichnen diesen Bereich als "Kernbereich" der Frauenbe­
schäftigung. Abgesehen von den Textilverarbeitungsberufen und den 
Gastgewerbe- und Haushalts(hilfs)berufen hat die Anzahl der in diesen 
Berufen tätigen Frauen überall deutlich zugenommen. Besonders starke 
Zunahmen verzeichnen die Gesundheits- und Sanitätshilfsberufe; dies 
gilt allerdings für beide Geschlechter, so daß sich an der Segregation in 
dieser Gruppe nichts geändert hat. Dies ist auch daraus ersichtlich, daß 
1981  nahezu dieselben Berufsklassen den Kernbereich der Frauenbe­
schäftigung bildeten. 

Die konkreten Dienstleistungsberufe der Frauen entsprechen "typi­
schen" Erwartungen: Büro, Verkauf, Reinigung, Erziehung. Damit aller­
dings hier weitergehende Aussagen über die Auswirkungen der Dienst­
leistungsdominanz getätigt werden können, bräuchte man eine tiefere 
Disaggregation, um z. B .  den unterschiedlichen Entwicklungen im riesi-
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� Tabelle 6: 
CO Konzentration und Segregation in den 12  größten Frauenberufen 

Frauenanteil > 80% Frauenanteil > 50% Frauenanteil zwischen 30 und 50% 

1 .  Sonstige Büro- und Verwaltungshilfskräfte (201 .000 F) 

2. Händler, Verkäufer (191.000 F) 

3. Reinigungsberufe (122.000 F) 

4. Lehrkräfte, Erzieher (105.000 F) 

Frauenanteil 
im Beruf/ 

Frauen gesamt 

5 .  Landwirtschaftliche Berufe (98.000F) 

13% 

13% 

8% 

7 %  

6 %  

5% 

5% 

5% 

4 %  

4% 

3% 

3% 

6 .  Büro- und Bankfachkräfte (78.000 F) 

7 .  Kaufmännische Rechnungsberufe (78.000 F) 

8. Kellner, Köche (71 .000 F) 

9. Medizinische Fachkräfte (61.000 F) 

10 .  Gastgewerbe- und Haushalts(hilfs)berufe (55.000 F) 

1 1 .  Gesundheits- und Sanitätshilfsberufe (52.000 F) 

12 .  Textilverarbeitungsberufe (43.000 F) 

in den 12 größten Berufen sind 

der Frauen insgesamt 

76% 

/). 
1981 bis 

1991 

+32% 

+13% 

+10% 

+29% 

-29 %  

+ 5 %  

+ 3 %  

+27 %  

+38% 

- 3% 

+63% 

-22 %  

+10% 
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gen Bürobereich Rechnung tragen zu können. Auch im Handel und im 
Gesundheitsbereich sind neue Entwicklungen abzusehen, so daß hier de­
tailliertere Analysen notwendig sind (42) .  

Hakim (1992 ,  1993) plädiert dafür, das Augenmerk bei Segregations­
analysen verstärkt auf den Bereich integrierter Berufe zu legen, da dort 
die Hoffnungspotentiale für eine ausgeglichenere Berufsstruktur zwi­
schen den Geschlechtern liegen. Wie schaut dieser Bereich in Österreich 
aus? 1991  waren hier 9 der 57 Berufsklassen vertreten, mit 3 16 .000 Män­
nern und 205 .000 Frauen. Der Frauenanteil in dieser Gruppe lag mit 
39 ,3% leicht unter dem Durchschnitt. Nur ein Beruf in dieser Gruppe ist 
auch absolut für Frauen bedeutsam: es sind dies die landwirtschaftli­
chen Berufe, die einzigen mit einem Frauenanteil über dem Durch­
schnitt und zugleich auch jene, deren Rückgang den Rückgang dieser 
Gruppe insgesamt bewirkt. Ansonsten sind die Berufe dieser Kategorie 
bunt über das ganze Spektrum verteilt, beginnend mit rechts-, geistes­
und sozialwissenschaftliehen Berufen bis hin zu Gummi-, Kunststoff­
und Papierverarbeitungsberufen. Steigende Frauenanteile - bei aller­
dings geringem Niveau - verzeichnen Kulturberufe, Verwaltungsfach­
kräfte und rechts- , geistes- und sozialwissenschaftliche Berufe. 

In der Gruppe der segregierten Männerberufe finden sich 1991  zwölf 
Berufsklassen mit 580 .000 Berufstätigen, davon 457.000 Männer. Im Ver­
gleich zu 1981  hat der Männeranteil in allen großen Berufsklassen dieser 
Gruppe mit Ausnahme der Metallbearbeitungsberufe, in denen sowohl 
die Anzahl weiblicher als auch männlicher Berufstätige zurückgegangen 
ist, abgenommen. 

In der Kategorie der stark segregierten Männerberufe waren 1991  
19  Berufsklassen mit insgesamt 948.000 Berufstätigen (rund 2 6 %  aller 
Berufstätigen) vertreten, den 907 .000 Männern standen 41 .000 Frauen 
gegenüber. 1981  waren die Größenordnungen sehr ähnlich. Hier befin­
den sich die drei größten Männerberufe: Schlosser, Grobmechaniker und 
verwandte Berufe (158 .000 Männer; Männeranteil 98%) ,  Technische und 
naturwissenschaftliche Fachkräfte (148 .000 M; 90%) und Fahrzeuglen­
ker ( 1 1 1 .000 M; 97%) .  Mit 16 .000 gibt es die größte Zahl von Frauen in 
Männerberufen bei den technischen und naturwissenschaftlichen Fach­
kräften; die Berufsunterklassen geben Auskunft über die genaueren 
Tätigkeiten: 5 .000 sind "andere Technikerinnen und Laborantinnen" ,  
3 . 000 sind Technikerinnen für Datenverarbeitung, j e  2 .000 "Technike­
rinnen o. n. B . "  bzw. "Technische Zeichnerinnen" .  Immerhin knapp 
6 .000 Frauen gibt es noch unter den Holzverarbeitern und verwandten 
Berufen, also Tischlerinnen. Dabei handelt es sich um eine im Vergleich 
zu anderen Produktionsberufen schlecht bezahlte Berufsgruppe. 

3 .4 .5  Wachsende bzw. schrumpfende Berufsfelder für Frauen 1 981-1 991 

Die Zahl der berufstätigen Frauen ist im betrachteten Zeitraum netto 
(43) um 10 ,8% oder 148 .000 gestiegen, Frauen verzeichnen damit eine 
höhere Zuwachsrate als Männer (+6 , 1 %  oder 124.000 Personen) . 
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Ein Blick auf die Berufsklassen mit den relativ höchsten Zunahmen 
für Frauen läßt Positives erwarten: Führungskräfte in Verwaltung und 
Wirtschaft sowie rechts-, geistes- und sozialwissenschaftliche Berufe 
legten um 2 14% bzw. 7 7 %  (Männer: +97 %  bzw. +23%) zu. Allerdings 
handelt es sich um Berufsklassen, in denen jeweils nur 0 ,4% aller Frau­
en tätig sind. Die Berufsklassen mit den absolut höchsten Zunahmen 
waren viel traditionellerer Natur: Sonstige Büro- und Verwaltungskräf­
te (+49.000;  M: +18 .000) vor Lehrkräften und Erziehern (+23 .000;  
M: +6.000) ,  Händlern und Verkäufern (+20 .000;  M: +5.000) und Gesund­
heits- und Sanitätsberufen (+17 .000;  M: +4.000) .  Daß aber unter den 
zehn Berufen mit den relativ höchsten Steigerungsraten fünf in die Ab­
teilung "Technische und medizinische Fachkräfte, Lehr- und Führungs­
kräfte" fallen, zeigt zumindest, daß Frauen hier aufholen, wenn auch 
groBteils von einem niedrigen Niveau aus. Die Männer verzeichneten in 
allen genannten Bereichen ebenfalls Zuwächse, die allerdings deutlich 
schwächer ausfielen. 

Die absolut größten Abnahmen für Frauen gab es in den landwirt­
schaftlichen Berufen (-40.000;  M: -33 .000) ,  den Textilverarbeitungsbe­
rufen (-12. 000; M: -2 .000), Pelz- und Lederverarbeitungsberufen 
(-5 .000;  M: -3 .000) ,  Verpackungs-, Transport und Lagerarbeitskräften 
(-5 .000;  M: ±0) und in der Textilerzeugung (-5 .000;  M: -2 .000) ,  was ange­
sichts des Abbaus der Textilindustrie und der nach wie vor rückläufigen 
Beschäftigung im landwirtschaftlichen Sektor nicht verwundert. Insge­
samt verzeichneten die Frauen Rückgänge in 23 Berufsklassen, die groB­
teils in die Bereiche Fertigungsberufe, Bauberufe und Grundstoffher­
stellungsberufe fallen und für die Frauenbeschäftigung mit Ausnahme 
der Textilindustrie relativ unbedeutend sind. Die Zahl der berufstätigen 
Männer ging in diesen Bereich ebenfalls zurück, wenn auch nicht so 
stark wie die der Frauen. 

Welche Veränderungen gab es bei den Männern? Diese hatten absolut 
hohe Zuwächse bei den Sicherheitsberufen (+36 .000 ;  F: +600), den tech­
nischen und naturwissenschaftlichen Fachkräften (+36 .000;  F: +6.000) 
und den Führungskräften in Verwaltung und Wirtschaft (+32 .000;  
F: +11 . 000), also in bereits männerdominierten Berufen. Bei den 
schrumpfenden Berufen fällt nur die Landwirtschaft mit -33 .000 ins Ge­
wicht. 

Es stellt sich die Frage, inwiefern diese Unterschiede bei der Entwick­
lung einzelner Berufsklassen Auswirkungen auf die Segregation des Ar­
beitsmarktes haben. Die Antwort fällt nicht eindeutig aus: Die Verände­
rungen hatten bei Frauen und Männern fast immer dasselbe Vorzeichen, 
d. h. es gab keine Geschlechtswechsel von Berufen. Beim konkreten Aus­
maß der Zu- und Abnahmen gab es schon Unterschiede, deren Ergebnis 
bereits im Abschnitt 3.4 .2 zu sehen war. 75% der Zuwächse der Frauen­
berufstätigkeit gegenüber 1981  erfolgten in Frauenberufen (Gruppe I, 
vgl. 3.4 .2) ,  nur 5% in integrierten Berufen (Gruppe II) und 20% in Män­
nerberufen (Gruppe III), davon allerdings nur ein Fünftel in den hoch se­
gregierten Männerberufen der Gruppe IIIb. Diese Kategorie hatte zu-
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gleich den größten Anteil am Wachstum der männlichen Berufstätigkeit 
mit 38%,  während immerhin 30% des Zuwachses auf Frauenberufe und 
8% auf integrierte Berufe entfielen. 

Zusammenfassend kann man feststellen, daß die größten Veränderun­
gen im Dienstleistungsbereich stattfinden, in dem Frauen einerseits 
stärker in gehobene Berufspositionen vordringen (44) - was insbesonde­
re die vertikale Segregation vermindert, andererseits verzeichnen gerade 
die ohnehin schon stark segregierten Frauenberufe im Büro-, Handels­
und Dienstleistungsbereich weitere Zunahmen bei den Frauen. 

3 .5  Vertikale Segregation 

Eine umfassende Analyse der Segregation muß um einen weiteren 
Aspekt ergänzt werden: Segregation ist nicht nur eine Erscheinung auf 
der horizontalen Ebene der Berufe, sondern auch ein vertikales Phäno­
men. Horizontale und vertikale Segregation am Arbeitsmarkt hängen eng 
zusammen: Über Berufsbewertungen werden Hierarchien aufgebaut, die 
insbesondere für die Entlohnung ausschlaggebend sind. Frauen bzw. 
Frauenberufe werden tendenziell den unteren Hierarchiestufen zugewie­
sen und dann oft noch von den Aufstiegsmöglichkeiten abgeschnitten. 

Allerdings kann vertikale Segregation nicht wie horizontale mit einfa­
chen Berufsdaten (45) gemessen werden, da eine Ergänzung um Entloh­
nung, Qualifikationsbewertung, Karriereleitern etc. notwendig ist - In­
formationen, wie sie Individualdaten (Lebenslaufdaten) enthalten, die 
bisher kaum zur Verfügung stehen (46). Aussagen zur vertikalen Segre­
gation werden daher über den Vergleich von Ausbildung und Stellung im 
Beruf oder Ausbildung und Einkommen getroffen - Arbeitsmarktdaten, 
die selbst hierarchisch strukturiert sind. Schlußfolgerungen bezüglich 
des Zusammenhangs von horizontaler und vertikaler Segregation könn­
ten aus dem Vergleich der Verteilung der Geschlechter über Berufe oder 
Branchen und entsprechenden Einkommensdaten gewonnen werden. 

Im folgenden werden einige Ergebnisse angeführt, um einen Eindruck 
vom Ausmaß vertikaler Segregation in Österreich zu vermitteln. 

Bei jenen Arbeitern, die nur über einen Pflichtschulabschluß verfügen, 
sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede noch relativ gering, 98% 
der Arbeiterinnen und 91% der Arbeiter werden für Hilfsarbeiter- bzw. 
angelernte Tätigkeiten eingesetzt. Vertikale Segregation wird auf dem 
Niveau der Facharbeiterqualifikation deutlich sichtbar: Nur knapp 50% 
der Arbeiterinnen mit Lehre, aber 68% der Arbeiter werden als Fachar­
beiter eingesetzt , anders ausgedrückt, die Hälfte der Frauen mit Lehrab­
schluß weist keinen adäquaten beruflichen Einsatz auf. Diese ungleiche 
hierarchische Einstufung setzt sich bei den höheren Ausbildungsniveaus 
(berufsbildende mittlere bzw. höhere Schulen) fort. Arbeiterinnen wer­
den demnach bei gleicher formaler Qualifikation deutlich häufiger in 
niedrigen beruflichen Positionen eingesetzt als Arbeiter. Sichtbar und 
für die Betroffenen spürbar wird die vertikale Segregation beim 
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O'l Tabelle 7: $ 0 
!\:) Berufliche Tätigkeiten (Stellung im Beruf) der unselbständig Beschäftigten .... 

1t 
nach Schulbildung (in %), 1993 n 

;:.-

� 
Pflicht- Pflichtschule Berufsbildende Allgemeinbild. Berufsbildende Hochschule .: 

;:! 

Berufliche Tätigkeiten schule mit Lehre mittlere Schule höhere Schule höhere Schule Universität 
R. 
G 

F M F M F M F M F M F M (I) "' � !;;' 
n 

Arbeiterinnen in 1.000 235 243 132 579 21 31 5 18 6 10 2 3 
;:.-

� 

Hilfsarbeiter/angelernte Arbeiter 98 91 49 26 71 27 *) *) * ) 
Facharbeitertätigkeit 2 8 50 68 29 55 

Vorarbeiter /Meister 0 1 2 6 0 18  

Angestellte und Beamte in 1.000 1 16  74  25 1 338  191  102 90  114 85  88 103 124 

Hilfstä tigkei ten 41 32  12  11  5 3 3 2 4 2 1 0 

Gelernte Tätigkeiten 32  2 8  58  40 22 15  9 4 15  5 2 1 

Mittlere Tätigkeiten 24 2 6  26  34  64 46  46 16 44 2 3  6 3 "" 
!-' 

Höhere Tätigkeiten 3 13 4 1 1  8 2 8  3 7  4 8  3 1  47 6 9  38  � 
;:.-

hochqualifizierte/führ. Tätigkeit 1 2 1 5 1 8 5 3 1  5 22  23 59  <CS 
� 
;:! 

<Q 
-._ ...... 
<o 
<o 

*) In diesen Kategorien sind die Besetzungszahlen sehr niedrig, so daß sie nur beschränkte Aussagefähigkeit haben und daher nicht ange- � 
geben werden. F: Frauen; M: Männer. ::I1 

� '"" 
Quelle: Wiederschwinger (1995), Tabelle 3 . 10. und 3 . 1 1 . .  � 
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38%igen Einkommensvorteil der Arbeiter gegenüber den Arbeiterinnen 
(47). 

Beim beruflichen Einsatz als Angestellte oder Beamte wiederholt sich 
das Bild: Mit dem Qualifikationsniveau Allgemeinbildende Höhere 
Schule arbeiten 42% der Frauen, aber fast 80% der Männer in einer 
höheren oder hochqualifizierten Tätigkeit. Bei den Akademikern werden 
fast 60% der Männer für hochqualifizierte Tätigkeiten eingesetzt, aber 
weniger als ein Viertel der ebenso qualifizierten Frauen. 

Sichtbar wird diese unterschiedliche Nutzung weiblicher und männli­
cher Qualifikationen vor allem beim Einkommen. Das Kapitel zur Ein­
kommensentwicklung in Österreich im Sozialbericht 1993 zeigt, daß es 
praktisch keinen Bereich gibt, in dem Frauen auch nur gleich viel ver­
dienen wie Männer. Bei den unselbständigen Beschäftigten beträgt der 
Einkommensvorteil der Männer teilzeitbereinigt 2 7 % ,  bei gewissen 
selbständigen Spitzeneinkommen sogar über 200% (48). 

Schon aufgrund dieser wenigen Angaben kann festgestellt werden, 
daß das Ausmaß vertikaler Segregation in Österreich beträchtlich ist, 
Frauen sind in den unteren hierarchischen Ebenen konzentriert und ha­
ben seltener als Männer die Chance, aufzusteigen. Das Problem ist 
längst nicht mehr, für gleiche Arbeit weniger bezahlt zu bekommen, son­
dern bei gleicher Qualifikation schlechter eingestuft zu werden und 
dann auch noch weniger Aufstiegschancen zu haben. 

4. Schlußfolgerungen 

Die nach wie vor bestehende Benachteiligung von Frauen am Arbeits­
markt allgemein bzw. der durch Arbeitsmarktsegregation verursachte 
Anteil daran ist wissenschaftlich erklärungsbedürftig. In dieser Arbeit 
wurde versucht, das Ausmaß und die Entwicklung der horizontalen Se­
gregation in Österreich darzustellen. Das Ergebnis läßt sich kurz zusam­
menfassen als "Integration über Segregation" .  Analog zur Entwicklung 
in den meisten europäischen Staaten sind zwar immer mehr Frauen er­
werbstätig, die Zuwächse der Erwerbstätigkeit der letzten Jahr(zehnte) 
gingen fast ausschließlich auf das Konto von Frauen - markante Verän­
derungen bei der Struktur der Frauenbeschäftigung waren damit aller­
dings nicht verbunden. Frauen wurden vor allem dort eingestellt, wo 
schon vorher Frauen beschäftigt waren, daher ging die horizontale Se­
gregation, gemessen mittels Segregationsindizes und Indikatoren der 
Konzentration und Segregation, nur sehr leicht zurück. Ähnliches gilt 
für die in dieser Arbeit nur kurz angesprochene vertikale Segregation: 
Trotz steigender Frauenanteile in den oberen Hierarchien am Arbeits­
markt hat sich auch an ihr relativ wenig geändert (49) .  

Die Analyse der beruflichen Segregation des Österreichischen Arbeits­
marktes ist nur ein erster Versuch, die vermutete ursächliche Beziehung 
zwischen Segregation und Benachteiligung von Frauen am Arbeits-
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markt herzustellen. Weiterer Forschungsbedarf ergibt sich in mehrerer 
Hinsicht: 

Zum einen ist die Analyse auf dem Aggregationsniveau der 57 Berufs­
klassen nicht befriedigend, da insbesondere in den großen Dienstlei­
stungsberufen zu viele Entwicklungen nicht sichtbar gemacht werden 
können. Eine Untersuchung auf der Ebene der 175  Berufsunterklassen 
könnte zusätzliche Informationen bringen, ebenso wäre eine Auswei­
tung des zeitlichen Horizonts auf 1971  interessant. Die Analyse horizon­
taler Segregation sollte jedenfalls um die Nachfrageseite, d. h. die Segre­
gation der Branchen ergänzt werden. 

Allerdings ist mit dieser Feststellung der Existenz und Stabilität 
segregierter Berufs- und/oder Branchenstrukturen noch nichts über den 
ursächlichen Zusammenhang zur Diskriminierung von Frauen am Ar­
beitsmarkt ausgesagt. Dazu wäre es notwendig, darzustellen, inwieweit 
horizontale Segregation zu vertikaler führt und wie beide Arten der Ar­
beitsmarktspaltung sich in Einkommensdifferenzen niederschlagen. Die 
umfangreiche Literatur zur Einkommensdiskriminierung sollte darauf­
hin untersucht werden, ob Segregation tatsächlich einen entsprechenden 
Erklärungswert aufweist. 

Neben dem empirischen ergibt sich auch ein theoretischer For­
schungsbedarf. Reskin (1 993) gibt einen Überblick über mögliche Er­
klärungsansätze geschlechtsspezifischer Arbeitsmarktsegregation. Eine 
einfache Erklärung anhand einer Theorie kann sicher nicht gefunden 
werden, denn die andauernde Segregation mit den skizzierten Folgen ist 
das Resultat des Zusammenwirkens von geschlechtsspezifischen Rollen­
zuschreibungen, institutionellen Regeln, individuellem Berufswahlver­
halten, unternehmerischer Rekrutierungspraxis, Schließungsprozessen 
am Arbeitsmarkt und der vorherrschenden gesamtgesellschaftlichen Ar­
beitsteilung zwischen den Geschlechtern. Diese Faktoren sind voneinan­
der abhängig, miteinander verbunden, verstärken sich gegenseitig, um 
letztlich abzusichern, daß die Berufstätigkeit von Frauen mit ihren Ver­
pflichtungen im Haushalt und in der Kinderbetreuung vereinbar ist und 
bleibt (50).  Klar ist jedenfalls, daß Segregationserklärungen über eine 
reine Arbreitsmarktbetrachtung hinausgehen müssen. 

Anmerkungen 

(1) Die in Österreich unselbständig beschäftigten Männer verdienten 1993 im Durch­
schnitt um 42% mehr als die Frauen. Betrachtet man nur Vollzeitbeschäftigte, be­
trägt der Einkommensvorteil der Männer immerhin noch 27%,  vgl. Sozialbericht 
(1993) 162 .  Analysen geschlechtsspezifischer Einkommensunterschiede finden sich 
z. B. in einigen Beiträgen im Sammelband von Mayer et. al. (1991) für die BRD, für 
Österreich in Groß (1989), Wolf/Wolf (1991) ,  Sozialbericht (1993). 

(2) Eine Untersuchung in den EU-Staaten kommt zum Ergebnis, daß " die Segregation 
nach Frauen- und Männerberufen ein äußerst beharrliches Phänomen der EG-Ar­
beitsmärkte " (Quack/Maier (1994) 128) ist. Analysen zur Segregation europäischer 
Arbeitsmärkte sind in Rubery/Fagan (1993) zusammengefaßt, Quack et. al. (1992) lie­
fern ausführliche Untersuchungen der Segregation in der BRD. 
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(3) Frauen sind von Aufstiegsmöglichkeiten oft abgeschottet, in un- und angelernten Po­
sitionen überrepräsentiert, müssen sich mit sogenannten "Sackgassenberufen" be­
gnügen. Beide Aspekte haben die Unterrepräsentanz von Frauen in den oberen Hier­
archiestufen des Arbeitsmarktes zur Folge, d. h. vertikale Segregation. Theoretische 
Analyse und Fallstudien zur Geschlechterhierarchie am Arbeitsmarkt finden sich in 
Wetterer (1992). 

(4) Die Arbeitslosenrate von Frauen ist in Österreich wie in den meisten OECD-Ländern 
höher als die der Männer, vgl. Talos/Wörister (1994) 48. Dabei ist noch gar nicht 
berücksichtigt, daß das Ausmaß weiblicher Erwerbslosigkeit durch die Nichtberück­
sichtigung versteckter Arbeitslosigkeit systematisch unterschätzt wird. Erhöhtes so­
ziales Risiko folgt aus der Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse ohne Exi­
stenzsicherung, immer öfter ist davon die Rede, daß "Armut weiblich" ist. Zum Sy­
stem sozialer Sicherheit in Österreich vgl. Talos/Wörister (1994), die auch ausführ­
lich auf die Situation der Frauen eingehen. Für viele europäische Staaten liefert 
Schunter-Kleemann (1992) entsprechende Analysen. 

(5) " The main reason for studying occupational Segregation has been the causal link with 
the pay gap . . .  " In: Hakim (1993a), vgl. auch England (1992), Rubery/Fagan (1993). 

(6) Vgl. Gottschall (1995). 
(7) Erwerbsquoten: Anteil der berufstätigen Frauen bzw. Männer (beschäftigt und ar­

beitslos) an allen Frauen bzw. Männern zwischen 15 und 60 Jahren. Die Zahlen sind 
den Volkszählungsergebnissen 1981  und 1991 entnommen. 

(8) Dies gilt in ähnlicher Art und Weise auch für die 70er Jahre, vgl. Ladstätter (1994). 
(9) Sozialbericht (1993). 

(10) Fraiji (1994). 
( 11 )  In diesen Angaben sind auch hochschulverwandte Lehranstalten (z. B. Pädagogische 

Akademien) enthalten, dadurch erhält Österreich die relativ hohe Akademikerquote 
von 7%  und damit läßt sich auch erklären, daß diese Quote für Männer und Frauen 
gleich hoch ist. Differenziert man nach Hochschulen und hochschulverwandten Ein­
richtungen, ergeben sich deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern: 6 ,3% 
der Männer, aber nur 4,1% der Frauen verfügten 1991 über einen Hochschulabschluß 
im engeren Sinn. 

(12) Vgl. Hofstätter (1994). 
(13) Die Angaben beziehen sich auf die Erwerbsquoten der 15-64jährigen, die zuvor für 

Österreich angegebene Frauenerwerbsquote mit 62 ,7% bezog sich auf die 15-59jäh­
rigen, die entsprechende Quote für diesen Vergleich beträgt rund 56%; vgl. Gross 
et. al. (1994) 53. 

(14) Die Typologie beruht auf einer umfassenden Analyse der Arbeitsmarktlage für Frauen 
und Männer, der Situation der Frauen in der Familiensphäre, der staatlichen Familien­
politik, der Situation der Frauen in den Arbeitslosen- und Alterssicherungssystemen, 
des wohlfahrtsstaatliehen Selbstverständnisses der Länder und anderer Faktoren. 

(15) Inwiefern diese Angaben mit der in Österreich üblichen Definition von Hochschulen 
vergleichbar sind, kann der angegebenen Literatur nicht entnommen werden. Aller­
dings ist dieser hohe Frauenanteil selbst dann bemerkenswert, wenn es sich zum 
Großteil um Lehrberufe und ähnliches handeln sollte, da damit jedenfalls ein gewis­
ses Aufbrechen geschlechtsspezifischer Zuordnung erfolgt. 

(16) Rubery/Fagan (1993) 16 .  
( 17) Quack et. al. (1992) 1 .  
( 18 )  Vgl. Quack/Maier (1994), Rubery/Fagan (1993). 
(19) Rubery/Fagan (1993) XXIII. 
(20) Sozialbericht (1993) 1 1 9f. 
(2 1)  Vgl. Wetterer (1992). 
(22) Quack/Maier (1994) 143. 
(23) Reskin (1993) 245; vgl. auch England (1992). 
(24) So ist z. B. in allen Branchen die Bedeutung des Bürobereiches und damit auch die 

Frauenbeschäftigung im 20 .  Jhd. gestiegen, damit sind Frauen zunehmend in "Män­
nerbranchen" eingedrungen, ohne daß sich konkret etwas an der Beschränkung von 
Frauen auf "Frauenbereiche" bzw. "-berufe" geändert hätte. 
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(25) Das heißt natürlich nicht, daß alle Unterschiede zwischen Branchen alleine auf Be­
rufsstrukturen zurückführbar wären - es liegt sicher nicht am Beruf, daU nicht nur 
Techniker, sondern auch Putzfrauen und -männer in der Erdölbranche mehr verdie­
nen. Eine Analyse von Branchenunte•·schieden kann zusätzliche Erkenntnisse zur 
Segregation bringen. 

(26) Willms (1983) 12. 
(27) Vgl. z.  B. die EG-StudiE' nach Rubery;Fagan (19 9�). 

(28) Wie so oft, ist auch hier die Vorgehem;weise bei den Bezeichnungen nicht einheitlich 
bzw. in Diskussion. Blackburn et. al. (1993) argumentieren beispielsweise, daß der 
Hegriff Segregation nur für die Beschreibung der gesamtwirtschaftlichen ge­
schlechtsspezifischen Berufsstruktur verwendet werden �ollte, Rubcry/Fagan (199:{) 
bezeichnet auch den Frauenanteil innerhalb einer einzelnen Berufskategorie ah: �P.­
grcgatton, im Gegensatz zum Anteil der Frauen insgesamt, die in diesem Beruf ue­
schäftigt sind (=Konzentration). 

(29) Vgl. Hakim (19!12) unri (1 99:l), Blackbum et. al. (1993), Siltanen (1990). 
(30} Vgl. z. B. Quack/Maier (1 994). 
(:H) Produktionsbcrufe: Berufsabteilungen 6 (Grundstoffhersteller), 7 (Bauberufe) und 8 

t.l<'ertigungsbcrufe) 
Qualifizierte Berufe: Berufsabteilung 0 (Technische u. medizinische Fachkräfte, 
Lehr- u. Führungskräftc) 
Dienstleistungsberufe: Beruisabt. 1 (Büro), 2 (Handel), 3 (Dienstleistungen), 4 (Ver­
kehr, Transport) 
Land- und forstwirtschaftliche Berufe: Rerufsabt.eihmg fl 
Die Abteilung 9 (Berufstätige und Hilfskräfte ohne nähere Bezeichnung) wurde nicht 
berücksichtigt (1991: rund 55.000 Personen) 

(:{2) Vgl. Quack et.. al. (1992). 

(33) Leider ist die Klassifikation nicht schlüssig insufem, ahs verschiedene andere Fach­
kräftekategorien jenen Berufsabteilungen zugeordnet werden, denen sie inhaltlich 
angehören, wie Büro- und Bankfachkräftc, Vcrwaltung�fachkräfte, Handelsfüh­
rungskräfte, etc. 

(34) Das Statistische Handbuch der Österreichischen Sozialversiche•·t.mg 1994 weist für 
1!!93 folgende Werte aus: Von den 229.000 Pflichtversicherten in der Krankenvt!nü­
chcrung der SVA der Bauern sind 89.000 Frauen, davon sind allerdings nur 21.000 
erwerbstätig und 6B.OOO .Pensionistinnen. Zählt man noch die rund 9.000 unselbstän­
dig in der Land- und Fortstwirtschaft beschäftigten Frauen hinzu, kommt man auf 
rund 30.000 erwerbstätige Frauen, die vermutlich als "Bäuerinnen" bezeichnet wer­
den können. 

(35) D - 0,5�jFj/F- Mj/MI*100 mit: F und M sind jeweils die Gesamtheit der weiblichen 
bzw. männlichen Berufstätigen, Fi uncJ Mi sind die Frauen und Männer in den jewei­
ligen Berufen (i = l.. .n); vgl. Deutsch et al. (1994). 

(36) D", ••. = 0,5 I ::;,��; -I��. I ·  100 mit: Ti sind die gesamten Berufstätigen im Beruf 

i (i = 1, . . .  , n). sonst wie beim einfachen Index, vgl. Jacobs/Lim (1992). 

(37) Sll = (F/F"' 100) - (F..,/FwlOO) mit: Ff = Frauen in Berufen mit Frauenanteil 
TrfT *lOO T"jT*100 

> Durchschnitt, Fm = Frauen in Berufen mit Männeranteil > DurchschnitL; TI = Be­
rufstätige in .Frauenberufen; Tm = Berufstätige in Männerberufen; vgl. Siltanen 
{1990), Hakim (1992). 

(38) Rubery/Fagan (1993). 
(39) Jacobs/Lim (1992). 
(40) Da diese Berufsgruppe den größten Frauenberuf mit über 200.000 Frauen da::stellt. 

wirkt sich das in der Statistik entsprechend aus. Dies zeigt natürlich auch die Frag­
würdigkeit solcher statistischer Abgrem:ungen auf - der UnterschiP-d zwischen einem 
Frauenanteil von 80,5% und 78,4% ist denkbar gering und für die Berufstätigen si­
cher nicht spürbar. 

606 



21 .  Jahrgang (1 995), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

(41) Vgl. Rubery/Fagan (1993). 
(42) Für die BRD vgl. Gottschall (1995) .  
(43) Bei den Frauen standen den rund 232 .000 Zunahmen rund 84.000 Abnahmen der Be­

rufstätigkeit gegenüber, bei den Männern waren es 236.000 Zu- und 1 12.000 Abnah­
men. 

(44) Unter den Berufen mit den stärksten Erhöhungen des Frauenanteils befinden sich 3 
Berufe aus der Abteilung "Technische und medizinische Fachkräfte, Lehr- und 
Führungskräfte" , weiters Verwaltungsfachkräfte, Transport- und Verkehrsfachkräf­
te und Handelsführungskräfte, d. h. lauter qualifizierte Berufe mit zwar nach wie vor 
überdurchschnittlichen Männeranteilen, aber Frauen holen hier deutlich auf. 

(45) Vertikale Segregation ist dann mittels Berufsdaten meßbar, wenn Berufsklassifika­
tionen nicht rein beschreibend sind, sondern Hierarchieelemente (z. B. Qualifika­
tionsebenen) beinhalten. Die in Österreich verwendete Berufsklassifikation ist rein 
beschreibend und ermöglicht somit keinerlei Aussagen über vertikale Segregation. 

(46) In der BRD wurden im Rahmen eines Sonderforschungsbereichs umfangreiche Le­
benslaufstudien gemacht, die auf den Daten einer retrospektiven Befragung ver­
schiedener Geburtskohorten beruhen; vgl. Mayer et. al. (1991). In Österreich wurde 
im Rahmen des Mikrozensus 1983 versucht, Berufskarrieren zu erheben, allerdings 
sind diese Daten nicht sehr umfangreich und außerdem mittlerweile sehr alt. Neben 
Befragungen können Verlaufsdaten auch amtlichen Statistiken entnommen werden, 
z. B. verfügt die Sozialversicherung über solche Aufzeichnungen, die allerdings auf­
grund der komplexen Struktur dieser Daten noch kaum ausgewertet wurden. 

(47) Sozialbericht (1993) 162.  
(48) Ebd. 155f. 
(49) Vgl. Rubery/Fagan (1993), Rudolph/Grüning (1994). 
(50) Quack et. al. (1992) 2. 
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KOMMENTAR 

Energiesteuer -
eine neue Ebene der 

Diskussion 

ANGELA KÖPPL, KURT KRATENA, 
CLAUDIA PICHL, FRITZ SCHE­
BECK, STEFAN SCHLEICHER, 

MICHAEL WÜGER 

Replik auf den Kommentar von Tho­
mas Ritt, Das WIFO und die Energie­

steuer: Perpetuum mobile in Sicht? 
(Heft 3/95) 

In der letzten Nummer von "Wirt­
schaft und Gesellschaft" zweifelte 
Thomas Ritt (1) an den Ergebnissen 
der WIFO-Energiesteuerstudie, die er 
für "wirklich sensationell " hält. Wir 
wollen mit diesem Beitrag die von ihm 
initiierte Diskussion aufnehmen, auf 
seine zentralen Kritikpunkte eingehen 
und zeigen, daß an den WIFO-Ergeb­
nissen nichts besonders Sensationelles 
ist (ohne unser Licht unter den Schef­
fel stellen zu wollen! ) .  

Die modellgestützte Diskussion über 
Energiesteuern hat sich in den letzten 
Jahren ebenso verändert wie die um­
weltpolitische Praxis in diesem Be­
reich: Einerseits konnten in Ländern, 
die als Vorreiter bei der Einführung 
von Energiesteuern auftraten, mittler­
weile Erfahrungen mit den Wirkungen 
unterschiedlicher Gestaltungselemen­
te und mit Implementierungsproble­
men gesammelt werden (vgl. z. B .  die 
umfangreichen Diskussionen und Pu­
blikationen im Rahmen der OECD 

Joint Environment and Taxation 
Group). Neue Vorschläge können sich 
diese Erfahrungen zunutze machen 
und das "Design" ihrer Energiesteuer 
so planen, daß die Ergebnisse den er­
wünschten Effekten möglichst nahe 
kommen. Andererseits versuchen Mo­
delle die Wirkungsweisen solcher um­
weltpolitischer Eingriffe immer ge­
nauer zu simulieren. Eine wichtige 
Frage ist in diesem Zusammenhang 
immer wieder neben dem ökologischen 
auch der ökonomische Effekt: Hier 
kommt die neuere Diskussion zu dem 
Schluß, daß Energiesteuern weder auf 
mikroökonomischer noch auf makro­
ökonomischer Ebene negative volks­
wirtschaftliche Effekte haben müssen, 
daß sie - bei "intelligentem Design" -
sogar positive Auswirkungen haben: 
In diesem Sinne gilt weder mikro­
noch makroökonomisch, was Thomas 
Ritt vermutet, daß nämlich eine Um­
weltpolitik, die die Umweltqualität 
verbessern soll, immer zusätzliche Ko­
sten verursacht (2). 

Mittlerweile sind auf mikroökono­
mischer Ebene zahlreiche Beispiele 
bekannt, wo Umweltschutzinvestitio­
nen sich sehr schnell rentieren, weil 
die Input- und Entsorgungskosten 
durch die Investition verringert wer­
den konnten (vgl. die Erfahrungen mit 
Prepare). Insbesondere die sogenann­
ten sauberen Technologien sind auf­
grund des Ansatzpunktes bei der Ver­
meidung der Emissionen manchmal 
schon bei den derzeitigen Preisen ko­
steneffizient, insbesondere jedoch bei 
steigenden Ressourcenkosten. So im 
Falle einer Energiesteuer: Wir konnten 
aus modelltechnischen Gründen erst 
einen kleinen ersten Schritt in Rich­
tung der Modellierung solcher techno­
logischer Bottom-up-Ansätze gehen, 
indem wir zwei Technologien zumin-
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dest über die Technologieförderungen 
modellierten - Wärmedämmung und 
Kraft-Wärme-Kopplung. Auch wenn 
die Vollständigkeit der Modeliierung 
noch zu wünschen übrigläßt, halten 
wir diesen Ansatz für den am besten 
der "Realität" Rechnung tragenden. 
Daß Modeliierungen "des alten 
Schlages" solche Effekte nicht einmal 
im Ansatz abbilden, macht diese 
nicht besser. Im Vergleich zu diesen 
Modellen stellen unsere Ergebnis­
se scheinbar " ungewöhnliche Ent­
deckungen " (3) dar. Diese "Ent­
deckungen" spiegeln jedoch tatsäch­
lich nur die neuen Entwicklungen in 
der Umweltökonomie und -politik 
wider, die auch einschlägigen Exper­
ten noch nicht so geläufig zu sein 
scheinen. 

Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
müssen allokationsverbessernde, öko­
logische Steuerreformen noch weit 
weniger jene Zusatzkosten verursa­
chen, die für Ritt unumgänglich schei­
nen: Während die Energiesteuer die 
Allokation verbessert und die Wohl­
fahrt erhöht, weil sie externe Kosten 
internalisiert, verringert eine Senkung 
von Steuern auf den Faktor Arbeit den 
Wohlfahrtsverlust, den diese Steuern 
wegen der Allokationsverzerrung ha­
ben. Diese " double-dividend", der 
doppelte Nutzen einer ökologischen 
Steuerreform (und die Entsprechung 
bei teilweiser Technologieförderung) 
wurden in der Studie ausführlich be­
schrieben. Wiederum gelingt uns nur 
teilweise die Modeliierung dieses Ef­
fektes, nämlich über die Technologie­
förderung. Dennoch sind Modelle und 
Überlegungen, die diesen Aspekt voll­
kommen unter den Tisch fallen lassen, 
nicht vorzuziehen. Mit unseren ver­
gleichbare Ergebnisse für entspre­
chend konzipierte Energiesteuern er­
halten z. B. für Frankreich: Beaumais, 
Brechet ( 1994), für die Schweiz: Pro­
gnos AG ( 1993) .  

Im einzelnen sind es vier Punkte, 
bei denen wir näher auf die Kritik 
von Ritt eingehen möchten, weil sie 
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uns für das Verständnis des verwen­
deten Modellansatzes als zentral er­
scheinen. 

Beschäftigungseffekte 

Ein wichtiger Kritikpunkt im Kom­
mentar von Ritt betrifft den in der 
WIFO-Studie ausgewiesenen positiven 
Beschäftigungseffekt. Der in diesem 
Zusammenhang angegebene Beschäf­
tigungseffekt von "etwa 34. 000 Ar­
beitsplätzen " (4) ist jedoch nicht der 
Hauptvariante entnommen, sondern 
einer Sensitivitätsanalyse. Vielleicht 
hat das WIFO bezüglich der Beschäfti­
gungseffekte zu viele Sensitivitätsana­
lysen durchgeführt, so daß diese den 
Leser verwirren. 

Generell steht hinter dem von Ritt 
als " aufsehenerregende Erkenntnis " 
charakterisierten deutlich positiven 
Beschäftigungseffekt einer " richtig 
angelegten Energiesteuer " (5) nichts 
anderes als das seit 1 945 bekannte und 
mit dem Nobelpreis ausgezeichnete 
Haavelmo-Theorem, wonach eine zu­
sätzliche Steuer, die zur Gänze wieder 
ausgegeben wird, das Volkseinkom­
men um den Betrag dieser Steuer er­
höht. Eingeschränkt wird dieser Ef­
fekt durch die zu berücksichtigenden 
Preiseffekte und die auch durch die 
Preiswirkungen beeinflußten Effekte 
im Außenhandel (höhere Importe, ge­
ringere Exporte) . Wie alle makroöko­
nomischen Modelle bildet das WIFO­
Modell genau diese Zusammenhänge 
in detaillierter Weise ab. In der 
Hauptvariante beträgt der positive 
Beschäftigungseffekt 1 1 .000 zusätzli­
che Arbeitskräfte und kommt aus­
schließlich durch diesen um Preis­
und Außenhandelswirkungen einge­
schränkten Haavelmo-Effekt zustan­
de. 

Eine gänzlich andere mikroökono­
mische Fragestellung stellt der von 
Ritt angesprochene Punkt "Änderun­
gen im Produktionsprozeß " aufgrund 
einer " deutlichen Energiepreiser-
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höhung " (6) in der WIFO-Studie dar. 
Es gehört zum ökonomischen Grund­
wissen, daß die Nachfrage nach Arbeit 
bei sonst unveränderten ökonomi­
schen Bedingungen ("ceteris paribus" )  
mit sinkendem Faktorpreis (Lohnsatz 
inklusive aller Steuern auf Arbeit) an­
steigt. 

Wir hielten es für die wissenschaft­
lich seriöseste Lösung, die Bedeutung 
einer von den Lohnkosten abhängigen 
Beschäftigungsnachfrage zu testen. In 
unserer Studie finden sich daher bei 
zwei Varianten Sensitivitätsanalysen 
zu dieser Frage, generell wurde immer 
von einer nicht lohnkostenabhängigen 
Nachfrage nach Arbeit ausgegangen. 
Das erklärt auch den negativen Be­
schäftigungseffekt des Szenarios mit 
voller Kompensation durch Senkung 
der Lohnnebenkosten. In den Sensiti­
vitätsanalysen mit der lohnkostenab­
hängigen Beschäftigungsnachfrage er­
hält man dann für das Szenario "Kom­
pensation bei den Lohnnebenkosten" 
einen positiven Beschäftigungseffekt 
und für die Hauptvariante die von Ritt 
zitierten 34 .000  Arbeitsplätze. 

Ritt hat recht, wenn er kritisiert, daß 
die Studie nicht abbildet, wie im De­
tail (in den 1 9  Sektoren) die zu erwar­
tenden Umstellungen des Produk­
tionsprozesses vor sich gehen. Auch 
hier ist aber genau zu spezifizieren, 
welches Modell (welche "ökonomische 
Welt")  man im Kopf hat, wenn man 
bestimmte Wirkungen von gewissen 
Maßnahmen erwartet. Für die hier un­
tersuchte Fragestellung ist offensicht­
lich ein Modell notwendig, in dem der 
Output durch Kombination der Fakto­
ren Arbeit, Kapital und Energie pro­
duziert wird. Bezüglich der Faktor­
preise bewirkt die Energiesteuer nun 
eine Erhöhung des Preises für Energie 
und eine Absenkung des Preises für 
gewisse Kapitalgüter (durch die Tech­
nologie-Fonds) sowie eine deutliche 
Absenkung des Faktorpreises für Ar­
beit. Die Idee des Technologie-Fonds 
ist nun die, daß in jenen Bereichen, in 
denen Energie durch Kapital substitu-
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iert werden kann, ein Anreiz für diese 
Substitution geschaffen wird. Mögli­
cherweise führt das in Einzelfällen 
auch zu geringerer Nachfrage nach 
Arbeitskräften. Die dargestellten Fak­
torpreisänderungen stellen jedoch si­
cher keinen Anreiz dar, im großen Stil 
Arbeit (die billiger wird) durch Kapi­
tal (das nur in zwei Anwendungsfor­
men - Kraft-Wärme-Kopplung und 
Wärmedämmung - billiger wird) zu 
ersetzen. 

Preisüberwälzung 

Zum Problembereich "Preisüber­
wälzung der Energiesteuer" schreibt 
Ritt (7}: " Das WIFO geht für seine 
Input-Output-Analyse von einer Voll­
überwälzung der Kostenerhöhung 
durch die Energiesteuer aus. Allein 
durch diese Annahme, die völlig der 
wirtschaftlichen Realität wider­
spricht, wird der Alleingang bei einer 
hohen Energiesteuer so unproblema­
tisch. Die Annahme besagt, daß die · 

Betriebe die Energiesteuer an ihre 
Kunden weitergeben können, ohne 
große Umsatzeinbußen oder gar die 
Verdrängung vom Markt befürchten 
zu müssen. " Dazu sei zunächst die 
WIFO-Studie zitiert (8}: "Realisti­
scherweise muß angenommen werden, 
daß eine volle Überwälzung der Ko­
sten einer Energiesteuer auf den Aus­
landsmärkten nicht durchsetzbar ist. 
Um zu sehen, wie sich eine unvollstän­
dige Überwälzung auswirkt, wurde 
beispielhaft eine Variante durchge­
rechnet, die nur von der halben Über­
wälzung ausgeht. "  Das WIFO trägt 
somit der Problematik des Einflus­
ses von Preisüberwälzungsannahmen 
durch eine Sensitivitätsanalyse voll 
Rechnung. Die Ergebnisse für ein der­
artiges Szenario sind nun sogar ge­
ringfügig günstiger als in der Variante 
mit voller Preisüberwälzung. Die Ur­
sache dafür ist zugleich die Widerle­
gung der Ansicht von Ritt, volle 
Preisüberwälzung im WIFO-Modell 
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impliziere die Annahme, daß ohne 
Umsatzeinbußen überwälzt werden 
könnte. Im Gegenteil, gerade die Voll­
überwälzung garantiert im WIFO-Mo­
dell, daß auch die entsprechenden ne­
gativen Mengeneffekte im Außenhan­
del wirksam werden (z. B . :  -1 ,3% Out­
puteffekt im Sektor Papier und -1 ,4 %  
i m  Sektor Grundmetalle) .  Umgekehrt 
müßte man genau überlegen, über wel­
che Wirkungskanäle in einem Modell 
ohne volle Preisüberwälzung die nega­
tiven Mengeneffekte zustande kom­
men könnten. Die WIFO-Studie geht 
auf Seite 1 16 f. darauf ein und führt 
aus, daß ein Rückgang der Gewinne 
die Folge wäre. Eben dieser Rückgang 
der Gewinne hat im Modell, welches 
das WIFO verwendet, makroökonomi­
sche Effekte über die Einkommen der 
privaten Haushalte. Aus ökonomi­
scher Sicht würde man vermuten, daß 
auch andere Wirkungskanäle zu 
berücksichtigen wären, die über eine 
Gewinnabhängigkeit der Investitions­
nachfrage laufen, die das Modell je­
doch nicht abbildet (9). 

Aus diesem Grund hat das WIFO, 
wie auch das DIW, seine Modellsimu­
lationen auf die Annahme der vollen 
Preisüberwälzung gestützt; damit ist 
sichergestellt, daß ein Maximum an 
negativen Auswirkungen im Außen­
handel berücksichtigt wird. Dies wie­
derum ist in der grundsätzlichen Ori­
entierung der WIFO-Studie gelegen, 
die potentiellen negativen Auswirkun­
gen einer Energiesteuer möglichst 
nicht zu unterschätzen (auf der "siche­
ren" Seite zu sein). Zum Fragenkom­
plex "Preisüberwälzung und Markt­
form" sei auf den entsprechenden Ab­
schnitt der WIFO-Studie ( 1 0) verwie­
sen. Für einen Input-Output-Ansatz, 
der unvollständige Preisüberwälzung 
zuläßt und versucht, die potentiellen 
Effekte des Gewinnrückganges auf die 
Investitionen zu quantifizieren, emp­
fiehlt sich die von der Arbeiterkammer 
Wien 1 9 9 0  herausgegebene Energie­
steuer-Studie ( 1 1) .  
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Energieeinsparung 

Ritt behauptet, daß " die WIFO­
Schätzung der Energieeinsparung . . .  
auf schwachen Beinen " stehe (12) .  Da­
bei dürfte er den Anhang der WIFO­
Studie gänzlich übersehen haben, in 
dem unter anderem auf rund 1 4  Seiten 
dargestellt wird, wie die Energienach­
frage modelliert wurde. Tatsächlich 
wurde in der Studie für den Konsum­
bereich so ziemlich alles, was in der 
modernen Ökonometrie Verwendung 
findet, getestet, und dann die optimale 
Kombination zur Erklärung der Ener­
gienachfrage herangezogen. Das Er­
fassen der Reaktionen der Konsumen­
ten auf Energiepreissteigerungen kann 
jedoch - wie in der WIFO-Studie auf 
Seite 9 1f. hingewiesen wird - nicht 
ausschließlich über die Schätzung von 
Einkommens- und insbesondere Preis­
elastizitäten erfolgen. Wie in der 
WIFO-Studie dargestellt wird, können 
für die Vergangenheit gefundene Ela­
stizitäten bei Extrapolationen Proble­
me schaffen. Die Elastizitäten sind 
u. a. von der Höhe der Preissteigerun­
gen abhängig (sie sind bei hohen Preis­
steigerungen doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt) und geben die Aus­
schöpfung eines Potentials wieder, das 
von technischen Faktoren abhängig ist 
(bei der Raumtemperatur stellt die 
thermische Gebäudestruktur so einen 
Faktor dar, beim Individualverkehr 
der Normverbrauch) . Eine hohe Preis­
elastizität in Kombination mit hohen 
Preissteigerungen hätte jedoch zur 
Folge, daß z. B .  die Raumtemperatur 
unter ein notwendiges Mindestmaß 
abgesenkt würde oder mit dem Auto 
unbedingt notwendige Fahrten un­
terblieben. Diese Beispiele zeigen, daß 
man mit ökonometrischen Schätzun­
gen allein nicht das Auslangen findet. 
Wir haben daher auch technologisches 
Expertenwissen (Nationaler Umwelt­
Plan 1 994) in unser Modell mitein­
fließen lassen ( 1 3) ,  um sinnvolle Er­
gebnisse zu gewährleisten. Deshalb 
sind wir davon überzeugt, daß unsere 
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Schätzungen der Energieeinsparungen 
der Konsumenten "auf sehr soliden 
Beinen stehen" ;  ein Ausweisen nur der 
ökonometrisch geschätzten Elastizitä­
ten wäre demgegenüber eher irre­
führend. 

Während also die Energieeinsparun­
gen im Konsumbereich sehr gut abge­
schätzt wurden, konnten wir beim der­
zeitigen Stand des Ausbaus des Mo­
dells für den Produktionsbereich keine 
vergleichbaren Schätzungen vorneh­
men. Hier erfassen wir nur jenen Teil 
der Energieeinsparungen, der auf eine 
Strukturverschiebung von energie­
intensiven zu weniger energieintensi­
ven Branchen zurückzuführen ist, und 
nicht jenen Teil, der innerhalb jedes 
Betriebes stattfindet. Dies wird in un­
serer Studie auch ganz ausführlich be­
schrieben und begründet. Da wir den 
Unternehmen "in unserem Modell" al­
so nicht gestatten, energiesparende In­
vestitionen als Reaktion auf die Ener­
giesteuer durchzuführen, unterschät­
zen wir jedoch nicht nur die positiven 
ökologischen Effekte, sondern auch die 
positiven ökonomischen Effekte: Die 
Kosteneffizienz steigt, wenn Unter­
nehmen, die billiger den Energieein­
satz verringern können, als sie dafür 
Steuer zahlen müßten, dies auch "in 
unserem Modell" tun könnten. Indem 
wir explizit die Energieeinsparung 
durch die Förderung des Einsatzes von 
Kraft-Wärme-Kopplung im Unterneh­
mensbereich modellieren, können wir 
einen kleinen Teil der Energieein­
sparungen erfassen. Insgesamt dürfte 
jedoch in der kurzen Zeitspanne unse­
rer Simulationen (fünf Jahre) der 
Energieeinsparungseffekt im Unter­
nehmenshereich ohnehin noch nicht 
voll zum Tragen kommen. 

Einkommensverteilung 

Ritt kritisiert auch, daß Auswirkun­
gen auf die personelle Einkommens­
verteilung in der Studie keine Berück­
sichtigung fanden. Diese wurden aber 
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in Absprache mit dem Projektbeirat 
von vornherein vom Auftrag ausge­
klammert. Wie Ritt selbst bemerkt, 
sind " diese Effekte schon recht gut . . .  
beschrieben ", nicht zuletzt durch ihn 
selbst ( 14) ,  so daß uns eine vorläufige 
Ausklammerung der Frage sinnvoll er­
schien. In einer anderen WIFO-Studie 
( 15 )  wurde außerdem nachgewiesen, 
daß - trotz großer Unterschiede in den 
Konsumneigungen nach der Ein­
kommenshöhe - gesamtwirtschaftli­
che Auswirkungen durch Einkom­
mensumverteilungen nur durch relativ 
große Eingriffe (wegen der ungleichen 
Besetzungszahlen nach Einkommens­
klassen) erzielt werden können. Solch 
massive personelle Einkommensum­
verteilungen durch eine Energiesteuer 
sind insbesondere dann nicht erkenn­
bar, wenn die Steuer aufkommensneu­
tral angelegt wird. Das ergibt auch die 
Energiesteuer-Studie der Arbeiter­
kammer Wien ( 16) ,  in der gezeigt wird, 
daß die Besteuerung von Brennstoffen 
zwar regressiv wirkt, dieser Effekt je­
doch durch die progressive Wirkung 
der Treibstoffbesteuerung teilweise 
wettgemacht wird. Daß eine Energie­
steuer auf die Situation verschiedener 
Haushaltstypen (nicht nur nach Ein­
kommensklassen) deutlich unter­
schiedliche Auswirkungen hat, die bei 
einer Globalbetrachtung untergehen, 
ist auch uns klar und so wichtig, daß 
sie - ausgehend von den vorhandenen 
Analysen - in einer eigenen Studie mit 
Unterstützung des Makromodells ana­
lysiert werden sollten. 

Insgesamt begrüßen die Autoren, 
daß über wichtige Punkte der WIFO­
Studie eine öffentliche Diskussion in 
Gang ist und wir dabei nochmals auf 
einige Modellzusammenhänge und de­
ren Bedeutung für die Ergebnisse ein­
gehen konnten. Wir hoffen, daß wir 
dabei auch die für Thomas Ritt offe­
nen Fragen befriedigend beantworten 
konnten. Obwohl uns Thomas Ritt so­
mit die Möglichkeit einer öffentlichen 
Diskussion geboten hat, hätte es uns 
noch mehr gefreut, wenn er die in sei-
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nem Kommentar angesprochenen Fra­
gen bereits in dem die WIFO-Studie 
begleitenden wissenschaftlichen Pro­
jektbeirat gestellt hätte, dessen Mit­
glied er war. 

Anmerkungen 

(1)  Ritt (1995) 447. 
(2) Ebd. 450. 
(3) Ebd. 447. 
(4) Ebd. 448. 
(5) Ebd. 
(6) Ebd. 449. 
(7) Ebd. 448. 
(8) Köppl u. a. (1995) 1 16 .  
(9) "Der Gewinnrückgang könnte sich in 

zweierlei Hinsicht auswirken: Einer­
seits in einem Rückgang der Investi­
tionen, andererseits in verstärkten Ra­
tionalisierungen. "  (Ebd. 1 16  f). 

(10) Ebd. 84 ff. 
(11 )  Farny u. a. (1990). 
(12) Ritt (1995) 449. 
(13) Köppl u. a. (1995) 93 .  
( 14) Ritt (1994). 
(15) Wüger (1986). 
(16) Farny u. a. (1990). 
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BERICHTE UND DOKUMENTE 

Freistellung für 
Weiterbildung, 

Kinderbetreuung und 
Urlaub ("Sabbat") in 

Dänemark 

MICHAEL TÖLLE 

Bei diesen wohl progressivsten und 
umfassendsten Regelungen im Rah­
men der Europäischen Union handelt 
es sich um neue Optionen für unselb­
ständig Beschäftigte, aber auch für 
Selbständige und (eingeschränkt) für 
Arbeitslose. Hintergrund für die Kon­
zeption und Implementation dieser 
Maßnahmen sind Arbeitsmarktten­
denzen der letzten Jahre, die in Däne­
mark mit Besorgnis registriert wurden 
und denen konsequent entgegenge­
steuert werden sollte. 

1. Die Entwicklung des dänischen 
Arbeitsmarktes von 1988 bis 1993 

Ein stetiges Anwachsen der Be­
schäftigung in den Jahren 1 984 bis 
1 98 7  wurde abgelöst durch ein kon­
stantes Abnehmen der Beschäftigung 
im Zeitraum 1 98 8  bis 1 993 :  Die Ar­
beitslosenziffern stiegen von 244.000 
auf 349.000, das bedeutete eine Er­
höhung der Arbeitslosenrate von 8 ,7 %  
auf 1 2 , 5 %  und eine relative Zunahme 
von 43% innerhalb von fünf Jahren. 
Gleichzeitig zeigte sich, daß neben der 
klassischen Gruppe der von Arbeitslo-

sigkeit Betroffenen - nämlich den un­
qualifizierten Arbeitskräften - zuneh­
mend auch Akademiker und qualifi­
zierte Angestellte arbeitslos wurden 
und die Verweildauer dieser Gruppen 
in der Arbeitslosigkeit kontinuierlich 
anstieg. Dafür verantwortlich zeich­
neten in erster Linie Einbrüche im pri­
vaten Sektor, während die Beschäfti­
gung im öffentlichen Sektor leicht an­
stieg, u. a. auch dadurch, daß Lang­
zeitarbeitslose (in diesem Fall: länger 
als zwei Jahre arbeitslos) temporär an­
gestellt wurden. Die primär nicht-zy­
klische, auf strukturelle Faktoren 
rückführbare Arbeitslosigkeit ent­
wickelte sich zum wesentlichen innen­
politischen Problem. 

2. Zur aktiven Arbeitsmarktpolitik 

Ende der achtziger Jahre stieg in 
Dänemark die Kritik an der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik sie sei zu büro­
kratisch, zu unflexibel, es fehle der 
Nachweis dafür, daß der doch hohe 
Mitteleinsatz die beabsichtigten Ef­
fekte bewirkt hätte. Aufgrund dieses 
Verdachtes auf unzureichende Effizi­
enz wurde vom dänischen Parlament 
(Folketing) Ende 1 9 9 1  eine Arbeits­
gruppe (das sog. Zeuthen Committee) 
eingesetzt, um strukturelle Probleme 
des Arbeitsmarktes zu untersuchen 
und Lösungsvorschläge zu erarbeiten. 
Das Resultat war im Frühjahr 1 9 9 3  ein 
Reformpaket, bestehend aus drei Ge­
setzesentwürfen zur Arbeitsmarktpo­
litik, zu Varianten der Freistellung für 
Weiterbildung, Kinderbetreuung und 
Sabbat sowie zur Aktivierung kom­
munaler Maßnahmen. Die Zuständig­
keit für die ersten beiden Punkte liegt 
beim Arbeitsministerium, für den drit­
ten Punkt beim Sozialministerium, 
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wobei natürlich jeder Punkt im Kon­
text zu den jeweils zwei anderen zu se­
hen und auf diese abzustimmen war. 
Das Ziel der Reform bestand darin, 
neue gesetzliche Rahmenbedingungen 
für ein Erwerbsleben zu schaffen, in 
dem sich Phasen der Erwerbstätigkeit, 
der Weiterbildung, aber auch Zeiträu­
me, die mit ganz anderen Inhalten 
(z. B. einer Weltreise, ehrenamtlicher 
karitativer Tätigkeit oder ganz einfach 
Nichtstun) gefüllt sind, abwechseln 
können. Die dadurch initiierte Rota­
tion auf dem Arbeitsmarkt sollte zwei 
wesentliche Effekte bringen: einerseits 
ein generelles Anheben der Qualifikati­
onsstrukur der Arbeitnehmer, der 
Selbständigen und Arbeitslosen, ande­
rerseits eine Erhöhung der Beschäfti­
gung durch die Einstellung von Ersatz­
arbeitskräften. Damit kongruent gingen 
Intentionen, die Ersteintrittschancen 
auf den Arbeitsmarkt für Neu-Ausge­
bildete (besonders für Jugendliche nach 
Abschluß der Berufsausbildung, Schul­
abgänger, Jungakademiker) und die 
Wiedereintrittschancen für Problem­
gruppen des Arbeitsmarktes zu erhöhen 
sowie Möglichkeiten zu schaffen, neue 
Berufsfelder mittels definierter Phasen 
der Weiterbildung statt Qualifizierung 
in Perioden der Arbeitslosigkeit zu­
gänglich zu machen (1) .  

Der erwartete statistische Effekt 
liegt natürlich in der Reduktion der 
Arbeitslosenrate - freigestellt zu sein 
für Weiterbildung, Kinderbetreuung 
oder Sabbat heißt für unselbständig 
und selbständig Erwerbstätige: nicht 
arbeitslos zu sein, für Arbeitslose: 
nicht mehr arbeitslos zu sein -, das Be­
troffenheitsrisiko von Arbeitslosig­
keit, vor allem von Langzeitarbeitslo­
sigkeit mit allen potentiellen negati­
ven Begleiterscheinungen wie sozia­
len, psychischen und gesundheitlichen 
Problemen sollte so reduziert werden 
(was selbst bei einem theoretisch mög­
lichen Nullwachstum der Anzahl der 
Arbeitsplätze möglich ist). 

Der zugrundeliegende Gesetzestext 
lautet wie folgt: 
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"Das Gesetz hat das Ziel, arbeits­
marktpoli tischen, bildungspolitischen 
und sozial- und familienpolitischen 
Bedürfnissen gerecht zu werden, da­
durch, daß es die ökonomischen Be­
dingungen dafür schafft, daß Perso­
nen, die schon im Arbeitsmarkt inte­
griert sind, Beurlaubung erreichen 
können für . . .  Weiterbildung, Sabbat 
und Kinderbetreuung. "  (2) 

3. Freistellung für Weiterbildung 

Die dänische Bezeichnung lautet or­
lov til uddannelse, was mit Beurlau­
bung oder Urlaub für Weiterbildung 
übersetzt werden kann. Diese Bezeich­
nung ist allerdings etwas ungenau, da 
es sich nicht um Urlaub im eigentli­
chen Sinne - der ja der Regeneration 
der Arbeitnehmer vorbehalten ist -
handelt (treffender ist noch die engli­
sche Bezeichnung training leave). Da­
her wurde, auch im Hintergrund der 
Österreichischen Diskussion, der Be­
griff Freistellung gewählt, allerdings 
hier wiederum nicht als Bildungsfrei­
stellung (als kurzfristige vom Arbeit­
geber bezahlte Weiterbildungszeit) , 
sondern als Weiterbildungskarenz 
(längerfristigere W ei terbildungszei­
ten, Finanzierung über die öffentliche 
Hand). 

Die Freistellung für Weiterbildung 
wird - für anerkannte Weiterbildungs­
maßnahmen - in einem Ausmaß zwi­
schen einer Woche und einem Jahr ge­
währt (der regionale Arbeitsmarkt-Rat 
kann jedoch auch eine tageweise Auf­
teilung genehmigen, für Personen unter 
25 Jahren gibt es Sonderbestimmun­
gen). Zielgruppe sind Arbeitslose, Be­
schäftigte und Selbständige älter als 25 
Jahre (in besonderen Fällen sind auch 
Personen unter 25 Jahren anspruchsbe­
rechtigt, sofern am Arbeitsplatz ein Ro­
tation� "Stern vereinbart wurde). 

Dü jngungen sind, daß die bean-
trage, · Person Anspruch auf Ar­
beitslo. ageld hat bzw. hätte, daß der 
Beschäftigte und Selbständige in den 
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letzten fünf Jahren drei Jahre gearbei­
tet hat (bei Teilzeitbeschäftigten: in­
nerhalb der letzten fünf Jahre ein Aus­
maß an Beschäftigung, das insgesamt 
zwei Jahren Vollzeitbeschäftigung 
entspricht; Beschäftigungszeiten im 
Ausland werden angerechnet) , daß es 
eine Vereinbarung mit dem Arbeitge­
ber gibt, auch über die Arbeitsbedin­
gungen nach Beendigung der Weiter­
bildungsmaßnahme. 

Die Unterstützung beträgt bis zu 
100% des maximalen Arbeitslosen­
geldbezuges. Ursprünglich war ge­
plant, den Bezug mit 1 .  April 1 99 5  auf 
80% des maximalen ALG-Anspruches 
zu kürzen; davon wurde jedoch wieder 
abgegangen, was den Wert, den die dä­
nische Regierung der beruflichen Wei­
terbildung zuschreibt, deutlich macht; 
gleichzeitig wollte man wohl keinen 
"Motivationseinbruch" riskieren. 

Der Arbeitsplatz muß nicht nachbe­
setzt werden; sofern ein minder- oder 
nichtqualifizierter Arbeitsloser den Ar­
beitsplatz einnimmt und dieser vorher 
noch am Arbeitsplatz eingeschult wer­
den muß, übernimmt die Kosten dafür 
das Arbeitsamt, für "Neu-Ausgebildete" 
(Arbeitslose unmittelbar nach Abschluß 
einer Ausbildung) gibt es einen eigenen 
Tagsatz. Der regionale Arbeitsmarkt­
Rat kann den für Weiterbildung freige­
stellten Arbeitnehmern, Selbständigen 
oder Arbeitslosen einen supplierenden 
Betrag von bis zu maximal +20% ge­
währen, sofern eine Ausbildung in ei­
nem Mangelberuf angestrebt wird. 

Arbeits- und Unterrichtsminister 
verhandeln über die Inhalte, die für ei­
ne Freistellung für Weiterbildung 
zulässig sind. Die Teilnahme an der 
Weiterbildungsmaßnahme muß nach­
gewiesen werden. 

4. Freistellung für Kinderbetreuung 

Die für Österreich zutreffende Be­
zeichnung wäre Karenz (englisch pa­
rental leave) .  Karenz kann gewährt 
werden für aufeinanderfolgende Zeit-
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räume von 1 3  bis zu 52 Wochen. Die 
Zielgruppe sind Beschäftigte, Selb­
ständige und Arbeitslose mit Kindem 
bis zu einem Alter von acht Jahren 
(Kinder sind sowohl eigene als auch 
Adoptiv- und Pflegekinder) . Beide El­
ternteile können einzeln oder gemein­
sam für jedes Kind bis zu 52 Wochen 
in Anspruch nehmen. 

Die Bedingung für Beschäftigte und 
Selbständige ist, daß sie krankenversi­
chert sind. Beschäftigte können sechs 
Monate in Karenz gehen, die restliche 
Zeit muß mit dem Arbeitgeber abge­
sprochen werden, wie auch die Ar­
beitsbedingungen nach Rückkehr an 
den Arbeitsplatz. 

Die Bedingung für Arbeitslose ist, 
daß sie entweder Anspruch auf Ar­
beitslosengeld haben oder Sozialhilfe 
beziehen. 

Der Bezug während der Karenz wird 
mit Wirkung 1 .  April 1 9 9 7  von 70% 
des maximalen ALG-Anspruchs auf 
60% gekürzt. 

Der Arbeitgeber muß bei Karenz den 
Arbeitsplatz nicht nachbesetzen, die­
ses dann aber begründen; wenn die 
Arbeitsvermittlung mindestens drei 
Arbeitslose mit entsprechender Quali­
fikation anbietet, muß der Arbeitgeber 
doch nachbesetzen. 

Betreffend Sozialhilfe-Bezieher ver­
einbaren Sozial- und Arbeitsminister 
spezielle Regelungen. 

5. Freistellung für Sabbat 

Es handelt sich hierbei um eine Art 
Langzeiturlaub zur beliebigen Ver­
wendung (englisch sabbatical leave; 
hier paßt übrigens die dänische Be­
zeichnung orlov, nämlich Urlaub). Die 
mögliche Dauer des Sabbat beträgt 
mindestens 1 3  Wochen, maximal ein 
Jahr (deswegen stimmt auch die oft 
verwendete Bezeichnung Sabbatjahr 
nur dann, wenn tatsächlich ein ganzes 
Jahr in Anspruch genommen wird) . 
Die Zielgruppe sind Beschäftigte älter 
als 2 5  Jahre. 
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Die Bedingungen sind: Zeitraum 
und Rückkehr an den Arbeitsplatz 
sind mit dem Arbeitgeber zu vereinba­
ren, der Betreffende muß Anspruch 
auf Arbeitslosengeld haben, der frei­
werdende Arbeitsplatz muß von einem 
Arbeitslosen eingenommen werden. 

Voraussetzung sind weiters drei 
Jahre Beschäftigung innerhalb der 
letzten fünf Jahre (bei Teilzeitbeschäf­
tigten: innerhalb der letzten fünf Jahre 
ein Ausmaß an Beschäftigung, das ins­
gesamt zwei Jahren Vollzeitbeschäfti­
gung entspricht; Beschäftigungszeiten 
im Ausland werden angerechnet) .  

Auch hier wird der Bezug mit Wirkung 
1 .  April 1997 von 70% des maximalen 
ALG-Anspruchs auf 60% gekürzt. 

Wie schon erwähnt, ist der Arbeitge­
ber verpflichtet, während des Sabbats 
einen Arbeitslosen anzustellen. Arbeits­
los heißt in diesem Fall: mindestens 52 
Wochen innerhalb der letzten 65 Wo­
chen. Der Arbeitslose muß mit der glei­
chen Stundenanzahl wie der zuvor Be­
schäftigte angestellt werden. Der Ar­
beitsminister kann die Zielgruppen ge­
nauer definieren. Sollte der zuvor Ar­
beitslose aus dem neuen Dienstverhält­
nis aussteigen, muß sofort nachbesetzt 
werden - andernfalls hat der.Arbeitge­
ber für den Bezug desjenigen, der sich 
im Sabbat befindet, aufzukommen. 

Die Möglichkeit der Inanspruchnah­
me des Sabbat wurde vorerst mit 
3 1 .  März 1 99 9  befristet. 
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6. Allgemeine oder besondere 
Bestimmungen 

Das mögliche Ausmaß der Inan­
spruchnahme bei Freistellung für Wei­
terbildung und Sabbat beträgt maxi­
mal ein Jahr innerhalb von fünf Jah­
ren (zusammen) , für Arbeitslose maxi­
mal zwei Jahre innerhalb von sieben 
Jahren (allerdings nur für Weiterbil­
dung, für Arbeitslose ist kein Sabbat 
möglich). Die Dauer der Unterstüt­
zungsleistungen im Falle von Arbeits­
losigkeit wurden in einem neuen Sy­
stem für einen Zeitraum von sieben 
Jahren geregelt. Bei Inanspruchnahme 
einer Freistellung kann sich dieser 
Zeitraum noch um zwei Jahre er­
höhen. 

Die Kommunen finanzieren die So­
zialhilfe; sofern ein Sozialhilfeemp­
fänger Freistellung beansprucht (nur 
für Weiterbildung und Kinderbetreu­
ung möglich, nicht für Sabbat), refun­
diert der Staat 50% der Kosten an die 
Kommunen. 

7. Daten über die Inanspruchnahme 
von Freistellung für Weiterbildung, 

Kinderbetreuung und Sabbat in 
Dänemark im Jahr 1994 (3) 

Die Gesamtinanspruchnahme für 
das Jahr 1 9 94 :  

Weiterbildung Kinderbetreuung Sabbat Gesamt 
F M Ges. F M Ges. F M Ges. 

32.250 14.879 47 . 129 73.301 7 .487 80.788 9.2 18 3.891 13 . 109 141 .026 
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Interessant ist, daß der Anteil der 
Frauen in jeder Kategorie weitaus 
höher ist als der der Männer (Weiter­
bildung: 6 8 ,4 % ;  Sabbat: 7 0 , 3 % ;  bei der 
Kinderbetreuung bewegen sich die 
9 0 , 7 %  in Österreichischen Dimensio-
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nen) . Insgesamt beanspruchen 3 ,6mal 
so viele Personen Freistellung für Wei­
terbildung wie für Sabbat. 

Zur Inanspruchnahme nach Be­
schäftigungsstatus: 

Weiterbildung Kinderbetreuung Sabbat 
F M Ges. F M Ges. F M Ges. Summe 

unselb-
ständig 13.200 5 .713 18.913 39 .181 
arbeitslos 18.792 8.871 27.663 32.482 
selb-
ständig 258 295 553 1 .638 

32.250 14.879 47. 129 73.301 

4 0 , 1 %  derjenigen, die Freistellung 
für Weiterbildung beanspruchen, sind 
unselbständig Beschäftigte. Den größ-
ten Teil stellen die Arbeitslosen mit 

A B c D E F 

1.207 14.046 6.814 6 548 1 .010 

364 5 .622 2 .695 152 969 476 

1 .571  19.668 9.509 158 1 .517  1 .486 

Es ist etwas schwierig, für die däni­
schen Kategorien die Österreichischen 
Äquivalente zu finden: 
A Volksschule; Pflichtschule 9-10 

Jahre (nach 10  Jahren: "kleine Rei­
fe")  

B Allgemeine vorbereitende Kurse 
und VHS-Kurse (VHS machen 
auch Berufsausbildungen; der Stel­
lenwert der VHS ist höher als bei 
uns) 

C Vorbereitende Kurse mit Ab­
schlußprüfungen 

D Schiffahrtsausbildungen 
E Spezialarbeiter-Kurse (so wie 

Facharbeiter) 
F "EFG":  2 Jahre in AHS mit selbst-

4.043 43.224 9.218 3.891 13.109 75.246 
3 .195 35.677 0 0 0 63.340 

249 1 .887 0 0 0 2.440 

7 .487 80.788 9 .218 3.891 13.109 141.026 

5 8 , 7 % .  Der Anteil der Selbständigen 
beträgt 1 , 2 % .  

Die Freistellungen für Weiterbil-
dung nach dem Bildungsstand: 

G H J K 

402 328 750 5 .647 1 .492 F 

740 1 .137 437 1 .610 677 M 

1 . 142 1 .465 1 . 187 7 .257 2 . 169 47.129 

bestimmten Fächern, dann Ablegen 
der Matura 

G Grundlegende technische Ausbil­
dungen 

H Weitergehende technische Ausbil­
dungen (mit Matura) 

I Weitergehende Handels- und Büro­
ausbildungen (mit Matura) 

J Andere kürzerdauernde weiterge­
hende Ausbildungen 

K Mittel- und längerdauernde wei­
tergehende Ausbildungen (inkl. 
Universität) 

Die eher niedrigqualifizierten Kate­
gorien B + C machen 6 1 ,9% der Inan­
spruchnahmen aus ! 
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Freistellung für Weiterbildung nach (ausgewählten) Berufsgruppen: 

Spezial­
arbeiter 

5.423 
1 1,5% 

A-Beamte Handels- und Lehrer 
Büroangestellte 

9.806 6.762 1.043 
20,8% 14,3% 2,2% 

Sozial- Kranken-
pädagogen schwestern 

747 983 
1,6% 2 ,1% 

Ohne die Verteilung der einzelnen 
Berufsgruppen in der Gesamtpopula­
tion zu beziffern, erscheint ein Ergeb­
nis bemerkenswert: der vielleicht 
nicht so hoch erwartete Anteil der 
Facharbeiter in der Gruppe derer, die 
Freistellung für Weiterbildung bean­
spruchen. Die Ziffern für die "burn­
out"-Berufe wie Lehrer, Sozial-

pädagogen und Krankenschwestern -
von denen man sich doch eher eine 
"Flucht" in Phasen "des Luftho­
lenkönnens " erwartet hätte - erschei­
nen nicht so hoch wie angenommen. 
Die hohen Ziffern für die A-Beamten 
waren vorauszusehen. 

Dies verschiebt sich etwas bei der 
Inanspruchnahme des Sabbat: 

Spezial­
arbeiter 

946 
7,2% 

A-Beamte Handels- und Lehrer 
Büroangestellte 

2.070 1 .602 960 
15,8% 12,2% 7,3% 

Sozial- Kranken-
pädagogen schwestern 

391 311  
3,0% 2 ,4% 

Deutlich weniger Facharbeiter ge­
hen in den Sabbat - in dieser Berufs­
gruppe dürfte der Wert der berufli­
chen Weiterbildung besonders evident 
sein -, die Krankenschwestern zeigen 
hier keinen signifikanten Unterschied, 
die Sozialpädagogen gehen etwa dop­
pelt, die Lehrer mehr als dreimal ( ! )  so 

oft in den Sabbat wie in die Weiterbil­
dung (jeweils bezogen auf die Vertei­
lungen zwischen den Berufsgruppen). 
Die A-Beamten stellen zwar einen An­
teil von 15 , 8%,  dieser ist jedoch nied­
riger als im Bereich Weiterbildung. 

Für die Kinderbetreuung sind die 
Werte wie folgt: 

Spezial­
arbeiter 

5.952 
7,4% 

A-Beamte Handels- und Lehrer 
Büroangestellte 

10.845 13.122 1 .298 
13,4% 16,2% 1,6% 

Sozial- Kranken-
pädagogen schwestern 

1 .232 4.834 
1,5% 6,0% 

6% derjenigen, die in Karenz gehen, 
sind Krankenschwestern; das ist mit 
Abstand die deutlichste Abweichung 
zwischen den verschiedenen Freistel­
lungsvarianten im Vergleich der ange­
führten Berufsgruppen. Die Werte für 
Lehrer (hier vor allem im Vergleich 
zum Sabbat), für Sozialpädagogen 
und für die A-Beamten sind niedriger 

als in den anderen Freistellungsvari­
anten. 
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Mit diesen Ziffern wird deutlich, 
daß eine Inanspruchnahme von Frei­
stellungen im öffentlichen Bereich 
eher möglich zu sein scheint und dem­
entsprechend realisiert wird (A-Beam­
te bilden jeweils die größte Gruppe bei 
den Inanspruchnahmen von Freistel­
lung für Weiterbildung und Sabbat, 
siehe oben). Das kann nicht weiter 
überraschen, da der Faktor Arbeits­
platzsicherheit zum einen und zum an­
deren natürlich die Bereitschaft der 
öffentlichen Hand, beschäftigungs­
wirksame Akzente zu setzen, die Be­
gründungen für die anzutreffende pro­
zentuelle Asymmetrie sein dürften. 

Zur Dauer der Inanspruchnahme 
der diversen Freistellungen zeigt sich 
ein deutlicher Trend: die jeweils höch­
sten Werte finden sich in der Katego­
rie " 4 9-52 Wochen" (Weiterbildung: 
3 7 ,0 %  I Sabbat: 59 ,2% I Kinderbe­
treuung: 69 ,6%) .  

Insgesamt erfolgten 7 7 .686  Freistel­
lungsvereinbarungen, in insgesamt 
58 ,6% (45 .539)  der Fälle wollten die 
Betriebe eine Ersatzkraft einstellen 
(für den Bereich Sabbat natürlich zu 
100%) ,  im Bereich Freistellung für 
Weiterbildung in 5 1 ,7 %  (10 .065) der 
Fälle. 

Anmerkungen 

(1) Das sind Frage- bzw. Problemstellun­
gen, die natürlich auch auf Ebene der 
Europäischen Union thematisiert wer­
den, z. B. im Weißbuch zu Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung. 
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Herausforderungen der Gegenwart und 
Wege ins 21 .  Jahrhundert (Luxemburg 
1993) der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften in konkreter Be­
zugnahme auf die Arbeitsmarktpolitik 
" . . .  daß verschiedene Formen der Fort­
bildung gefördert werden müssen (bei­
spielsweise alternierende Ausbildung 
und Zusatzausbildung, Rotationssyste­
me und Bildungsurlaub) . . .  " (S. 130) 
oder in Europäische Sozialpolitik. Ein 
zukunftsweisender Weg für die Union. 
Weißbuch (Luxemburg 1994) der Gene­
raldirektion Beschäftigung, Arbeitsbe­
ziehungen und soziale Angelegenheiten: 
"Auch sind Anhaltspunkte für ein neu­
es Herangehen an die Arbeitsgestaltung 
zu erkennen, etwa in Form eines häufi­
geren Wechsels von Berufstätigkeit, 
Ausbildung und Erwerbspausen. Dazu 
gehören beispielsweise Freistellungs­
programme zur Förderung der Arbeits­
platzrotation, bei denen die Fortbil­
dung der Mitarbeiter mit der Einarbei­
tung von Arbeitslosen einhergeht, die 
anstelle der jeweils freigestellten Mitar­
beiter zum Einsatz kommen." (S. 27) 

(2) Siehe § 1 der Bekendtgerelse af lov om 
orlov (Bekanntmachung der Gesetze 
über Beurlaubung), Gesetzesbekannt­
machung des Arbeitsministeriums Nr. 7 
vom 9. Jänner 1995; alle angeführten 
Bestimmungen wurden diesem Doku­
ment sowie der Bekendtgerelse om or­
lov til uddannelse, sabbat og bernepas­
ning (Bekanntmachung der Gesetze 
über Beurlaubung für Weiterbildung, 
Sabbat und Kinderbetreuung), Geset­
zesbekanntmachung des Arbeitsmini­
steriums Nr. 1 178  vom 27 .  Dezember 
1994 entnommen (die Gesetze gelten 
übrigens nicht für die Färöer-Inseln 
und Grönland). 

(3) Quelle: Arbejdsmarkedstyrelsen. 

62 1 





21 . Jahrgang (1 995), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

BÜCHER 

ARBEITSBEZIEHUNGEN IN WEST­
EUROPA: RÜCK- UND AUSBLICK 

Rezension von: Sozialpartnerschaft 
und Arbeitsbeziehungen in Europa, 

herausgegeben von Michael Mesch im 
Auftrag des Arbeitskreises für ökono­

mische und soziologische Studien, 
MANZ-Verlag, Wien 1 99 5 ,  3 8 0  Seiten, 

öS 420 ,-. 

Seit Jahren ist die Frage, was - bei 
einer Annäherung an die EU, im Falle 
eines Beitrittes zur EU und in Folge 
bei einer Verwirklichung der Wirt­
schafts- und Währungsunion - aus der 
Sozialpartnerschaft "werden wird" ,  
im Zentrum vieler politischer und wis­
senschaftlicher Diskussionen in Öster­
reich. Es ist das Verdienst des Arbeits­
kreises für ökonomische und soziologi­
sche Studien, einen Sammelband in­
itiiert zu haben, der sich mit diesen 
Fragen auseinandersetzt und dabei 
nicht auf Österreich beschränkt bleibt, 
sondern auch andere westeuropäische 
Länder miteinbezieht. 

Der von Mesch herausgegebene und 
auch zusammengefaßte Band mit ins­
gesamt zwölf Einzelbeiträgen besteht 
aus zwei Teilen; der erste Teil ist der 
nationalen Perspektive, der zweite 
Teil der europäischen Perspektive ge­
widmet. 

Im ersten Teil stehen die Fragen: 1 .) 
"Was sind die Auswirkungen des Inte­
grationsprozesses auf die nationalen 
Arbeitsbeziehungen?" und 2 . )  "Welche 
Bedeutung haben die nationalen Ar­
beitsbeziehungen für die Länder im 
Integrationsprozeß?" im Vordergrund. 

Diese Fragen werden einerseits in 
Fallstudien (der Länder Deutschland, 
Frankreich, Dänemark und Öster­
reich) und andererseits durch verglei­
chende Analysen der Arbeitsbeziehun­
gen behandelt. 

Der Beitrag von Schnabl über Ent­
wicklungstendenzen der Arbeitsbezie­
hungen in der ERD seit Beginn der 
achtziger Jahre kommt zum interes­
santen (weil analog zum regionalana­
lytischen) Schluß, daß die gegenwärti­
ge Entwicklung der Arbeitsbeziehun­
gen in Deutschland zu einer "Ausdün­
nung der Macht und Kompetenzen" 
der nationalen Tarifparteien führt, 
weil einerseits die betriebliche Ver­
handlungsebene aufgewertet wird 
(Dezentralisierung) und gleichzeitig 
Kompetenzen an europäische Spitzen­
verbände abgegeben werden (Zentra­
lisierung) ( 1 ) .  

Dieser Befund wird von den weite­
ren Beiträgen allerdings nur zur (er­
sten) Hälfte gestützt .  Es besteht Kon­
sens darüber, daß die zunehmende He­
terogenität des gewerkschaftlichen 
und Unternehmerischen Klientels 
branchenweite oder gar gesamtwirt­
schaftliche Abmachungen tendenziell 
erschwert. Andererseits wird aber die 
Bedeutung europaweiter Institutionen 
der Arbeitsbeziehungen bis auf weite­
res als marginal eingeschätzt. Auch 
Schnabl selbst meint in seinem Bei­
trag, daß weder Arbeitgeber noch Ar­
beitnehmer (in Deutschland) derzeit 
vorhaben, durch Abgabe von Kompe­
tenzen eine Aufwertung der europäi­
schen Spitzenverbände zu bewirken. 

In einem zweiten deutschen Beitrag 
(Stabil oder fragil? Die bundesdeut­
schen Arbeitsbeziehungen im Um­
bruch) kommt Bispinck zum Schluß, 
daß die beobachtbaren Schwächungen 
im Bereich der Arbeitnehmervertre­
tung und diverse Konflikte auf der Ar-
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beitgeberseite folgende Zukunfts­
Szenarien denkbar machen: 1 . )  Die 
Erosion des Tarifsystems beschleunigt 
sich, und der Flächenvertrag als tra­
gende Säule des Tarifsystems gerät ins 
Wanken; 2 . )  es entsteht eine gespaltene 
Tarif- und Betriebslandschaft und da­
mit eine tarifpolitische Segmentierung 
(Industrie- und Dienstleistungssektor 
versus schwächere Randbereiche); 3 . )  
es kommt zu einer Stabilisierung der 
Grundprinzipien des Tarifsystems, al­
so zu einer positiven Weiterentwick­
lung mit Strukturreformen von Tarif­
verträgen und -inhalten. 

Goetschy stellt in ihrem Beitrag 
(Major Developments and Changes in 
French Industrial Relations since 
1 980) fest, daß es in Frankreich einen 
Trend zur Dezentralisierung und 
Fragmentierung der Verhandlungs­
muster gibt, mit der Folge, daß es im­
mer schwieriger wird, gesamtwirt­
schaftliche und gesamtgesellschaftli­
che Ziele miteinzubeziehen und zu er­
reichen. 

Dänemark ist ein Paradebeispiel für 
eine geplante, kontrollierte Dezentra­
lisierung der Arbeitsbeziehungen. In 
ihrem Beitrag (Major Developments in 
Danish Industrial Relations since 
1 980) beschreiben Due et al. die kri­
senhaften Entwicklungen des däni­
schen Systems der Arbeitsbeziehun­
gen, die Ende der siebziger Jahre bei­
nahe zu deren Kollaps geführt hätten. 
Für die Arbeitnehmerseite sehen Due 
et al. auch in Dänemark nur die Alter­
native, entweder eine machtvolle Or­
ganisation zu bleiben, die in der Lage 
ist, mit der Arbeitgeberseite zu koope­
rieren und damit das Herzstück der 
dänischen Arbeitsbeziehungen zu er­
halten, oder einer vollständigen Indi­
vidualisierung der Tarifbestimmung 
und der Arbeitsbedingungen nachzu­
geben und damit das dänische Modell 
eines hoch-organisierten Arbeits­
marktes aufzugeben. 

Die Österreichische Situation wird 
von Guger untersucht. Seine Analyse 
(EU-Integration, Arbeitsbeziehungen 
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und Lohnpolitik) befaßt sich mit fol­
genden zwei Fragen: Welchen Bedeu­
tungswandel wird die Österreichische 
Sozialpartnerschaft im Rahmen der 
EU erfahren? und: Welche Rolle wird 
der Sozialpartnerschaft in der Wirt­
schafts- und Währungsunion zukom­
men? 

Guger stellt fest, daß unter den nun­
mehr vorherrschenden Bedingungen 
1 .) einer Makropolitik, die stärker 
(auch) in Brüssel bestimmt wird; 2 . )  
der Änderung der Wettbewerbspolitik; 
3 . )  einer Internationalisierung der 
Förderpolitik das "alte" Instrumenta­
rium der Sozialpartner teilweise obso­
let und damit deren Zusammenspiel 
tendenziell erschwert wird. Anderer­
seits scheinen sich aber auch neue 
Betätigungsfelder sozialpartner­
schaftlicher Kooperation aufzutun, 
wie etwa in der Regionalpolitik Auf 
die zweite Frage antwortet Guger mit 
einem positiven Ausblick: Sozialpart­
nerschaftlieh organisierte Länder 
werden besser in der Lage sein, die 
Lohnentwicklung mit der Produkti­
vitätsentwicklung in Einklang zu 
bringen (ohne das Wachstums- bzw. 
Beschäftigungsziel zu gefährden) , und 
sie werden daher langfristig Vorteile 
bei der Anpassung an europäisch vor­
gegebene Stabilitätsziele haben. 

In einer international vergleichen­
den Analyse (Entwicklungstendenzen 
in den Arbeitsbeziehungen Westeuro­
pas. Auf dem Weg zur Konvergenz?) 
geht Traxler der Frage nach, ob sich 
die Arbeitsbeziehungen Westeuropas 
im Zuge der europäischen Integration 
aneinander angleichen. 

Nach einer detaillierten Betrach­
tung des Tarifsystems, der makroöko­
nomischen Steuerung und der Arbeits­
beziehungen im privaten und im öf­
fentlichen Sektor, jeweils in der EU 
und der EFTA (2), kommt Traxler zum 
Schluß, daß trotz Konvergenz der Pro­
blemlagen (Internationalisierung der 
Märkte, Differenzierung der Interes­
sen der Mitglieder der Tarifverbände) 
keine Evidenz für eine Konvergenz der 
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Arbeitsbeziehungen sichtbar ist. Es ist 
im Gegenteil eher so, daß die Anpas­
sungsprozesse an die neuen Problem­
lagen von Land zu Land außerordent­
lich divergieren. 

Zum ersten Teil des Buches ist kri­
tisch anzumerken, daß anstelle eines 
zweiten Deutschland-Beitrages viel­
leicht ein Beitrag über Großbritannien 
sinnvoller gewesen wäre. Großbritan­
nien ist in vielerlei Hinsicht ein Son­
derfall in Europa und in der Entwick­
lung der Union (z. B. auch beim "So­
zialen Dialog") ,  so daß eine Analyse 
der britischen Arbeitsbeziehungen ei­
ne interessante Ergänzung und Kon­
trastierung (etwa des dänischen Fal­
les) geboten hätte. 

Der zweite Teil des Buches ist der 
"europäischen Perspektive" ,  also der 
wechselvollen Geschichte der Bemü­
hungen um den Aufbau von Arbeitsbe­
ziehungen auf der Gemeinschaftsebe­
ne gewidmet. Im Vordergrund steht 
dabei die Frage, wie es um die Chan­
cen europaweiter Arbeitsbeziehungen 
steht und wie deren institutionelle Ge­
stalt aussehen könnte. 

Im ersten Beitrag zu dieser Thema­
tik, Arbeitsbeziehungen und europäi­
sche Integration, führen Traxler und 
Schmitter aus, daß die Voraussetzun­
gen für den Aufbau eines "Eurosy­
stems der Arbeitsbeziehungen" kaum 
gegeben sind. Insbesondere fehlen die 
unterstützenden und fördernden Insti­
tutionen auf Gemeinschaftsebene. Al­
lerdings darf daraus nicht auf eine 
Konvergenz im Sinne eines allgemei­
nen Verfalls kollektiver Arbeitsbezie­
hungen geschlossen werden, sondern 
vielmehr auf eine Verschärfung der 
bisher schon existierenden Divergenz. 
Es ist dieses Risiko der sich verschär­
fenden Divergenz, das die Europäisie­
rung der Arbeitsbeziehungen notwen­
dig macht. 

Wenngleich also die Befunde gegen 
eine Verwirklichung gesamteuropäi­
scher Arbeitsbeziehungen sprechen, 
ist damit die "europessimistische" So­
zialpartner-Position nicht notwendi-
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gerweise bekräftigt. Denn diese unter­
stellt ja,  daß eine wirkungsvolle Eu­
ropäisierung der Arbeitsbeziehungen 
nur auf der Basis eines derartigen In­
stitutionensystems möglich ist. Dem­
gegenüber argumentieren Traxler und 
Schmitter, daß der entscheidende 
Schritt zur Europäisierung der Ar­
beitsbeziehungen dann getan ist, wenn 
die nationalen Gewerkschaften auf 
der Grundlage der institutionellen In­
frastruktur der Gemeinschaft (Euro­
Betriebsrat, flächendeckendes System 
von Tarifverhandlungen) ihre Tarifpo­
litik sektoral-gesamteuropäisch ak­
kordieren. Dieser Ansatz setzt weniger 
institutionelle Neukonstruktionen 
voraus und erscheint damit realisti­
scher als die Schaffung eines kohären­
ten Systems europäischer Arbeitsbe­
ziehungen. 

Die Beiträge von Jacobi (Der Soziale 
Dialog in der Europäischen Union) so­
wie von Buda (Auf dem Weg zu eu­
ropäischen Arbeitsbeziehungen? Zur 
Perspektive des Sozialen Dialogs in 
der Europäischen Union) befassen sich 
mit dem sog. "Sozialen Dialog" .  

Unter dem Sozialen Dialog ist jener 
von Jaques Delors initiierte Prozeß zu 
verstehen, der die "soziale Seite" der 
europäischen Integration abdecken 
sollte. Der Soziale Dialog kann nun­
mehr auf eine bereits zehnjährige Ge­
schichte zurückblicken, an deren An­
fang die Initiative Delors' im Jahre 
1985 stand. Es folgte 1987 die Institu­
tionalisierung des Sozialen Dialogs im 
Rahmen der Einheitlichen Europäi­
schen Akte, und schließlich fanden 
1993 die unter Mitwirkung der Arbeit­
nehmer- und Arbeitgeberorganisatio­
nen auf Gemeinschaftsebene ausge­
handelten Vorstellungen in das Sozial­
protokoll des Maastricht-Vertrages 
Eingang. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei jene Bestimmung, nach der 
die europäischen Tarifparteien sozial­
politische Regelungsmaterien an sich 
ziehen können (und diese nur dann in 
die Kompetenz von Kommission/Rat 
zurückfallen, wenn die Tarifparteien 
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keine Einigung erzielen). Damit ist 
aber ein Vorrang kollektiv- bzw. tarif­
vertraglicher Vereinbarungen gegen­
über der EU-Sozialgesetzgebung ge­
geben. 

Ernüchternd ist allerdings der ge­
genwärtige Stand der tatsächlichen 
Auswirkungen des Sozialen Dialogs. 
Von einer Verwirklichung einer Eu­
ropäischen Sozialunion sind wir weit 
entfernt, und auch die Entwicklung 
von nur minimalen gemeinschaftli­
chen korporatistischen Institutionen 
steht erst am Beginn. Ursache dessen 
ist nicht nur die in vielen Fragen un­
einheitliche Position der Arbeitneh­
merseite, sondern auch das Desinter­
esse der Arbeitgeberseite an einer 
Weiterentwicklung der Arbeitsbezie­
hungen. Die Unternehmerseite vertritt 
in Brüssel sehr wohl und effizient ihre 
vielfältigen Wirtschafts-Interessen 
(Produktmarkt), sehr viel weniger 
aber ihre Arbeitgeber-Interessen (Ar­
beitsmarkt). 

Die drei letzten Beiträge befassen 
sich aus der Arbeitnehmer- bzw. Ar­
beitgeberperspektive mit den Fragen 
des Sozialen Dialogs und der Arbeits­
beziehungen auf Gemeinschaftsebene. 
In seinem Beitrag (Europäische Be­
triebsräte - Stand und Perspektiven 
einer europaweiten Regulierung der 
Arbeitsbeziehungen auf der Ebene 
transnationaler Konzerne) zeichnet 
Schulten ein desillusionierendes Bild 
der derzeitigen Situation: Die bisher 
entstandenen Euro-Betriebsräte wer­
den vorwiegend zur Schaffung von 
Corporate Identity und somit für den 
internationalen Konkurrenzkampf in­
strumentalisiert - aber auch zur (bes­
seren) Akzeptanz unternehmerischer 
Maßnahmen. Seine Schlußfolgerung 
daher: "Ohne eigenständige europäi­
sche Gewerkschafts- und Betriebs­
ratsstrukturen in den Konzernen, die 
in der Lage sind, gegenüber der Kon­
zernleitung gemeinsame politische 
Forderungen und Ziele zu entwickeln, 
werden jedoch weder "freiwillige Ver­
einbarungen mit dem Management" 
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noch die Verabschiedung der "Euro­
Betriebsratsrichtlinie" eine substanti­
elle Stärkung der betrieblichen Inter­
essenvertretung bringen" .  

Diese Sichtweise wird indirekt 
durch die Stellungnahmen der Arbeit­
geberseite bestätigt. In seinem Beitrag 
beschreibt Friedrich Die Rolle der In­
dustrie- und Handelskammern im eu­
ropäischen Sozialen Dialog, während 
Heinrich die Position des Arbeitgeber­
verbandes UNICE zum Sozialen Dia­
log erläutert. Dabei wird klar, daß den 
Arbeitgebern wenig an sozial- und ta­
rifgesetzlichen Maßnahmen auf Ge­
meinschaftsebene liegt und sie dafür 
plädieren, daß die unmittelbar betrof­
fenen Parteien "ihre Angelegenheiten 
selbst regeln" ,  das Subsidiaritätsprin­
zip soll also nach Meinung der Unter­
nehmerseite im Vordergrund stehen. 

Etwas irritierend ist im zweiten Teil 
des Buches die Vermischung von wis­
senschaftlichen Aufsätzen und inter­
essenpolitischen Stellungnahmen, die 
"ohne Warnung" nebeneinander ge­
stellt wurden. Auch scheinen sich die 
beiden Beiträge von Jacobi und Buda 
auf weiten Strecken zu überschneiden. 

Insgesamt vermittelt der von Mesch 
herausgegebene Band ein interessan­
tes und detailreiches Bild der Ent­
wicklung und Bedeutung der Arbeits­
beziehungen in Westeuropa seit Be­
ginn der achtziger Jahre. Eine der zen­
tralen Aussagen des Buches ist, daß 
trotz ähnlicher wirtschaftlicher und 
institutioneller Rahmenbedingungen 
keineswegs eine Konvergenz der na­
tionalen Arbeitsbeziehungen und 
nachfolgend der Problemverarbei­
tungsmuster beobachtbar ist. Man 
kann vielmehr Länder unterscheiden, 
(a) in denen im wesentlichen der Sta­
tus quo der Arbeitsbeziehungen auf­
recht blieb (z. B .  Niederlande, Finn­
land, Spanien), in denen (b) eine un­
kontrollierte Dezentralisierung statt­
fand (Großbritannien), (c) eine kon­
trollierte Dezentralisierung beobacht­
bar war (Dänemark, Deutschland, 
Österreich), (d) eine (Re-}Zentralisie-
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rung festzustellen war (Norwegen), 
und (e) keine klare Tendenz ausge­
macht werden kann (Italien, Frank­
reich, Belgien). Diese institutionelle 
Varianz widerspricht somit einer Kon­
vergenzhypothese auf der Basis 
annähernd ähnlichen Rahmenbedin­
gungen und legt ein Erklärungsmuster 
nahe, das von der Verlaufsabhängig­
keit institutioneller Entwicklungen 
ausgeht. 

Es läßt sich also - trotz des schwedi­
schen Falles - weder eine allgemeine 
Abkehr von neokorporatistischen Ar­
rangements noch auch - trotz Rück­
gang des Organisationsgrades in vie­
len Ländern - eine allgemeine Krise 
der Gewerkschaften in Europa dia­
gnostizieren. Es kann vielmehr die Be­
hauptung begründet werden, daß im 
Hinblick auf die Europäische Wirt­
schafts-, vor allem aber Währungsuni­
on die Arbeitsbeziehungen eine wich­
tige Rolle spielen (werden) , weil die 
Lohn- und Einkommenspolitik we­
sentlich zur Aufrechterhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit sein wird. 

Die Zukunft der Arbeitsbeziehun­
gen auf Gemeinschaftsebene - so eine 
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weitere zentrale Aussage - liegt eher 
im Aufbau länderübergreifender Be­
ziehungen im Rahmen multinationaler 
Konzerne (bottom-up-approach) als in 
der Schaffung von europaweiten Rah­
meninstitutionen für die industriellen 
Beziehungen (top-down-approach). 

Wolfgang Blaas 

Literatur 

Pintarits, Sylvia, Österreich und das Euro­
pa der Regionen (= Studie im Auftrag der 
Republik Österreich, Bundeskanzleramt, 
mit einem Beitrag von Sonja Puntscher­
Riekmann, Wien 1 995). 

Anmerkungen 

(1 )  Die Analogie zur Regionalanalyse (auf 
europäischer Ebene) besteht darin, daß 
von einer Ausdünnung der Macht und 
Kompetenz des Nationalstaates durch 
Abgabe von Kompetenzen sowohl an 
die regionale als auch an die suprana­
tionale Ebene (Europa) gesprochen 
wird; vgl. Pintarits (1995).  

(2) Alle Beiträge wurden vor 1995,  also vor 
dem EU-Beitritt Österreichs, Schwe­
dens und Finnlands verfaßt. 
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KORPORATISMUS UND WIRT­
SCHAFTSWACHSTUM 

Rezension von: Andrew Henley, 
Euclid Tsakalotos, Corporatism and 

Economic Performance. 

A Comparative Analysis o! Market 
Economies, Edward Elgar, Aldershot 

1993, 218 Seiten, öS 869,85,-. 

Noch vor nicht allzu langer Zeit 
wurde in der Österreichischen Öffent­
lichkeit das System der Sozialpartner­
schaft diskutiert und kritisiert. Sämtli­
che Parteien lehnten es ab, entweder 
explizit und aggressiv oder zumindest 
implizit. Die Gründe dc•· ft'n�iheitlichen 
liegen auf der Hand: bis vor kurzem 
hatten sie in diesem Bereich keinen 
Einfluß, und überdies strebt ihr Vorsit­
zender eine "Dritte Republik " an- was 
immer das sei . l<'ür die Grünen sind die 
Sozialpartner "Betonierer" und für die 
Liberalen eine Nebcnregierung. Die 
Regierungsparteien hoben nicht nur 
eine grundlegende R��form der Kam­
mern verlangt - ohne 7.U erklären, wel­
chen Inhaltes diese sein sollte -, son­
dern sowohl der frühere Bundeskanz­
ler wie uuch der noch frühere Vize­
kanzler hatten sich expressis verbis 
dieses AnliegPn zu eigen gemacht. 
Nach dem von den Sozialpartnern prä­
sentierten Sparpaket und der Demon­
stration der politischen Parteien, daß 
sie zur Lösung diesP.s Problems - zu­
mindest in der letzten großen Koalition 
- nichL in der Lage seien, ist diese Kri­
tik allerdings verebbt. 

Freilich erfolgte eine solche Ableh­
nung nicht zum ersten :\fal. Als dje Ju­
gend nach 1968 zu neuen Ufern auf­
brach, erkannte sie sehr rasch in der 
Soziulpartnerschaft eine Säule des 
Kapitalismus. Und wenn diP.se auch 
nicht so leicht gestürzt zu werden ver­
mochte, su erschienen auf dem alsbald 
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okkupierten Fdd der Wissenschaft 
eine Fülle von Studien, welche für die 
Zeit nach der "Ölkrise" den Zusam­
menbruch der Sozialpartnerschaft in 
den nunmehr "wieder auflebenden 
Verteilungs�ämpfcn" prophezeiten. 
�atürlieh trat das Gegenteil ein, ja die 
Sozialpartnerschaft stand im Zeichr.n 
des "Austro-Keynesianismus". 

Ganz anders wird die Österreichi­
sche SozialpartnerschaLt im Ausland 
beurteilt. Die meisten dE�r einschlägi­
gen Studien betonten immer wieder 
die Bedeutung dieser Institution für 
die außerordentlichen wirtscnaftli­
chcn Erfolbre des Landes - siehe etwa 
Fl anagan/SoskicejUlman (1983). Auch 
die dem j��weiligen Zeitgeist nicht ver­
pflichteten östcrreichischcn Natio­
nnlölwnomen unterstrichen stets die 
zentrale Bedeutung der Sozialpartner­
schaft für die Österreichische Wirt­
schaftsentwicklung. 

Freilich begegneten auch diese For·­
scher immer dem Problem, daB sich 
deren Bedeutung weder quantitativ 
noch theoretisch olme wcileres isolie­
ren läßt. ln ersterem I•'all kann man 
Schlüsse aus der Streikstatistik ziehen 
oder den Einfluß dieser Institution auf 
die I .ohnentwicklung ökonometrisch 
untersuchen, in letzterem boten sich 
eigentlich nur Ansätze aus der Spiel­
theorie (Gefangenendilemma) oder der 
gntscheidung unter Unsichfrrheit. 

Nunmehr haben Henley und Tsaka­
lotos eine Studie über die Wirtschalls­
entwicklung der korporatistischen 
Staaten im Vergleich .zu jenen, die eher 
e.inem liberalistischen Konzept ver­
pflichtet waren, verfaßt. Das Spezifi­
sche an der Arbeit liegt jedoch durin, 
daß die Autoren ve1-suchen, den Ein­
fluß des Korparatismus theorc1isr.h 
von der Neu(m Institutionenökonomie 
her zu ermitteln. 

Die Bedeutung von Institutionen 

"Institutions matter for cconomic 
perfonnancc". Mit diesem Satz leiten 
sie ihre Arbeit ein und versuchen, 
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diese Aussagen an der Gegenüberstel­
lung von "liberalen" und "korporati­
stischen" Ländern zu exemplifizieren. 
Während sie zu den ersteren jene Staa­
ten zählen, die von möglichst unbehin­
derten Marktkräften eine optimale 
Wirtschaftsentwicklung erwarten, 
charakterisieren sie letztere durch 
weitgehend zentralisierte Lohnver­
handlungen, die überdies durch lang­
dauernde und stabile Beziehungen 
zwischen den Marktparteien gekenn­
zeichnet sind und daher weit über die 
Lohnbeziehung hinaus wirtschaftspo­
litisch wirksam werden. Träger dieser 
Beziehungen sind Organisationen, 
welche, in Zusammenarbeit mit dem 
Staat, zumeist das Ziel der Vollbe­
schäftigung verfolgen. Inflationäre 
Prozesse müssen in diesem Rahmen 
nicht über den Markt, also durch Ar­
beitslosigkeit, abgefangen, sondern 
können durch lohnpolitische Zurück­
haltung bekämpft werden. 

Ein Vergleich der EG-Staaten mit 
den � überwiegend korporatistischen � 

früheren EFTA-Ländern ergibt tat­
sächlich, daß zwar in allen nach 1975  
die Wachtsumsraten erheblich zu­
rückgegangen sind, aber letztere so­
wohl im Hinblick auf Inflation wie 
auch auf Arbeitslosigkeit wesentlich 
besser abschnitten als die EG. 

Um die Ursachen der Überlegenheit 
des korporatistischen Systems zu 
klären, setzen die Autoren mit der 
grundsätzlichen Frage an, welche Rol­
le Institutionen für den Wirtschaftsab­
lauf zukommt. (Freilich werden in die­
sem Zusammenhang unter Institutio­
nen weniger Gewerkschaften, Kam­
mern usw. � Organisationen � als le­
gale oder gewohnheitsmäßige Rege­
lungen verstanden, welche die Verhal­
tensweisen der Wirtschaftssubjekte 
bestimmen, also ihre Wahlmöglichkei­
ten beschränken.) 

Die Antwort der Neoklassik lautet 
einfach: gar keine. In dieser Welt agie­
ren Wirtschaftssubjekte, die aus­
schließlich durch den Tauschvorgang 
miteinander in Beziehung treten und, 
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weil vollständig informiert, rational 
auf Preissignale reagieren. Und wenn 
auf irgendeinem Markt kein Gleichge­
wicht zustande kommt, dann deshalb, 
weil Marktunvollkommenheiten eben 
den Marktmechanismus behindern. 

Der Einbruch in dieses theoretische 
Gebäude begann mit Coase (1937 )  
über die Transaktionskosten, welche 
überhaupt erst die Existenz eines Un­
ternehmens verständlich machen, weil 
Transaktionen Kosten verursachen, 
welche innerhalb des Unternehmens 
gegenüber externen Märkten verrin­
gert werden können. Williamson er­
weiterte diesen Ansatz über die hier­
archische Struktur von Unternehmun­
gen, welche insbesondere für wieder­
holte Transaktionen, die überdies spe­
zifische Investitionen erfordern und 
deren Resultate unsicher sind, den 
Markt ersetzen (1) .  Eine weitere Not­
wendigkeit dafür resultiert aus der 
" bounded rationality " der Wirt­
schaftssubjekte, als Folge der einge­
schränkten Information. North erwei­
tert diese Argumentation durch die 
Notwendigkeit, Verträge durchzuset­
zen, welche ein entsprechendes Insti­
tutionensystem voraussetzt. Dieses re­
duziert auch die Entscheidungsunsi­
cherheit , weil durch Gesetze oder so­
ziale Normen das Risiko der Akteure 
vermindert wird. 

Aus der nun schon recht umfang­
reich gewordenen Diskussion über das 
Geflecht institutioneller Beziehungen 
heben die Autoren die Aspekte der 
Langfristigkeit und des gegenseitigen 
Vertrauens heraus. "Trust reduces 
complex realities far more quickly and 
economically than prediction, autho­
rity or bargaining" (2). Soskice (1991)  
sieht jene Volkswirtschaften oder Un­
ternehmungen im Vorteil, die über 
"flexibly coordinated systems" verfü­
gen, welche durch die oben genannten 
Faktoren charakterisiert sind. Diese 
schließen keinesfalls den Markt aus, 
garantieren aber in den Beziehungen 
der Wirtschaftssubjekte hohe Stabi­
lität. 
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Natürlich ist durch alle diese Über­
legungen nicht unbedingt gesagt, daß 
alle Institutionen optimal funktionie­
ren. Die Autoren lassen diese Frage im 
Grundsätzlichen offen und setzen sich 
mit dem Funktionieren konkreter In­
stitutionen im Rahmen des Korpara­
tismus auseinander, etwa mit dem 
Problem der Lohnbestimmung. 

Lohnfindung im Korporatismus 

Unterstellt man, daß die Lohnhöhe 
über die - internationale - Konkur­
renzfähigkeit der Betriebe den Pro­
duktionsumfang und damit die Be­
schäftigung bestimmt, dann ergibt 
sich die Arbeitslosigkeit aus der Lohn­
bestimmung. Eine vollbeschäftigungs­
konforme Lohnsteigerung ist unter 
zwei Voraussetzungen denkbar: bei 
völligem Fehlen von Gewerkschaften ­
die Löhne ergeben sich aus der Markt­
lage - und bei höchster organisatori­
scher Konzentration. In letzterem Fall 
hält die große Gewerkschaft stets die 
gesamtwirtschaftlichen Folgen ihres 
Vorgehens im Auge. In den Zwi­
schenbereichen, in welchen mehrere 
Gewerkschaften eine gewisse Markt­
position errungen haben, aber dazu 
neigen, sich gegenseitig zu konkurren­
zieren, drohen die Löhne über den 
Gleichgewichtswert hinauszugehen. 
Dieser Zusammenhang wird durch 
den sogenannten "Calmfors-Driffil­
Buckel" demonstriert. Das gilt natür­
lich auch dafür, wie Reallöhne auf ex­
terne Schocks reagieren können. 

In dem von den Autoren angestellten 
internationalen Vergleich über die 
Zentralisation und Koordination der 
Lohnverhandlungen steht Österreich 
an der Spitze, ebenso wie die EFTA­
Staaten, welche fast alle einen hohen 
Zentralisationsgrad und nach 1975 ei­
ne wesentlich niedrigere Arbeitslosig­
keit aufwiesen als die EG-Staaten mit 
stärkerer Dezentralisation. 

Freilich begegnet der quantitative 
Nachweis für den Einfluß des Kor-
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poratismus auf den Arbeitsmarkt 
Schwierigkeiten, da die Bestimmungs­
gründe für die Lohnveränderungen 
vielfältig und auch jene der Arbeitslo­
sigkeit institutionell beeinflußt sein 
können (siehe lange Zeit in Schwe­
den). Die Autoren versuchen daher 
weiter auszuholen und Charakteri­
stika des Korparatismus im Bereich 
der politischen Ökonomie generell zu 
finden. Sie meinen, daß korporatisti­
sche Institutionen die Basis für lang­
fristige sowie umfassende Beziehun­
gen darstellen. 

So betreiben nach ansieht politolo­
gischer Studien Gewerkschaften auch 
eine zurückhaltende Lohnpolitik, um 
auf längere Sicht größeren Einfluß auf 
die allgemeine Politik zu erhalten; 
sie streben "politischen Austausch" 
an (3). Mögliche kurzfristige Vorteile 
in der Lohnverhandlung werden zu­
gunsten längerfristiger in anderen Be­
reichen, etwa der sozialen Sicherheit, 
aufgegeben. Diese Vorgangsweise 
scheint vor allem in den fünfziger J ah­
ren für die Österreichischen Arbeit­
nehmervertretungen charakteristisch 
gewesen zu sein. 

Auch hiefür bleibt der zentralisti­
sche Charakter dieser Organisationen 
wichtig, weil es darum geht, den je­
weiligen Mitgliedern längerfristige 
Ziele zu Lasten kurzfristiger verständ­
lich zu machen. Oder einfacher gesagt: 
zentralistische Organisationen errei­
chen eine höhere Disziplin ihrer Mit­
glieder. Nur unter dieser Vorausset­
zung wird ein solcher "politischer 
Austausch" möglich. 

In vielen Ländern geht die Integra­
tion der Sozialpartner in den politi­
schen Willensbildungsprozeß noch viel 
weiter. Natürlich hängen ihre Bewe­
gungsmöglichkeiten auch mit der poli­
tischen und rechtlichen Struktur eines 
Landes zusammen und damit, wie in­
tensiv und dauerhaft sie in die staatli­
che Pr · ·  •.ik eingebunden sind. Hier ste­
hen einander in Europa die Extrem­
positionen von Großbritannien und 
Österreich gegenüber. Ein wesentliches 
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Element in Österreich wird in den ge­
setzlich fundierten Kammern gesehen 
(4). Sie können als Basis für einen lang­
dauernden Prozeß politischer Koopera­
tion gelten, der für die stark korporati­
stischen Länder charakteristisch ist. 

Natürlich wird Korparatismus nur 
funktionieren, wenn beide Marktpar­
teien annehmen können, daß dieser 
ihren Interessen entgegenkommt. Als 
Gegenbeispiel nennen die Autoren den 
geplanten Arbeitnehmerfonds in 
Schweden, der letztlich zu einer Ab­
schaffung des Privateigentums zumin­
dest an den Großbetrieben führen 
hätte können. 

Korporatismus und Wirtschafts­
wachstum 

Letztlich stellen die Autoren die 
Frage, über welche ökonomischen Va­
riablen der Korparatismus das Wirt­
schaftswachstum beeinflussen könnte. 
Hiebei nennen sie zuerst das Problem, 
wie ein profit squeeze zu vermeiden 
sei, welcher die Investitionen reduzie­
ren würde. Die Dauerhaftigkeit der 
Beziehungen zwischen den Interessen­
organisationen in korporatistischen 
Ländern sichert eine zurückhaltende 
Lohnpolitik, welche wieder die Er­
wartungen der Unternehmer und da­
mit die Investitionsquote stabilisiert. 
Einige empirische Evidenz dafür wird 
angeführt. Dieser Zusammenhang 
wurde bereits im Kapitel über die ge­
werkschaftliche Lohnpolitik berührt. 

Weiters fördere der Korporatimus 
auch die Konkurrenzfähigkeit, weil er 
Industriepolitik, also Änderungen der 
Industriestruktur, erleichtere. Die Au­
toren haben hier vor allem die Indu­
striepolitik Schwedens in den siebzi­
ger Jahren im Auge, sind sich aber der 
Problematik ihrer Aussage bewußt 
und weisen daher auch auf die indi­
rekten industriepolitischen Auswir­
kungen einer aktiven Arbeitsmarktpo­
litik hin, welche von allen korporati­
stischen Staaten betrieben werde. 
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Letztlich prüfen sie die Auswirkun­
gen von Einkommensverteilung bzw. 
Wohlfahrtsstaat auf das Wirtschafts­
wachstum. Hier wirkt der Zusammen­
hang schon etwas gezwungen. Man 
kann den Autoren nur darin zustim­
men, daß ein gewisser Egalitarismus 
oder ein hoch entwickeltes System der 
sozialen Sicherheit Strukturänderun­
gen erleichtert. 

Die Frage, wieweit der Korparatis­
mus die makroökonomische Politik 
beeinflusse, wird durch eine Ausein­
andersetzung mit der neuen klassi­
schen Makroökonomie eingeleitet, 
welche ja die Linie der "Nichtpolitik" 
vertritt. Die Autoren verweisen im 
Kern darauf hin, daß dieses Modell die 
Möglichkeit des Verteilungskonflikts 
und damit die Realität negiert; 
tatsächlich seien inflationäre Ent­
wicklungen in jenen Ländern, welche 
dem Monetarismus anhängen, keines­
wegs durch Marktkräfte, sondern 
durch diskretionäre restriktive Wirt­
schaftspolitik mit beträchtlichen Ko­
sten an Beschäftigung und Produktion 
beseitigt worden. Wenn sich aber die 
Notwendigkeit von Wirtschaftspolitik 
ergibt, dann ermöglicht der Korpara­
tismus Interventionsmöglichkeiten, 
die sogar über die Lohnpolitik hinaus­
gehen. Die Autoren verweisen hiebei 
auf die austrokeynesianische Erfah­
rung. 

Kann der Korporatismus überleben? 

Freilich, trotz beträchtlicher Erfolge 
gerät das korporatistische System in 
jüngerer Zeit unter immer stärkeren 
Druck. Die stets fortschreitende effek­
tive wie formale Integration der 
Volkswirtschaften in größere ökono­
mische Einheiten engte den wirt­
schaftspolitischen Spielraum der 
Staaten immer mehr ein. Expansions­
politik in einem Land werde immer 
schwieriger. Hohe Besteuerung zum 
Zwecke der Einkommensnivellierung 
würde zu Kapitalflucht führen, eine 
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flexible Wechselkurspolitik sei - selbst 
wenn man sie als sinnvoll betrachtet -
nicht möglich. Das Interesse der Ar­
beitgeber an zentralisierten Lohnver­
handlungen gehe infolge der hohen 
Arbeitslosigkeit in vielen Ländern 
verloren - Österreich bilde hier eine 
Ausnahme ! Auch die Arbeitnehmerin­
teressen beginnen sich zu differenzie­
ren, wie die schwedische Entwicklung 
zeige. Schließlich führe auch der 
schwindende Einfluß der Sozialdemo­
kratie zur Einengung der Möglichkei­
ten für eine korporatistische Politik. 
Ob diese Schwächung durch eine 
übernationale Renaissance im Rahmen 
der EU kompensiert werden könnte, 
stellen die Autoren zumindest in Fra­
ge, weil die entsprechenden institutio­
nellen Gegebenheiten auf internatio­
naler Ebene fehlen, auch wenn die EU 
prinzipiell dem korporatistischen Ge­
dankengut gegenüber positiv einge­
stellt sei. 

Andererseits betonen die Autoren, 
daß man sich nicht über die vergange­
nen Erfolge des Korparatismus hin­
wegsetzen könne. Es sei eben eine spe­
zifische Verhandlungskultur entstan­
den, auf welche man schwerlich ver­
zichten werde. Das Problem der Unsi­
cherheit und der potentiellen Konflik­
te bleibe schließlich bestehen. 

Henley und Tsakalotos haben in 
souveräner Kenntnis der einschlägi­
gen Literatur eine Fülle von Argumen­
ten präsentiert, welche den Korpara­
tismus unter dem Gesichtswinkel der 
neueren theoretischen Entwicklung in 
der Nationalökonomie definieren und 
seine Auswirkungen auf das Wirt­
schaftswachstum darlegen. Für letzte­
res wird auch einige empirische Evi­
denz geboten. Dennoch lassen sich zu 
dieser äußerst verdienstvollen Arbeit 
einige kritische Bemerkungen formu­
lieren. 

Grundsätzlich ist den Autoren vor­
zuwerfen, daß sie den Verfall des kor­
poratistischen Modells fast aus­
schließlich exogenen Ursachen zu­
schreiben. Es wäre wohl zu prüfen ge-
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wesen, ob der wirtschaftliche Abstieg 
Schwedens - Stagnation und Arbeits­
losigkeit, strukturelles Budgetdefizit, 
massive Verschuldung mit entspre­
chender Zinsbelastung, Leistungsbi­
lanzdefizit - aus den spezifischen Be­
dingungen des Korparatismus ent­
standen sei, ob diese Entwicklung alle 
Industriestaaten betroffen habe oder 
einfach die Folge der falschen Politik 
Palmes gewesen sei. Auch hätten die 
Autoren noch etwas intensiver der 
Frage nachgehen müssen, ob das kor­
poratistische System nicht zu Struk­
turversteinerung neige, oder allzusehr 
Gewinne begünstige, weil zuviele Re­
gelungen und Absprachen die Kon­
kurrenz beschränkten - siehe das 
Hochpreisland Österreich ! 

Diese Einwände vermögen freilich 
den Wert dieser Untersuchung in kei­
ner Weise zu schmälern. Sie trägt eini­
ges dazu bei, die außerordentliche 
Österreichische Wirtschaftsentwick­
lung verständlich zu machen. 

Felix Butschek 

Anmerkungen 

(1) Williamson ( 1 975,  1985). 
(2) Powell ( 1991)  273 .  
(3)  "Political exchange",  siehe Pizzorno 

( 1 978). 
(4) Marquand ( 1 988).  
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ÖKONOMISCHE MIGRATIONS­
FORSCHUNG 

Rezension von: Horst Siebert (Hrsg.), 
Migration: A Challenge to Europe. 

Symposium 1 993,  J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck), Tübingen 1 994, 290 Seiten, 

öS 845 ,-. 

Das Buch enthält 12 Beiträge zu 
einer Konferenz gleichen Titels am 
Kieler Institut für Weltwirtschaft im 
Juni 1993 .  Alle sind in Englisch gehal­
ten, und elf Beiträge werden durch 
einen kurzen Kommentar je eines Dis­
kutanten ergänzt. Die ersten drei sind 
unter dem Übertitel "Perspektiven 
und Ursachen internationaler Migra­
tion" gruppiert, die nächsten vier un­
ter "Auswirkungen von Migration" ,  
drei weitere unter "Migrationsbezug 
der Transformation sozialistischer 
Ökonomien" ,  und die beiden letzten 
unter "Politische Fragen" .  In Wirk­
lichkeit durchzieht das Thema der Mi­
grationsfolgen den ganzen Band. Die 
anderen drei Themen werden selbst in 
den ihnen zugeordneten Aufsätzen 
meist nur kursorisch behandelt. Bei 
den drei Aufsätzen über Perspektiven 
und Ursachen ist einer recht inhalts­
leer (M. Stürmer über Sicherheits­
aspekte) und einer gehört eindeutig 
zum Thema der Migrationsfolgen 
(0. Stark). Beim Migrationsbezug der 
Transformation sozialistischer Ökono­
mien entspricht ebenfalls nur ein Auf­
satz wirklich dem Thema (C. Wyplosz), 
während von den anderen beiden einer 
über Wachstumstheorie mit einem 
Auge auf Faktormobilität (A. 0. Krue­
ger) und der andere allgemein über die 
Ursachen von Migration (R. E .  B .  Lu­
cas) ist. Diese Rezension orientiert sich 
daher nicht an der vom Herausgeber 
vorgegebenen Ordnung, sondern geht 
vor allem auf die Kosten-Nutzen-Dis-
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kussion ein. Es wird von der Annahme 
ausgegangen, sie diene letztlich der 
Optimierung des Nettoergebnisses von 
Zuwanderung, so daß in der Rezension 
vor allem der Aspekt der Optimierung 
mittels politischer Normsetzung ange­
sprochen wird. 

1 .  Zur Optimierung der Folgen von 
Zuwanderung. 

Klaus F. Zimmermanns Beitrag ist 
der vorletzte im vorliegenden Buch. 
Ich nehme ihn hier als symptomatisch 
für die migrationspolitische Literatur 
von Ökonomen im deutschsprachigen 
Raum und gewähre ihm deshalb mehr 
Raum. Die weiteren Beiträge werden 
entsprechend kürzer behandelt. Er 
stellt zwei Fragen: Welche Auswahl­
mechanismen könnten im europäi­
schen Kontext zu einer Optimierung 
der wirtschaftlichen Ergebnisse von 
Zuwanderung führen, und welche 
Maßnahmen könnten bei der Kontrolle 
von Migrationsströmen Erfolg haben? 

Ohne weitere Ausführungen geht er 
offenbar von der Annahme aus, die 
wirtschaftlichen Ergebnisse von Zu­
wanderung seien ausschließlich vom 
(in der Wirtschaft des Ziellandes ver­
wertbaren) Können und Wissen der 
Zuwanderer und von der Anzahl der 
Zuwanderer abhängig, so daß politi­
sche Einflußnahme auf diese beiden 
Parameter entscheidend sei. Logi­
scherweise wendet sich Zimmermann 
daher der Untersuchung der qualitati­
ven Zusammensetzung der Zuwande­
rung nach Europa und ihrer mengen­
mäßigen Regulierung zu. 

Zunächst referiert er die geografi­
sche Herkunft und die Branchenver­
teilung der Zuwanderer in der (seiner­
zeitigen) EU bzw. in der BRD, der 
Schweiz und den USA. Die möglichen 
Ursachen der unterschiedlichen Mu­
ster werden nicht untersucht. Zim­
mermann begnügt sich mit einer eher 
lapidaren Aussage: Daß die Verteilung 
der Einwanderer nach Branchen in 
den USA eher jener der Gesamtbevöl­
kerung ähnelt, während sie das in 
Europa eher nicht tut, spiegle mögli-
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eherweise die Tatsache, daß Migration 
in Europa von vornherein eher tem­
porär und eher auf Branchen mit 
weniger attraktiven Jobs konzentriert 
sei. 

Der erste Teil der "Tatsache" ist ein­
deutig falsch und der zweite ist keine 
Erklärung, sondern verlangt nach 
einer. Die Gesamteinwanderung in die 
USA ist in erheblichem Maß temporär 
und war das auch immer, wie dem ein­
leitenden Beitrag Barry Eichengreens 
im vorliegenden Buch zu entnehmen 
ist. Der Unterschied zwischen den 
USA und der BRD bzw. der Schweiz 
(oder noch extremer Österreich) liegt 
kaum in den Aufenthaltsabsichten der 
Zuwanderer oder in den tatsächlichen 
Niederlassungsmustern, sondern in 
den Absichten und den Annahmen be­
züglich der erwünschten Aufenthalts­
dauer, von der der Gesetzgeber und 
die Behörden in den verschiedenen 
Ländern ausgehen. 

Hätte Zimmermann seine Betrach­
tungen auf andere europäische Länder 
ausgedehnt, etwa die Niederlande -
über die bei dieser Konferenz rele­
vante Erkenntnisse von Molle und 
Zandvliet präsentiert wurden - oder 
Schweden, und hätte er auch den 
"Sektor" Arbeitslosigkeit einbezogen, 
dann wäre er auf noch andere Muster 
der Branchenverteilung von Einheimi­
schen und Einwanderern gestoßen, die 
ihre Ursache in der Mittelposition der 
Politik und des Rechts dieser Länder 
zwischen Österreich und den USA ha­
ben. 

Dem folgt ein Versuch, herauszufin­
den, ob Asylwerber ökonomische Mo­
tive haben oder nicht. Zimmermann 
macht eine ökonometrische Analyse 
der Verteilung der Asylwerber 1983 
bis 1991  über 14 europäische Länder, 
darunter auch Österreich. Die unab­
hängigen Variablen sind Arbeitslosig­
keit, reale Stundenlöhne in der Indu­
strie und die Größe des Industriear­
beitsmarkts im Zielland, jeweils im 
Verhältnis zum Durchschnitt der eu­
ropäischen OECD-Länder, die abhän-
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gige Variable ist der Anteil des jeweili­
gen Landes an der Gesamtzahl der 
Asylwerber in Europa zwischen 1983 
und 1991 .  Eine OLS-Prozedur wird 
angewandt. Ausgewiesen werden vier 
verschiedene Ergebnisse mit jeweils 
unterschiedlichen Annahmen über die 
statistische Unabhängigkeit der Va­
riablen. Je akzeptabler diese Annah­
men werden, desto weniger aussage­
fähig wird das Ergebnis. Zum Schluß 
ist die relative Arbeitslosigkeit nicht 
mehr signifikant. Nur mehr die rela­
tive Höhe der Industrielöhne und die 
relative Größe des Industriearbeits­
marktes sind es. 

Zimmermann schließt daraus, Asyl­
werber hätten nicht nur, aber auch 
ökonomische Motive, so daß ihr Mi­
grationsverhalten wirtschafts- und so­
zialpolitisch beeinflußbar sei. Diese 
Schlußfolgerung entspricht seiner 
Analyse aber nur oberflächlich. Sehen 
wir uns die drei unabhängigen Varia­
blen der Reihe nach an. Die Größe des 
Arbeitsmarktes ist bei einem OECD­
Land kein Indikator des wirtschaftli­
chen Erfolgs, sondern nur seiner 
Größe und mithin seiner weltwirt­
schaftliehen Bedeutung. Ein migrati­
onswilliger Arbeiter kann daraus 
nicht auf seine eigenen Erfolgsaus­
sichten nach der Migration schließen. 
Arbeitsmigration wird sich daher 
nicht nach der Größe des Arbeitsmarkts 
richten, sondern nach den Erfolgsaus­
sichten. Daß die Größe des Arbeits­
markts bei Asylwerbern eine Variable 
mit signifikantem Einfluß auf ihre Ver­
teilung zwischen den europäischen 
OECD-Ländern ist, belegt daher gerade 
das Fehlen eines ökonomischen Motivs. 

Asylwerber orientieren sich offen­
bar eher an der weltwirtschaftliehen 
und damit weltpolitischen Bedeutung 
und folglich Bekanntheit des jeweili­
gen Landes. Die beiden anderen unab­
hängigen Variablen, industrieller 
Stundenlohn und Arbeitslosigkeit 
können nicht separat voneinander be­
trachtet werden. Einkommensunter­
schiede beschreiben stets nur ein Mi-
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grationspotentiaL Erst wenn ihnen 
ausreichende Chancen, auch tatsäch­
lich eine Beschäftigung zu finden, zur 
Seite stehen, kann Migration wirklich 
stattfinden. Bei ökonomisch motivier­
ter Migration müßte daher erwartet 
werden, daß gerade Unterschiede in 
der Arbeitslosigkeit zwischen Ziel­
ländern signifikant sind. Daß sie es im 
vorliegenden Fall nicht sind, ist daher 
ein wichtiger Indikator für das Fehlen 
ökonomischer Motive. Die Stunden­
löhne hingegen waren signifikant. 
Daraus könnte man nun tatsächlich 
versucht sein zu folgern, ein ökonomi­
sches Motiv spiele bei der Wahl des 
Asyllands eine Rolle. 

Zimmermann nahm 14 europäische 
OECD-Länder für seine Analyse. We­
sentliche reale Lohnunterschiede gibt 
es vor allem zwischen Griechenland, 
Portugal und Spanien einerseits und 
den anderen elf andererseits. Nähme 
man die drei ärmeren Länder aus der 
Analyse, dann verblieben zwischen 
den übrigen noch immer große Unter­
schiede beim Anteil an der Gesamt­
zahl der Asylwerber in Europa, nur 
wären jetzt die Lohnunterschiede so 
gering, daß sie vermutlich nicht mehr 
signifikant wären für die Erklärung 
der Asylwerberanteile. Was dann 
bleibt, ist, daß Asylwerber, insofern 
sie eine Wahl zwischen verschiedenen 
europäischen Ländern treffen, dies 
nach der Bedeutung des jeweiligen 
Landes in der Welt tun und nicht nach 
ökonomischen Kriterien. 

Zimmermann hat also keinen Nach­
weis für das Vorhandensein ökonomi­
scher Motive erbracht. Er hat nur sei­
ne eigenen Ergebnisse falsch interpre­
tiert. Freilich ist damit nicht bewiesen, 
daß es kein ökonomisches Motiv gibt. 
Es könnte einfach sein, daß dieses sich 
in der Wahl irgendeines europäischen 
Landes ausdrückt, statt eines asiati­
schen oder afrikanischen Nachbarlan­
des (1) .  

Im Rest seines Beitrags spricht Zim­
mermann eine breite Palette von mi­
grationspolitischen Möglichkeiten an, 
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um die finanzielle und wirtschaftliche 
Verantwortung für Asylwerber gleich­
mäßig über Europa zu verteilen und 
Einwanderung generell unproblema­
tisch zu machen. In Übereinstimmung 
mit seiner unausgesprochenen Aus­
gangshypothese, das Problem bestehe 
in der Menge und Geschwindigkeit 
von Zuwanderung und in der Ausstat­
tung der Zuwanderer mit Können und 
Wissen, sind es vor allem die Auswahl 
und die mengenmäßige Regulierung 
der Migranten, denen er Aufmerksam­
keit schenkt. 

Darüber hinaus referiert er aber 
auch kurz integrationspolitische Maß­
nahmen, allerdings nicht, wie auch 
sein Koreferent Böhning anmerkt, in 
einem Maß, das ihrer Bedeutung für 
die wirtschaftlichen, sozialen und po­
litischen Ergebnisse von Zuwande­
rung entspräche. Diese - entschei­
dende - Schwäche teilt er mit prak­
tisch der gesamten ökonomischen Li­
teratur zu Migrationspolitik. So gut 
wie alle Autoren berücksichtigten die 
beiden Dimensionen Quantität der 
Zuwanderung und Qualität der Zu­
wanderer, aber so gut wie allen ent­
geht die Dimension Qualität der Auf­
nahme im Zielland. 

So nützt es zum Beispiel nichts, Ein­
wanderer nach ihrem Können und 
Wissen auszuwählen, wenn sie her­
nach systematischer Dequalifikation 
ausgesetzt werden. Dahingehender 
Druck entsteht in der BRD, besonders 
jedoch in Österreich, von der rechtli­
chen Schlechterstellung ausländischer 
Staatsangehöriger her. Zimmermanns 
Beitrag ist insofern wichtig, als er das 
Thema Integrationspolitik überhaupt 
anspricht, auch wenn er übersieht, daß 
ihm eine unmittelbare wirtschaftliche 
und politische Bedeutung (Arbeitslo­
sigkeit, Löhne, Substitution, Struktur 
der Wirtschaft) zukommt. Wenn er fol­
gert, daß Selektion in Australien und 
in Kanada funktioniert habe, dann 
müßte er unmittelbar ergänzen, daß 
sie nur funktionieren konnte, weil zu­
gleich permanenter Aufenthalt garan-
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tiert und fast sofortiger Zugang zur 
Staatsbürgerschaft gewährt wurde, 
statt letzteres im allerletzten Absatz 
noch inter alia rasch anzuführen (2). 

Felderer widmet seinen Beitrag der 
Frage, welche Anpassungsprozesse, 
besonders im Arbeitsmarkt, eine 
größere Einwanderung mit sich brin­
ge, und handelt sie am bundesdeut­
schen Beispiel mit Ergänzungen be­
treffend Kanada und Österreich ab. 
Sein besonderes Augenmerk gilt dabei 
der Versöhnung widersprüchlich er­
scheinender Ergebnisse von empiri­
schen Studien. Während nämlich eine 
Anzahl von Studien in Bevölkerungs­
wachstum, sei es nun natürlich oder 
durch Immigration zustande gekom­
men, negative Folgen für das Wachs­
tum der Pro-Kopf-Einkommen sieht, 
kommen andere zum gegensätzlichen 
Ergebnis. Die Lösung liegt nach Fel­
derer in der Unterscheidung zwischen 
den kurzfristigen und den langfristi­
gen Folgen. Während die ersteren ne­
gativ sein mögen, sind es die letzteren 
eher nicht (3). Die kurze Frist sei dabei 
mit nicht mehr als drei Jahren zu ver­
anschlagen, die lange mit ca. 15 Jahren 
(S. 78) .  

Felderer vermeidet klare migra­
tionspolitische Schlußfolgerungen. 
Deutlich wird, daß er Zimmermanns 
Auffassung, Einwanderung führe in 
der Bundesrepublik zur Verdrängung 
von einheimischen Arbeitern und zur 
Verbesserung der Beschäftigungs- und 
Einkommenssituation von Angestell­
ten (S. 74,  228),  nicht nur teilt, sondern 
dazu neigt, sie auf andere Länder, 
etwa Österreich zu übertragen. In der 
ökonomischen Literatur wird stets 
vermieden, darauf hinzuweisen, daß 
ein solches Ergebnis nicht verallge­
meinerbar ist, sondern aus den rechtli­
chen Bedingungen des jeweiligen Lan­
des entspringt; so auch hier. Insbeson­
dere sind die aufenthalts-, sozial- und 
arbeitsrechtlichen Unterschiede zwi­
schen ausländischen und einheimi­
schen Staatsangehörigen von ent­
scheidender Bedeutung für die wirt-
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schaftlieh relevante Zusammenset­
zung der Einwanderung und für die 
Art und Weise der wirtschaftlichen 
Nutzung der Einwanderer (4). 

Der Beitrag von Axel Börsch-Supan 
vergleicht für die ERD die Effekte auf 
die Pensions- und die Pflegeversiche­
rung von vier Einwanderungsszena­
rien. Das Statistische Bundesamt geht 
in seiner Bevölkerungsprojektion von 
stetig fallender Einwanderung aus, 
von 500 .000 1992 auf 150 .000 1995 ,  
100 .000 im Jahr 2000 und 45 .000 jähr­
lich ab 2010 .  Das Institut für Arbeits­
markt- und Berufsforschung (IAB) in 
Nürnberg nimmt einen Rückgang der 
Einwanderung auf 130 .000 pro Jahr 
bis 2010  und anschließende Stagnati­
on an. Diesen beiden stellt der Autor 
zwei andere Szenarien gegenüber, 
nämlich eine "Welle" von 500.000 Ein­
wanderern jährlich 1992 bis 1995 und 
dann ein gleichmäßiges Abfallen auf 
45 .000 im Jahr 2010  und Stabilisie­
rung auf diesem Niveau, und ein Sze­
nario stetiger Einwanderung von 
300 .000 Personen pro Jahr ab 1995 .  

Sein hauptsächliches Ergebnis ist, 
daß im letzten Szenario im Jahr 2030 
nur 40 bis 45 Prozent der gesamten 
Lohnkosten für die Pensions- und die 
Pflegeversicherung aufgewendet wer­
den müßten, während es im Szenario 
des Statistischen Bundesamtes 55 bis 
60 Prozent wären. Da es sich bei den 
Sozialversicherungsbeiträgen um Ab­
züge vom Bruttolohn plus Nebenko­
sten handelt, entstünde durch stetige 
Einwanderung ein - relativ gesehen ­
positiver Nettolohneffekt. Dieser wie­
ge den negativen Effekt der Einwan­
derung auf die Bruttolöhne mehr als 
nur auf. Langfristig das zweitbeste, je­
doch wesentlich schlechtere Ergebnis 
würde durch das !AB-Szenario er­
reicht. 

Das Buch enthält zwei theoretische 
Beiträge von Oded Stark. Seine Arbei­
ten zur mikroökonomischen Migrati­
onstheorie sind in den letzten fünf 
Jahren von einem immer breiteren Pu­
blikum zur Kenntnis genommen wor-
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den. Heute wird er vielfach in einem 
Atemzug mit Michael Todaro genannt, 
dem einflußreichsten Migrationstheo­
retiker der letzten 25  Jahre. Kommen­
tatoren konstruieren gerne einen Ge­
gensatz zwischen Todaro und Stark, 
obwohl es sicher zielführender wäre, 
Stark als Ergänzung zu lesen, wie das 
etwa bei Hoddinott ( 1994) geschieht. 

Im ersten der beiden Beiträge mo­
delliert Stark die Idee, der wirtschaft­
liche Erfolg von Zuwanderern sei 
nicht so sehr von ihrem individuellen 
Können und Wissen als von den Attri­
buten jener Personengruppe abhängig, 
von der sie aufgenommen werden. Das 
wesentliche Attribut scheint ihm nicht 
die Ausstattung der Gruppe mit Kön­
nen und Wissen zu sein, als vielmehr 
die Möglichkeit, innerhalb der Gruppe 
wirtschaftlichen Austausch auf der 
Basis von Vertrauen abwickeln zu 
können, weil die Individuen bekannt 
sind und Transaktionen mit nicht ver­
trauenswürdigen Partnern ausge­
schlossen werden können. Dasselbe 
wäre zwischen anonymen Partnern 
nicht möglich, wodurch die durch­
schnittlichen Transaktionskosten zu­
nähmen. 

So wäre erklärbar, daß lokale, eth­
nisch homogene Einwandererpopula­
tionen immer wieder einen höheren 
durchschnittlichen Lebensstandard 
erreichen als die einheimische Bevöl­
kerung. Eine Politik der gleichmäßi­
gen, dünnen Verteilung der Einwande­
rer würde dem entgegenwirken. 
Gleichzeitig heißt das, daß eine Politik 
selektiver Immigration von Personen 
mit höherer Qualifikation nicht unbe­
dingt zum gewünschten Ergebnis 
führen muß, wenn den Einwanderern 
nicht das Vertrauen entgegengebracht 
wird, daß sie das gewünschte Können 
und Wissen auch tatsächlich haben. In 
einer Population gleichen Ursprungs 
wäre das eher der Fall als in der ein­
heimischen oder einer von andernorts 
zugewanderten Bevölkerung. Kritik 
an Starks Idee könnte vielleicht da­
hingehen, daß bei weitem nicht alle lo-
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kal ethnisch homogenen Gruppen von 
Einwanderern wirtschaftlich erfolg­
reich sind. Notwendig scheint zusätz­
lich, daß überhaupt die wesentliche 
Voraussetzung für wirtschaftliche 
Transaktionen innerhalb der Gruppe 
erfüllt ist, nämlich Kontrolle über 
Ressourcen. Ein erster Eindruck ist, 
daß vor allem Einwanderergruppen 
mit professionellem und unternehme­
rischem Hintergrund erfolgreich sind 
(Sikhs in England, Koreaner in den 
USA), und zwar besonders dann, wenn 
die Gruppe zusätzlich abhängige Ar­
beitskräfte derselben Herkunft umfaßt 
(Kubaner in Florida). 

Im zweiten Beitrag, zusammen mit 
Oded Galor erdacht und verfaßt, wird 
eine andere Idee modelliert, nämlich 
daß eine Einwanderung, selbst wenn 
sie auf die Löhne und die Beschäfti­
gungschancen keine direkten Auswir­
kungen hat, dennoch Folgen für das 
Humankapitalniveau und damit für 
die Wirtschaft insgesamt haben kann. 
Stark und Galor nehmen an, je höher 
das durchschnittliche Niveau an Hu­
mankapital in einer Gesellschaft, de­
sto größer sei der Zugewinn an Hu­
mankapital aus einer gegebenen Inve­
stition. Wenn in eine Gesellschaft mit 
hohem Niveau eine sehr große Ein­
wanderung niedrigeren Niveaus oder 
eine kleine Einwanderung sehr niedri­
gen Niveaus stattfinde, dann falle da­
durch das durchschnittliche Niveau an 
Humankapital und folglich sinke der 
Ertrag aus Investitionen. In weiterer 
Folge nähmen die Investitionen selbst 
ab, und die betreffende Wirtschaft be­
gänne einen Übergang zu einem stabi­
len Zustand mit niedrigerem Durch­
schnittsniveau an HumankapitaL Die 
kurzfristige und möglicherweise auch 
langfristige Folge wären fallende Pro­
Kopf-Einkommen der Beschäftigten. 

Das Modell gibt eine Vermeidungs­
strategie vor, nämlich plötzlichen, 
großen Zustrom niedrig qualifizierter 
Arbeiter in den Arbeitsmarkt nicht 
zuzulassen, sondern eine Verteilung 
über einen ausreichenden Zeitraum 
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anzustreben. Insgesamt handelt es sich 
aber in praktisch jedem denkbaren 
Fall immer nur um minimale Effekte. 
Der Beitrag ist ein für Stark typisches, 
ausgeklügeltes Gedankenexperiment, 
dessen empirische Bedeutung jedoch 
nicht überschätzt werden sollte. 

2 .  Abwanderung: Ursachen und Fol­
gen 

Die Ursachen von Abwanderung 
sind ein zweites relativ häufig ange­
sprochenes Thema im Buch. Die Be­
handlung ist aber nicht sehr tiefge­
hend. Robert E. B. Lucas zählt in sei­
nem Beitrag eine Anzahl von Elemen­
ten auf, die in individuelle Abwande­
rungsentscheidungen eingehen kön­
nen, und untersucht primär die Frage 
der Kosten der Abwanderung für die 
zu Hause Verbleibenden. Lucas prä­
sentiert zwar einen leicht lesbaren 
Text, neigt aber inhaltlich nicht zu 
Simplifizierung. Seine hauptsächliche 
Mitteilung ist daher, Abwanderung 
und ihre Effekte hingen von den kon­
kreten Umständen ab, und davon 
müsse auch die diesbezügliche Politik 
abhängen. Das mag banal klingen, 
aber Lucas steht damit im Gegensatz 
zu allen anderen Beiträgen des Bu­
ches. 

Anne 0. Krueger behandelt die Fra­
ge dagegen von einem makroökonomi­
schen Standpunkt aus und eher kurso­
risch. Sie vergleicht das Verhältnis 
zwischen den USA und Mexiko mit je­
nem zwischen der EU und ihren östli­
chen Nachbarn. Auf der Basis von 
zwei oberflächlichen Ähnlichkeiten, 
nämlich Größe der Bevölkerungen und 
Verhältnis der Pro-Kopf-Einkommen, 
schließt sie, daß Ost-West-Migration 
in Europa etwa das Ausmaß der Süd­
Nord-Migration in Nordamerika er­
reichen müßte. Ihr Hauptpunkt nimmt 
geradezu die Form einer Drohung an: 
Entweder öffneten sich die EU-Län­
der für Importe aus Osteuropa und be­
schleunigten damit auch den Kapital­
transfer dorthin, oder sie hätten Ein­
wanderung großen Ausmaßes zu ge­
wärtigen (5). 
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So einfach ist die Sache selbstver­
ständlich nicht. So weist Kruegers 
Diskutant, Kar-yiu Wong, am Bei­
spiel Chinas auf die Gleichzeitigkeit 
raschen Wirtschaftswachstums und 
zunehmender Auswanderung hin 
(S . 1 7 1) .  Dieser Zusammenhang, 1990  
von der U.S .  Commission on Interna­
tional Migration and Cooperative 
Economic Development populari­
siert, wird auch von Lucas (S. 2 04) 
und von Zimmermann (S. 241)  ange­
sprochen. 

Charles Wyplosz untersucht die Fra­
ge, wieso es trotz der großen Lohn­
und Kaufkraftunterschiede nicht zu 
massiver Migration zwischen Ost- und 
Westeuropa bzw. zwischen - zum Bei­
spiel - Portugal und der BRD komme. 
Er argumentiert, erfolgreiche Reform 
und Wirtschaftswachstum führten zu 
(erwarteten) Lebenseinkommen, die 
deutlich über den gegenwärtigen Ein­
kommen liegen, und daß die Beschäfti­
gungschancen von Zuwanderern viel 
schlechter seien, als es die Arbeitslo­
senraten der Einwanderungsländer 
glauben machen würden. Sein Argu­
ment ist im wesentlichen ein Analo­
gieschluß von Portugal auf Osteuropa.  
Wenn es daher stimmt, wie Baganha 
und Peixoto (1994) jüngst ausgeführt 
haben, daß ab Mitte der achtziger Jah­
re die Abwanderung aus Portugal 
nach und nach wieder zunahm, dann 
bricht Wyplosz Argument ein. Es 
bricht freilich nicht zusammen, denn 
die neue portugiesische Migration 
blieb durchaus in Grenzen. 

Insgesamt kann das Buch als eine 
Bestandsaufnahme in Form von Bei­
spielen des Standes der ökonomischen 
Diskussion über die Ursachen und 
Folgen von Migration gelesen werden. 
Die einzelnen Auffassungen werden in 
ihrer Widersprüchlichkeit relativ klar 
und im großen und ganzen ohne 
selbstkritisches Zögern vorgetragen. 
Das Buch muß daher unbedingt kri­
tisch gelesen werden. 

August Gächter 
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Anmerkungen 

(1) Dagegen spricht, daß Nachbarländer 
oft keine Sicherheit bieten und direkte 
Flugverbindungen zu anderen Ländern 
derselben Region oft nicht existieren. 

(2) Der Aufsatz enthält auf seiner ersten 
Seite auch eine Ironie feministischer 
Schreibweise. Zimmermann läßt dort 
ausgerechnet den typischen Asylwerber 
eine Frau sein, obwohl es sich zu drei 
Viertel und mehr um Männer handelt. 

(3) Als ein Beispiel für die kurzfristig nega­
tiven Folgen dient ihm die Zunahme 
der ausländischen Arbeitskräfte um ca. 
120.000 in Österreich zwischen 1989 
und 1991 .  Durch einen Druckfehler 
wird sie im Text als eine Zunahme um 4 
statt um 74 Prozent bezeichnet. 

(4) Zu den sozialen und wirtschaftlichen 
Integrationsleistungen des Rechtssy­
stems von acht europäischen Ländern, 
darunter auch die ERD, Österreich, die 
Schweiz und Schweden, siehe jetzt 
Cinar u. a. (1995). 

(5) In einer Fußnote (S. 159) meint Krueger, 
Abwanderung nehme mit der Arbeits­
losigkeit zu, und verweist unter ande­
rem auf Layard, Blanchard, Dornbusch 
und Krugman (1992) als Quelle der 
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Erkenntnis. Bei Layard und Kollegen 
(S. 22) steht in Wirklichkeit, daß Ar­
beitslosigkeit in so gut wie keinem Be­
zug zu Abwanderung stehe, selbst wenn 
volle Freizügigkeit gegeben ist. 
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WIRTSCHAFTSGESCHICHTLICHE 
UND AKTUELLE ASPEKTE DES 

SYSTEMWECHSELS IN ZENTRAL­
UND OSTEUROPA 

Rezension von: David F. Good (Hrsg.) ,  
Economic Transformations in East 
and Central Europe. Legacies from 

the Past and Policies for the Future, 
Routledge, London - New York 1994 ,  

301  Seiten, f: 50,-. 

Der vom amerikanischen Wirt­
schaftshistoriker und Spezialisten für 
die Wirtschaftsgeschichte der Habs­
burgermonarchie David F. Good her­
ausgegebene Sammelband basiert auf 
Beiträgen zweier Konferenzen. Die 
eine Konferenz fand noch vor, die an­
dere nach dem vermeintlichen "Epo­
chenjahr" 1989 statt . Obwohl auch im 
vorliegenden Band die neuerdings 
kaum hinterfragbare Zäsur von 1989 
die Orientierungslinie zum Verständ­
nis historischer Prozesse und Struktu­
ren zu sein scheint (im Sinne von Ende 
und Neubeginn), muß doch vorab fest­
gehalten werden, daß im Unterschied 
zu vielem unter der sonstigen Trans­
formationsliteratur im gegenständli­
chen Falle längerfristige historische 
Entwicklungslinien fokussiert wer­
den. 

Ein vom Herausgeber verfaßter 
grundsätzlicher Aufriß von Thematik 
und Fragestellungen firmiert, gleich­
sam als Orientierung und Anregung 
zur weiteren Diskussion, als Einlei­
tung. Ein Beitrag von Felix Butschek 
widmet sich Langfristperspektiven, 
wobei insbesondere Wachstumsmuster 
der Wirtschaft in Zentral- und Osteu­
ropa im Kontext "externer Schocks" 
historisch ausgeleuchtet werden. Ein 
nicht am empirischen Material der 
untersuchten Region orientierter Bei-
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trag diskutiert die Zusammenhänge 
von "Institutionen und Märkten" (Lee 
J. Alston). 

Ein spezieller Themenblock behan­
delt die Zusammenhänge von "Staat, 
Institutionen und Wirtschaftswachs­
tum" . Die Beiträge stammen aus der 
Feder bekannter Spezialisten und be­
schäftigen sich mit der Rolle der Ban­
ken im industriellen Sektor zwischen 
Kontinuität und Diskontinuität (Alice 
Teichova), oder setzen nichts weniger 
auf die Tagesordnung als die Erörte­
rung der Gründe und Konsequenzen 
des Zusammenbruchs des Staatssozia­
lismus (Ivan T. Berend). Der "Aufstieg 
und Fall" des jugoslawischen Sozialis­
mus wird im Rahmen einer Studie 
über den Autohersteller "Yugo" im 
Zeitraum 1954-1 992 abgehandelt. Mit 
einem sehr grundsätzlich ausgerichte­
ten Beitrag - anhand der Fallstudie 
Ungarn im 20 .  Jahrhundert - äußert 
sich Scott M. Eddie zu den Möglich­
keiten und Grenzen der Transforma­
tion in Richtung Marktwirtschaft. 
Schließlich stellt Anton Pelinka die 
Frage, ob die Österreichische Form der 
Sozialpartnerschaft ein "Modell" für 
die Länder Zentral- und Osteuropas 
sein kann. 

Der vierte Themenblock des Sam­
melbandes beschäftigt sich mit dem 
"Staat und strukturellen Änderun­
gen" .  Dabei kommt die Ökonomie Ju­
goslawiens zwischen "Amalgamierung 
und Desintegration" (Ivo Bicanic/ 
Marko Skreb) genauso zur Sprache 
wie etwa zwei längsschnittorientierte 
Fallstudien, die sich mit der Entwick­
lung des landwirtschaftlichen Sektors 
in Polen (Janusz Kalinski) und der 
Tschechoslowakei (Daniel E. Miller) 
im Verlauf des 2 0 .  Jahrhunderts aus­
einandersetzen. 

Das abschließende fünfte Kapitel 
hat die internationalen Wirtschaftsbe­
ziehungen im Auge. Richard Tilly dis­
kutiert die Aktivitäten der deutschen 
Geschäftsbanken und ihrer Strategien 
hinsichtlich Investitionsverhalten im 
zentral- und osteuropäischen Raum 
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vor 1939 und versucht eine verglei­
chende Schlußfolgerung für die heuti­
ge Konstellation zu ziehen. Ebenso ge­
schichtlich ausgerichtet ist der Beitrag 
von Roumyana Preshlenova, die die 
Rolle der Handelsbeziehungen Öster­
reich-Ungarns im Zusammenwirken 
mit der Wirtschaftsentwicklung Süd­
osteuropas vor dem Ersten Weltkrieg 
erörtert. Daran schließt ein Beitrag 
von Jürgen Nautz an, der die Öster­
reichischen Handelsbeziehungen mit 
den Nachfolgestaaten nach dem Zu­
sammenbruch der Doppelmonarchie 
untersucht. Den Sammelband beendet 
schließlich Jan Stankovsky mit einer 
"Retrospektive" ,  gepaart mit Überle­
gungen ("Perspektiven")  zum Außen­
handel in der Region von Zentral- und 
Osteuropa. 

Bereits dieser knappe Überblick 
deutet an, daß sich mehrheitlich pro­
fessionelle Wirtschaftshistoriker ge­
meinsam mit (ansonsten an Gegen­
wartsproblernen arbeitenden) Wirt­
schaftswissenschaftlern und einem 
gleichsam versprengten Politologen 
mit den Herausforderungen einer hi­
storisch gerichteten Debatte von 
Transformationsprozessen beschäfti­
gen. Im Gegensatz zu Vorstellungen 
von einem "Ende der Geschichte" be­
tonen alle Beiträge die Relevanz von 
historisch gewachsenen Strukturen. 

Bei aller Referenz zugunsten der 
Einsicht über die "lange Dauer" histo­
rischer Prozesse und Strukturen neigt 
doch der eine oder andere Beitrag ab­
seits der engeren Fragestellung -
genährt von den hegemonialen Denk­
weisen amerikanischer Provenienz -
zu ideologisierenden Deutungsmu­
stern. So stellt etwa der in Toronto 
lehrende Scott Eddie seiner engeren 
wirtschaftshistorischen Bearbeitung 
des Themas politisch-ideologisch ge­
färbte " warnings " einleitend voran. 
Für ihn ist das Projekt der Umwand­
lung einer Kommandowirtschaft zu ei­
ner Marktwirtschaft ein Unterfangen 
vergleichbar mit dem Wiederaufbau 
nach einem großen Krieg. Vielmehr 
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noch, nach vier Dekaden "of a vast so­
cial experiment, the former Commu­
nist states of Central and Eastern Eu­
rope confront problems of economic 
transformation unprecedented even 
after wars, because they find themsel­
ves devasted in some unique ways" .  
(S .  1 1 0) Das Teufelswerk des "Kom­
munismus" hat nach Eddie zu tiefgrei­
fenden Konsequenzen in sämtlichen 
Bereichen des Transformationsgesche­
hens geführt: Klientilismus, die Un­
fähigkeit zur konsequenten Privatisie­
rung und zu guter Letzt die Verzer­
rung des Sozialcharakters der Bevöl­
kerung durch den Staatssozialismus 
(vgl. 1 10 f .) .  

Mit dieser Ouvertüre ist wohl ein po­
litisches Bekenntnis dargetan, damit 
ist gleichwohl wenig Erkenntnisge­
winn verbunden. Die Frage nach den 
Wurzeln des Fortwirkens verschiede­
ner gesellschaftlicher Aspekte in der 
Transformation zur Marktwirtschaft, 
die als realsozialistisches Erbe aufge­
faßt werden, kommen erst gar nicht in 
den Blickpunkt. Somit ist auch ein 
konstruktiver Ansatz zum differen­
zierten Verständnis von Transforma­
tionsprozessen und damit einherge­
henden (ökonomischen und sozialen) 
Problemen in weite Ferne gerückt. Die 
Kritik Eddies am systembedingt ge­
schaffenen Sozialcharakter, der nun 
fortlebe, meint letztlich natürlich kon­
krete Menschen, womit der Zynismus 
des wohlsituierten Professors seinen 
Gipfelpunkt erreicht. 

Die Vielfalt von Aspekten und ver­
schiedenen Länderbeispielen kann im 
Rahmen einer Rezension natürlich 
nicht umfassend gewürdigt werden. 
Im folgenden seien deshalb bloß einige 
diskussionswürdige Aspekte mit über­
geordneter theoretischer bzw. metho­
discher Relevanz herausgegriffen. Ins­
besondere unter den nunmehr neuori­
entierten Eliten der ehemaligen Ost­
blockländer - und meist im Gleich­
klang mit amerikanischen Transfor­
matologen - hat sich die Auffassung 
durchgesetzt, die Ära des Realsozialis-
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mus sei zur (alleinigen) Erklärung der 
sozialökonomischen Malaise der jet­
zigen Reformstaaten verantwortlich 
zu machen. 

Hinsichtlich dieser politisch und 
ideologisch verkürzten Deutung der 
Strukturprobleme der post(real)sozia­
listischen Staaten betont David Good 
zu Recht die Bedeutung kumulativ 
wirksamer Entwicklungskomponen­
ten, versinnbildlicht in einer "langan­
haltenden relativen ökonomischen 
Rückständigkeit" (S. 4),  die für die Re­
gion bestimmend waren. Das Ende des 
Kalten Krieges markiert für den Her­
ausgeber den vierten Schock binnen 
eines Jahrhunderts, den diese Länder 
zu verkraften hatten, um durch eine 
"schmerzliche" Transformationsperi­
ode zu gehen, die vollgepflastert ist 
mit ökonomischen Schwierigkeiten 
sowie sozialen Konflikten und einher­
geht mit politischer Instabilität. 

Ein wichtiger Referenzrahmen für 
einige Beiträge ist denn auch tatsäch­
lich die Bezugnahme auf den Topos 
der "relativen Rückständigkeit" und 
die Frage nach den Möglichkeiten der 
nachholenden Entwicklung ("catching 
up ") . Oftmals wird dies aber bloß im 
Sinne der Herstellung des Idealtypus 
einer "effizienten Marktwirtschaft" 
westlicher Prägung aufgeiaßt und 
nicht als Problem des hierarchischen 
Aufrückens innerhalb weitwirtschaft­
licher Arbeitsteilung verstanden. Ne­
ben solch normativ verstandener Aus­
richtung auf Marktwirtschaft findet 
sich ein weiterer gemeinsamer Zug 
zahlreicher Beiträge in ihrem Ver­
ständnis von "modernem Wirtschafts­
wachstum" :  Je früher dasselbe sich 
ausbreitete, desto besser war, so die 
unhinterfragte Grundannahme, die 
ökonomische Positionierung im histo­
rischen Verlauf. 

Innerhalb der Österreichischen 
Reichshälfte werden bestimmte Regio­
nen (des heutigen Österreich und Teile 
der "böhmischen Länder")  identifi­
ziert, die eigentlich sehr nahe an west­
europäischen Wachstumsmustern ge-
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legen seien. Abgesehen von der Tatsa­
che, daß eine wirklich plausible (quan­
titative wie qualitative) Analyse regio­
naler Disparitäten innerhalb der Dop­
pelmonarchie noch immer ausständig 
ist, bleibt zudem zu bedenken, daß 
selbst höherentwickelte Regionen/ 
Volkswirtschaften nicht bloß mit Hilfe 
normativer Entwicklungsindikatoren 
adäquat zu begreifen sind. Gerade in 
der Tschechoslowakei mit ihrem im­
mer wieder betonten hohen Entwick­
lungsniveau zeigte sich beispielsweise 
in den Jahren der Weltwirtschaftskri­
se {1929 ff.) ,  daß die Weltmarktorien­
tierung ganz außerordentlich negative 
Implikationen haben konnte. 

Nicht erst in der Zwischenkriegs­
zeit, sondern bereits in der zweiten 
Hälfte des 19 .  Jahrhunderts waren 
weltwirtschaftliche Zyklen und zen­
tralstaatliches Handeln bestimmend 
für Entwicklungsoptionen: soziapoli­
tische Konstellation prägten die 
Wahrnehmung von dadurch vorge­
formten Handlungschancen bzw. 
-zwängen. Der Staat spielte (und dies 
steht zumindest als historischer Sach­
verhalt außer Zweifel) in der gegen­
ständlichen Region eine gewichtige 
Rolle für den gesellschaftlichen Ent­
wicklungsprozeß. David Good thema­
tisiert in seinen einleitenden Überle­
gungen jenes Faktum auch und bringt 
es mit zukünftigen Perspektiven in 
Verbindung, denn wer sollte - wenn 
nicht der (neue) Staat - die Infrastruk­
tur oder andere institutionelle Rah­
menbedingungen für die zukünftigen 
Entwicklungsoptionen garantieren? 

Die Konzepte einer "Schockthera­
pie" können in verschiedenen Kostü­
men auftreten und auch im allgemei­
nen Transformationsdiskurs einge­
baut sein. Die Beiträge von Alston und 
Eddie, die einer konsequent zu betrei­
benden Transformation den Vorzug 
geben, setzen zum Beispiel auf solch 
hundertprozentigen Zwang und Druck 
auf die Menschen der Transformati­
onsgesellschaften, sich ohne Wenn und 
Aber auf neue Verhältnisse einstellen 
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zu müssen. Gradualistische Umbau­
konzepte sind diesen Autoren offen­
kundig zuwider. 

Mit dem Ende der bipolaren Nach­
kriegsordnung und dem Zusammen­
bruch des "Ostblocks" 1989 war wie 
schon am Ende des Ersten Weltkriegs 
ein Zuwachs an neuen Nationalstaa­
ten zu verzeichnen. Anhand des Bei­
spiels von Jugoslawien wird gezeigt, in 
welch bescheidenem Maße es nach 
1 9 1 9  gelang, einen einheitlichen und 
integrierten Wirtschaftsraum zu 
schaffen. Die seit 1992 betriebene Auf­
splitterung in neue Nationalstaaten 
hatte in einem gewissen Sinne über die 
ganze Zeit hinweg bereits als (födera­
le) ökonomische Realität - so die Bot­
schaft des Zagreber Autorenduos 
Bicanic/Skreb - bestanden. 

Zu den am häufigsten diskutierten 
Aspekten in unseren Breiten zählt die 
Frage nach der Sozialpartnerschaft als 
"Exportartikel" .  Ist sie bzw. könnte 
sie ein Vehikel zur effizienten Bewälti­
gung der soziapolitischen Dimensio­
nen des konfliktträchtigen Transfor­
mationsprozesses in Richtung Markt­
wirtschaft für die Reformstaaten sein? 
Anton Pelinka versucht die Öster­
reichische Nachkriegssituation mit je­
ner der heutigen Reformstaaten in eine 
Analogie zu bringen, um Gemeinsam­
keiten und Unterschiede in den Rah­
menbedingungen abzuklären und 
dann anhand der Fallstudie Tschecho­
slowakei ( 1989-92) zu folgender 
Schlußfolgerung zu gelangen: Der 
"Tripartismus" war wohl eine prag­
matische Form der Bewältigung der 
bisherigen Transformationspolitik 
und wird dem "konsultativen" Typus 
(S. 139) zugeordnet. Was aber in ver­
gleichender Perspektive mit der ty­
pisch Österreichischen Entwicklung 
der Sozialpartnerschaft als defizitär 
erscheint, ist der Umstand eines zu 
wenig zentralisierten Verbändesy­
stems und eines zu vielfältigen Partei­
enspektrums, das hochzentralisierte 
Verbands- bzw. Parteiabsprachen er­
schwert. Pelinkas Prognose geht da-
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hin, daß ohne die gleichen Zutaten, 
wie sie in Österreich nach 1945 gege­
ben waren, korporatistische Poli­
tikmuster in den neu entstehenden De­
mokratien der Reformländer nicht die 
gleichen Konsequenzen zeitigen wer­
den wie hierzulande. 

Als besonders anregend soll schließ­
lich der Beitrag von Iv{m T. Berend 
herausgestrichen werden, der trotz 
seiner akademischen Karriere in den 
USA den Entwicklungen und Realitä­
ten der zentral- und osteuropäischen 
Region sensibel verbunden blieb. Sei­
ne Reflexionen über "Ursachen und 
Folgen" des Zusammenbruchs des 
Staatssozialismus sind von einem 
breiten theoretischen Zugang geprägt, 
der Verknüpfungen mit weiter gefaß­
ten Fragestellungen, wie sie die Ent­
wicklungstheorie bzw. die akademi­
sche Diskussion weltwirtschaftlicher 
Zusammenhänge thematisiert, kom­
patibel. Das schafft einen erkenntnis­
reicheren Zugang zum Verständnis des 
Verlaufs und des Scheiterns der Nach­
kriegserfahrungen der zur Diskussion 
stehenden Ländergruppe Zentral- und 
Osteuropas als in gängigen Deutungen 
und Analysen, wie sie auch in diesem 
Band repräsentiert sind. 

Die nachholende Entwicklung des 
realsozialistischen Lagers in den Kon­
text der globalen weltwirtschaftliehen 
Matrix zu stellen und damit mit dem 
raum-zeitgebundenen Modell der im­
portsubsti tuierenden Ind ustrialisie­
rungsstrategie zu verknüpfen, schafft 
erst die Voraussetzung für ein über­
greifendes Verständnis von weltwirt­
schaftliehen Entwicklungen samt ein­
schlägigen soziapolitischen Regulati­
onstypen. Bekanntermaßen mündeten 
nicht nur in den früheren Ostblocklän­
dern diese sozioökonomischen Ent­
wicklungsstrategien im Gefolge des 
weltwirtschaftliehen Abschwungs 
nach 1 973 in der vielzitierten Ver­
schuldungsfalle der achtziger Jahre. 
Auch in den Commecon-Ländern war 
das importsubstituierende "catching 
up " (die Tschechoslowakei stellt hier 
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gewiß einen Spezialfall dar) endgültig 
an seine Grenzen gekommen (wie auch 
in anderen Ländern der Semiperiphe­
rie). Die Kapazitäten des realsoziali­
stischen Systems zur Gegensteuerung 
waren unter den neuen Rahmenbedin­
gungen (Verschuldung, bereits stattge­
funde Öffnung gegenüber dem Welt­
markt etc.) nicht mehr gegeben. Das 
Ende des Realsozialismus hatte also 
sozusagen schon lange vor 1989 be­
gonnen. 

Die generationsspezifische Wahr­
nehmung und Identität setzte (auch 
nach dem Systemwechsel) weiterhin 
auf soziale Sicherheit (die Nachkriegs­
Sozialismusaufbaugeneration), ihr ge­
genüber stehen die neoliberalen Stra­
tegen und die unbefangene neue Ju­
gendgeneration, die auf ihre Chancen 
pocht. Die sozialen und ökonomischen 
Spannungen und ihre einschlägigen 
Ausdrucksformen (extremer Nationa­
lismus, konservativer Autokratismus, 
Antisemitismus etc.) die auch Berend 
anspricht, lassen ihn eher zu einer pes­
simistischen Prognose kommen. In 
ökonomischer Perspektive steht zwar 
die EU-Osterweiterung zur Debatte, 
die Frage ist aber, wozu eine etwaige 
EU-Integration einiger dieser Reform­
staaten führen wird. Im Unterschied 
zu den nicht sehr konkret und auch 
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sehr widersprüchlich ausformulierten 
Reformstaaten-Szenarios (zwischen 
optimistischen Aufholoptionen und 
der Möglichkeit, bloß eine "Periphe­
rie" von Westeuropa zu werden 
(S. 291) ,  wie sie bei Stankovsky an­
klingen, lotet Berend folgende Per­
spektiven aus: ökonomische Periphe­
rie einer entwickelten Zone oder 
Überleben jenseits eines "ökonomi­
schen Eisernen Vorhangs" ,  und auch 
soziapolitisch wäre das Auftauchen 
"historischer Schleichwege" denkbar. 

Das unzweifelhafte Verdienst des 
Sammelbandes ist es, wichtige Einzel­
beiträge zu einzelnen Ländern/Län­
dergruppen bzw. Aspekten geliefert zu 
haben. Daß die historische Perspektive 
(ein gutes Jahrhundert) sehr im Vor­
dergrund steht, macht das Buch insge­
samt zu einem wichtigen Beitrag und 
Ansatzpunkt für die weitere Diskussi­
on von Möglichkeiten und Grenzen des 
Transformationsprozesses, der aller­
dings weniger normativ-ideologisch, 
sondern mehr historisch-kritisch und 
auch stärker in vergleichender Per­
spektive (z. B. mit Erfahrungen der 
südlichen Mitgliedstaaten der EU 
sowie Lateinamerikas) fortzusetzen 
wäre. 

Gerhard Melinz 
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TRANSFORMATION ZUR MARKT­
WIRTSCHAFT: 

EIN WELTUMSPANNENDES 
THEMA 

Rezension von: Ivan T. Berend (Hrsg.), 
Übergang zur Marktwirtschaft am 

Ende des 20 .  Jahrhunderts, 
Südosteuropa -Gesellschaft, 

Wien 1994, 250 Seiten. 

Wer dieses Buch in die Hand nimmt 
und das Inhaltsverzeichnis überfliegt, 
muß Schlimmes befürchten. Übersich­
ten über die Marktreformen in Zen­
tral- und Osteuropa und Rußland ste­
hen hier Seite an Seite mit Artikeln, 
die sich mit den Marktreformen in der 
Türkei, Afrika, Südamerika, Indien 
und China befassen; zu viel - so er­
scheint es dem flüchtigen Betrachter -
für einen schmalen Konferenzband 
von 250 Seiten. Die Strukturierung 
des Inhalts läßt weitere Befürchtungen 
über ein unsystematisch zusammenge­
stelltes Werk aufkommen: Einem 
Überblicksartikel am Anfang des Bu­
ches folgt ein Artikel über die Markt­
reformen Österreichs nach den beiden 
Weltkriegen und ihre Relevanz für 
Zentral- und Osteuropa, worauf wie­
derum zwei Überblicksartikel folgen. 
Danach reihen sich einige "Fallstu­
dien" zentral- und osteuropäischer 
Staaten (Polen wird in zwei Artikeln 
behandelt, der gesamte Balkan inklu­
sive Jugoslawien in einem einzigen) an 
Berichte über die Türkei und Indien. 
Anschließend wird wieder auf das 
Thema "von wem kann Osteuropa ler­
nen" - diesmal mit Bezug auf China ­
zurückgekommen, um dann munter 
mit den Entwicklungen in Südameri­
ka, Südeuropa und Afrika fortzufah­
ren. Schlußendlich wird als "Quasi­
Anhang" noch eine ausgewählte 
Bibliographie über das Thema Privati-
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sierung angeboten, wobei aus diesem 
Dokument weder hervorgeht, welche 
Kriterien zur Aufnahme in die Liste 
ausschlaggebend waren, noch inhaltli­
che Angaben, die über den Titel, Ort 
und Jahr des Erscheinens hinausge­
hen, bekanntgegeben werden. 

Betrachtet man die enorme Breite 
der hier gebotenen Informationen, er­
scheint die offensichtliche redaktio­
nelle Gedankenlosigkeit ein wenig be­
dauerlich. Eine genauere Gliederung 
in Unterabschnitte hätte die Hand­
lichkeit des Buches erhöht. 

Ein Anliegen dieses Sammelbandes 
wird jedoch durch diese Unordnung 
klar und deutlich transportiert: Die 
Transformation der Wirtschaftssyste­
me zu "mehr Markt" ist kein Phäno­
men, das nur die ehemaligen sozialisti­
schen Staaten erfaßt, sondern eine Er­
scheinung, die weit über die Grenzen 
dieser Länder hinaus einen Großteil 
der Welt ergriffen hat. Was sind die 
Ursachen für diese Entwicklung, und 
wo liegen die Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede in den Entwicklungen? 
Dies sind die beiden roten Fäden, die 
sich durch dieses Werk ziehen, und die 
es - trotz anfänglicher Befürchtungen 
- auf eindrucksvolle und kompetente 
Weise entwickelt. 

Der erste Artikel dieses Bandes, der 
gewissermaßen als inhaltliche "Klam­
mer" dient, beschäftigt sich mit der er­
sten Frage. Dieser in all seinen Argu­
menten hervorragend dokumentierte 
Artikel ist einer der besten des Bandes. 
Der Autor, Ivan Berend, argumentiert, 
daß bereits in den achtziger Jahren in 
Westeuropa eine Umorientierung des 
politischen Systems auf Marktmecha­
nismen stattfand. Ende der achtziger 
Jahre und Anfang der neunziger Jahre 
ergriff diese Tendenz auch die Peri­
pherie (Osteuropa, aber auch etliche 
Länder Asiens, Afrikas und auch 
Südamerikas). Die Ursache für diesen 
Trend liegt, so der Autor, in den Ände­
rungen der materiell-technologischen 
Basis des Produktionssystems, die seit 
den sechziger Jahren im Gange sind. 
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Diese Veränderungen verlangten er­
höhte Flexibilität, wie sie nur der 
Markt bieten kann. 

Der Rest des Bandes beschäftigt sich 
mit der Darstellung der einzelnen 
Transformationen und mit ihren ge­
meinsamen und trennenden Elemen­
ten. Dabei wird auf beeindruckende 
Weise die alte Hypothese erhärtet, daß 
der Transformationsprozeß in Osteu­
ropa und Rußland in der Art und Wei­
se, wie er konzipiert wurde, einmalig 
ist. Während überall sonst eine gradu­
elle Politik der Liberalisierung und 
langsame Privatisierung die Übergän­
ge zum Markt kennzeichnen, werden 
in den ehemaligen sozialistischen Län­
dern Europas und der ehemaligen So­
wjetunion (zumindest rhetorisch und 
vor allem von den internationalen 
Hilfsorganisationen) schnelle Privati­
sierung plus "Schocktherapie" als 
Grundpfeiler erfolgreicher Transfor­
mation angesehen. 

Einen Beitrag, der andeutet, daß 
auch aus historischer Perspektive die 
Reformen im Systemübergang zwi­
schen Plan- und Marktwirtschaft ein­
malig sind, liefern Butschek und 
Baltzarek in ihrer Abhandlung über 
die Transformationen Österreichs 
nach dem Ersten und Zweiten Welt­
krieg. Während die Transformation 
nach dem Ersten Weltkrieg als ein ge­
scheitertes Experiment anzusehen ist, 
zeigen die Autoren, daß die Transfor­
mation nach dem Zweiten Weltkrieg 
nicht nur in Österreich durch eine re­
lativ schwache Betonung der markt­
mäßigen Regulierung gekennzeichnet 
war. Als ausschlaggebend für den Er­
folg dieser Transformationen sehen sie 
die Regulierung von Löhnen und Prei­
sen in der Sozialpartnerschaft und 
eine relativ geringe Privatisierung. 
Beide Elemente, so die Autoren, waren 
in Österreich stark ausgeprägt, wur­
den aber auch in den anderen westeu­
ropäischen Ländern nach 1945 ver­
wendet. 

Die weiteren Beispiele beziehen sich 
auf Transformationen, die noch nicht 
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als abgeschlossen betrachtet werden 
können. So argumentiert Pomfret in 
seinem Beitrag über die chinesischen 
Reformen, daß das chinesische Trans­
formationsmodell insbesondere auf 
drei Fundamenten steht: erstens dem 
Beharren auf weitere Planung, zwei­
tens auf dem Vorrang der Landwirt­
schaft und drittens auf geringer Priva­
tisierung. Allerdings meinen die Auto­
ren auch, daß trotz der großen Erfolge 
der Reformen in China (mit Wachs­
tumsraten von 10%)  die wirklich 
schweren Reformschritte (Reform der 
Staatsbetriebe und des Bankwesens) 
noch bevorstehen und somit ein ab­
schließendes Urteil noch nicht gefällt 
werden kann. 

Rao, Rosaliyev und Fortuora/Vale­
riev stellen jeweils die Reformen in In­
dien, der Türkei und in Angola dar. 
Trotz ihrer Unterschiedlichkeit zeich­
nen sich alle drei Länder dadurch aus, 
daß ihre Reformen unter sehr schwe­
ren Bedingungen, wie in dem von Bür­
gerkrieg zerrütteten Angola, stattfin­
den und darüber hinaus in keiner Wei­
se als abgeschlossen angesehen wer­
den können. Leider gilt auch hier, was 
separat noch für die osteuropäischen 
Fallstudien zu erwähnen sein wird: die 
Studien sind zu kurz gehalten, um ei­
nen wirklichen Überblick über die 
Themen der Reform in diesen Ländern 
zu erhalten, und bleiben zu oft in der 
reinen Beschreibung der Entwicklun­
gen stecken. 

Der gemeinsame Nenner all dieser 
Beiträge ist jedoch, daß die in den ein­
zelnen Ländern gegebenen Anfangs­
bedingungen nur beschränkt denen 
der osteuropäischen Reformländer 
gleichen. Österreich kam aus einer 
Kriegswirtschaft , die zwar Elemente 
der Planung hatte, aber nur kurzfristig 
auf die Wirtschaft einwirkte, das chi­
nesische Modell scheint für Osteuropa 
inpraktikabel, wenn man bedenkt, wie 
gering die Rolle der Landwirtschaft in 
diesen Ländern ist, und die Türkei, In­
dien und Angola scheinen durch die 
zusätzliche Problematik der geringen 
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Industrialisierung und ihrer extremen 
politischen Instabilität ebenfalls für 
solche Vergleiche ungeeignet. 

Obwohl sich die Autoren der Unter­
schiede in den Ausgangssituationen 
zwischen den Ländern wohl bewußt 
sind, scheint dieser Punkt in der Dis­
kussion etwas unterbeleuchtet, und 
wenig wird darüber gesprochen, wel­
che Auswirkungen die Besonderheiten 
der Planwirtschaft auf die Gestaltung 
der Reformpolitiken hatten. 

Die Ausnahme bildet Kowaliks Auf­
satz über Polen. Hier wird argumen­
tiert, daß der Balcerowicz-Plan, der 
der erste "Schocktherapie"-Plan in 
Osteuropa war und somit als Vorbild 
vieler anderer Reformpläne eine inter-

• essante historische Episode darstellt, 
vor allem aus zwei Gründen einge­
führt wurde. Zum einen sollten im 
Lande selbst Reformen möglichst 
schnell, vor der Bildung interner Op­
position, durchgezogen werden, zum 
anderen sollte der Plan internationale 
Aufmerksamkeit erwecken, um Hilfe 
aus dem Ausland zu erhalten und "den 
Sprung zurück nach Europa zu schaf­
fen" .  

Insbesondere die Argumentation, 
daß politischer Widerstand schon in 
den Wurzeln bekämpft werden sollte, 
erscheint in dieser Einfachheit nicht 
schlüssig, immerhin wird es bei jeder 
Reform Opposition geben, so daß dies 
alleine keine Erklärung für die unter­
schiedlichsten Entwicklungen zwi­
schen Osteuropa und anderen Ländern 
darstellt. Geddes Aufsatz scheint hier 
einen brauchbaren Ansatz zu bieten. 
Er vertritt die Hypothese, daß Politi­
ker, wenn sie unter starkem ausländi­
schen Reformdruck stehen, Arbeiter­
interessen leicht ignorieren können, 
während sie unbedingt ihre politi­
schen Organisationen aufrechterhal­
ten müssen. Wenn die Reformen durch 
die alten Führer durchgesetzt werden, 
so würde zu rasche Privatisierung ei­
nen Verlust der Möglichkeiten zur Ali­
mentierung der politischen Kader be­
deuten. In dem Fall, daß eine neue po-
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litische Strömung die Reformen unter­
nimmt, bedeutet rasche Privatisierung 
aber eine Schwächung des politischen 
Gegners. Länder, in denen die Refor­
men von den alten politischen Macht­
habern durchgeführt werden, sollten 
daher langsamer privatisieren als 
Länder, in denen die Reformen nach 
einem Machtwechsel stattfinden. 

Während Kowaliks und Geddes 
Aufsätze somit Anreiz zu weiterer Dis­
kussion bieten, bleiben die meisten an­
deren Aufsätze zu den Reformen in 
Osteuropa hinter diesem Niveau 
zurück. Der Grund hierfür liegt vor 
allem darin, daß diese Fallstudien ins­
gesamt sehr kurz gehalten sind, so daß 
zumeist nur Platz für eine kursorische 
Bestandsaufnahme der vollzogenen 
Reformen bleibt, ohne Themen oder 
auch Hypothesen über die Ursachen 
der Entwicklung ausreichend präsen­
tieren zu können. Als extremstes Bei­
spiel möge der Beitrag von Altmann 
dienen. Hier wird auf knapp acht Sei­
ten die Transformationsgeschichte des 
Balkans - also von so unterschiedli­
chen Ländern wie Albanien, Bulgarien 
und Slowenien - behandelt. Es kann 
nicht verwundern, daß der Autor bei 
dieser Überfrachtung eines so kurzen 
Beitrags in der bloßen Deskription ste­
hen bleibt, ohne auf brauchbare Hypo­
thesen über entweder intra- oder in­
terregionale Unterschiede in der Poli­
tik eingehen zu können. 

Jedoch illustrieren einzelne Beiträge 
die ebenfalls nicht neue Erkenntnis, 
daß die ursprüngliche Reformkonzep­
tion in Osteuropa nur in Einzelfällen 
realisiert wurde. So argumentiert 
Schönfeld in dem Beitrag über die Re­
formen in den fünf neuen Bundeslän­
dern Deutschlands, die als einzige eine 
echte Schocktherapie hinter sich ha­
ben, daß diese Politik nur aufgrund 
der Tr;msfers aus Westdeutschland 
möglie 1" war, und Ehrlich und Revesz 
illust n in ihrer vergleichenden 
Studi· über Polen, Tschechien, die 
SlowaKrc ;  und Ungarn, daß keines der 
Länder die Reformen so schnell be-
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wältigte, wie es dies ursprünglich vor­
hatte. Insbesondere beraumen sie den 
Zeitraum der Privatisierung mit zirka 
zehn Jahren an. Dies bedeutet eine we­
sentliche Abweichung von der ur­
sprünglichen Reformkonzeption. 

Zusammenfassend läßt sich über 
dieses Buch wohl behaupten, daß es 
für den Versuch, die Reformen zur 
Marktwirtschaft in einen breiteren hi­
storischen Kontext zu stellen, Lob ver­
dient. Durch diesen Versuch wird der 
Rahmen gespannt, der tiefere verglei­
chende Arbeit erst ermöglicht und eine 
interessante Ergänzung zu der ökono­
mischen Literatur zu den Marktrefor­
men bietet. Gleichzeitig ist aber auch 
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anzuerkennen, daß diese komparative 
Arbeit erst am Anfang steht. Dies wird 
auch in diesem Werk illustriert. Im ge­
genwärtigen Stadium der Erkenntnis 
geht es noch darum, Fakten zu sam­
meln und erste Hypothesen zu ent­
wickeln. Wer an dieser komparativen 
Arbeit, die wohl eines der lohnendsten 
Unterfangen der Sozialwissenschaften 
darstellt, (nirgendwo sonst bietet sich 
die Möglichkeit, über das Funktionie­
ren des marktwirtschaftliehen Sy­
stems so viel zu lernen, wie aus diesen 
Reformen) Interesse hat, sollte dieses 
Buch lesen. 

Peter Huber 
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PARTEIEN UND VERBÄNDE IN 
DER ERSTEN REPUBLIK 

Rezension von: Emmerich Talos, Her­
bert Dachs, Ernst Hanisch, Anton 
Staudinger (Hrsg.), Handbuch des 
politischen Systems Österreichs. 

Erste Republik ( 1918-1933),  
MANZ-Verlag, Wien 1995,  7 1 1  Seiten, 

öS 840 ,-. 

Dieses Handbuch erscheint im fünf­
zigsten Jahr der Zweiten Republik, zu 
einem Zeitpunkt, da sich deren politi­
sches System im Umbruch befindet 
und gewisse politische Kräfte deren 
Ende herbeiführen wollen. Zumindest 
in ihren Anfangsjahren verstand sich 
die Zweite Republik in bestimmter 
Hinsicht als Antithese zur Ersten Re­
publik: Die politischen Eliten trachte­
ten die Polarisierung, welche die 
zwanziger und dreißiger Jahre kenn­
zeichnete, zu vermeiden und stellten 
das Gemeinsame über das Trennende. 
Aus der Perspektive des Jubiläums­
und Krisenjahres 1995  erscheint es als 
besonders verdienstvoll, daß der 
MANZ-Verlag den politisch interes­
sierten Lesern ein hochkarätiges Werk 
vorlegt, welches die Auseinanderset­
zung mit den historischen Wurzeln des 
politischen Systems und der politi­
schen Kultur der Zweiten Republik er­
möglicht. 

Im Vorwort definieren die Heraus­
geber das ambitiöse Ziel ihres Vorha­
bens: Es handelt sich um den Versuch, 
ausgehend von sozialwissenschaftli­
ehen Ansätzen ein systematisches Ge­
samtbild des politischen Systems der 
Ersten Republik zu zeichnen. Beab­
sichtigt ist mithin eine Darstellung, 
welche die wesentlichen Entwick­
lungslinien, die wichtigen Institutio­
nen, Strukturen, Akteure und inhaltli­
chen Prägungen eines hochkomplexen 
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politischen Systems beschreibt und 
analysiert. 

In der Einleitung befaßt sich Ernst 
Hanisch mit jenen Faktoren, welche 
die Instabilität des politischen Sy­
stems und seine geringe Lebensdauer 
erklären können: einerseits die lange 
Tradition des Autoritarismus, die 
Schwäche des bürgerlichen Liberalis­
mus und die Lage Österreichs am 
Rand des Pols der kapitalistischen 
Weltwirtschaft; andererseits das 
Überhandnehmen der endogenen Kri­
sen. Das gleichzeitige Auftreten von 
mehreren tiefgreifenden Krisen über­
forderte die Verarbeitungskapazität 
des politischen Systems, die Krisen 
überlagerten sich und verstärkten ein­
ander, bis das System schließlich zer­
fiel: 

Die wirtschaftliche Stagnation als 
Folge des Weltkriegs und des Ausein­
anderbrechens des Wirtschaftsraumes 
der Monarchie bewirkte scharfe Ver­
teilungskämpfe und akzentuierte die 
ideologischen Frontlinien. Nach dem 
Scheitern der großen Koalition kam 
ein Konsens der politischen Eliten in 
wesentlichen Fragen nicht mehr zu­
stande. Die starren Lager und die 
Fragmentierung der politischen Basis 
schwächten die Integrationskraft des 
demokratischen Staates entscheidend. 
Die agrarisch und katholisch gepräg­
ten Bundesländer standen der sozial­
demokratischen Metropole unver­
söhnlich gegenüber. Die Polarisierung 
des Parteiensystems verhinderte eine 
stabile Regierung. Zu diesen polit­
ökonomischen Krisenerscheinungen 
trat als psychologisches Moment die 
Unsicherheit über die Identität: Viele 
Bewohner des Landes fühlten sich 
nicht als "Österreicher" und bezwei­
felten die Überlebensfähigkeit dieses 
Reststaates. 

Der frühzeitige Untergang der Er­
sten Republik war dennoch, wie Ha­
nisch ausdrücklich festhält, nicht un­
umgänglich: "Die Menschen, vor allem 
die politischen Eliten, sind keine Ma­
rionetten, die an den Fäden der Struk-
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turen baumeln. Immer gab es einen be­
stimmten Handlungsspielraum, immer 
existierten auch Alternativen." (S. 7) 
Es waren, hier liegt eine Parallele zur 
Weimarer Republik, die traditionellen 
Eliten, also die Großgrundbesitzer, 
Teile der Unternehmerschaft, die ka­
tholische Amtskirche und das Bil­
dungsbürgertum, welche maßgeblich 
an der Zerstörung der Demokratie be­
teiligt waren. 

Das Handbuch ist in sechs Abschnit­
te, jeder der Abschnitte wiederum in 
mehrere Kapitel gegliedert. Abschnitt 
1 bietet einen gerafften Überblick 
über Wirtschaft und Sozialstruktur. 
Der ausgezeichnete Beitrag Fritz We­
bers über die Wirtschaftsentwicklung, 
der auch einige völlig neue Erkennt­
nisse enthält, verdient hier besondere 
Hervorhebung. Die Schwerpunkte des 
zweiten Abschnitts sind die Verfas­
sung und die weiteren staatlichen In­
stitutionen. 

Den dritten Abschnitt über die Par­
teien und politischen Bewegungen lei­
tet ein Artikel von Herbert Dachs über 
das Parteiensystem insgesamt ein, dem 
zehn Aufsätze über die wichtigsten 
Parteien, die Arbeiter- und Soldaten­
räte, die Heimwehren und andere 
Wehrverbände sowie Frauen- und Ju­
gendbewegungen folgen. 

Dachs befaßt sich in seinem Beitrag 
vor allem mit der Struktur und der 
Entwicklung des Parteiensystems. Die 
Formierungsphase der Ersten Repu­
blik ( 1918-20) war vom Hervortreten 
von drei größeren Parteien (SDAP, 
CSP und die aus mehreren Gruppen 
locker zusammengesetzte Deutschna­
tionale Partei bzw. ab 1920 GDVP) bei 
den Nationalratswahlen im Februar 
1 9 1 9  sowie von Koalitionsregierungen 
(Allparteienregierung, große Koalition 
SDAP/CSP) mit deutlicher parlamen­
tarischer Unterstützung geprägt. Die 
Nationalratswahl im Oktober 1 920 ,  
welche eine relative Mehrheit der CSP 
erbrachte, beendete die kurze Spanne 
der politischen Dominanz der Sozial­
demokraten. 
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Es folgte eine unruhige Übergangs­
phase bis Mai 1 922 mit mehreren nur 
kurze Zeit im Amt befindlichen Regie­
rungen, in denen die SDAP nicht mehr 
vertreten war. Sie leitete über in die 
Phase der "Bürgerblockregierungen" ,  
in der eine Konsolidierung des Partei­
ensystems eintrat. Die Christlichsozia­
len bildeten die stärkste politische 
Kraft, die GDVP war der wichtigste 
Koalitionspartner. Diese Regierungen 
waren von stabilen parlamentarischen 
Mehrheiten getragen. Im deutschna­
tionalen Segment profilierte sich ne­
ben der GDVP der Landbund, der 
1923 noch mit den Großdeutschen und 
erst bei der Nationalratswahl im April 
1927  eigenständig kandidierte. Im Mai 
1927 trat der Landbund in die Regie­
rung ein. CSP, GDVP und kleinere 
deutschnationale Gruppierungen bil­
deten 1927 eine Wahlpartei ("Ein­
hei tsliste") .  

Die Phase der Bürgerblockregierun­
gen dauerte zwar bis Jänner 1932 ,  aber 
die tragischen Ereignisse des Jahres 
1927 (Schattendorfer Schüsse, Justiz­
palastbrand) stellten einen weiteren 
Einschnitt in der politischen Ge­
schichte der Ersten Republik dar und 
verstärkten die Polarisierung im Par­
teienspektrum. Mit dem Heimatblock 
(Liste der Heimwehren) , der im No­
vember 1930  den Einzug in den Natio­
nalrat schaffte, und den Nationalso­
zialisten tauchten am äußersten rech­
ten Rand neue Konkurrenten auf. Bei 
dieser Nationalratswahl im Herbst 
1930 schwächte der Heimatblock die 
CSP, und die Auflösung der GDVP be­
gann; ihre vormaligen Wähler enthiel­
ten sich der Stimme oder wanderten 
bereits zu den Nationalsozialisten ab. 

Mit dem Austritt der GDVP aus der 
Regierung (Jänner 1932) begann die 
von Unruhe und Kurzfristigkeit der 
Regierungen gekennzeichnete Schluß­
phase, in welcher 1933/34 die schritt­
weise Zerstörung der parlamentari­
schen Demokratie erfolgte. 

In bezug auf die Art und Qualität 
der Organisation bestanden zwischen 
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den drei wichtigsten Parteien erhebli­
che Unterschiede. Die Sozialdemokra­
tische Arbeiterpartei repräsentierte 
den Typus der hochorganisierten, zen­
tralisierten und bürokratisierten Mit­
gliederparteL Die Zahl ihrer Mitglie­
der erreichte im Jahre 1929 mit rund 
720 .000 den Höchststand. Umgeben 
wurde die SDAP von einem dichten 
Netz von Vorfeldorganisationen, wel­
che auch dazu benützt wurden, um ­
vor allem in Wien und einigen Indu­
striezonen - einen Gegenentwurf zur 
bürgerlich dominierten und geprägten 
Gesellschaft zu schaffen. 

Die Christlichsoziale Partei hinge­
gen besaß - obwohl durchwegs Regie­
rungspartei - keine eigenständige Or­
ganisation! Als politischer Arm der 
katholischen Kirche erhielt sie die 
Möglichkeit, deren weitverzweigte 
Vereinsstruktur (einschließlich der 
Zeitungen) mitzubenutzen. Die CSP 
ist daher als indirekt organisierte 
Wählerpartei einzustufen. 

Die organisatorischen Netzwerke 
der Sozialdemokraten und des politi­
schen Katholizismus bildeten zwei ge­
sellschaftliche Subsysteme, die nicht 
überlappten und sich weitestgehend 
voneinander abschotteten. Diese bei­
den Lager besaßen jeweils eigene aus­
geprägte Weltanschauungen und ver­
traten daraus abgeleitete Totalent­
würfe der Gesellschaft. Wesentlich 
war, daß über das Wesen der Demo­
kratie Uneinigkeit herrschte. 

Die Großdeutsche Volkspartei wie­
derum war eine typische Honora­
tiorenpartei, der die Kontakte zur Ba­
sis und eine tragfähige Organisation 
fehlten. Die Vielzahl der deutschnatio­
nalen Vereine zeigte gegenüber der 
GDVP nur bedingte Loyalität. Da die 
GDVP die offizielle Politik hinsicht­
lich der Anschlußfrage mittragen 
mußte, kehrten ihr diese Vereine bald 
den Rücken zu und wandten sich den 
Nationalsozialisten oder dem Heimat­
block zu. 

Für den vierten Abschnitt ("Verbän­
de: Interessenorganisierung - Interes-
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senpolitik") verfaßte Emmerich Talos 
einen ÜberblicksartikeL Im Gegensatz 
zum Verbändesystem der Zweiten Re­
publik zeichnete sich jenes der Ersten 
Republik durch starke organisatori­
sche und ideologische Fragmentierung 
sowie durch einen geringen Zentrali­
sierungsgrad sowohl auf der Arbeit­
nehmer- als auch auf der Arbeitgeber­
seite aus. Aufgrund der organisatori­
schen Zersplitterung und der ideologi­
schen Polarisierung war der Partiku­
larismus in der Interessenpolitik aus­
geprägt. Abstimmungsprozesse auf 
seiten der Gewerkschaften und auf 
seiten der Unternehmerverbände so­
wie jene zwischen Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen waren ent­
sprechend schwierig. 

Der für die Zweite Republik wesent­
liche sozialpartnerschaftliehe Grund­
konsens zu zentralen wirtschafts- und 
sozialpolitischen Themen fehlte. Die 
grundsätzlich konträren Positionen 
bildeten eine unüberwindbare Barrie­
re für eine Weiterentwicklung von ein­
zelnen Ansätzen der Interessenakkor­
dierung und Verbändekooperation. 
Konkurrenz, Dissens und Konflikt 
charakterisierten die Verbandsbezie­
hungen. 

Es ist daher nicht verwunderlich, 
daß Lobbying die dominante Strategie 
der Vermittlung verhandlicher Inter­
essen gegenüber den Ministerien, der 
Regierung und dem Parlament bildete. 
Sowohl auf christlichsozialer als auch 
auf sozialdemokratischer Seite be­
standen jeweils dichte Beziehungs­
netzwerke zwischen den Verbänden 
und der Partei bzw. den Parteivertre­
tern in den Ministerien und der Regie­
rung. Aufgrund der christlichsozialen 
Dominanz der Regierung ab Herbst 
1920  fanden die Unternehmer weit 
günstigere Bedingungen für die 
Durchsetzung ihrer Interessen vor. 

Für die Gewerkschaften und Arbei­
terkammern stellten die Vertretung in 
staatlichen Beiräten und Kommissio­
nen, die Teilnahme an Konferenzen 
und parlamentarischen Enqueten so-
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wie die Gesetzesbegutachtung wichti­
ge Kanäle der Interessenartikulation 
und der Einflußnahme dar. 

Bemühungen zu gemeinsamen, von 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite 
getragenen Problemlösungen gingen 
vor allem von den Regierungen aus, 
insbesondere in der Formierungsphase 
der Republik und während der Welt­
wirtschaftskrise. Eine dauerhafte Ko­
operation war jedoch infolge der 
grundsätzlich konträren Interessenpo­
sitionen ausgeschlossen. Es blieb bei 
einer Zusammenarbeit auf Abruf. 

In seinem Beitrag "Ökonomische 
Macht und Politik" beschäftigt sich 
Peter Berger mit der Einflußnahme 
von Industrie und Großbanken auf die 
Regierungspolitik Er geht dabei, 
Überlegungen von Schumpeter auf­
greifend, von der These aus, daß das 
wirtschaftliche Großbürgertum nach 
dem Zusammenbruch der Monarchie 
neuer Protektoren bedurfte, sich aus 
diesem Grunde den beiden bürgerli­
chen Großparteien zuwandte und mit 
diesen ein Bündnis gegen die "marxi­
stische Bedrohung" einging. 

Infolge der Einführung des allge­
meinen und gleichen Wahlrechts war 
der direkte politische Einfluß von In­
dustrie und Großbanken gering. Zu­
dem verhielt sich die christlichsoziale 
Parlamentsfraktion eher industrie­
und finanzfeindlich. Die Handelskam­
mern wiederum hatten auf die Interes­
sen des gewerblichen Mittelstandes 
Rücksicht zu nehmen. Daher stützten 
sich Banken und Industrie vor allem 
auf ihre Spitzenverbände mit freiwil­
liger Mitgliedschaft, den "Verband der 
Österreichischen Banken und Ban­
kiers" bzw. den "Hauptverband der 
Industrie Österreichs" .  Letztere be­
trieben intensives Lobbying bei den 
bürgerlichen Parteien, leitenden Be­
amten und Regierungsmitgliedern. 
Außerdem flossen von den beiden ge­
nannten Verbänden finanzielle Mittel 
in erheblichem Umfang an die CSP 
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und die GDVP, später aber auch an die 
Heim wehren. Die Bankiers verstanden 
es weiters, Gratifikationen an Perso­
nen in Schlüsselpositionen zu vertei­
len. 

In den beiden großen bürgerlichen 
Parteien fanden Industrie und Groß­
banken somit jene politischen Protek­
toren, welche bis Anfang der dreißiger 
Jahre für die liberal-kapitalistische 
Wirtschaftsordnung eintraten. Die 
personellen Verflechtungen zwischen 
den Wiener Großbanken und Regie­
rungskreisen waren sehr eng: Die be­
deutenden Bankhäuser besetzten 
ihren Verwaltungsrat bzw. Direktor­
posten mit Persönlichkeiten aus der 
Politik und brachten eigene Leute auf 
strategische Posten im politischen Be­
reich. "Österreichs Politiker der Zwi­
schenkriegszeit überließen national­
ökonomische Fragen nur allzu gern 
dem Kreis der Bankleute. " (S. 406) 

Der fünfte Abschnitt befaßt sich mit 
der politischen Kultur der Ersten Re­
publik, und der sechste behandelt ein­
zelne Politikfelder: Wirtschafts-, Sozi­
al-, Sicherheits-, Kultur- und Außen­
politik. Hervorzuheben sind hier die 
beiden wirtschaftspolitischen Beiträge 
von Fritz Weber und Hans Kernbauer, 
die einen Überblick über die staatliche 
Wirtschaftspolitik bzw. über die Zu­
sammenhänge zwischen Währungs-, 
Bank- und Budgetpolitik bieten. 

Jedem Leser, der einen Einstieg zum 
Thema Erste Republik sucht, kann der 
vorliegende Sammelband nur wärm­
stens empfohlen werden. Und für Hi­
storiker und andere, die ein tieferge­
hendes Interesse an einem speziellen 
Gebiet haben, werden die Beiträge 
dieses Handbuches noch lange Zeit 
den besten Ausgangspunkt bilden. Das 
ausführliche Personen- und Stich­
wortverzeichnis erleichtert überdies 
seine Verwendung als Nachschlage­
werk. 

Michael Mesch 
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DAS ZEITALTER DER EXTREME 

Rezension von: Eric Hobsbawm, Age 
of Extremes. The Short Twentieth 

Century 1914-1991 ,  Michael Joseph, 
London 1994,  626 Seiten, .f: 19 ,99 .  

Eric John Hobsbawm hat es  ge­
schafft. Es ist dem 1917  geborenen Ge­
lehrten gelungen, noch vor dem 80 .  Le­
bensjahr seine großartige Trilogie über 
das "lange 19 .  Jahrhundert" von 1789 
bis 1 9 14 mit einem in sich dreigeteil­
ten Monumentalwerk über das "kurze 
20 .  Jahrhundert" von 1 9 14 bis 1991  
(dem Jahr des Zerfalls der Sowjetuni­
on) zu krönen. Dem legendären "Zeit­
alter der Revolutionen" von 1789  bis 
1848,  der "Blütezeit des Kapitals" von 
1848 bis 1875 und dem "imperialen 
Zeitalter" von 1875  bis 1 9 14 folgen 
nun Überblicke über das "Zeitalter 
der Katastrophen" von 1 9 14 bis 1 945 ,  
das "goldene Zeitalter" 1 945 bis etwa 
1975  und die zunehmend krisenge­
schüttelten Jahrzehnte danach. 

Wie üblich sind die Rezensionen 
hymnisch, Hobsbawms neues Monu­
mentalwerk hat zwischen Oktober 
1994 und Februar 1995 bereits acht 
Auflagen erlebt. 

Woran liegt dieser grandiose Erfolg? 
Sicherlich nicht nur daran, daß es 
Hobsbawm versteht, mit "Datenlawi­
nen" geschickt ausgewählter Statisti­
ken und Zitate den Leser zu beein­
drucken. Entscheidend ist vermutlich, 
daß Hobsbawm das besitzt, was viel­
leicht zum wertvollsten Erbe des heute 
im hegelianischen Mehrfachsinn auf­
gehobenen Marxismus zählt: den Blick 
aufs Ganze. Es ist diese Vision der ge­
samtgesellschaftlichen Dynamik, in 
klarer bildhafter Sprache formuliert, 
die Hobsbawm oft zu außerordentlich 
brillanten Kernaussagen führt. Sie ist 
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es, die Ökonomen ebenso fasziniert 
wie Historiker oder auch breitere 
Schichten des intellektuellen Publi­
kums, das es gottlob auch am Ende des 
20 .  Jahrhunderts noch gibt. Der mäch­
tige Band mit seinen über 600 Seiten 
ist natürlich nicht resümierbar. Einige 
kurze Anmerkungen seien aber doch 
gestattet. 

Die Periode des Ersten Weltkrieges, 
der nur kurzen Nachkriegserholung 
und der Weltwirtschaftskrise als 
Übergang zum Zweiten Weltkrieg 
wird von Hobsbawm zu Recht als 
"Zeitalter der Katastrophe" bezeich­
net. In der Einleitung seines Buches 
bekennt der Autor übrigens, daß die­
ses Buch im wesentlichen einen Zeit­
abschnitt betreffe, in dem er Meinun­
gen und Vorurteile als Zeitgenosse 
eher denn als Gelehrter gesammelt 
habe: das wird vielleicht am deutlich­
sten in manchen Passagen dieses er­
sten Teiles. So kommt hier (aber auch 
später) der "Katastrophenaspekt" des 
Aufstiegs der Sowjetunion, deren 
Konfrontation mit dem Rest der ent­
wickelten Welt die Geschichte dieses 
Jahrhundert prägen sollte, ungewöhn­
lich milde zur Sprache. Hobsbawm, 
der in seiner Jugend lange stalintreuer 
Kommunist und später Euro-Kommu­
nist war, möchte, so scheint es, die 
Ideale und den Glauben seiner Jugend 
nicht gänzlich desavouieren, obwohl 
er sich in seinen Schlußkapiteln hero­
isch mit dem "Ende des Sozialismus" 
konfrontiert. "Ob die sogenannte Ok­
toberrevolution ein Putsch gewesen 
wäre, wie antikommunistische Histo­
riker argumentiert haben" (S. 62), er­
scheint Hobsbawm etwa als weitge­
hend irrelevant, obwohl er sieben Sei­
ten weiter bemerkt, daß ein "bedeu­
tender Irrtum der Bolschewiken 1920 
ihre Spaltung der internationalen Ar­
beiterbewegung gewesen" sei, die er 
völlig zu Recht darauf zurückführt, 
daß "Lenin und die Bolschewiken 
nicht eine internationale Bewegung 
sozialistischer Sympathisanten woll­
ten, sondern ein Korps vollkommen 
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engagierter und disziplinierter Akti­
visten, eine Art globaler Einsatztruppe 
für die revolutionäre Eroberung" 
(S. 69).  Deutlicher könnte man den 
putschistischen Charakter des lenini­
stischen Parteityps nicht ausdrücken ­
und Hobsbawm macht auch an ande­
ren Stellen deutlich, daß die fatale 
Mobilisierung autoritärer Konservati­
vismen und Faschismen als "Retter ge­
gen den Bolschewismus" stets an die­
sem Schreckgespenst der bolsche­
wistischen Diktatur ansetzen konnte. 

Natürlich kann man von einem so 
umfassenden Buch keine wirklich fun­
damentale Gesamtdarstellung zweier 
Weltkriege und einer Weltwirtschafts­
krise erwarten, über die schon Biblio­
theken geschrieben wurden. Höchst 
erfreulich ist es aber, daß Hobsbawm 
auch dem "Überbau" von Kunst und 
Kultur stets ein Kapitel widmet. Diese 
gehören jeweils zu den persönlichsten 
des Bandes: So stellt der Autor (S. 184) 
fest, er sei zwar "zwischen den großen 
Architekturmonumenten der liberalen 
Bourgeoisie" im Wiener Ringstraßen­
bereich aufgewachsen, habe aber 
durch eine "Art kultureller Osmose 
gelernt , daß diese als entweder verlo­
gen oder pompös oder beides angese­
hen werden müßten" .  Mit einigem Be­
dauern stellt er fest, daß solche Ge­
bäude en masse bis in die fünfziger 
und sechziger Jahre des 20 .  Jahrhun­
derts - "die katastrophalste Periode in 
der modernen Architektur" - abgeris­
sen worden wären. Die stets quantita­
tiv und "proportionenorientiert" mo­
tivierte Sicht des Autors erweist sich 
übrigens auch im kulturellen Bereich 
als sehr fruchtbar - etwa wenn er den 
dünn gewordenen Firnis traditionellen 
Hochkulturkonsums dadurch charak­
terisiert, daß das "Konzertpublikum 
für klassische Musik in New York 
bloß 2 0 .000 bis 30 .000 Menschen (von 
10  Millionen Einwohnern) ausmacht" 
(S. 421) .  

Hobsbawms vielfältiger, heute wür­
de man sagen, multikultureller Werde­
gang zwischen Wien, Berlin, London 
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und Cambridge (mit Geburtsort Ägyp­
ten) erweist sich als besonderer Vorteil 
für seine globale, interkulturelle Sicht. 
Das Schlußkapitel des ersten Teils 
"End of Empires" ,  spiegelt diese über­
nationale Perspektive in großartiger 
Weise wider. Die eurozentrische Sicht 
wird hier in souveräner Art transzen­
diert, wie etwa auch später in der 
Würdigung der islamischen Revoluti­
on (S. 455) .  Der Untergang der kolo­
nialen Imperien war allerdings in ge­
wissem Sinn auch das Ergebnis eu­
ropäischer Entwicklungen, speziell 
des Zweiten Weltkrieges: Der für 
Hobsbawm selbst und seine marxisti­
schen Freunde noch 1939 "unvorstell­
bare" Untergang des britischen Welt­
reiches, aber auch wichtiger französi­
scher und niederländischer Kolonien 
in Ostasien wurde nicht zuletzt durch 
den relativ problemlosen Sieg der 
Japaner in der Anfangsphase ihres 
asiatischen Feldzuges beschleunigt 
(S. 2 16). Indien wurde zwar nicht er­
obert, aber die Quit-India-Bewegung 
der Kongreßpartei 1 942 war ein deut­
liches Zeichen - und die großen Sieger 
des Krieges, die USA und die Sowjet­
union, waren aus unterschiedlichen 
Gründen beide Gegner der alten Kolo­
nialsysteme. 

Es muß kaum noch betont werden, 
daß Eric Hobsbawm ein genialer Zitie­
rer ist: Nicht ohne Bosheit erinnert er 
etwa, daß der zukünftige Nobelpreis­
Ökonom Paul A. Samuelsen mit einer 
Arbeit aus 1 943 ("Full employment af­
ter the war" in: S. Harris (ed.) "Post­
war Economic Problems" ,  S. 27-53) 
für die Nachkriegszeit "die größte Ar­
beitslosigkeit . . .  , die je  eine Wirtschaft 
zu konfrontieren hatte" erwartete. 
Hobsbawms Sinn für erhellende Stati­
stiken wird besonders in den Ab­
schnitten über die "soziale und kultu­
relle Revolution" nach 1945 deutlich. 
Vor dem Zweiten Weltkrieg hätten 
selbst Deutschland, Frankreich oder 
Großbritannien, drei der entwickelt­
sten Länder, nur etwa ein Promille 
Studentenanteil an der Bevölkerung 
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gehabt, während dieser heute bei etwa 
2 ,5% bis 3% der Bevölkerung liegt 
S. 295) .  Das große quantitative Wachs­
tum der Massenuniversitäten bringt 
Hobsbawm auch in korrekte Bezie­
hung zur bedeutenden Rolle der Stu­
dentenunruhen 1968 etwa in den USA 
und Frankreich. 

In England und Wales, vermerkt 
Hobsbawm, gab es 1938 eine Schei­
dung pro 58 Heiraten - aber Mitte der 
achtziger Jahre eine pro 2 ,2  Heiraten 
(S. 321) .  Deutlicher könnte man die 
dramatischen Änderungen in der Fa­
milienstruktur kaum darstellen. Wäh­
rend die Ein-Personen-Haushalte 
während des ersten Drittels dieses 
Jahrhunderts in Großbritannien etwa 
6% ausmachten, verdoppelte sich ihr 
Anteil zwischen 1 960 und 1980 an­
nähernd von 1 2 %  auf 22% aller Haus­
halte und erreichte 1991  mehr als ein 
Viertel (S. 322) .  Auch das Verschwin­
den der Bauernschaft als große gesell­
schaftliche Gruppe und politische 
Kraft in den westlichen Ländern illu­
striert Hobsbawm mit ähnlichen Sta­
tistiken. 

Ein wenig verwunderlich ist es, daß 
Hobsbawm den dritten Teil ("The 
Landslide") seines großen Werkes in 
so düsteren Farben malt. Es dürfte 
kein Zufall sein, daß das letzte Wort 
seines Buches "darkness" lautet (S. 
585). Signifikanterweise heißen zwei 
Kapitelüberschriften "Das Ende des 
Sozialismus" (S. 461)  und "Der Tod 
der Avantgarde" (S. 500) .  Eric John 
Hobsbawms persönliche politische 
und ideologische Enttäuschungen 
dürften hier in doch recht starker Wei­
se durchschlagen: Nicht umsonst ist 
eines seiner Einleitungszitate über 
dieses Jahrhundert Yehudi Menuhins 
Ausspruch: "Wenn ich das 20 .  Jahr­
hundert zusammenfassen müßte, wür­
de ich sagen, daß es die größten Hoff­
nungen erweckt hat, die die Mensch­
heit je empfunden hat - und alle Illu­
sionen und Ideale zerstört hat" (S. 2) .  
Mit einer Art von Heroismus erkennt 
der alte Linke an, daß sogar manche 
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der "Schockbehandlungen" Margaret 
Thatchers notwendig gewesen seien 
(S. 4 12), und setzt auch offenbar keine 
Hoffnungen mehr in verstaatlichte In­
dustrien. Auch was die "Verbesserbar­
keit der Menschen" betrifft, hat 
Hobsbawm alle Illusionen verloren -
einer seiner genialen Vergleiche be­
trifft hier die Geschwindigkeitszu­
wächse der maschinellen Bewegung 
im Vergleich zum 100-m-Rekord 
(S. 4 14) .  Was den Realsozialismus be­
trifft, stellt der Autor aber dennoch 
mit souveränem Sarkasmus fest, in 
diesem sei in der Tat so etwas wie ein 
"sozialistischer Mensch" entstanden ­
der wenigstens (zeitweilig) Paul La­
fargues "Recht auf Müßiggang" reali­
siert habe (S. 478) .  Während Hobs­
bawm dem katastrophalen politisch­
wirtschaftlichen Aktivismus von Maos 
China allerdings mit großer Schärfe 
gegenübertritt, scheint er der hero­
ischesten, aber auch blutigsten Phase 
des Realsozialismus, den stalinisti­
schen dreißig er und vierziger Jahren, 
immer noch mit einem Rest von Ju­
gendenthusiasmus verbunden. Der 
wahnwitzige Schwerindustrie-Feti­
schismus, der heute riesige unver­
wendbare Industrieruinen und Um­
weltprobleme hinterläßt, wird von ihm 
immer noch mit einem Rest von Ver­
ständnis gesehen - auch wenn er kon­
statiert, daß die Struktur der Sowjet­
ökonomie Mitte der achtziger Jahre 
(80% mehr Stahl als die USA, fünfmal 
so viele Traktoren), einem hoffnungs­
los veralteten Industrialisierungsmo­
dell entsprach (S. 247).  

Sehr zutreffend ist allerdings die 
Bemerkung des alten Marxisten 
Hobsbawm, daß gerade der Untergang 
des Realsozialismus die Marx'sche 
These des Eintretens einer sozialen 
Revolution, "wenn die Produktions­
verhältnisse zu Fesseln der Produktiv­
kräfte" würden, bestätige (S. 497) .  
Jene Angehörigen der Linken, die der 
großen Wende von 1 989/90 immer 
noch den Ehrennamen der Revolution 
im historischen Sinn versagen wollen, 
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sollten sich dieses Argument eines al­
ten Revolutionstheoretikers einmal 
genauer überlegen. 

Natürlich kann Hobsbawm nicht 
immer über seinen Schatten springen. 
An mehreren Stellen argumentiert er, 
nicht besonders überzeugend, gegen 
den "totalitären" Charakter des So­
wjetsystems - wohl weil dies eine typi­
sche Terminologie des kalten Krieges 
war (z. B .  S. 393) .  Aus den gleichen 
Gründen verneint Hobsbawm wohl die 
Frage, ob irgendein ernsthafter fran­
zösischer Romanautor nach 1945 eine 
internationale Reputation entwickelt 
habe (S. 503) .  Hier wäre mit Sicherheit 
Albert Camus zu nennen gewesen. 

Vielleicht durch persönliche leid­
volle Erfahrung bedingt, sind auch 
Hobsbawms seltene Hinweise auf 
Österreich etwas unausgewogen. So 
meint er, "dieser stark nationalsoziali­
stische Teil Hitler-Deutschlands sei 
bloß durch eine Wendung der interna­
tionalen Diplomatie nach 1945 unter 
die Unschuldigen gereiht" worden 
(S. 1 76) - eine Behauptung, die die bla­
mable Preisgabe der Unabhängigkeit 
dieses Landes 1937-1938 gerade durch 
Großbritannien (ähnlich wenig später 
jener der Tschechoslowakei) "ver­
drängt" .  

Kleinlichere Kritiker könnten sich 
auch an Hobsbawms Feststellung des 
relativ "neutralen" Charakters von 
Vielvölkerstaaten vor 1 9 14 stoßen (es 
gab ja damals etwa recht beachtlichen 
Magyarisierungs- und Russifizie­
rungsdruck) und sein Fehlverständnis 
des Begriffes "Null-Summen-Spiel" 
kritisieren (dieses wird an mehreren 
Stellen, z. B. S. 29,  als eines betrachtet, 
das nur "total gewonnen oder verlo-
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ren" werden kann - während seine De­
finition in Wahrheit nur bedeutet, daß 
Auszahlungen und Verluste in Summe 
ident sind, also nicht etwa alle Teil­
nehmer des Spiels zugleich gewinnen 
oder verlieren können) . 

Hier ist aber letztlich keine Beck­
messerei angebracht. Eric John 
Hobsbawms Buch ist die Krönung ei­
nes großartigen Lebenswerkes. 

Der Verfasser hat lange schon im 
stillen gehofft, daß Hobsbawms ein­
drucksvolle historische Buchserie über 
das " Zeitalter der Revolutionen" bis 
möglichst nahe an die Gegenwart her­
angeführt werden möge und diesen 
Wunsch dem Gelehrten sogar einmal 
brieflich vorgetragen. Daß es 
Hobsbawm nun vergönnt ist, sein 
Lebensprojekt in so souveräner Weise 
abzurunden, ist eine wirkliche Quelle 
der Begeisterung für viele, die sein 
Werden über die Jahre verfolgt haben. 

Hobsbawms Melancholie eines "al­
ten Linken" ,  der in Solidarnase eine 
"echte Arbeiterbewegung" (S. 398) 
ortet, die aber "antisozialistisch" ge­
wesen sei, seine etwas unkritische 
Würdigung der formalen Wachstums­
raten des Stalinismus und sein laten­
tes Bedauern gegenüber dem Zerfall 
der Sowjetunion, der das Schlußda­
tum seiner Periodisierung setzt, mag 
man nicht unbedingt teilen. 

Höchsten Respekt vor dem Wissen 
des Autors, seinen oft ungewöhnlich 
brillanten Formulierungen und vor 
dem im ganzen klaren und unbestech­
lichen Blick auf die ökonomisch-hi­
storischen Weltzusammenhänge wird 
aber niemand Hobsbawm versagen 
können. 

Robert Schediwy 
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NEUORDNUNG IM VERKEHRS­
WESEN 

Rezension von: Wilfried Schönbäck 
(Hrsg.), Neuordnung der Kompeten­
zen und Finanzierungsmöglichkeiten 

im Verkehrswesen Österreichs, 
Böhlau, Wien 1994,  320 Seiten, 

öS 476 ,-. 

Beim vorliegenden Werk handelt es 
sich um eine Zusammenfassung von 
Beiträgen für ein Forschungsprojekt 
des Institutes für Finanzwissenschaft 
und Infrastrukturpolitik der Techni­
schen Universität Wien. 

Im ersten Kapitel über die finanziel­
len Transaktionen im Verkehrswesen 
im Jahr 1990 von Sabine Mayer wird 
ein Überblick über die Verkehrsausga­
ben der privaten und öffentlichen 
Haushalte, über den Straßenbau und 
die -erhaltung und über den öffentli­
chen Verkehr gegeben. 

Das zweite Kapitel von Hans-Georg 
Ruppe befaßt sich mit finanzverfas­
sungsrechtlichen Aspekten der Finan­
zierungsinstrumente im Verkehrswe­
sen und geht zunächst sehr detailliert 
in Form einer Bestandsaufnahme auf 
verkehrsspezifische Abgaben bzw. 
verkehrsspezifische Regelungen im 
allgemeinen Abgabenrecht ein, be­
schreibt den verfassungsrechtlichen 
Rahmen für rechtspolitische Maßnah­
men im Finanzierungsbereich und un­
terbreitet letztendlich Finanzierungs­
alternativen, die aufgrund der bisheri­
gen gesetzlichen Möglichkeiten bereits 
gegeben wären. 

Martin Reishafer und Stefan 
Winkelbauer beschäftigen sich im 
dritten Kapitel mit Organisationsfor­
men und Finanzierungsmodellen für 
den Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) im In- und Ausland und stel-
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len Kooperationsformen im ÖPNV in 
Österreich, der BRD, Schweden und 
der Schweiz vor, wobei auch auf Re­
formvorschläge zur Organisation des 
ÖPNV (insbesondere in der BRD, 
Großbritannien und Schweden) einge­
gangen wird. 

Das vierte Kapitel von Bernd-Chri­
stian Funk behandelt staats- und ver­
waltungsrechtliche Aspekte einer 
Neuordnung der Kompetenzen unter 
besonderer Berücksichtigung des 
ÖPNV. 

Das fünfte Kapitel von Wilfried 
Schönbäck, Wolfgang Hanko und Sa­
bine Mayer rundet das vorliegende 
Werk mit einer Darstellung von Mo­
dellen für eine Neuordnung der Ent­
scheidungsverhältnisse im Verkehrs­
bereich ab . Im Hinblick auf den ÖPNV 
werden spezielle rechtliche Maßnah­
men, die Grundsätze für Verkehrsver­
bünde und die Ziele und Inhalte eines 
Bundesgesetzes über die ÖPNV-Fi­
nanzierung in den Vordergrund ge­
stellt, bezüglich der Bundesstraßen 
räumen die Verfasser einer Neuord­
nung der Entscheidungsverhältnisse 
im Bereich der Bundesstraßenverwal­
tung große Bedeutung ein. 

Das von Wilfried Schönbäck heraus­
gegebene Buch befaßt sich somit in er­
ster Linie mit dem ÖPNV und der 
Übertragung der Bundesstraßen an die 
Länder. Die Untersuchung der Finan­
zierungsmöglichkeiten behandelt die 
verschiedenen Finanzierungsinstru­
mente und die Schaffung eines ver­
bindlichen Abkommens zwischen 
Bund und Ländern über die Finanzie­
rung des ÖPNV. 

Die Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder und Gemeinden) setzten im 
Jahr 1990 rund 10% ihrer gesamten 
Ausgaben für den Verkehrsbereich 
ein. Die Ausgaben der privaten Haus­
halte hingegen betrugen 1 5 % .  Die Ver­
kehrsausgaben der Unternehmen wur­
den nicht berücksichtigt. 

Bei den Bundesländern und den Ge­
meinden (ohne Wien) wurde der größte 
Anteil der Verkehrsausgaben für 
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Straßenbau und -erhaltung aufge­
wendet, vom Bund für den Schienen­
verkehr und in Wien für den ÖPNV. 

Insgesamt gaben die Gebietskörper­
schaften und die ASFINAG für 
Straßenbau und -erhaltung etwa 36 
Mrd. öS aus. Die Summe der Einnah­
men der Gebietskörperschaften aus 
dem Straßenverkehr betrugen rund 73 
Mrd. öS. Hier ist allerdings anzumer­
ken, daß aus diesen beiden Zahlen 
allein Rückschlüsse auf den volks­
wirtschaftlichen Kostendeckungsgrad 
nicht zulässig sind. 

Die gesamten Verkehrsausgaben der 
Gebietskörperschaften für den ÖPNV 
beliefen sich auf etwa 2 0  Mrd. öS. 

Auf Basis dieser Informationen 
überlegt Schönbäck eine Reorganisati­
on des ÖPNV. Hier sieht er zwei Mög­
lichkeiten: 
- Die erste wäre eine Globalstrategie, 

d. h. eine legislative Neustrukturie­
rung aller Angelegenheiten des 
ÖPNV (Schaffung eines eigenen 
Finanzierungsgesetzes, Änderung 
des Kraftfahrliniengesetzes und des 
Eisenbahngesetzes). Der Vorteil 
läge darin, daß eine Handlungsver­
pflichtung geschaffen würde und 
darüber hinaus eine Pflicht zur Be­
reitstellung finanzieller Mittel für 
den ÖPNV. 

- In der zweiten Variante sieht 
Schönbäck einen annähernd glei­
chen Effekt, aber mit geringerem 
gesetzgeberischem Aufwand. Es 
wäre ein Bundesgesetz über die Fi­
nanzierung des ÖPNV zu schaffen, 
das eine bedingte Verpflichtung des 
Bundes zur Erbringung finanzieller 
Leistungen verankert. Vorausset­
zungen wären z. B. die Mitwirkung 
der Länder und Gemeinden an ei­
nem Gesamtverkehrskonzept und 
die Vorlage von Landesverkehrs­
konzepten. 
Da derzeit viele unterschiedlich or­

ganisierte Verkehrsverbünde in Öster­
reich existieren, sind einheitliche 
Standards festzulegen, die das Ver­
kehrsangebot, die Tarifgestaltung, die 
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Organisation, die Finanzierung von 
Verkehrsverbünden durch Gebiets­
körperschaften und die Information 
und das Marketing beinhalten sollen. 

Im Bereich der Straßenverwaltung 
wird vorgeschlagen, die Verantwor­
tung des Bundes auf hochrangige Ver­
bindungen zu beschränken. Die Ver­
antwortung für Straßen mit regionaler 
Bedeutung sollten die Länder über­
nehmen und die Gemeinden für 
Strecken mit Erschließungsfunktion 
innerhalb der Gemeinde und mit All­
bindungsfunktion an das regionale 
Netz. Diese politische Verantwortung 
muß Planung, Errichtung, Erhaltung 
und Betrieb sowie Finanzierung um­
fassen. 

Schon im derzeitigen gesetzlichen 
Rahmen bestehen mehrere Möglich­
keiten der Länder, auf Basis von Lan­
desgesetzen zusätzliche finanzielle 
Mittel zu erschließen: 
- Aufgrund des Abgabenerfindungs­

rechtes können die Länder autonom 
neue Abgaben für Länder und Ge­
meinden einführen. 

- Eine neuartige Möglichkeit könnte 
mit der Einhebung einer Landesab­
gabe für das Befahren von Bal­
lungsräumen mit einem Kfz auf öf­
fentlichen Straßen geschaffen wer­
den. 

- Die Bemautung des Straßennetzes 
eines Landes im allgemeinen, aber 
auch auf einzelnen Verkehrsverbin­
dungen innerhalb eines Landes 
durch ein Bundesland ist laut 
Schönbäck im Prinzip zulässig. 
Grundstückseigentümer im Ein­
zugshereich des ÖPNV könnten ihre 
Vorteile durch Interessentenbeiträ­
ge abgelten. 

- Parkraumbewirtschaftung ist zwar 
nicht über Verwaltungsabgaben, 
aber über Gebrauchsabgaben mög­
lich und daher für den Landesge­
setzgeber autonom verfügbar. 

- Eine weitere Möglichkeit besteht im 
Ausbau der Sach- und Geldlei­
stungsverpflichtungen gemäß dem 
Baurecht im Zusammenhang mit 
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der Schaffung von Abstellplätzen 
für Kfz. 

- Weiters wird auch auf die Möglich­
keit der Einrichtung eines Fonds 
mit Rechtspersönlichkeit und Fi­
nanzierungsinstrumente außerhalb 
des Abgabenrechtes eingegangen. 
Auch auf Basis von Bundesgesetzen 

gibt es einige Möglichkeiten: Hier 
wären vor allem Bundesabgaben und 
eine Straßenmaut auf Bundesebene 
(Modifikationen der Mineralölsteuer, 
der Kfz-Steuer und des Straßenver­
kehrsbeitrages), die Beseitigung ein­
kommensteuerlicher Diskriminierun­
gen des öffentlichen Verkehrs (Über­
nahme der Kosten für Massenbeförde­
rungsmittel durch den Arbeitgeber 
und die Bereitstellung von firmeneige­
nen Parkplätzen) und die Erlassung 
eines Bundes.gesetzes über die Finan­
zierung des OPNV und eine dement­
sprechende Bereinigung des Finanz­
ausgleichsgesetzes zu nennen. 
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Dieser sehr positiv zu beurteilende 
wissenschaftliche Sammelband ist an 
einen Adressatenkreis gerichtet, der 
sich aus Entscheidungsträgem in Mi­
nisterien, öffentlichen Gebietskörper­
schaften, Interessenvertretungen und 
Politik zusammensetzt, die sich tag­
täglich mit Verkehrsproblemen aus­
einandersetzen müssen. Allein die sehr 
ausführliche Darstellung der Be­
standsanalyse mit detailliertem Zah­
lenmaterial eignet sich ausgezeichnet 
als N achschlagwerk, um sich über die 
sehr komplexe Materie des ÖPNV zu 
informieren. 

Einzig hinsichtlich der Aktualität 
des Buches muß festgestellt werden, 
daß einige Kapitel durch die Schnell­
lebigkeit mancher Gesetzesgrundla­
gen seit der Herausgabe im Jahr 1994 
bereits überholt sind und somit einer 
Überarbeitung bedürften. 

Richard Ruziczka 
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Betreff: Erhöhung der Abonnementpreise 

Die Abonnementpreise wurden zuletzt Anfang 1985 neu festgesetzt 
und waren somit elf Jahre unverändert. Die Kosten sind seither be­
trächtlich gestiegen, die Verbraucherpreise erhöhten sich im Durch­
schnitt um 35%.  

Wir sehen uns daher veranlaßt, die Abonnementpreise per 1 .  Jänner 
1996 zu erhöhen, und zwar um 20 Prozent. Das bedeutet, daß der Preis 
für das Studentenabonnement nunmehr 210  Schilling und jener für das 
Normalabonnement 360 Schilling beträgt (Versandkosten sind in diesen 
Beträgen bereits eingeschlossen). 

Wir glauben, diese Erhöhung nicht zuletzt auch durch Leistungsstei­
gerungen rechtfertigen zu können. Der Umfang des Jahrgangs betrug in 
den letzten vier Jahren jeweils über 600 Seiten. Wir waren bestrebt, ver­
mehrt Beiträge von ausländischen Autoren und Artikel über die Wirt­
schaftspolitik und die Wirtschaftsentwicklung in den osteuropäischen 
Transformationsländern zu veröffentlichen. Der Rezensionsteil wurde 
wesentlich ausgebaut, "Rezensionsartikel" ,  deren Länge und Dokumen­
tation deutlich über jene der üblichen Buchbesprechungen hinausgehen, 
stellen eine Neuerung dar. 

Wirtschaft und Gesellschaft erscheint 1996 bereits im 22 .  Jahrgang. 
Die stetige Aufwärtsentwicklung, die unsere Zeitschrift seit ihrer Grün­
dung genommen hat, ist undenkbar ohne den wachsenden Kreis unserer 
Leser, um deren Interesse und Aufmerksamkeit wir uns auch in Zukunft 
bemühen werden. 

Ihnen sei bei dieser Gelegenheit herzlich gedankt. 
Die Redaktion 
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